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R echtsprechung
Strafrecht

§ 1 ÄnderungsG. v. 4. Sept. 1941 (RGBl. I,
549). Zur Auslegung der Begriffe „Bedürf­
nis nach gerechter Sühne“  und „Schutz 
der Volksgemeinschaft“ . Aus dem Schutz­
bedürfnis der Volksgemeinschaft kann die 
Todesstrafe auch dann geboten sein, wenn 
Strafhaft oder Sicherungsverwahrung wei­
tere Taten des Täters an sich verhüten wür­
den. Rü.: DR. 1943, 33 Nr. 1

§§2, 267, 268 Abs. 1 Nr. 2, 281 StGB. Die
Fälschung des Militärpasses: als Urkunden­
verbrechen. RGt: DR. 1943, 33 Nr. 2

§ 185 StGB. Beleidigung gefallener Sol­
daten. LG. Meiningen: DR. 1943, 34 Nr. 3

§ 263 StGB.; PreisstrafrechtsVO. Ein end­
gültig gewordener Ordnungsstrafbescheid, 
bei dem die Preisbehörde ihre Zuständig­
keit überschritten hat, schließt die gericht­
liche Aburteilung wegen desselben Sach­
verhalts nicht aus. Der Bescheid ist un­
wirksam und für das Gericht unbeachtlich. 
Es gelten dieselben Grundsätze, wie sie die 
Rechtsprechung in dem Verfahren nach po­
lizeilicher Strafverfügung (§§ 413 ff. StPO.) 
anerkannt hat RG.: DR. 1943, 34 Nr. 4

§ 1 KWVO. Die unbegründete Weigerung 
eines Stahlwarenhändlers, einem Bomben­
geschädigten Eßbestecke zu verkaufen, 
kann nach § 1 Abs. 1 KWVO. strafbar sein. 
SondGer. Koblenz: DR. 1943, 35 Nr. 5

§ 1 KWVO. Ein Bauer, der seinen Hof 
schlecht bewirtschaftet, kann wegen Ver­
brechens gegen § 1 Abs. 1 KWVO. bestraft 
werden. SondGer. Würzburg: DR. 1943, 36 
Nr. 6

§ 1 Abs. 1 Nr. 1 VerbrReglStrVO. Schuhe, 
die durch Soldaten aus dem besetzten 
Frankreich zum Weiterverkauf ins Inland 
geschickt werden, werden im Zeitpunkt des 
Grenzübergangs bezugsbeschränkt. RG.: 
DR. 1943, 37 Nr. 7

§§ 396, 401a RAbgO. Zollrechtliche Be­
handlung der Einfuhr von Waren (bes. 
Kaffee) aus den besetzten Westgebieten 
durch Angehörige der Wehrmacht und 
gleichgestellter Verbände. RG.: DR. 1943, 
37 Nr. 8

Zivilrecht

§§ 13f. der Dritten VO. z. Ausf. des 
PersStG. v. 4. Nov. 1939 (RGBl. I, 2163) — 
WehrmPersStVO. —; § 17 EheG.

Die Vorschriften der WehrmPersStVO. 
sind auf Angehörige des Wehrmachtgefol­
ges nicht ausgedehnt.

Die Rechtsgültigkeit der Ehe kann nicht 
deswegen in Zweifel gezogen werden, weil 
die Voraussetzungen für eine Ferntrauung 
in W irklichkeit nicht Vorgelegen haben. 
RG.: DR. 1943, 38 Nr. 9 (v. Scanzoni)

Wehrmachtürsorge- und -versorgungsG. 
v. 26. Aug. 1938; Ges. v. 6. Juni 1939. Die 
Geltendmachung eines Unterhaltsanspruchs 
des unehelichen Kindes gegen die Eltern 
eines im Felde Gefallenen widerspricht dem 
Volksempfinden, wenn das Kind bereits 
eine Waisenrente erhält, die mehr als das 
Doppelte des üblichen Unterhalts beträgt. 
AG. Hamburg: DR. 1943, 40 Nr. 10

Art. 1 Abs. 3 VO. v. 1. Sept. 1939. Aus­
setzung gegen Wehnnachtsangehörigen ist 
erforderlich, um ihn von den Sorgen und 
Schwierigkeiten freizustellen, welche eine 
Prozeßführung in der Heimat mit sich 
bringt. KG.: DR. 1943, 41 Nr. 11

§§640, 634 ZPO. Die Verweisung im 
§ 640 auf § 634 ist dahin zu verstehen, daß 
dem StA. die Befugnis der Rechtsmittelein­
legung für alle ln § 640 ZPO. geregelten 
Verfahren zukommt; das g ilt dann auch 
für die Rechtsstreitigkeiten zur Feststellung 
der blutmäßigen Abstammung eines Kin­
des, da diese den Grundsätzen der §§ 640ff. 
ZPO. unterfallen. RG.: DR. 1043, 41 Nr. 12 
(Leiß)

§ 6 LohnpfVO. Durch den Kriegsdienst 
wird die gesetzliche Unterhaltspflicht des 
Soldaten nicht berührt. Der Unterhaltsgläu-

Im Kampf um den Sieg 

auch Dein Opfer 

fü r  Deutschland!

biger kann die Kriegsbesoldung des Solda­
ten pfänden. Dessen notwendiger Unterhalt 
wird regelmäßig durch die unpfändbaren 
Bezüge (Wehrsold, Unterkunft, Kost, Klei­
dung) gedeckt sein. LG. Düsseldorf: DR. 
1943, 43 Nr. 13 (Sebode)

§6 LohnpfändVO. 1940. Die bevorzugte 
Behandlung nach § 6 gebührt nur den 
dort genannten Unterhaltsansprüchen selbst, 
nicht aber den im Zusammenhang damit 
erwachsenen Kostenforderungen. Oberstes 
Gericht Brünn: DR. 1943, 44 Nr. 14

Reichsarbeitsgericht

§§ 1, 2 ArbRÄndVO. v. 1. Sept. 1939
(RGBl. I, 1683). Das Arbeitsverhältnis wird 
durch den Arbeitsvertrag begründet. Daher 
bleibt im Fall der Einberufung des Gefolgs­
mannes zur Wehrmacht nach Abschluß de: 
Arbeitsvertrags und vor Eintritt in das Be­
schäftigungsverhältnis ein tariflicher An­
spruch auf Gewährung einer Werkwohnung, 
„die von dem Dienstverpflichteten oder sei­
ner Familie weiter benötigt wird“ , gemäß 
§ 1 Satz 3 ArbRÄndVO. aufrechterhalten. 
RArbO.: DR. 1943, 44 Nr. 15 (Oppermann t )

§ 2 ArhOG. Kündigung ohne Rechtswirk­
samkeit ist kein Grund zur Ausschließung 
von einer Weihnachtsvergütung, die gekün­
digten Gefolgschaftsmitgliedern versagt ist. 
RArbG.: DR. 1943, 46 Nr. 16

Reichsverwaltungsgericht

§ 2 Abs. 1 und 2 KSSchVO. Nr. 1 Abs. 2 
und Nr. 12 der 4. NSchAO. des RMdL vom 
23. April 1941 (RMB1. 93 =  MB11V. 781).

Die Gewährung einer Nutzungsentschädi­
gung wegen Unmöglichkeit der Fortbewe­
gung eines Wasserfahrzeuges (Nr. 1 Abs. 2 
der 4. NSchAO. v. 23. April 1941) setzt vor­
aus,
a) daß die Unmöglichkeit auf unmittelbarer 

Kampfeinwirkung beruht oder deren un­
vermeidliche Folge ist (Bestätigung der 
bisherigen Rechtsprechung) und ferner

b) daß die Unmöglichkeit ihrerseits den 
Entgang von Einnahmen oder die Ent­
stehung zusätzlicher Ausgaben unmittel­
bar zur Folge hat.

Mittelbar verursachte Einnahmeausfälle 
oder zusätzliche Ausgaben (z. B. erhöhte 
Transportkosten zur Vermeidung einer 
Fehlfracht) werden nicht ersetzt. RVG. 
(RKA.): DR. 1943, 46 Nr. 17

Nr. 1 Abs. 1 und Nr. 3 Abs. 1 der 2. NSch­
AO. d. RMdL v. 23. April 1941 (RMB1. 93 
MBliV. 781).

a) Ein Arzt, dem die Betreuung der Pa­
tienten eines einem anderen gehörigen Sa­
natoriums übertragen ist, erleidet dadurch 
keinen entschädigungsfähigen Nutzungs­
schaden, daß das Sanatorium infolge Feind­
einwirkung beschädigt wird und er deshalb 
die Patienten nicht mehr behandeln kann.

b) Der Grundsatz, daß eine Entschädi­
gung wegen entgangener Einnahmen auf 
Grund der 2. NSchAO. in der Regel dann 
nicht gewährt werden kann, wenn die Ein­
nahmen des Schadensjahrs die des Ver­
gleichsjahrs übersteigen (vgl. Entsch. vom 
29. April 1942, RKA/I. 14/42: DtVerw. 1942, 
262) findet auch bei Einnahmeausfällen aus 
freiberuflicher Tätigkeit Anwendung. RVG. 
(RKA.): DR. 1943, 47 Nr. 18

IMe Einbanddecken für 1948
können vorerst nicht geliefert werden. Bestellungen bleiben vorgemerkt. 

Sobald die L ie fe ru n g  möglich ist, erfolgt Anzeige.
W lrb itten  von Erinnerungen und Anfragen abzu.-.ehen. 

Deutscher Rechtsverlag G .m .b .H ., Zweigniederlassung Leipzig
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1. Zahnbürste nur wenig anfeuchten;

2. leicht über „Rosodont" streichen,-

3. Dauerdoseaufheben und nurNach- 

füllstück verlangen. So helfen Sie 

mit, kostbare Rohstoffe zu sparen.

A H A B E R G M A N N  WALDHEIM (SA.)
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Ver l angen Sie das neue Angebo t  über  z. Zt. vorhandene  Bücher  
i nsbesondere Romane

Der Preußische Landrat (Oberbürgermeister) 
als Preisbehörde fü r Mieten

Gesetze, Verordnungen und Erlasse mit Anmerkungen und Verweisungen
Von Dr. habil. Hans Joachim Mette

Z w e ite  A uflage
Umfang: 277 Seiten P re is: R M  6.— leart.

I Allgemeines Mietrecht. II. An die Preisbehörde für Mieten 
sich wendendes Mietrecht. III, Kriegsbestimmungen.
Allen, die so oder so über das geltende Mietpreisrecht Bescheid 

wissen müssen, bietet die vorliegende Gesetzessammlung von 
Mette ein praktisches und handliches Kompendium des geltenden 
Mietpreisrechts-, wie bisher noch keines Vorgelegen hat.

(Wuppertaler Hausbesitzerzeitung, H . 4132/1940J
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Ein Werk, das sich auch als Geschenk eignet!

Die Rechtsgestalt der Hitler-Jugend
Von Dr. habil. H. H. Dietze

255 Seiten Ganzleinenband RM 5.40

Das Werk gehört in die Hand aller Jugendführer, insbeson­
dere aller HJ-Rechtsstellen, der Eltern, und Erzieher, der 
Jugend- und Vormundschaftsrichter, überhaupt aller Rechts­
wahrer, die durch Beruf und persönliches Interesse nicht 
darauf verzichten können, die Jugend als eigene Rechts­
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Der Nachlaßrichter
und seine A b te ilu n g

Von Amtsgerichtsrat D r. Boschan 
268 Seiten 2. erweit. Aufl. Kart. RM 7.50
„Der Verfasser, der über eine langjährige Erfahrung als Nachlaßrichter 
verfügt, gibt in dieser Schrift eine übersichtlich geordnete Darstellung 
der vielfältigen Tätigkeit des Richters, des Rechtspflegers und des 
Urkundsbeamten in Nachlaßsachen. Die in den verschiedensten Rechts­
quellen niedergelegten Vorschriften sind zum Teil in ausführlichen 
Auszügen verwertet. Das sehr brauchbare Buch w ird in mancher 
alltäglichen Frage mit Nutzen zu Rate gezogen werden können.“

Dr. Eschenberg in  „ Deutsche Freiwillige Gerichtsbarkeit“ , März 1942

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag 9

Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H. - Berlin • Leipzig • Wien 1
K . Berlin W  35, Hildebrandstraße 8
W f  Auslieferung für A lpen-und Donaugaue, Sudetenland:

Deutscher Rechtsverlag G.m .b.H., Wien 1, Riemergasse 1

R e i d i o p a d i t f c l i u l j o r Ö i H t n g
Von Dr. jur. G. Hubernagel

Um fang: 237 Seiten Preis: RM 7.50 kart.
Nicht etwa nur Rechtsanwälten und Richtern, sondern dem großen 

Kreis all derer, die direkt oder indirekt am Pachtschutz interessiert 
sind w ird der vorliegende Kommentar aus der Feder eines gründlichen 
Kenners durch verschiedene Kommentare bereits in Fachkreisen wohl- 
bekannt’ sicherlich beste Dienste leisten. Hervorzuheben sind die klare, 
allgemeinverständliche Form, die auch Laien einen gewissen Einblick in 
die Materie ermöglicht, ferner die knappe, alle wesentlichen Punkte 
erfassende Darsiellungsweise, die das Werk zu einem wertvollen Helfer, 
in der täglichen Praxis machen.“

D r. O .W . in  „Deutsche Landwirtschaftliche Presse N r. 23/194* 
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Schon zu Großvaters Zeiten 
war der

Z in s s e rk o p f

das Zeichen 
^  der Firma

H  r i s s  e r  lc o
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Gliederschmerzen, 
Rheuma, Ischias,
mameien Sie ichnell fort mit „Rheuma­
weg". Fragen Sie Ihren A rit, er wird 
Rheumoweg gern verordnen, weil e» hillt. 
Erhältlich in Apotheken, wo ooch da» be­
wahrte Fußkrof'mittel „ B e w o l"  gegen 
Ermüdung, holte Füße und olle Fußubol 
erhältlich i»t. Achten Sie dort >it, doß jede 
Flasche den Nomen Schmittner trögt.

Das Fern-Repetitorium
Priv. Jur. Fernunterricht 

Vorbereitung aut Jur. Staats- und 
Unlversitätsexamen.

Rechtsanwalt Foth, 
Berlin N 20, Behmstraßel

G e h e i m - A u f t r ä g e
Heirats- und Privatauskünfte, Beobach­
tungen, Angestellt.-Treue, Ermittlungen, 
Beisebegleitg., Ehe- u. Alimentensachen, 
Beweis- und Entlastungsmaterial usw.

Detektiv Otto Schultz
Hamburg 11, Neueburg 6, R u f: 811885. 
G r ö ß t e  E r f o l g e  seit über 20 Jahren!

Academia-Schreibmaschinenstube

Fern-Repetitorium
Dr. jur.W . Franzen

Berlin N W  40 Fernruf 35 3849

Gemälde An- und Verkauf 
Leipziger Straße 103, Ruf 11 2417

l a n g j ä h r i g e  F a c h k r ä f t e  
B erlin  W 8  • F r ie d ric h s tra ß e  7 8

(U-Bahn Französische Straße) 
V o r a n m e l d u n g :  T elefon 12 41 96

| \  A  l / T A  D  |ur„ rer. pol. sowie 
K /U IY IU I\ Diplom-Volkswirt. 
Auskunft, Rat, mündl. oder Fernvor­
bereitung. Dr. ¡ur. S tegm iiller,
Innsbruck, Bürgerstraße 21, part. 
Prospekte. Beste Referenzen von Per­
sönlichkeiten aus dem Berufsleben.

Das in der Praxis hinreichend bewährte Fachbuch 

fü r jede Behörde

M a tth eck :

Nachschlagewerk für das 
deutsche Reichsrecht

ist jetzt wieder lieferbar.

Preis in 4 Bänden — nach dem gegenwärtigen Stande — 
Loseblattausgabe RM. 47,40

Aus den Beurteilungen:

Zeitschrift „Deutsches Recht“ : „Alles in allem bedeutet 
also das Nachschlagewerk ein unentbehrliches Hand­
werkszeug für jeden, der sich in der Vielzahl der Gesetze, 
Verordnungen und Ministerialerlasse zurechtfinden will."

Das Werk h ilft viel Arbeitszeit sparen und 
dient damit der Vereinfachung der Verwaltung

Zu beziehen durch je d e  B u c h h a n d lu n g  oder unmittelbar durch

VERLAG A U S - U N D  FORT BI LDU NG
A r t h u r  Pf  e n n i g

Dresden-A. 1, König-Johann-Straße 10

V e? ih ‘a g )g c A e £ ü c h a $ e H  den

<A:S. (XecftfowattWißuHUed fifo
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V E R M Ö G E N S S C H Ä D E N

STERBEGELD­

V E R S I C H E R U N G



Linden-Restaurant
Inhaber: G ü n te r S îe g e rt

te tje p jle ÿ te  Cy'a its tä tte  r ie t O n n e m ta M

U nter den L inden 18 und F rie d r ic h s tra ß e  87

m g - V  TANZ
, BAR

Ka b a r e t t

L E M M 'S ;

'Ÿ d û ch fa n g
B E R L I N

OERöRRL OIE KÜOfE'DAS RESTAURANT;
fe:: Fl AASSENSTR. S> : 77  34 * *

N a c h t lq p e n  B a rb e tr ie b ?
, D e n n  nurK

' Nächtig

ö n

t K u rfiin

i g i n
K urfürstendam m  235

SEIT 
1899

JJ&íníffht «
^/f/PZJGER STR.51'51 

f̂fSüHRKONZtKF

H. Adofy Stocktet
K u r fü r s te n d a m m  228/229 
S a m m e ln u m m e r  91 02 20

Weingroilhaiidinng *  Spirituosen
Weinstuben für Besonderheiten 

In eigener Regie
Sonntags geschlossen

W ém iULi H  U T H
LI NKSTRASSE 45

ZE N TR U M ältcfter W E S T E N
Krausenstraße 64 pU fnec = U rqU ß lU A u a fd ian h  Grolmannstraße 39 

Ecke Charlottenstr. ^ am Kurfürstendamm

BERLIN NW 7

HOTEL COBURGER HOF
D a s  g u te  H o te l

Fernruf: 12 0 0 1 8

am Bahnhof Friedrichstraße m

Eigentümer: M

EWALD KRETSCHM AR W

DAS GROSSE 
KABARETTPROGRAMM

BETRIEB F. W. BO RCHARDT

Ü )
jM m & r mm iW Q tviighf

CAFE WIE
Küche

KURFÜRSTEN DAMM 26 V — - ^ ^ T Ü B E R  & KROGER

M -ßavern
am ¿Bahnhof ^hedridtrtrM

Ttl.KutUn.3bX3 33 ^

^  Weltstadtprogramm
Bayernkeller ab 18 Uhr geöffnet 

Vorverkauf fü r die nächsten 8  Tage 
ab 11 Uhr im Büro

die traditionelle

W if i  Konditorei
7  Z w e ig g e s c h ä fte  im W esten  und Z e n tru m  G ro ß -B e r lin s

Stuttgarter fiof
Seemann ^ c in r id j

Berlin SW 11, Anhalter 8 t[.9, 01TI AnllOlter BohnhoL 125 Bettin. 3«bir Komfort

D e te k te i  Rex
A l t e s  W e l t i n s t i t u t
Ermittlungsbüro Jede Vertrauens­
rache, Beobachtung, Auskunft. 
B erlin  W  3 S , Potsdamer Str. 129 
(tülowbahnhof). Fernspr. 270443 
Handelsger. cingetr. Oegrilnd. 1906

¿z/u / clo f7£aA
UNGARISCHES

WEIN-RESTAURANT
2 ung Kape/fen.

HUNGARIA
L u th u rs tr. S ca lahaut

H erm ann Bahr
F a c h b u c h h a n d l u n g  u n d  B i b l i o t h e k
fü r  R ech ts -u . S ta a ts w is s e n s c h a ft, S te u e rre c h t, 
V o l k s w i r t s c h a f t  und  B e t r i e b s w i s s e n sc h af  t
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Meine jungen Berufskameraden!
Jeder Jahreswechsel lenkt unsere Gedanken von 

selbst in unsere Zukunft.
Vor uns liegen gewaltige A u f g a b e n .  G r oß e  Auf­

gaben für die siegreiche Fortführung des Krieges, noch 
g r ö ß e r e  Aufgaben für den Neuaufbau des Reiches 
und die Neuordnung Europas nach dem Sieg.

So zäh und verbissen sich jeder von uns gegenwärtig 
bis zum letzten für die Erringung des Sieges einsetzt, 
so wenig vergessen w ir dabei, unseren Blick bereits 
jetzt auf die Zeit nach dem Krieg zu richten.

Dieser Krieg w ird nicht um seiner selbst willen ge­
führt. Er ist zugleich der größte R e c h t s k a m p f  
a l l e r  Z e i t e n ,  die Vorbereitung und Anbahnung ei­
ner glücklicheren Zukunft unseres Volkes. Nichts zeigt 
die Hinwendung der Gedanken von der Gegenwart in 
die Zukunft besser und eindringlicher ah die Tat­
sache, daß der F ü h r e r  selbst mitten in dem gewal­
tigen Kampfgeschehen der großen Schlachten sich die 
Zeit genommen hat, das Rechtsleben des Reiches neu 
zu ordnen und unter Darlegung seiner grundlegenden 
Gedanken über den Richter und die Rechtspflege der 
Zukunft den Befehl fü r den Neuaufbau einer starken 
nationalsozialistischen Rechtspflege zu geben.

Als m ir der Führer am 20. August 1942 diesen Auf­
trag gab und mich dazum it umfassenden Vollmachten 
versah, gingen meine Gedanken nicht zuletzt auch zu 
Euch, meine jungen Berufskameraden.

So wie die J u g e n d  allgemein der T r ä g e r  d e r  
Z u k u n f t  unseres Volkes ist, so seid Ih r -  junge 
Rechtswahrer -  die Träger der Zukunft des deutschen 
Rechtslebens.

Der Auftrag des Führers zum Aufbau einer star­
ken nationalsozialistischen Rechtspflege war zugleich 
ein A u f r u f  an seine Jugend, die sich zum Rechtswah­
rer berufen fühlt, an diesem gewaltigen Aufbauwerk 
mitzuarbeiten.

Ich w ill hier nicht für den Rechtswahrernachwuchs 
werben. Der Beruf des deutschen Rechtswahrers ist 
durch den Auftrag des Führers bereits heute so hoch 
gestellt, daß er keiner billigen Werbung mehr bedarf. 
Wer sich nicht aus heißem Herzen zum Beruf des 
Rechtswahrers hingezogen fühlt, ist zu diesem hohen 
Amt in der Volksgemeinschaft nicht berufen.

Ich w ill Euch -  meine jungen Berufskameraden -  
aber einige Worte der A u f k l ä r u n g  sagen. Denn ich 
kenne Eure Sorgen und Nöte sehr genau.

Viele von Euch waren gerade im Begriff, ihr Rechts­
studium zu beginnen, manche standen mitten darin, 
einige hatten ihre erste Staatsprüfung bestanden, als sie 
zu den Fahnen gerufen wurden. A l l e  bewegt seitdem 
der Gedanke: wie sieht unsere berufliche Zukunft au's ? 
Hat der Rechtswahrerberuf nicht sehr an Achtung und 
Bedeutung verloren ? W ird man uns, wenn w ir dennoch 
dabei blieben, später überhaupt noch gebrauchen kön­
nen ? Die Richterzahl soll stark vermindert werden ? 
Lohnt die lange Ausbildungszeit? Werden w ir nicht 
viel zu alt ? Können wir rechtzeitig eine Familie grün­

den ? Ist es nicht besser, sich beizeiten nach einem an­
deren Beruf umzusehen ? •

Diese Gedanken, meine jungen Berufskameraden, 
sind ebenso natürlich wie verständlich.

Eure Sorgen sind aber nicht begründet.
W er heu t e  m i t  L u s t  u n d  L i e b e ,  m i t  L e i b  

und Seele R e c h t s w a h r e r  w i r d ,  b r a u c h t  u m  
seine Z u k u n f t  n i c h t  zu bangen.

B e d e u t u n g ,  A u f g a b e  u n d  S t e l l u n g  des 
Rechtswahrerberufs haben ihn schon jetzt zum Gehil­
fen der Staatsführung gemacht.

Der K a m p f  um den Neuaufbau des deutschen 
Rechtslebens ist nicht leicht. Er war auch hinsichtlich 
der Stellung des Rechtswahrers in der Volksgemein­
schaft dornenreich. Die deutschen Rechtswahrer haben 
aber nach nunmehr zehnjährigem Ringen jetzt die Linie 
gefunden, die in der Zukunft jede K lu ft zwischen Volk 
und Recht, zwischen Rechtswahrer und Volksgenossen 
vermeiden wird. Das Volk hat insgesamt gesehen die 
Achtung vor dem wirklichen Rechtswahrer niemals 
verloren. Es blickt ständig erwartungsvoll auf uns. 
W ir Rechtswahrer wollen dieses Vertrauen niemals 
mehr enttäuschen.

Die A u f g a b e n ,  die uns künftig gestellt sind, sind 
gewaltig. Das Deutsche Reich kann nur von dem Ge­
danken" des Rechts und der Gerechtigkeit getragen 
werden. Die Neuordnung Europas durch die Führungs­
mächte kann nur auf derselben Rechtsidee beruhen. 
Die große Reform unserer Gesetze, die erst nach dem 
Kriege in vollem Umfange einsetzen kann, soll das 
Leben unseres Volkes wieder nach den ewigen eher­
nen Gesetzen des Deutschtums ausrichten.

Für den Rechtswahrer ergeben sich damit Berufs­
aufgaben von einer derartigen Mannigfaltigkeit, daß 
künftig j e d e  K r a f t  gebraucht wird.

Die Ausbildung der Rechtswahrer erfordert eine ver­
hältnismäßig lange Zeit und stellt hohe geistige An­
forderungen. Eine auskömmliche Berufsstellung war 
früher erst zu einer Zeit möglich, als die Altersgenos­
sen des Rechtswahrers in anderen Berufen mitunter 
schon selbständige Stellungen bekleideten. Dennoch ha­
ben sich die Idealisten und wahren Rechtskämpfer un­
ter uns auch zu Zeiten für den Rechtswahrerberuf ent­
schieden, als ihnen nur Arbeitslosigkeit und berufliches 
Elend vorausgesagt wurden.

Derartige Zukunftssorgen bestehen für Euch' nicht 
mehr. Ob Ihr später als Richter, Staatsanwalt, Rechts­
anwalt oder Rechtspfleger, einem noch in der Ent­
wicklung befindlichen Beruf, tätig sein werdet oder 
ob Ih r in der Wirtschaft oder Verwaltung arbeitet, man 
w ird Euch überall m it offenen Armen empfangen. 
Überall wo deutsche Menschen am Neuaufbau des Rei­
ches arbeiten, muß der Rechtswahrer neben ihnen ste­
hen. Der deutsche Bauer, der deutsche Arbeiter, der 
deutsche Ingenieur, alle brauchen den Rechtswahrer 
zur Ordnung ihrer Lebens- und Arbeitsinteressen eben­
so wie den Arzt für ihre körperliche Gesundheit. Die
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deutsche W irtschaft w ird  Euch rufen, die Verwaltung 
des Reiches braucht Euch, der deutsche Richterstuhl 
w ird  m it den Besten von Euch besetzt werden.

Schon je tz t werden die erforderlichen Maßnahmen 
festgelegt, die Euch -  meine jungen Berufskameraden-  
den Weg zum Rechtswahrer ebnen und erleichtern wer­
den. Durch eine entsprechende Ausgestaltung der ge­
samten Ausbildung, durch eine möglichst frühzeitige 
Übertragung selbständiger und eigenverantwortlicher 
Arbeitsgebiete und nicht zuletzt durch eine ausrei­
chende finanzielle Sicherung w ird  dafür gesorgt wer­
den, daß Eure Liebe zum Rechtswahrerberuf nicht in 
der Sorge um den Lebensunterhalt erstickt.

Die Heimat betrachtet es Euch gegenüber als Ehren­
p flich t und vornehmste Aufgabe, Eure berufliche Zu­
kunft schon je tz t zu gestalten und zu sichern. Gerade 
au | Euch, die Ih r gegenwärtig das Recht unseres Vol­

kes als Soldaten tapfer und entschlossen m it der Waffe 
verteidigt, wollen w ir  nach Beendigung des Krieges 
nicht verzichten. Im  Gegenteil, wenn die Waffen einst 
schweigen, wepn der Bauer das Schwert m it dem Pflug 
vertauscht und der Arbeiter wieder an seinen Arbeits­
platz zurückkehrt, werdet Ih r die hohe Aufgabe haben, 
das Lebensrecht unseres Volkes, das Ih r m it dem Ein­
satz Eueres Lebens erkämpft habt, auch im Frieden 
zu wahren und zu höchster Vollendung zu führen zum 
Wohle des deutschen Volkes.

Nahziele der Ausbildungsreform
Von Staatssekretär Dr. R o t h e n b e r g e r ,  Reichsjustizministerium

I.
Die Güte der Rechtsprechung hängt entscheidend ab 

von der Ausbildung und Auswahl der deutschen Rechts- 
vvahrer, insbesondere des deutschen Richters. So ge­
sehen ist jede Reform weit mehr eine Menschenfrage 
als eine Angelegenheit materieller Gesetzesänderungen. 
Wer eine starke nationalsozialistische Rechtspflege auf- 
baucn w ill, muß daher sein Hauptaugenmerk auf unseren 
Nachwuchs richten. Dessen Entwicklung und Förde­
rung geht allem anderen voran.

Die heutige Justizausbildungsordnung genügt trotz 
allem in ihr verarbeiteten wertvollen Gedankengut den 
Anforderungen, die an den zukünftigen Rechtswahrer 
zu stellen sind, nicht mehr. Darin sind sich alle mit den 
Verhältnissen vertrauten Wissenschaftler und Praktiker 
einig. Meinungsverschiedenheiten bestehen lediglich über 
die Frage, w as im einzelnen der Änderung bedarf und 
in  w e l c h e r  R i c h t u n g  sich die anzustrebende Neu­
gestaltung bewegen soll. Hierüber ist in den letzten 
Jahren lebhaft und mit viel Scharfsinn gestritten wor­
den. Wie das ja unter Juristen Vorkommen soll, gibt es 
kaum noch eine Ansicht, die nicht auch hier leiden­
schaftlich als die allein mögliche verfochten worden 
wäre. Diese bunte Vielfältigkeit der ausgearbeiteten 
Vorschläge und angebotenen Patentlösungen ist aller­
dings kaum ein Fehler; denn sie ist nicht nur ein Beweis 
für das erfreuliche Interesse, das unsere Rechtswahrer 
überall dem Problem ihrer eigenen Regeneration ent­
gegenbringen, sondern hat zugleich wesentlich zur Klä­
rung der schwierigen Nachwuchsfrage beigetragen. Des­
halb dürfen alle, die so oder, so in die Auseinander­
setzungen hierüber mutig eingegriffen haben, für sich 
in Anspruch nehmen, zur helleren Beleuchtung und bes­
seren Durchdringung des gewiß nicht einfach liegenden 
Gesamtkomplexes in dankenswerter Weise beigetragen 
zu haben. Semper aliquid . . .

II.
Mein Aufsatz w ill nun nicht etwa über alle diese ver­

schiedenartigen Ausbildungsprogramme Gericht halten 
und urteilen. Derartiges wird zunächst die dornenvolle 
Aufgabe einer besonders sachkundig zusammengesetzten 
Arbeitsgemeinschaft im Rahmen der Akademie für Deut­
sches Recht sein. Ebensowenig beabsichtige ich, hier die 
Zahl der bereits vorhandenen Projekte nochmals um 
ein weiteres zu erhöhen, zumal ich früher bereits meine 
eigenen Ideen zur Ausbildungsreform angedeutet habe. 
Stattdessen bin ich der Auffassung, daß die durch den 
Krieg und insbesondere durch seine längere Dauer ge­
schaffene Lage es überhaupt unnötig und überflüssig 
macht, ja es sogar als untunlich erscheinen läßt, schon 
jetzt eine e n d g ü l t i g e ,  dem N o r m a l f a l l  geltende 
Justizausbildungsreforrn festzulegen und in Kraft zu 
setzen.

Infolge der Ausweitung und dadurch bedingten Ver­

längerung dieses Krieges nimmt die Zahl der als Kriegs­
teilnehmer unmittelbar von ihm betroffenen Abiturien­
ten, Rechtsstudenten und Referendare fortgesetzt in 
solchem Ausmaß zu, daß w ir es nach glücklicher Be­
endigung des Krieges jahrelang ganz überwiegend und 
in allererster Linie mit der nunmehr beschleunigten Be­
rufsausbildung unserer durch das Fronterleben hin­
durchgegangenen S o l d a t e n  zu tun haben werden. 
Gegenübc der Masse dieser kriegserprobten Heim­
kehrer, die dann ähnlich wie nach dem ersten Welt­
kriege oder wohl hoch stärker das Bild unserer Hör­
säle und Referendar-Arbeitsgemeinschaften tonangebend 
beherrschen werden, wird die verhältnismäßig kleine 
Gruppe der vom Krieg unberührt gebliebenen, weiter 
den normalen Weg beschreitenden Rechtsbeflissenen 
lange Zeit völlig in den Hintergrund treten. Das wird 
tun so mehr und um so länger der Fall sein, als be­
reits erkennbar wird, daß dieser Kampf um Sein oder 
Nichtsein unseres Volkes sich auch auf den geregelten 
Schulbetrieb der höheren Lehranstalten auswirkt. Welcher 
Schüler verläßt heute unter „friedensmäßigen“  Voraus­
setzungen die Schule? Das ohnehin schon so gewaltige 
Heer der zurückkehrenden, durch berufliche Sonderbehand­
lung zu betreuenden Kriegsteilnehmer wird dadurch wei­
ter ganz erheblich verstärkt werden.

Es gilt, dieser sich deutlich abzeichnenden Entwick­
lung und bei Kriegsende eintretenden Situation schon 
jetzt klar ins Auge zu sehen. Ihr bereits heute voraus­
schauend Rechnung zu tragen, ist unsere Aufgabe, un­
sere selbstverständliche Ehren- und Dankespflicht gegen­
über all den jungen Berufskameraden, die jeden Tag mit 
Leib und Leben die Heimat schützen. Geschieht das, 
so führen solche vorsorgenden Überlegungen sehr bald 
zwingend zu dem Schluß, daß es nahezu einem Kon­
struieren im luftleeren Raum gleichkommen würde, 
wollte man sich in dieser Zeit über die Mittel und Wege 
einer auf den N o r m a l z u s t a n d  abgestellten, als 
D a u e r l ö s u n g  gemachten Ausbildungsreform den Kopf 
zerbrechen. M it ihr würde praktisch einstweilen nicht 
das geringste gewonnen sein, weil einfach auf Jahre 
hinaus die Menschen fehlen werden, für die sie be­
stimmt wäre und die nach ihr ausgebildet werden 
könnten.

III.
Beschränken w ir uns deshalb auf die vorläufig allein 

interessierenden N a h z i e l e  der Ausbildungsreform: auf 
die Erörterung der Frage, wie unsere während der Dauer 
des Krieges auf Studienurlaub befindlichen Frontkämpfer 
und wie die bei Kriegsende von der Wehrmacht ent­
lassenen Kameraden am besten zu möglichst bald voll 
einsatzfähigen Rechtswahrern heranzubilden sind.

Es liegt beim Nachdenken hierüber nahe, sich vorweg 
der ganz ähnlichen Lage zu erinnern, in der w ir Welt­
kriegsteilnehmer uns befanden, als wir 1918 heimkehr­
ten. Sehr viele von uns waren 1914 kriegsfreiwillig



13. Jahrgang 1943 H e it 1/2] Aufsätze 3

mit soeben bestandenem Not-Abitur Soldat geworden. 
Die Einrichtung eines Studienurlaubs für Wehrmachts­
angehörige, wie w ir ihn heute kennen, gab es damals 
noch nicht. Um aber wenigstens „Student“  zu sein, ging 
man bei länger dauerndem Kriege mehr und mehr dazu 
über, sich an irgendeiner Universität immatrikulieren zu 
lassen und die Anfängervorlesungen zu belegen, ohne 
sie allerdings besuchen zu können. Während eines 14tägi- 
gen Fronturlaubs kam man vielleicht einige Male dazu. 
Auf diese Weise hatten viele von uns, als 1918 der Krieg 
zu Ende ging, es formell zu zwei Semestern gebracht, 
die angerechnet wurden. In derselben Lage befanden 
sich die, die vor 1914 zwei Semester „studiert“  hatten. 
Die verbleibenden vier Semester konnten dann auf Grund 
von „Kriegsteilnehmerbestimmungen“  in nicht viel mehr 
als einem Jahre erledigt werden, so daß die meisten von 
uns imstande waren, nach einem allerdings sehr inten­
siven und ferienlosen tatsächlichen Studium von insgesamt 
nur 1—11/2 Jahren bereits das Referendarexamen abzu­
legen. Der sich anschließende Vorbereitungsdienst als 
Referendar dauerte für Kriegsteilnehmer weitere zwei 
Jahre.

Naturgemäß waren bei dieser stark abgekürzten und 
zusammengedrängten Vorbildung zunächst viele Lücken 
im Wissen und Können geblieben, die erst im Laufe der 
dann folgenden Zeit praktischer Betätigung nach und 
nach durch eigene Vervollkommnung, Selbststudium usw. 
geschlossen werden konnten. Meine in der gleichen Lage 
befindlichen Kameraden und ich haben aber gleichwohl 
nie unter irgendwelchen Minderwertigkeitsgefühlen gegen­
über den älteren Juristen zu leiden brauchen, die den 
üblichen normalen Weg zurückgelegt hatten. W ir haben 
damals vielmehr an uns selbst erfahren, daß r e i f e r e  
M ä n n e r  — und dazu gehört jeder heimkehrende Front­
kämpfer — auch in einer von der Norm abweichenden,, 
e r h e b l i c h  k n a p p e r e n  Z e i t s p a n n e  bei Aufwen­
dung der nötigen Energie und Konzentration das 
juristische A u s b i l d u n g s z i e l  im wesentlichen zu e r ­
r e i c h e n  v e r m ö g e n  und das daran etwa noch Feh­
lende im allgemeinen ohne Schwierigkeit nachholen. 
Ohne Überheblichkeit oder Selbstüberschätzung darf 
unsere Generation sagen, daß weder unsere wissen­
schaftliche noch unsere praktische Schulung durch deren 
starke zeitliche Abkürzung spürbare Dauerschäden da­
vongetragen haben.

Dieser Umstand möge die vielen Kameraden trösten 
und beruhigen, die unter ähnlichen beruflichen Verhält­
nissen wie w ir seinerzeit im ersten Weltkrieg heute Sol­
daten sind und sich Gedanken über ihre Zukunft machen. 
Warum sollte ihnen nicht ebensogut möglich sein, was 
uns damals gelang?

IV.
Ebensogut? Nein, es muß ihnen noch weit besser 

glücken, wenn w ir Älteren — durch eigene Erfahrung 
gereift — ihnen sowohl auf'der Universität als auch 
während des Vorbereitungsdienstes in richtiger Weise 
dabei zur Hand gehen und kameradschaftlich helfen. 
Auf diesem Gebiete kann bedeutend mehr und Nütz­
licheres als damals nach 1914/18 geschehen, um die 
Arbeit zu erleichtern und den Erfolg zu sichern.
_ Es soll hier nicht um die Zahl der rechtswissenschaft­

lichen Semester gefeilscht werden, die als Minimum 
vom Kriegsteilnehmer zu verlangen sind. Das wird später 
zu regeln sein. Eine erhebliche zeitliche Beschränkung 
des Kriegsteilnehmerstudiums aber ist selbstverständlich. 
Ebenso selbstverständlich ist es,- daß dieses Studium 
uicht seinen wissenschaftlichen Charakter verlieren und 
zu einem öden Paukbetrieb herabgewürdigt werden darf. 
Gerade der künftige Rechtswahrer- und im besonderen 
^ er Richtertyp, wie er dem Führer bei Erteilung seines 
Auftrages zum Neuaufbau einer starken Rechtspflege 
vorgeschwebt hat, ist ohne eine gediegene w i s s e n -  
s c n a f 11 i c h e Ausbildung nicht denkbar.

Um diese^ Wissenschaftlichkeit auch bei abgekürzter 
Dauer des Studiums zuverlässig zu gewährleisten, wird 
man sich allerdings dazu entschließen müssen, im Stu- 
dienplan für die Kriegsteilnehmer alle irgendwie ent­
behrlichen Vorlesungen — mögen sie noch so interessant 
se‘n ~  rücksichtslos zu streichen und sich ausschließlich 
aut die großen grundlegenden Rechtsgebiete wie B ü r ­

g e r l  i c he sR e c h t , S t r a f  r e c h t ,  V o l k  und  S t a a t ,  
V e r w a l t u n g s r e c h t ,  W i r t s c h a f t s r e c h t  usw. zu 
konzentrieren und auch hier alle Einzelheiten beiseite 
zu lassen. Wer in diesen Bereichen zu gründlichem wis­
senschaftlichen Denken geschult worden ist, kann eine 
solche Arbeitsmethode erfahrungsgemäß dann auch auf 
weniger wichtigen Nebengebieten des Rechts wie z. B. 
Konkurs-, Grundbuch- und Vollstreckungsrecht, Register­
wesen usw. anwenden, die er stofflich früh genug in der 
Praxis näher kennenlernt. An ihrer Stelle lasse man den 
heimkehrenden, wissenschaftlich ausgehungerten Front­
soldaten lieber Gelegenheit und genügend Zeit, sich 
nebenbei nach Wunsch über Rechtsphilosophie, Rechts­
politik, Staatswissenschaften, Geschiente, Rhetorik, Tech­
nik der Beweisaufnahme, Aussagenpsychologie, Kriminal­
biologie oder über andere Lieblingsfächer zu unterrichten. 
Davon hat er für Beruf und Leben höheren Gewinn als 
von nur pflichtschuldigem, mehr oder weniger gleich­
gültigem übersichergehenlassen eines viel zu reichhaltig 
besetzten Pflichtvorlesungsprogrammes.

Überhaupt müssen diese Kriegsteilnehmervorlesungen 
so i n t e r e s s a n t  und l e b e n d i g  wie nur möglich ge­
staltet werden. Für allzu gelehrige und spitzfindigpiKon- 
struktionen, Abstraktionen und Deduktionen hat der aus 
rauher Wirklichkeit, blutigem Lebensernst und soldati­
scher Aktivität kommende Frontkämpfer wenig Ver­
ständnis. Ihn dürstet nach frischem Quellwasser, nicht 
nach hintergründiger Kommentarweisheit und unfrucht­
barem Gelehrtenstreit. Darauf muß Rücksicht genommen 
werden. Jeder Professor und Dozent wird deshalb recht­
zeitig zu bedenken haben, daß es ein himmelhoher Un­
terschied ist, ob er soeben von der Schule entlassene 
Studenten oder stahlharte, zupackende, reif und ernst 
gewordene Männer der Front vor sich hat, die jahre­
lang in schwerstem Kampf gestanden haben, Durch­
blick besitzen und sich nichts vormachen lassen. Die Be­
achtung dieses Gesichtspunktes, auf den gar nicht nach­
drücklich genug hingewiesen werden kann, ist für Er­
folg oder Mißerfolg des ganzen Kriegsteilnehmerstudiums 
schlechthin entscheidend. Was für eine schöne, lohnende 
und dankbare Aufgabe winkt hier den Hochschullehrern! 
Man möchte sie darum beneiden.

Damit ist bereits die vielumstrittene Methodenfrage 
berührt, die nicht nur für die Kriegsteilnehmer, sondern 
überhaupt als Kernproblem der kommenden Studien­
reform zu lösen ist. Die bisher herrschende — wenn 
auch von vielen jüngeren Professoren längst überwun­
dene — Unterrichtsmethode ist die d e d u k t i v e .  Der 
Professor „liest“  vom Katheder herunter „systematisch“  
über ein bestimmtes Gebiet. Die Vorlesung setzt dem 
„Hörer“  fertige Denkergebnisse vor, also etwas, das 
vor ihm Gesetzgeber, Gerichte und Vertreter der Wis­
senschaft gedacht haben. Zur Verdeutlichung streut der 
Professor Beispiele und kleine Fälle ein. Der erzieherische 
Wert einer solchen systematischen Vorlesung für das 
geistige Durchdringen eines bestimmten Stoffes soU nicht 
geleugnet werden. In lebhafter, geistreicher, freier Form 
vorgetragen, kann solche Vorlesung ein Genuß und von

froßem Nutzen sein. Sie soll daher in s p ä t e r e n  
emestern auch wieder zu ihrem Recht kommen.
Zur E i n f ü h r u n g  des Anfängers, für den G r u n d ­

u n t e r r i c h t ,  aber ist ein derartiges Verfahren unge­
eignet, das man sogar als die Hauptursache für die Ab­
straktheit des Denkens vieler Juristen, für die so häufige 
Flucht des Rechtsstudenten in das private Repetitorium 
und in die „Grundrisse“  anzusehen hat. Der Anfänger 
muß im Gegenteil von vornherein dazu erzogen werden, 
die Rechtswissenschaft von der Lebens- und Erfahrungs­
seite her, nicht vom Abstrakten und Begrifflichen aus 
kennenzulernen. Ausgangspunkt jeder Reform hat Punkt 20 
des Parteiprogramms zu sein, der sagt: „ D i e  L e h r ­
p l ä n e  a l l e r  B i I d un gs an s t a 11 en s i n d  den  E r ­
f o r d e r n i s s e n  des p r a k t i s c h e n  L eb e n s  a n z u ­
passen. “  Der Student muß zu allererst einmal an 
einem aus der P r a x i s  entnommenen lebensnahen Bei­
spiel irgendeine konkrete Rechtsfrage anschauen, ihre 
soziale Bedeutung und damit die Dringlichkeit ihrer Be­
antwortung erkennen. Dann muß ihm angesonnen wer­
den, die Frage befriedigend, nämlich in einer den Wert­
urteilen des deutschen Volkes entsprechenden Weise zu 
lösen. Mag er sich dabei der ganzen Schwierigkeit die­

1*
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ser Aufgabe bewußt werden! Mag er sich ruhig zunächst 
einmal mit diesen Grundproblemen abmühen, bis er für 
die kleinste Hilfe dankbar ist. Diese mag man ihm dann 
endlich gewähren, freilich nur fast unmerklich und unter 
Beschränkung auf das absolut Notwendige, so daß er 
alle entscheidenden Schritte schließlich doch selbst tun 
muß. Wenn man so vorgeht, besteht begründete Aus­
sicht, daß dann jeder auf diesem i n d u k t i v e n  Wege 
erarbeitete Rechtssatz unverlierbares Eigentum dessen 
bleibt, der ihn sozusagen wiedergefunden und mit­
erarbeitet hat. Nur so kann die produktive Energie des 
Anfängers selbst angeregt, nur so dessen abstrakte Ver­
bildung und begriffliche Verknöcherung verhindert, nur 
so das Schwänzen des Kollegs und der Gang zum Ein­
pauker wirksam bekämpft werden. Bei dieser induk­
tiven Methode, die wirklich „einführt“ , nämlich vom 
Konkreten zum System führt, sitzen keine „Hörer“  vor 
dem „lesenden“  Professor, sondern d ie  M i t a r b e i t e r  
e i n e r  a k a d e m i s c h e n  A r b e i t s g e m e i n s c h a f t ,  
die von ihrem Leiter gefragt werden und selbst Fragen 
^teilen. Lediglich durch solche gemeinsame Arbeit im 
nicht zu großen Kreise läßt sich die tätige Mitwirkung 
aller erreichen. Der erstrebte Zweck wird auch nicht 
genügend durch die bisherigen „Übungen“  für Anfänger 
oder Fortgeschrittene erreicht. Es kommt nicht so sehr 
darauf an, daß gelegentlich und nach  den Vorlesungen 
praktische Fälle besprochen werden. Vielmehr bedarf 
die Hauptvorlesung selbst in ihrer Methode der Um­
gestaltung.

Man wird vielleicht einwenden, die geschilderte Ein­
führungsmethode erfordere zuviel Zeit und gehe ins 
Uferlose. Das ist nach meiner persönlichen 7jährigen 
Erfahrung bei richtiger Leitung keineswegs der Fall. 
Die praktischen Fälle müssen nur so gewählt werden, 
daß bestimmte innerlich zusammenhängende Rechts­
gebiete an ihnen systematisch gelehrt werden können. 
Der Leiter darf sich nicht treiben lassen, sondern muß 
im Gegenteil zielstrebig „leiten“ . In dieser Beziehung 
darf und soll er se i n  System haben. Hierin liegt die 
Verbindung zwischen der induktiven und der deduktiven 
Methode. Es ist mithin durchaus nicht so, daß induk­
tive Methode und Systematik sich gegenseitig ausschlös­
sen, wie vielfach behauptet wird. Erkennbar wird das 
auch bei folgender zweckmäßiger Fragestellung in der 
Behandlung des einzelnen praktischen Falles: Welches 
Ergebnis ist vernünftig? Welcher Weg führt zu diesem 
Resultat? Gegebenenfalls: Warum besteht ein Unter­
schied zwischen dem systematisch gewonnenen und 
einem vernünftigen Ergebnis? Ungemein wichtig ist be­
sonders die letzte Frage für den Anfänger, der unveri 
bildet und mit gesundem Menschenverstand an die Pro­
bleme herangeht, ohne seine Auffassung jedesmal gleich 
haarscharf begründen zu können. Auf diese Weise muß 
schon zu Beginn der Ausbildung zwei Gefahren vor­
gebeugt werden, denen jeder Jurist begegnet, einmal 
der konstruktiven Formaljurisprudenz, aber ebensosehr 
der verschwommenen, undisziplinierten reinen Gefühls- 
jurisprudenz. Neben denjenigen Fällen, an denen vor 
allem das systematische klare Rechtsdenken gelehrt wird, 
müssen daher immer wieder praktische Beispiele ge­
bracht werden, an denen die richtige Anwendung z. B. 
der §§ 157, 242, 826 BGB. und eine nationalsozialistische 
Rechtsauslegung gezeigt werden kann. Ich halte es für 
einen Grundfehler, aus übertriebener Angst vor ein­
reißender Systeinlosigkeit im Denken dem Anfänger 
g r u n d s ä t z l i c h  die allgemeinen Wertungsmaßstäbe 
und Generalklauseln vorzuenthalten, die der heutige Ge­
setzgeber gerade in den Mittelpunkt des Rechts stellt.

Eine solche Ausbildungsmethode kann nur von Män­
nern richtig angewandt werden, die w i s s e n s c h a f t ­
l i c h e ,  p ä d a g o g i s c h e  und p r a k t i s c h e  Begabung 
miteinander verbinden. Der Grunduriterricht für unsere 
Kriegsteilnehmer wird daher vor allem in die Hände 
von Professoren und Dozenten zu legen sein, die 
nebenamtlich als R i c h t e r ,  V e r w a l t u n g s b e a m t e ,  
R e c h t s a n w ä l t e  usw.  tätig sind und aus ihrer stän­
digen Verbindung zur Praxis ihren Lehrstoff schöpfen 
können. Das seit Clausewitz’ Zeiten eingeführte System 
des Austausches oder der Verbindung zwischen Front­
offizier und kriegswissenschaftlichen Lehrern sollte auch 
in cUu Rechtswissenschaft als Vorbild dienen. Solange

diese personellen Voraussetzungen bei den Lehrern der 
Universitäten nicht überall gegeben sind, wird man 
Richter, Verwaltungspraktiker, Anwälte usw., die päda­
gogisch und wissenschaftlich begabt sind, für die Unter­
richtung der Anfänger ergänzend heranziehen müssen. 
Die Sorge, daß nicht genügend -geeignete Praktiker dafür 
da sind, ist unbegründet. Wie viele „verhinderte“  Rechts­
lehrergibt es unter den Gemeinschaftsleitern und Kursus­
leitern bei den Gerichten, denen der furor docendi im 
Blute liegt, die ihn aber ersticken mußten, weil die rein 
akademische Laufbahn ihnen zu theoretisch oder finanziell 
nicht tragbar war.

Die Form, in der nach solcher Unterrichtsmethode 
am besten gelehrt werden kann, ist nicht ein Hörsaal 
von 100 oder mehr Studenten, sondern eine A r b e i t s ­
g e m e i n s c h a f t  v o n  20 b i s  30, die, mit dem Do­
zenten am selben Tisch sitzend, durch Frage und Gegen­
frage zur Mitarbeit herangezogen werden können. Hand 
in Hand mit diesen Arbeitsgemeinschaften hat der ge­
meinsame Besuch  v on  G e r i c h t s s i t z u n g e n  zu 
gehen, deren Erlebnisse anschließend in kritischer Aus­
sprache zu verarbeiten sind.

Die ersten V e r s u c h e  mit diesen studentischen, von 
Richtern, Staatsanwälten, Rechtsanwälten usw. geleiteten 
Arbeitsgemeinschaften im Sinne der geschilderten stän­
digen „ B e g l e i t p r a x i s “  an Stelle der früher oft ge­
forderten Vor- und Zwischenpraxis werden bereits im 
Wintersemester 1942/43 an einigen rechts- und staats­
wissenschaftlichen Fakultäten des Reiches durchgeführt. 
Das dabei zutage tretende Erfahrungsmaterial wird sorg­
fältig auszuwerten sein, um es dann später für unsere 
Heimkehrer nutzbar machen zu können.

' V.
Ebenso wie die Studenten dürfen natürlich auch unsere 

R e f e r e n d a r e  nach ihrer Rückkehr aus dem Kriege 
mit bevorzugter Betreuung und Ausbildung zuverlässig 
rechnen.

Viele, ja die meisten von ihnen sind dann bereits 
jahrelang Offizier, Kompaniechef, vielleicht gar Bataillons­
kommandeur oder Führer sonstiger militärischer Ein­
heiten gewesen. Sie haben als solche nicht nur jederzeit 
ihren Männern Vorbild sein, sondern in schwierigsten 
Situationen auch die volle Verantwortung für das ihnen 
anvertraute Menschen- und Kriegsmaterial tragen müs­
sen. Dabei sind sie mehr und mehr zu Führerpersön­
lichkeiten herangereift, denen kein Auftrag zu schwer, 
keine Gefahr zu groß, keine Lebenslage zu ernst ist. 
Sie sind gewohnt, damit trotzdem irgendwie fertig zu 
werden, sich unter allen Umständen durchzusetzen und 
sich zähe durch jede auftauchende Schwierigkeit durch­
zubeißen.

Es ist nur zu verständlich, daß solchen „ganzen Ker­
len“  oft genug in ruhigen Stunden schon jetzt das Be­
wußtsein innerlich zu schaffen macht, nach Kriegsende 
noch wieder eine Zeitlang „in die Lehre gehen“  und in 
unselbständiger Stellung tätig sein zu sollen. W ir alten 
Weltkriegssoldaten kennen das. Uns ist es damals nicht 
anders ergangen. Auch w ir haben darunter gelitten. Um 
so mehr haben wir den Wunsch und Willen, unseren 
jüngeren Kameraden — den heutigen Kriegsteilnehmern 
— diese nun einmal nicht völlig vermeidbare „Lehrzeit“  
nach Kräften zu erleichtern, abzukürzen und zu über­
brücken.

Fachlich ist das durchaus vertretbar. Eine weitere 
spürbare Verkürzung des gegenwärtig noch auf zwei 
Jahre festgesetzten Vorbereitungsdienstes für Kriegs­
teilnehmer erscheint unter Würdigung der betroffenen 
Persönlichkeiten nicht nur unbedenklich, sondern absolut 
geboten. Wer etwa glaubt, daß dann Gefahr für die 
Justiz bestehe, kennt unsere Frontsoldaten nicht und ver­
gißt, daß sie da draußen vorm Feinde weiß Gott mehr 
vom Leben, vom Dienst am Kameraden und von Dingen 
der Menschenführung gelernt haben, als ihnen der 
fruchtbarste Vorbereitungsdienst beim besten Ausbildungs­
richter je vermitteln könnte. Diese Werte, die sie in die 
Wagschale zu werfen haben, wiegen den ja nur vorüber­
gehenden, später leicht aufzuholenden Mange! an tech­
nischer Beherrschung des juristischen Handwerkszeugs 
bei weitem auf.
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Gegenüber dieser grundsätzlichen Einstellung sind die 
Fragen, wieviel M i n d e s t Vorbereitungszeit bleiben muß 
und ob diese dann für s ä m t l i c h e  Kriegsteilnehmer 
gelten soll oder nur für besonders lange dienende und 
unter ihnen lediglich für solche mit besonderer Front­
bewährung in führenden Stellungen, von zweitrangiger 
Bedeutung. Alles das wird noch eingehend zu. prüfen 
und zu gegebener Zeit gerecht zu entscheiden sein. Nur 
soviel sei schon heute gesagt, daß mit einer weiteren 
Verkürzung des Vorbereitungsdienstes voraussichtlich 
nicht mehr bis zur Beendigung des Krieges gewartet 
werden wird. Erwägungen hierüber schweben bereits, 
dies mit dem Ziele, einer großen Anzahl unserer bei der 
Wehrmacht befindlichen Referendare n oc h  w ä h r e n d  
des K r i e g e s  die Möglichkeit zur Ablegung der ver­
einfachten Assessorprüfung zu verschaffen, zu der sie 
vielleicht bereits gekommen wären, wenn sie nicht in­
folge ihres wichtigeren militärischen Einsatzes daran 
gehindert worden wären, die verschiedenen bisherigen 
Wehrmachtsbeurlaubungen zu Zwecken des Studiums 
und der Berufsförderung voll auszunutzen. Persönlich 
glaube ich, daß mit einer solchen Hilfe unseren be­
teiligten Referendaren mehr gedient sein würde als mit 
einer von anderen Ressorts vorgeschlagenen, letzthin 
viel erörterten Maßnahme, durch die allen denjenigen 
eingezogenen Referendaren, die ohne Kriegsdienst be­
reits das Assessorexamen gemacht haben würden, jetzt 
ohne weiteres der Assessor t i t  e I verliehen werden solL 
Die Prüfung soll dann später nachgeholt werden. Wird 
sie nicht oder ohne Erfolg abgelegt, soll die Titelver­
leihung widerrufen werden. Ich bezweifle, daß es viele 
Referendare unter den Kriegsteilnehmern gibt, die auf 
diesen „Charaktermajor“  Wert legen würden. Mehr 
nämlich würde jener Titel nicht bedeuten, da die finan­
zielle Seite bekanntlich längst in der Richtung gelöst ist, 
daß der Referendar auch als solcher vom errechneten 
Zeitpunkt seiner normalerweise abgelegten Assessor­
prüfung an die Assessordiäten erhält. Der Frontsoldat 
aber w ill — wenn ich ihn richtig sehe — nicht einen 
neuen Titel zur Befriedigung von Eitelkeitsbedürfnissen, 
über die er innerlich meist hinaus ist, sondern statt 
dessen die Gewißheit, daß er bei Kriegsende beruflich 
möglichst bald festen Boden unter die Füße bekommt, 
d. h. eine Stellung bekleiden kann, die ihn befriedigt 
und dabei ihn selbst sowie seine Familie angemessen 
ernährt.

Entsprechend dem für Kriegsteilnehmer zu verkürzen­
den Studiengang auf der Universität g ilt auch für den 
noch übrigbleibenden Vorbereitungsdienst der heim­
kehrenden Referendare das Ausbildungsprinzip „multum, 
non multa!“  Jede Verzettelung durch eine Vielzahl 
kleiner und kleinster Ausbildungsstationen muß un­
bedingt vermieden werden. Der Referendar wird deshalb 
in w e n i g e n  und l a n g e n  Stationen, dort aber um so 
gründlicher und erfolgreicher zu beschäftigen sein. Es 
kommt wahrhaftig nicht darauf an, daß der Referendar 
im Sturmschritt möglichst in alle Richterdezernate, die 
es überhaupt gibt, einmal hineingeguckt hat. Vielmehr 
soll er nur die H a u p t -  und  G r u n d g e b i e t e  seines 
späteren Berufes intensiv praktisch 'kennenlernen. Wenn 
er sie einigermaßen beherrscht, wird es ihm später in 
der Praxis nicht schwer fallen, sich rasch auch in 
Spezialgebiete einzuleben.

Im Hinblick hierauf ist bereits für die Winteraus­
bildung 1942/43 der von der Wehrmacht beurlaubten 
Referendare unter dem 6. Nov. 1942 von dem Herrn 
Reichsjustizminister verfügt und verlangt worden:

„Maßvolle Beschränkung bei den zu stellenden fach­
lichen Anforderungen im Hinblick darauf, daß der 
Kriegsteilnehmer der juristischen Arbeitsweise und 
vielfach überhaupt der intensiven geistigen Tätigkeit 
entwöhnt ist.

Vermeidung jeder Zersplitterung in der Ausbildung 
durch unangebrachte Spezialisierung, Überfütterung, 
Stationenhäufung oder durch zu häufigen _ Stationen­
wechsel. Statt dessen Konzentration auf wenige Haupt­
gebiete, auf denen der Referendar — sei es erstmalig 
oder als Wiederholung — in möglichst lebendiger, an­
schaulicher und interessant zu gestaltender Weise wie­
der in das Rechtsleben einzuführen ist.

Zum Zwecke der Verwirklichung dieser leitenden 
Gedanken kann der Chefpräsident erforderlichenfalls 
von den in der Justizausbildungsordnung vorgeschrie­
benen Ausbildungsstationen abweichen. Er ist er­
mächtigt, den Referendar je nach Lage des Einzel­
falles einer anderen Station zuzuweisen, ihn dort 
länger — ausnahmsweise auch kürzer — zu beschäf­
tigen, ihn eine früher schon erledigte Station wieder­
holen zu lassen usw. Die volle Anrechnung auf den 
gesamten Vorbereitungsdienst wird dadurch nicht be­
rührt.“

Ähnliche Gesichtspunkte werden auch der Nachkriegs­
ausbildung unserer von der Wehrmacht entlassenen Re­
ferendare zugrunde zu legen sein. Im Rahmen gewisser 
allgemeiner Direktiven wird es am besten auch dann 
den Oberlandesgerichtspräsidenten überlassen, je nach 
den besonderen Verhältnissen des Einzelfalles zu be­
stimmen, wie der Referendar während des von ihm noch 
abzuleistenden Vorbereitungsdienstes zweckentsprechend 
zu beschäftigen ist. Es hat sich gezeigt, daß die schema­
tische Überweisung von einer Station zur anderen nur 
wegen Zeitablaufs vöm Übel ist. Eine individuelle, auf 
die Besonderheiten jedes Referendars Rücksicht nehmende 
Zeiteinteilung verspricht demgegenüber weit mehr Er­
folg.

Einen gewissen Ausgleich werden die auf jeden Fall 
beizubehaltenden R e f e r e n d a r - A r b e i t s g e m e i n ­
s c h a f t e n  bieten können. Zwar stellt der ursprüngliche 
Hauptzweck dieser Arbeitsgemeinschaften heute nicht 
mehr im Vordergründe: die Gemeinschaft unter den 
Referendaren zu fördern, gemeinsame Besichtigungen 
und Ausflüge zu unternehmen, die Weltfremdheit der 
Referendare zu beseitigen und sie weltanschaulich zu 
schulen. Dagegen haben die im Laufe der Zeit hinzu­
gekommenen, jetzt noch übriggebliebenen Aufgaben der 
Arbeitsgemeinschaften mehr und mehr praktische Be­
deutung erlangt. Hier sind u. a. folgende Gebiete zu 
nennen, die auch und erst recht für die in der Kurz­
ausbildung stehenden Kriegsteilnehmer von großem Wert 
sind: die Erörterung rechtspolitischer Fragen, die An­
fertigung von prüfungsmäßigen Aufsichtsarbeiten, die 
Übungen im freien Vortrag und in der Technik der An­
fertigung von Sachberichten, Gutachten und Urteilen.

Das R e f e r e n d a r l a g e r  wird künftig ganz entbehr­
lich sein. So wichtig und wertvoll seine Aufgaben nach 
dem Umbruch gewesen sein mögen, so besteht doch 
heute für eine solche Einrichtung kein Bedürfnis mehr..

Die sogenannte e i g e n v e r a n t w o r t l i c h e  B e ­
s c h ä f t i g u n g  der Referendare, die durch die Anord­
nungen v. 16, Mai und 4. Juli 1942 ein gutes Stück vor­
angekommen ist, verdient gerade bei unseren schon 
älteren, an weitgehende Selbständigkeit im Handeln ge­
wöhnten Kriegsteilnehmern wärmste Förderung.

VI.
Nicht unerwähnt bleiben dürfen ferner die P r ü f u n ­

gen ,  die ja nicht nur die letzte Krönung der ganzen 
Ausbildung darstellen, sondern vor allem auch deren' 
Weg weitgehend beeinflussen und bestimmen.

Es ist klar, daß in der Prüfung, welcher A rt sie auch 
sei, an Kriegsteilnehmer nicht die gleichen Anforderungen 
gestellt werden können wie an Kandidaten mit völlig 
normalem Ausbildungsgang. Hierauf ist durch Einführung 
der für Kriegsteilnehmer erleichterten und vereinfachten 
Prüfungen bereits die erforderliche Rücksicht genommen 
worden. Dabei muß es auch fernerhin bleiben. Ob in dem 
einen oder anderen Punkt eine weitere Erleichterung ge­
währt werden könnte, wird noch zu überlegen sein. Vor 
allem wird man erwägen müssen, ob nicht verlangt wer­
den sollte, daß mindestens der V o r s i t z e n d e  jeder 
Prüfungskommissionfür Kriegsteilnehmer s e l b s t  F ro n t­
s o l d a t  gewesen sein muß, sei es im ersten Weltkriege 
oder im gegenwärtigen. Damit wäre am sichersten ge­
währleistet, daß bei der Prüfungskommission besonderes 
Verständnis für den Kriegsteilnehmer und für seine Lage 
vorherrschend ist.

Andererseits wird aber gerade der sich zur Prüfung 
stellende gereifte Frontsoldat die Berechtigung und Not­
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wendigkeit der nachdrücklich zu erhebenden Forderung 
anerkennen, daß bei aller gebotenen Rücksichtnahme auch 
die Kriegsteilnehmerprüfung auf jeden Fall eine w i r k ­
l i c h e  P r ü f u n g  bleiben muß, mithin nicht zur reinen 
Farce, zur inhaltlosen Geste und zu einem leeren Stem­
pelverfahren degradiert werden darf. Man vergesse nicht, 
daß auf den Prüfungskommissionen schwere Verantwor­
tung ruht. Sie haben zuverlässig dafür zu sorgen, daß 
ungeeignete Kräfte daran gehindert werden, durch ihr 
Versagen in wichtigen Stellungen dem Volke und dem 
Ansehen der Justiz unersetzbaren Schaden zuzufügen.

Daher tut jeder Kriegsteilnehmer gut daran, sich von 
Anfang an dessen bewußt zu bleiben, daß er in der Prü­
fung zwar mit weitreichendem Entgegenkommen aller be­
teiligten Prüfer rechnen kann, jedoch keinesfalls etwa 
hoffen darf, im wesentlichen werde wohl seine Kriegs­
teilnehmereigenschaft als solche genügen und ihm über 
alle Fehlleistungen hinweghelfen. Eine derartige Groß­
zügigkeit und Laxheit kann die Justiz sich gerade jetzt, 
nachdem der Führer sie vor neue große Aufgaben ge­
stellt hat, nicht erlauben. Wiegt doch ein schlechter 
Richter schwerer als hundert gute.

Die Pflicht zur intensiven Arbeit und gründlichen Vor­
bereitung auf die Prüfung kann deshalb niemand dem 
Kriegsteilnehmer abnehmen. Je kürzer die Studien- und 
Vorbereitungszeit ist, um so eifriger muß er bemüht

bleiben, sie zu nutze« und aus ihr herauszuholen, was 
nur möglich ist. Das erwarten wir von ihm als Gegen­
gabe für die ihm gern und weitherzig gewährten oder 
künftig noch zuzubilligenden Vergünstigungen.

VII.
Die zukünftigen R i c h t e r  machen sich vielleicht dar­

über Sorgen, daß sie grundsätzlich erst nach einer prak­
tischen Lebensbewährung nach dem Assessorexamen in 
ihre hohe Stellung berufen werden sollen. Von Männern, 
die sich an der Front jahrelang bewährt haben, erneut 
eine praktische Lebensbewährung zu verlangen, kann 
selbstverständlich nicht ¡«Frage kommen. E i n e b ess e r e 
L e b e n s b e w ä h r u n g  als die harte und e r n s t e  
F r o n t t ä t i g k e i t  l i eße s i ch  k a u m  v o r s t e l l e n .  
Das Problem der „Richteranwärterzeit“  wird daher in­
folge der örtlichen und damit zeitlichen Ausdehnung 
des Krieges erst später aktuell werden.

Es war nicht meine Absicht, Einzelheiten über das 
Ausbildungs- und Berufsproblem der bei der Wehrmacht 
befindlichen Rechtswahrer zu bringen. Manche Fragen 
sind offengeblieben. Unseren Frontkameraden kommt es 
aber im Augenblick weniger auf konkrete Einzelfragen 
als auf die Grundideen ihrer zukünftigen Berufsaus­
bildung an.

Die arbeitsrechtliche Stellung des Einberufenen
Von Professor Dr. W o l f g a n g  S i e b e r t ,  Berlin

I. R e c h t s g r u n d l a g e n
Die VO.  z u r  A b ä n d e r u n g  und  E r g ä n z u n g  von 

V o r s c h r i f t e n  a u f  dem G e b i e t e  des A r b e i t s ­
r e c h t s  (AbändVO. )  v. 1. Sept. 1939 (RGBl. 1, 1683) 
bestimmt in § 1 folgendes:

„Durch die Einberufung zu einer Dienstleistung im 
Wehrdienst wird ein bestehendes Beschäftigungsver­
hältnis (Arbeits-, Lehrverhältnis) nicht gelöst. Die bei­
derseitigen Rechte und Pflichten ruhen für die Dauer 
der Einberufung. Die Abmachungen über die Gewäh­
rung einer Werkwohnung, die von dem Dienstver­
pflichteten oder seinen Familienangehörigen weiter be­
nötigt wird, bleiben bestehen.“
Ausdrücklich geregelt ist dann noch die Frage der 

K ü n d i g u n g .  §2 der genannten VO. bestimmt dazu: 
„Das Recht des Gefolgschaftsmitgliedes auf Kündi­

gung des Beschäftigungsverhältnisses bleibt im Falle 
der Einberufung zu einer Dienstleistung im Wehrdienst 
unberührt. Der Unternehmer kann das Beschäftigungs­
verhältnis nicht kündigen; der Reichstreuhänder der 
Arbeit kann Ausnahmen zulassen.“
Zu diesen Bestimmungen sind zahlreiche ergänzende 

E r l a s s e  des RArbM. sowie A n o r d n u n g e n  und 
T a r i f b e s t i m m u n g e n  der Reichstreuhänder der Ar­
beit ergangen. Sie betreffen z. B. die Arbeitsbücher der 
Einberufenen, die Gewährung von Urlaub vor der Ein­
berufung und nach Rückkehr, die Wirkung der Ein­
berufung auf ein durch Dienstverpflichtung begründetes 
Arbeitsverhältnis usw.

Obwohl auf diesen Wegen nicht nur die grundsätz­
liche Rechtslage, sondern auch viele Einzelfragen geregelt 
worden sind, haben sich doch mannigfache Lücken und 
klärungsbedürftige Punkte gezeigt, die der R e c h t ­
s p r e c h u n g  Anlaß zu wichtigen Entscheidungen ge­
geben haben.

Die folgenden Ausführungen wollen über diese Ent­
scheidungen berichten und dabei gleichzeitig einen kur­
zen Überblick über die arbeitsrechtliche Stellung der Ein­
berufenen überhaupt geben1).

*) Ausführliche Darstellung nach dem Stande von M itte 1940, 
an dem sich danach nichts Grundsätzliches mehr geändert bat, bei 
S i e b e r t ,  „Arheitsverhältnis und Kriegsdienst (Wehrdienst, A r­
beitsdienst, Notdienst, Dienstverpflichtung und Luftschutzdienst in 
ihren Auswirkungen auf das Arbeitsverhältnis einschl. der Sozial­
versicherung)“ , Verlag Otto Elsner, Berlin, 1940. (Kurzer Über­
blick: DR. 1940, 1025.)

II. G r u n d g e d a n k e n  
der  g e s e t z l i c h e n  R e g e l u n g

1. Das A r b e i t s v e r h ä l t n i s  des E i n b e r u f e n e n  
e r l i s c h t  n i ch t .  Die rechts- und sozialpolitische Be­
gründung dieses in § 1 AbändVO. ausgesprochenen 
Satzes liegt darin, daß der Wehrdienst die stärkste Aus­
wirkung derjenigen Pflicht des Volksgenossen zum Ein­
satz für die Volksgemeinschiaft ist, die auch die völ­
kische Ethik und die rechtliche Grundlage des Arbeits­
verhältnisses darstellt. Die dadurch begründete innere 
Zusammengehörigkeit von Soldat und Arbeiter wird von 
der Rechtsordnung nicht nur im Grundsätzlichen aner­
kannt, sondern die Rechtsordnung ist dazu berufen, die 
einzelnen wichtigen praktischen Folgerungen herauszu­
arbeiten und sie durch klare Rechtssätze näher auszu­
gestalten, abzugrenzen und zu sichern. Das geschieht auf 
den Gebieten des Versorgungsrechts, des Verfahrens­
rechts2 *) usw., ferner auch im Gebiete des Arbeitsrechts. 
Da die Einberufung zum Wehrdienst zwar die tatsäch­
liche Durchführung des Arbeitsverhältnisses vorüber­
gehend unmöglich macht, da es sich aber um den Ruf 
zu einer dem Pflichtgedanken im Arbeitsverhältnis nicht 
wesensfremden, sondern im Grunde sogar wesensgleichen 
Aufgabe handelt, wäre es unmöglich, daß die Heimat 
ihre Tore dem Einberufenen verschließt und daß er aus 
seiner Berufsstellung von anderen verdrängt wird. Viel­
mehr soll er die Gewißheit haben, daß er mit der Stätte 
seiner bisherigen täglichen Arbeit verbunden bleibt, so 
daß er nach der Rückkehr aus dem Felde, ohne erst 
darum bitten zu müssen, da Weiterarbeiten kann, wo er 
aufgehört hat. Diese Sicherheit soll gleichzeitig seine 
Einsatzfreudigkeit im Kriegsdienst verstärken. Also muß 
das Arbeitsverhältnis bestehen bleiben.

2. Das A r b e i t s v e r h ä l t n i s  k a nn  a l l e r d i n g s  
n i c h t  d u r c h  t a t s ä c h l i c h e  A r b e i t s l e i s t u n g  
d u r c h  g e f ü h r t  w e r d e n .  Vor allem kann natürlich 
eine Pflicht zur Arbeitsleistung im Betriebe .für die Zeit 
des Wehrdienstes nicht bestehen. Das muß zur Folge 
haben, daß alle mit dieser Arbeitspflicht notwendig zu­
sammenhängenden Pflichten und Rechte ebenfalls ge­
hemmt sind, also z. B. die Pflicht zur Lohnzahlung. Da­
mit ist das Arbeitsverhältnis aber nicht etwa inhaltlos 
oder gar sinnlos geworden. Das Band, das den einzelnen

2) Vgl. z. B. die VO. zur Wahrung der Rechte von Wehrmacht­
angehörigen im Verwaltungsverfahren v. 27. Aug. 1942 (RGBl. I, 
538), die VO. zum Schutze der Wehrmachtangehörigen usw. in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten v. 13. Okt. 1942 (RGBl. 1,604).
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mit seinem Betriebe verbindet, hat vielmehr tiefere und 
umfassendere Wirkungen. Arbeit gegen Lohn ist die 
praktisch wichtigste und sichtbarste Vollzugsform des 
Arbeitsverhältnisses, aber nicht der Inhalt des Arbei/s- 
verhältnisses schlechthin: Das Band der> Betriebszugehörig­
keit bleibt bestehen, es soll sogar aus den geschilderten 
grundsätzlichen Erwägungen heraus besonders gepflegt 
werden. Es muß daher wichtige Wirkungen äußern, die 
nun wieder rechtlich in Erscheinung treten, näher be­
stimmt, begrenzt und gesichert werden müssen. Die kurze 
rechtliche Kennzeichnung dieses Arbeitsverhältnisses, des­
sen tatsächlicher Vollzug gehemmt ist, dessen Grundlage, 
die Betriebszugehörigkeit, aber bestehen und wirksam 
bleibt, lautet: Das A r b e i t s v e r h ä l t h i s  r u h t 3).

3. D ie  r e c h t l i c h e n  W i r k u n g e n  d i e s e s r u h e n ­
den A r b e i t s v e r h ä l t n i s s e s  können aus den soeben 
skizzierten Grundgedanken zunächst folgendermaßen be­
stimmt werden:

a) Zahlreiche Rech t e  u n d  P f l i c h t e n  aus dem
Arbeitsverhältnis, die nicht so unmittelbar durch die tat­
sächliche Arbeitsleistung bedingt, sondern mehr allge­
meiner Ausdruck der Betriebsverbundenheit und Betriebs- 
Zugehörigkeit sind, l au f e n  w e i t e r .  Wenn also z. B. die 
Dauer der Betriebszugehörigkeit maßgebend ist für einen 
späteren Anspruch auf Ruhegehalt, so muß der Wehr­
dienst grundsätzlich angerechnet werden, d. h. die Zeit 
des Wehrdienstes rechnet mit als Zeit der Betriebs­
zugehörigkeit. . ,

b) Andererseits wird das Arbeitsverhältnis durch die 
Einberufung nicht stärker: Alle diejenigen Begrenzungen 
und Beschränkungen, die es schon vorher aufwies, wer­
den nicht aufgehoben, und zwar auch dann nicht, wenn 
sie sich erst nach der Einberufung praktisch auswirken. 
Beispielsweise muß ein befristetes Arbeitsverhältnis trotz 
der Einberufung mit dem Ablauf der Frist erlöschen (vgl. 
noch unten VI, 2 a).

c) Die K ü n d i g u n g  des ruhenden Arbeitsverhältnisses 
durch den Unternehmer ist grundsätzlich ausgeschlossen. 
Soll das Band der Betriebszugehörigkeit während der 
Dauer der Einberufung besonders gepflegt werden, so 
muß es dementsprechend rechtlich verstärkt werden, und 
zwar an den Stellen, an denen es praktisch am ehesten 
gefährdet wäre. Eine dieser Stellen wäre zweifellos die 
Kündigung.

Das grundsätzliche Ergebnis dieser Rechtslage ist also: 
D e r E i n b e r u f e n e  b l e i b t  w ä h r e n d  des W e h r ­
d i e n s t e s  in se i nem A r b e i t s v e r h ä l t n i s ,  er bleibt 
Angehöriger des Betriebes. K e h r t  er z u r ü c k ,  so hat 
er nicht, wie man öfter lesen kann, nur einen A n s p r u c h  
auf Wiedereinstellung, sondern er is t  ohne weiteres 
wieder voll in seiner Arbeitsstellung. — Hierzu nun, vor 
allem an Hand der Rechtsprechung, einige oraktisch 
besonders wichtige Einzelheiten.

III. Zum  s a c h l i c h e n  G e l t u n g s b e r e i c h  
der  A b ä n d V O .

1. Die gesetzliche Regelung knüpft an die Einberufung 
zum W e h r d i e n s t  an. Hierzu gehört auch der Dienst 
in der Waffen-##.

Eine ähnliche oder sogar völlig übereinstimmende 
Regelung findet sich z. B. für die Einberufung zum 
R e i c h s a r b e i t s d i e n s t ,  zum langfristigen N o t ­
d i e n s t ,  zum L u f t s c h u t z  (in bestimmten Fällen), 
ferner für die zeitlich begrenzte D i e n s t v e r p f l i c h ­
t ung .  Einzelheiten dazu können hier nicht dargestellt 
werden. Hervorzuheben ist nur die Regelung für die 
Dienstverpflichtung, weil sie die eben angedeutete Ver­
wandtschaft zwischen dem militärischen und dem „ar­
beitsrechtlichen“  Gestellungsbefehl verdeutlicht. In § 2 
Abs. 1 DienstpflichtVO. v. 13. Febr. 1939 (RGBl. I, 2(X-' 
heißt es:

„Dienstverpflichtete, die in einem Beschäftigungs­
verhältnis stehen, gelten bei zeitlich begrenzter Ver­
pflichtung als beurlaubt. Während der Beurlaubung 
darf das bisherige Beschäftigungsverhältnis nicht ge­
kündigt werden. Der Dienstverpflichtete hat während

J) Zweifellos ruhen nicht a l l e  Rechte und Pflichten aus dem 
Arbeitsvethältni» (vgl. z. B. die Rechtslage zum Wettbewerbsverbot, 
unten V, 7); daher ist es in gewissem Sinne mißverständlich, hier 
schlechthin von einem ruhenden Arbeitsverhältnis zu sprechen.

der Dauer der Beurlaubung keinen Anspruch auf Ge­
währung von Arbeitsentgelt und sonstigen Bezügen 
aus seinem bisherigen Beschäftigungsverhältiiis. Im 
übrigen gilt die Zeit der auf Grund dieser Verordnung 
erfüllten Dienstverpflichtung als Beschäftigungszeit in 
der bisherigen Arbeitsstelle.“
2. Als E i n b e r u f u n g  ist nicht schon die Zustellung 

des Gestellungsbefehls, sondern erst die E i n z i e h u n g ,  
die tatsächliche Einstellung in den Wehrdienst, anzu­
sehen (RG. 157/40 v. 4. Febr.1941: DR. 1941, 1796). Der 
Gestellungsbefehl kann allerdings gewisse V o r w i r k u n ­
gen äußern, z. B. für die Zulassung zur „Kriegsprüfung 
(vgl. unten 5 b) oder in der Richtung einer Erschwerung 
der Kündigung (vgl. unten VI, 2).

Ohne rechtliche Bedeutung ist es, in welcher Weise 
die Einberufung h e r b e i g e f ü h r t  worden ist. Hierzu 
hatte das RArbG. folgenden Fall zu entscheiden: Ein 
Arbeiter, der bereits 51 Jahre alt und deshalb nicht mehr 
wehrdienstpflichtig war, meldete sich freiw illig zum 
Heeresdienst und erhielt am 15. Juni seine Einberufung 
zum 17. Juni. Er konnte kaum damit rechnen, an die 
Front zu kommen, mußte andererseits aber wissen, daß 
seine Arbeit in der Heimat genau so wichtig sein konnte 
wie die Tätigkeit eines älteren Mannes bei der Wehr­
macht und daß der Betrieb, der ein wehrwirtschaftlicher 
Betrieb war, ihn schwer entbehren konnte. Gleichwohl 
hat er es absichtlich verhindert, daß der Betrieb noch 
eine Prüfung durch die Wehrmachtsbehörde veranlassen 
konnte, ob seine Tätigkeit als Arbeiter an seiner alten 
Arbeitsstelle wichtiger war als seine Tätigkeit bei der 
Wehrmacht. In dieser absichtlichen Verhinderung hat das 
RArbG. eine Treupflichtverletzung gesehen, die zwar die 
Anwendung der AbändVO. nicht berühre, aber den 
Unternehmer berechtige, den Arbeiter von einer Grati­
fikation auszuschließen (dazu noch unten V, 4, 7). „Ob ein 
solcher Verstoß gegen die Treupflicht auch dann vor­
liegt, wenn ein jüngerer Arbeiter, der seine militärische 
Dienstpflicht mit der Waffe erfüllen will, bestrebt ist, eine 
Zurückstellung zu vermeiden, und deshalb seinem Unter­
nehmer die freiwillige Meldung und Einberufung ver­
schweigt, kann dahingestellt bleiben.“  (RAG 164/41 vom 
24. April 1942: ArbRSamml. 44, 215.)

3. M it der Einberufung zum Wehrdienst meint die Ab­
ändVO. ihrem Zwecke nach nur solche Einberufungen, 
die mit dem gegenwärtigen K r i e g e  in Zusammenhang 
stehen, bei denen also mit einer Beendigung des Wehr­
dienstes spätestens bei der Rückführung der Wehrmacht 
auf den Friedensstand zu rechnen ist. Daraus folgt, daß 
die AbändVO. nicht gilt, das Arbeitsverhältnis also er­
lischt, wenn und sobald sich ein Gefolgsmann bei oder 
nach der Einziehung zu einer zwölfjährigen Dienstzeit 
verpflichtet; in diesem Falle handelt es sich nämlich um 
einen B e r u f s w e c h s e l  (RAG. 131/41 v. 13. Febr. 1942: 
ArbRSamml. 44, 118).

4. Die VO. regelt die Wirkung der Einberufung auf 
ein b e s t e h e n d e s  Arbeitsverhältnis. Wie nun, wenn 
jemand vereinbarungsgemäß am l.O kt. eine Stelle antreten 
soll (und will), aber am 28. Sept. eingezogen w ird?_ Un­
abhängig von dem Falle der Einberufung ist bestritten, 
ob ein Arbeitsverhältnis schon durch eine bloße Willens- 
übereinstimmung oder erst durch die tatsächliche Arbeits­
aufnahme entsteht4). Für den Fall der Einberufung muß 
man m. E. jedenfalls folgendermaßen entscheiden: Der 
Einberufene kann den Schutz der AbändVO. nicht ver­
lieren, wenn er gerade durch die Einberufung gehindert 
ist, seine'Stelle auch wirklich anzutreten; es ist rechts­
politisch notwendig, auch schon eine solche Anwartschaft 
auf den Arbeitsplatz zu schützen und sich zur Voll­
rechtsstellung entwickeln zu lassen (vgl. auch unten V, 1). 
Also „besteht“  in unserem Beispiel ab l.O kt.e in  Arbeits­
verhältnis. Voraussetzung ist allerdings, daß vor der Ein­
berufung schon eine feste Vereinbarung über den Dienst­
antritt am l.O kt. vorlag. (So im Ergebnis auch RAG 
29/42 v. 29. Mai 1942: DAF.-EntschSamml. 1942, 221; vgl. 
auch RAG 56/40 v. 21. Aug. 1940: ArbRSamml. 40, 221.)

Dementsprechend ist es für den/ Schutz der W e r k ­
w o h n u n g  (§1 Satz 3 AbändVO.) nicht erforderlich,

4) Hierzu vor allem N i k i s c h ,  „Arbeitsvertrag und Arbeitsver­
hältnis“ , Berlin 1941, bes. S. 78 ff.
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daß der Einberufene die Werkwohnung im Zeitpunkt der 
Einziehung bereits bewohnt hat.

5. Die VO. spricht schließlich von einem bestehenden 
B e s c h ä f t i g u n g s v e r h ä l t n i s  und nennt dabei das 
A r b e i t s v e r h ä l t n i s  und das L e h r v e r h ä l t n i s .  — 
Daß es sich im Folgenden also n i c h t  auch um Beamt e  
handelt (die ja nicht zum Bereich des Arbeitsrechts ge­
hören), sei noch besonders betont; für sie gelten beson­
dere beamtenrechtliche Vorschriften, die hier nicht dar­
gestellt werden können.

a) Die Abgrenzung des Bereiches der Arbeitsverhält­
nisse bereitet nach mehreren Richtungen hin Schwierig­
keiten. Zwar stehen auch die A n g e s t e l l t e n  im Sinne 
dieser VO., wie überhaupt im Sinne des Arbeitsrechts, in 
einem „Arbeitsverhältnis“ . Es ist aber z. B. oft zweifel­
haft, ob jemand noch Angestellter oder schon mitbetei­
ligter Gesellschafter, oder ob jemand noch Angestellter 
oder schon mehr selbständiger Agent ist. Für die selb­
ständigen Handlungsagenten ist deshalb ein ausdrück­
licher Schutz geschaffen worden (VO. v. 24. Jan. 1940 
[RGBl. I, 225]). Danach wird durch die Einberufung zu 
einer Dienstleistung im Wehrdienst ein bestehendes Ver­
tragsverhältnis zwischen dem Geschäftsherrn und dem 
Handlungsagenten nicht gelöst. Die Vertragsparteien 
sollen sich über die weitere Fortsetzung der Geschäfts­
tätigkeit einigen. Nach § 2 bleibt das Recht des Hand­
lungsagenten auf Kündigung des Vertragsverhältnisses 
im Falle der Einberufung unberührt. Der Geschäftsherr 
aber kann das Vertragsverhältnis nur kündigen, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. Als ein wichtiger Grund ist 
die Einberufung zum Wehrdienst nicht anzusehen5).

V o r s t a n d s m i t g l i e d e r  einer Aktiengesellschaft 
oder Geschäftsführer einer GmbH, stehen zur Aktien­
gesellschaft oder GmbH, nicht in einem Arbeitsverhält­
nis; denn sie sind ja Unternehmensleiter, treten der Ge­
folgschaft als Betriebsführer gegenüber usw. Immerhin 
entspricht es wohl den Grundgedanken der AbändVO. 
und der HandlungsagentenVO., auch derartige Vor­
stands- oder Geschäftsführerverhältnisse durch die Ein­
berufung nicht erlöschen zu lassen6).

b) Der Begriff des L e h r v e r h ä l t n i s s e s  läßt sich 
meist ziemlich sicher bestimmen. Das in den letzten Jah­
ren geschaffene A n l e r n  V e r h ä l t n i s  gehört sachlich 
auch in den Bereich des Lehrverhältnisses; jedenfalls wird 
es von der AbändVO. erfaßt, weil es sonst als Arbeits­
verhältnis zu behandeln wäre.

Endet das Lehrverhältnis also durch die Einberufung 
nicht, so muß es nach der Rückkehr des Lehrlings wei­
tergeführt werden. Der Lehrling kann jedoch, um ihm 
die Schwierigkeiten einer weiteren Ausbildung und einer 
späteren Prüfung zu ersparen, vor seiner Einberufung zu 
einer Notprüfung zugelassen . werden. Hierzu haben die 
Arbeitsgerichte mehrfach den Fall entscheiden müssen, 
daß ein Lehrling die Notprüfung bestand, dann aber doch 
nicht eingezogen wurde. Während die „normale“  Prü­
fung das Lehrverhältnis beendet (§130a GewO.), kann 
die Notprüfung diese Wirkung jedenfalls erst dann 
äußern, wenn der Lehrling auch tatsächlich eingezogen 
wird. (Hierzu bes. RAG 25/42 v. 5. Juni 1942: ArbR- 
Samml. 45, 68.)

IV. Z um  z e i t l i c h e n  G e l t u n g s b e r e i c h  
der  A b ä n d V O .

Die AbändVO. ist am Tage ihrer Verkündung, nämlich 
am 7. Sept. 1939, in Kraft getreten. Das führt für die 
Rechtslage der zahlreichen vorher einberufenen Gefolg­
schaftsmitglieder zu gewissen Schwierigkeiten.

1. Bei denjenigen, die bereits vor Ende Aug. 1939 in 
Erfüllung ihrer allgemeinen Wehrpflicht a k t i v  dienten, 
war das Arbeitsverhältnis nach der bei ihrer Einberufung 
geltenden friedensrechtlichen Regelung erloschen (VO. 
über Fürsorge für Soldaten und Arbeitsmänner vom 
29. Dez. 1937 [RGBl. I, 1417]). Es bleibt auch erloschen; 
denn die AbändVO. setzt ausdrücklich ein bestehendes 
Arbeitsverhältnis voraus.. Wegen der Wiedereinstellung 
dieser Gefolgschaftsmitglieder werden wohl besondere 
Vorschriften bei Kriegsende ergehen müssen, um eine

5) Vgl. hierzu H e f e r m e h l :  DJ. 1910,148.
«) So auch H e f e r m e h l :  SozPrax. 1942,486; vgl. auch Anm. 10.

Gleichbehandlung aller zurückkehrenden Gefolgschafts­
mitglieder zu gewährleisten.

2. Bei denjenigen, die vor dem 7. Sept. 1939 — sei es 
vor dem 26. Aug. oder später — zu einer Übung oder 
kurzfristigen Ausbildung einberufen waren, kam zunächst 
die VO. über die Einberufung zu Übungen der Wehr­
macht v. 15. März 1939 (RGBl. I, 609) zur Anwendung, 
nach der die Einberufenen „beurlaubt“  waren; eine 
Kündigung wegen der Einberufung war verboten (§§ 9, 
10 VO.). ln diesen Fällen war das Arbeitsverhältnis also 
nicht erloschen, so daß vom 7. Sept. 1939 ab die Abänd­
VO. gilt, die gegenüber der VO. v. 15. März 1939 vor 
allem einen noch stärkeren Kündigungsschutz enthält. 
Hiernach sind diese Gefolgschaftsmitglieder in ihrem 
Arbeitsverhältnis also schon fast ebenso gesichert wie die 
nach dem 7. Sept. Eingezogenen. Gleichwohl muß das 
g r u n d s ä t z l i c h e  Verbot der Kündigung, das die Ab­
ändVO. ausspricht, auch schon gegenüber den seit Ende 
Aug. Einberufenen gelten (RAG 143/40 v. 11. Febr. 1941: 
DR. 1941,1797). Dazu noch unten VI, 2.

V. Rech t e  und P f l i c h t e n  des E i n b e r u f e n e n  
w ä h r e n d  des W e h r d i e n s t e s

1. Von sehr erheblicher Bedeutung ist, daß alle Rechte 
und Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis, die schon v o r 
d e r E i n b e r u f u n g  begründet worden sind, nicht 
„ruhen“  oder gar aufgehoben sind, sondern, sobald sie 
fällig sind, erfüllt werden müssen. Dies ist z. B. für 
Provis ionsansprüche von Reisenden wichtig gewor­
den, deren Entstehungstatbestand jedenfalls zum Teil vor 
der Einberufung liegt. Hat der Reisende den Vertrag 
mit dem Kunden noch selbst geschlossen, während aller­
dings die Lieferung erst nach seiner Einberufung aus­
geführt und bezahlt worden ist, so muß der Reisende 
jedoch auch für diese von ihm nur vermittelten Ge­
schäfte einen Anspruch auf Provision und Abrechnung 
haben (RAG 52/41 v. 1. Juli 1941: Amtl. Samml. 25, 131).

2. Das A r b e i t s b u c h  bleibt bei dem Unternehmer, 
da ja das Arbeitsverhältnis weiterbesteht. Die Unterneh­
mer haben dementsprechend die Einberufung nicht als 
Beendigung der Beschäftigung im Arbeitsbuch einzutra­
gen. Sie haben das Arbeitsbuch nach § 10 Abs. 1 VO. über 
das Arbeitsbuch v. 22. April 1939 (RGBl. I, 824) weiter­
hin sorgfältig aufzubewahren (vgl. auch Erl. des RArbM. 
betr. Arbeitsbücher v. 19. Febr. 1940 [RArbBl. 1, 102]).

3. Zum L o h n  ist bereits oben II kurz dargelegt, daß 
der U n t e r n e h m e r  g e s e t z l i c h  n i c h t  v e r p f l i c h ­
t e t  ist, dem Einberufenen für die Zeit des Wehrdienstes 
Lohn zu zahlen7).

a) Der Unternehmer kann  s i ch  jedoch durch Be­
triebsordnung oder besondere Vereinbarung v e r p f l i c h ­
t en ,  Lohn oder Gehalt während der Einberufung ganz 
oder teilweise weiterzuzahlen. Diese Verpfllichtungser- 
klärung unterliegt nicht der Form Vorschrift des § 518 
BGB., da die Leistung zwar im Ausgangspunkt freiwillig 
übernommen wird, aber in einem so engen Zusammen­
hang mit dem Fürsorgegedanken im Arbeitsverhältnis 
steht, daß sie nicht als Geschenk angesehen werden kann. 
Der Unternehmer kann seine Verpflichtung durch einen 
Vorbehalt des Widerrufs beschränken, muß das aber 
klar zum Ausdruck bringen. Ohne solchen Vorbehalt 
kann er sich von der einmal übernommenen Verpflich­
tung nur lossagen, wenn die Weiterzahlung die Leistungs­
kraft seines Betriebes gefährden würde oder wenn der 
Einberufene sich einer gröblichen Treupflichtverletzung 
schuldig gemacht hat (RAG 162/41 v. 10. Juli 1942: DR. 
1942, 1560). Das bedeutet praktisch, daß eine unvorher­
gesehene längere Kriegsdauer allein noch keinen Grund 
zur Befreiung von einer einmal übernommenen Leistungs­
pflicht darstellt.

Lohn oder Gehalt werden vom Unternehmer meist zu 
einem Teil, als sog. F i r m e n b e i h i l f e ,  weitergezahlt, 
nämlich als Zuschuß zu dem staatlichen Familienunter­
halt.

’ ) Das g ilt grundsätzlich auch für die ö f f e n t l i c h e n  Verwal­
tungen und Betriebe. Ihnen ist es a n h e i m g e s t e l l t ,  Dienst­
bezüge usw. an ihre einberufenen Angestellten und Arbeiter wei­
terzuzahlen. Daraus entsteht aber kein Rechtsanspruch des Ein­
berufenen. (RAQ 105/41 v. 9. Dez. 1941: ArbRSamml. 44, 93, 101; 
ferner z. B. B a r i n g :  „D er Qemeindetag“  1942, 261.)
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c) Wenn ein Unternehmer den Lohn oder das Gehalt
eines einberuf enen Gefolgschaftsmitgliedes e r h öh en  
will, so muß er die Vorschriften über den Lohn  s t op  
beachten, die hier nicht näher geschildert werden können.

Eine damit zusammenhängende Frage ist, ob Löhne 
oder Gehälter, die nach Tarifordnung, Betriebsordnung 
oder Vereinbarung in bestimmten Zeitabschnitten, also 
etwa alle zwei Jahre, für bestimmte Gruppen von Ge­
folgschaftsmitgliedern steigen sollen, sich ebenso auch 
für die Einberufenen erhöhen. Praktisch bedeutet das: 
Wird die Wehrdienstzeit auch hier angerechnet, und ist 
der Unternehmer also verpflichtet, dem Zurückgekehrten 
die entsprechend erhöhte Vergütung zu zahlen? Diese 
Frage ist grundsätzlich zu be j ahen.  Wenn auch die 
Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis ruhen so 
bleibt es doch als sich dynamisch weiter entwickelnde 
Quelle der Rechtsstellung des Einberufenen bestehen. 
Bestätigt wird diese Auffassung durch einen Erlaß des 
Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz (GBA.) 
v. Okt. 1942 (vgl. RArbBl. 1942, V, 555), in dem es u. a. 
heißt:

„Soweit auf Grund einer Tarifordnung oder einer 
gebilligten Betriebs- oder Dienstordnung eine Lohn­
oder Gehaltserhöhung eintritt, ist das zum Wehrdienst 
einberufene Gefolgschaftsmitglied von diesen Verbes­
serungen nicht ausgeschlossen. Sie werden sich aller­
dings in der Regel erst nach Rückkehr in die Heimat 

• auswirken.“
4. Ähnlich ist die Rechtslage für die G r a t i f i k a t i o n .  

Einen Anspruch auf Gratifikation hat der Einberufene 
auch dann nicht ohne weiteres, wenn die im Betriebe 
tätigen Gefolgschaftsmi’tglieder eine Gratifikation erhal­
ten. Immerhin ist es zweifellos sozialpolitisch erwünscht, 
daß, wenn Weihnachtsgratifikationen gewährt werden, 
auch die Einberufenen (wenn auch nicht unbedingt in 
der gleichen Höhe) berücksichtigt,werden; auch ist nicht 
zu verkennen, daß die Lage derjenigen Dienstverpflich­
teten, die in ihrem neuen Betriebe keine Gratifikation 
bekommen, der Stellung der im Wöhrdienst Stehenden 
immerhin ähnlich ist. Eine wichtige Bestätigung hierzu 
bedeutet eine Äußerung des GBA. an die Reichstreuhän­
der der Arbeit v. 31. Okt. 1942 (RArbBl. I, 478 f.), in der 
es heißt:

„Des weiteren erwarte ich von allen: deutschen1 Be­
triebsführern, daß sie bei der Ausschüttung der dies­
jährigen Weihnachts- und Abschlußgratifikationen auch 
derer gedenken, die von ihrer Gefolgschaft in der 
Wehrmacht ihre Pflicht erfüllen. Den zur Wehrmacht 
einberuf enen Gefolgschaftsmitgliedern sollte gerade zum 
Weihnachtsfeste in allererster Linie die Fürsorge des 
Betriebsführers gelten. Auch die zu einem anderen Be­
trieb dienstverpflichteten Gefolgschaftsmitglieder soll­
ten dann von dem seitherigen Betriebsführer nicht von 
dem Genuß der in seinem Betrieb üblichen Weihnachts­
gratifikationen ausgeschlossen werden, wenn feststeht, 
daß sie in dem neuen Betrieb keine derartigen Zuwen­
dungen bekommen werden.“
5. Für die U r l a u b s  ansprüche des Gefolgsmannes 

mußte zunächst die kriegsrechtliche Urlaubssperre vorn
1. Sept. 1939 bis 15. Jan. 1940 berücksichtigt werden. Zu 
den hierzu und zu dem Urlaubsanspruch der Einberufe­
nen allgemein sich ergebenden Zweifelsfragen haben meh­
rere Erlasse des RArbM. Stellung genommen. Eine kurze 
Übersicht über die Rechtslage ergibt folgendes:

a) Der im Jahre 1939 einmal entstandene Urlaubsan­
spruch wird durch die Einberufung nicht nachträglich zu 
einem Anspruch auf a n t e i l i g e n  Urlaub herabgemin­
dert. Das gilt auch dann, wenn in Tarifordnungen be­
stimmt ist, daß ein Gefolgschaftsmitglied, das während 
des Urlaubsjahres a u s s c h e i d e t ,  nur anteiligen Urlaub 
erhält. Die Einberufung hat kein solches „Ausscheiden“  
aus dem Betriebe zur Folge (RAG 140/40 v. 11. Dez. 1940: 
ArbRSamml. 41, 83 und RAG 165/41 v. 20. März 1942: 
DAF.-EntschSamml. 1942, 174).

b) Den einberufenen Gefolgschaftsmitgliedern, deren 
Urlaubsanspruch bei der Einberufung entstanden," aber 
noch nicht erfüllt war, ist Urlaub für das im Zeitpunkt 
ihrer Einberufung laufende Urlaubsjahr wie den ausge­
schiedenen Gefolgschaftsmitgliedern zu gewähren, d. h. 
der Urlaub ist a bz u ge l t en .
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c) Was die A n r e c h n u n g  des Kriegsdienstes auf die 
Voraussetzungen für Entstehen und Höhe des Urlaubs­
anspruchs betrifft, so ist m. E. folgendermaßen zu ent­
scheiden: Soweit die Länge des Urlaubs von der Dauer 
der Betriebszugehörigkeit abhängt, ist der Weh: dienst 
auf die Betriebszugehörigkeit anzurechnen; soweit erst­
malige Erfüllung einer Wartezeit Voraussetzung für die 
Entstehung des Urlaubsanspruchs ist, wird der Wehr­
dienst nicht kraft Gesetzes als Erfüllung dieser Warte­
zeit gelten können.

d) Nach einem Erlaß des RArbM. v. 11. Dez. 1940
(RArbBl. 1,623) hat bei Wehrmachtsurlaub des Ehemanns 
auch die b e r u f s t ä t i g e  E h e f r a u  einen Anspruch aut 
Freizeit. Wenn der Ehemann infolge der Einberufung 
mindestens 3 Monate vom Wohnort abwesend war, ist die 
Ehefrau auf ihren Antrag bis zur Dauer von 18 Tagen 
im Urlaubsjahr von der Arbeit freizustellen, wenn nicht 
bereits der ihr zustehende Erholungsurlaub mindestens 
18 Tage beträgt. Die Freistellung von der Arbeit anläß­
lich des Urlaubs des Ehemanns ist auf den Erholungs­
urlaub der Ehefrau anzurechnen. Hat die Ehefrau also 
bereits 18 Tage Urlaub (bezahlte Freizeit) gehabt, so 
hat sie in diesem Urlaubsjahre keinen Anspruch auf Frei­
zeit mehr; hatte sie beispielsweise 14 Tage Urlaub zu 
beanspruchen und bereits erhalten, so kann sie in dem 
laufenden Urlaubsjahre anläßlich der Anwesenheit des be­
urlaubten Ehemannes noch 4 freie Tage beanspruchen. 
Bei Freizeitgewährung außerhalb des eigentlichen Er­
holungsurlaubs besteht kein Anspruch auf Bezahlung der 
Freizeit; mit Zustimmung des Reichstreuhänders (Lohn­
stop!) ist jedoch eine Bezahlung als freiwillige soziale 
Leistung des Unternehmers möglich und regelmäßig auch 
sozialpolitisch sehr erwünscht. ^  , ,

Das LArbG. Stettin (Urt. v. 23. Okt. 1942: DAF.-Entsch- 
Samrnl. 1942, 265) hat entschieden, daß eine Ausdehnung 
dieses Erlasses auf berufstätige V e r l o b t e  nicht zulässig 
ist, und zwar auch dann nicht, wenn die bisherigen Ver­
lobten während des Wehrmachtsurlaubs geheiratet haben. 
(Diese letztere Auslegung ist m. E. zu eng.)

6. Für alle Leistungen des Unternehmers an die Ein­
berufenen gilt der arbeitsrechtliche G r u n d s a t z  der  
G l e i c h  b e h a n d l u n g  d e r  G e f o l g s c h a f t s m i t ­
g l i e d e r  8). Er besagt hier, d. h. innerhalb der Gruppe 
der Einberufenen, daß der Unternehmer, wenn er einem 
größeren Kreis von Einberufenen Leistungen zuwendet, 
nicht einzelne Einberufene, die in der gleichen Lage sind, 
davon ausschließen darf; diese haben dann vielmehr einen 
Anspruch darauf, ebenso wie die anderen behandelt zu 
werden. Praktisch wird dieser Grundsatz insbes. dann 
bedeutsam, wenn der Unternehmer freiw illig solche Lei­
stungen erbringt. Er kann dann zwar die Gewährung und 
die Höhe solcher Leistungen von bestimmten sachlich 
berechtigten Voraussetzungen abhängig machen. Anderer­
seits aber verbietet das Gebot der Gleichbehandlung 
willkürliche, d. h. ungerechtfertigte Verschiedenheiten, 
während sozialpolitisch berechtigte Unterscheidungen und 
Abstufungen nicht nur zulässig, sondern aus dem Gebot 
der Gerechtigkeit heraus sogar oft notwendig sind.

7. Die a r b e i t s r e c h t l i c h e n  P f l i c h t e n  des E i n ­
b e r u f e n e n  endigen nur soweit, als sie unmittelbarer 
Bestandteil der Pflicht zur tatsächlichen Arbeitsleistung 
sind. Danach b l e i b e n  b e s t e he n  alle Pflichten aus der 
allgemeinen Verbundenheit mit dem Betriebe, praktisch 
also vor allem die allgemeinen T r e u  p f l i c h t e n .  (Über 
Mitteilungspflichten aus An l aß  de r  E i n b e r u f u n g  
vgl. schon oben III, 2.) . ... , ,

a) Der Gefolgsmann hat sich auch wahrend des Wehr­
dienstes in dem dann möglichen Umfange nach besten 
Kräften für das Wohl des Unternehmers und des Be­
triebes einzusetzen und alles zu unterlassen, was den be­
rechtigten Interessen des Unternehmers und des Be­
triebes zuwiderläuft. Vor allem besteht die Pflicht zur 
Wahrung von Geschäftsgeheimnissen auch während des 
Rühens des Arbeitsverhältnisses. Ebenso gelten etwaige 
Wettbewerbsverbote aüch für die Dauer der Einberufung 
des Gefolgsmannes, gleichgültig ob die Wettbewerbs­
verbote a.uf § 2 ArbOu. beruhen, ob sie vereinbart sind 
oder ob es sich um das Wettbewerbsverbot für den * 2

s) Dazu allgemein R e u ß - S i e b e r t ,  „D ie  konkrete Ordnung 
des Betriebes“ , 3. Aufl. 1943, bes. S. 80 ff.; ferner S i e b e r  t :  NS.- 
SozPol. 1942, 61 ff.

2
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Handlungsgehilfen nach §60 HOB. handelt (LArbG. 
Güstrow v. 29. Juli 1942: DAF.-EntschSamml. 42, 247).

b) Es ist bereits erwähnt worden, daß eine gröbliche 
V e r l e t z u n g  der Treupflicht den V e r l u s t  e i n e s  
A n s p r u c h s  auf die zusätzlichen sozialen Leistungen 
des Unternehmers nach sich zieht, auch wenn der Unter­
nehmer sich zu solchen, im Ausgangspunkt jedenfalls 
freiwilligen Leistungen verpflichtet hatte. Das ist eine 
allgemeine Eigenart dieser zusätzlichen sozialen Leistun­
gen im Unterschied zu den Ansprüchen auf Lohn, Ur­
laub usw. Ferner kann der Unternehmer, wie ebenfalls 
bereits erwähnt, bei den zusätzlichen sozialen Leistungen 
auch die mangelnde Leistungskraft seines Unternehmens 
einwenden und sich damit von, einer übernommenen 
Pflicht befreien. Außerdem kann die Verletzung der Treu­
pflicht einen Grund zur Kündigung des ruhenden Arbeits- 
verhältnisses (mit Zustimmung des Reichstreuhänders) 
geben, vgl. VI, 1, 2.

8. S t i r b t  der Gefolgsmann während der Einberufung, 
so hat der Unternehmer die für den Tod des Gefolgs­
manns bestehenden Pflichten zu erfüllen; die Rechts­
sätze über das Ruhen des Arbeitsverhältnisses werden 
dann ihrem Sinne nach unanwendbar. Das bedeutet z. B., 
daß der Unternehmer das durch Tarifordnung, Betriebs­
ordnung oder Vereinbarung vorgesehene Sterbegeld an 
die Hinterbliebenen zu zahlen hat. Solche einmaligen 
Verpflichtungen sind nicht etwa durch die Zahlung von 
Wehrmachts- und Versorgungsbezügen und durch den 
Familienunterhalt abgelöst (LrbG. Stuttgart v. 20. Mai 
1942: DAF.-EntschSamml. 1942, 171).

VI. K ü n d i g u n g  des A r b e i t s v e r h ä l t n i s s e s  
w ä h r e n d d e s  W e h r d i e n s t e s

1. Das Kündigungsrecht des G e f o l g s m a n n e s  ist 
durch die Einberufung nicht beschränkt. Es unterliegt je­
doch den allgemeinen Bestimmungen über die Ausübung 
des Kündigungsrechts; insbes. ist also nach der VO. über 
die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels v. 1. Sept. 
1939 (RGBl. I, 1685) die Zustimmung des Arbeitsamtes er­
forderlich (vgl. auch Erl. d. RArbM. v. 12. Dez. 1940: 
RArbBl. I, 614).

Eine Kündigung durch den U n t e r n e h m e r  ist jedoch 
g r u n d s ä t z l i c h  ausges c h l o s s e n .  Nach §2 Abänd­
VO. ist sie ausnahmsweise mit Zustimmung des Reichs­
treuhänders möglich; daneben ist dann noch die Zustim­
mung des Arbeitsamtes nach der ArbeitsplatzwechselVO. 
erforderlich. Der Reichstreuhänder prüft bei seiner Ent­
scheidung vor allem das Maß der sozialen Schutzbedürf­
tigkeit des Einberufenen gegenüber dem Kündigungsbe­
gehren des Unternehmers; das Arbeitsamt prüft die Be­
deutung der Kündigung für die Arbeitseinsatzlage9).

2. In der Rechtsprechung sind mehrere Fälle von 
K ü n d i g u n g e n  v o r  o d e r  bei  der  E i n b e r u f u n g  
entschieden worden.

a) Wird vor der Einberufung gekündigt, wird der Ge­
folgsmann aber vor Ablauf der Kündigungsfrist einge­
zogen, so _ ergibt sich . also die Rechtslage, daß bereits 
bei der Einziehung ein b e f r i s t e t e s  Arbeitsverhältnis 
vorliegt. Dieses Arbeitsverhältnis kann durch die Ein­
ziehung nun nicht etwa wieder zu einem unbefristeten 
verstärkt werden. Vielmehr wird man sagen müssen, daß 
ein befristetes Arbeitsverhältnis auch nach Einberufung 
des Gefolgsmannes grundsätzlich mit dem Ablauf der 
Frist e r l i s c h t  (RAG 214/40 v. 8. April 1941': DR. 1941, 
1798). Anders wäre die Rechtslage dann, wenn die Be­
fristung ohne sachlichen Grund oder gar in der Absicht, 
die Anwendung der AbändVO. auszuschließen, erfolgt 
wäre; dann wäre sie als Gesetzesumgehung unwirksam10 *).

b) Wird eine Kündigung in Kenntnis der bevorstehen­
den Einberufung ausgesprochen, um dem Geltungs­

9) Nach einem Erl. d. RArbM. v. 12. Dez. 1940 (RArbBl. I, 614) 
kann der Leiter des Arbeitsamtes mit seiner Arbeitsplatzwechsel- 
Zustimmung gleichzeitig auch die Zustimmung zur Kündigung als 
Beauftragter des Reiclrstreuhänders erteilen.

10) Vgl. auch SozPrax. 1942, 489. — Eine besondere Frage ist 
es, ob es in bestimmten Fällen angemessen ist, ein befristetes 
Arbeitsverhältnis zu verlängern. Das ist z. B. für Vorstandsmit­
glieder der Aktiengesellschaften erörtert und bejaht worden, deren 
gesetzlich befristete Ansteliungsverträge ohnehin häufig verlängert 
werden. Vgl. Erlaß des RJM. v. 7. Sept. 1942 ( K a l l e e ,  ArbR-
Kartei Nr. 864) und H a f e r m e h l :  DJ. 1942, 622.

beginn der AbändVO. zuvorzukommen, so bedeutet sie 
eine G e s e t z e s u m g e h u n g  und muß nichtig sein (§ 134 
BGB.). Anders ist die Rechtslage, wenn der Unternehmer 
einen berechtigten Grund zur Kündigung hat.

c) Wird nach der Einberufung, aber vor der tatsäch­
lichen Einziehung gekündigt, so wird dieser Fall oft erst 
recht als Versuch einer Gesetzesumgehung angesehen 
werden müssen. Regelmäßig wird die Treu- und Für­
sorgepflicht es dem Unternehmer gebieten1, einem Einbe­
rufenen im Hinblick auf den bevorstehenden militärischen 
Einsatz nicht zu kündigen. Eine gleichwohl ausgesprochene 
Kündigung wäre also unwirksam, es sei denn, daß sie 
aus einem wichtigen Grunde erfolgt wäre. Obwohl die 
AbändVO. im allgemeinen erst von der tatsächlichen E i n ­
z i e h u n g  ab anwendbar ist (vgl. oben 111,3), ist m. E. 
schon im Falle einer Kündigung nach E i n b e r u f u n g  
die Zustimmung des Reichstreuhänders erforderlich, um 
jeder Gefahr einer Gesetzesumgehung vorzubeugen. Das 
RArbG. will es dagegen lediglich der Rechtsprechung 
überlassen, etwaige Mißbräuche bei der Ausübung des 
Kündigungsrechts in dieser Zwischenzeit unter dem Ge­
sichtspunkt des Verstoßes gegen Treu und Glauben zu 
bekämpfen (RAG 157/41 v. 4. Febr. 1941: DAF.-Entsch­
Samml. 1941, 98).

3. Das grundsätzliche Verbot der Kündigung nach § 2 
AbändVO. gilt wohl auch für den sog. A r b e i t s u r ­
l aube  r. Wenn der Einberufene von der Wehrmacht zur 
Arbeitsleistung in seinem früheren Betriebe beurlaubt ist, 
bleibt er doch Wehrmachtangehöriger, und es besteht 
daher ein Bedürfnis, ihm seinen festen Arbeitsplatz zu 
sichern (AG. Falkenau v. 27. Juli 1942: DAF.-Entsch­
Samml. 1942, 172).

VII. R e c h t s l a g e  be i  und nach der  R ü c k k e h r  
des E i n b e r u f e n e n

1. Die M e l d e p f l i c h t  bei Rückkehr aus dem Wehr­
dienst ergibt sich o*hne weiteres aus der gesamten 
Rechtslage. Einzelheiten dazu regeln übereinstimmende 
Anordnungen der Reichstreuhänder vom Herbst 1940 
(vgl. RArbBl. I, 489). Danach haben sich die Gefolg­
schaftsmitglieder unverzüglich nach ihrer Entlassung wegen 
Wiederaufnahme der Arbeit mit dem Unternehmer in Ver­
bindung zu setzen. Das RArbG. (205/40 v. 18. März 1941: 
DR. 1941, 1759) hat eine fernmündliche Meldung jeden­
falls dann für ausreichend erklärt, wenn der Zurückge­
kehrte erkrankt war. „Ob eine fernmündliche Meldung 
stets als ausreichend anzusehen ist, kann fraglich sein.“

Ist der Meldepflicht genügt, so wird, wie das RArbG. 
gleichzeitig entschieden hat, durch eine E r k r a n k u n g  
bei Rückkehr das volle Wiederaufleben des Arbeitsver­
hältnisses n i c h t  gehindert: der Gefolgsmann hat dann 
die gleichen Ansprüche wie ein anderer während des 
Arbeitsverhältnisses Erkrankter, z. B. also einen Anspruch 
auf Fortzahlung des Lohnes nach §616 BGB. oder §63 
HGB. Das gilt auch dann, wenn der Gefolgsmann gleich 
bei seiner Rückkehr in Durchführung eines Heilverfah­
rens der Sozialversicherung verschickt wird. (Ebenso 
LArbG. Breslau v. 20. März 1942: ArbRSamml. 45, 22).

2. Dem Zurückgekehrten steht ferner ein besonderer 
Urlaub, der sog. H e i m k e h r e r u r l a u b ,  von 14 Ka­
lendertagen zu. Während dieser Zeit erhält das Gefolg­
schaftsmitglied Familienunterhalt, Wehrsold und Ver­
pflegungsgeld (vgl. übereinstimmende Anordnungen der 
Reichstreuhänder vom Herbst 1940: RArbBl. I, 489).

3. Wie oben 1 bereits ausgeführt worden ist, tr itt der 
Zurückgekehrte ohne weiteres wieder an seinen a l t en  
A r b e i t s p l a t z .  Nun kann allerdings ein Unternehmer 
kraft seines Weisungsrechts allgemein einem Gefolgs­
mann jederzeit einen anderen gleichwertigen Arbeitsplatz 
zuweisen11). Das wird auch gegenüber dem Zurück­
gekehrten gelten müssen; nur werden hier besonders 
strenge Anforderungen an die Gleichwertigkeit gestellt 
werden müssen. Denn grundsätzlich soll der Gefolgs­
mann eben an seinen bisherigen Arbeitsplatz zurückkeh­
ren, so daß also auch ein inzwischen eingestellter Ersatz­
mann weichen muß (ArbG. Mainz v. 12. Febr. 1941: Arb­
RSamml. 42, 45). Dementsprechend hat z. B. ein Gefolgs­
mann, der vor der Einberufung in Akkordarbeit

l l ) Ständige Rechtsprechung (sog, Direktionsrecht des Unter­
nehmers).
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beschäftigt war, nach seiner Rückkehr wieder Anspruch 
auf Zuweisung solcher Akkordarbeit, vorausgesetzt aller­
dings, daß sie überhaupt noch im Betrieb ausgeführt wird 
(LArbQ. Berlin v. 26. Mai 1941: DAF.-EntschSamml. 1941, 
148). Andererseits ist vom RArbO. folgender sicherlich 
zutreffender Rechtsgrundsatz aufgestellt worden: Hat ein 
Unternehmer vor der Einberufung aus berechtigten be­
trieblichen Gründen die Versetzung des Gefolgsmannes 
aut einen anderen Arbeitsplatz betrieben, ist also die 
Einberufung lediglich der endgültigen Vornahme der Ver­
setzung zuvorgekommen, so würde das Verlangen des 
Heimkehrers, auf dem alten Arbeitsplatz beschäftigt zu 
werden, auf eine Besserstellung gegenüber seiner Stel­
lung und seinen Rechten vor der Einberufung hinaus­
laufen und deshalb unbegründet sein, da ein solches 
Verlangen über den Willen der AbändVO. hinaüsgehen 
würde (RAG 79/41 v. 21. Okt. 1941: DR. 1942, 473).

4. K ü n d i g t  der Unternehmer einem Gefolgsmann 
kurz oder wenigstens bald nach seiner Rückkehr, so liegt 
darin eine Gesetzumgehung und ein sittenwidriges Ver­
halten, wenn der Unternehmer keinen berechtigten Grund 
hat; die Kündigung ist dann also nichtig, so daß der 
Kündigungsschutz durch Widerrufsklage (§§ 56 ff. Arb- 
OG.) gar nicht erst zum Zuge kommt. Ebenso wie die 
AbändVO. zum Schutz des Einberufenen gewisse y o r -  
wirkungen äußern muß auf die Zeit vor der tatsächlichen 
Einziehung oder gar die Zeit vor der Einberufung (s. 
oben V ,2), so muß sie auch gewisse Nachwirkungen 
äußern können, weil sonst das grundsätzliche Kün­
digungsverbot während der Einberufung allzu_ leicht 
wertlos gemacht werden könnte. (Hierzu bes. RAG 79/41 
v. 21.Okt. 1941: DR. 1942, 473; mit Anm. Sieber t ) .  Wie 
lange den Heimkehrern auf solche Weise ein solcher über 
§§56 ff. ArbOG. hinausgehender Kündigungsschutz einzu­
räumen ist, macht das RArbG. von den Umständen des 
Einzelfalles abhängig. Dem ist uneingeschränkt zuzu­
stimmen. Je größer der zeitliche Abstand zwischen der 
Rückkehr des Gefolgsmannes und dem Ausspruch der 
Kündigung wird, desto stärker werden dann wieder die 
allgemeinen Grundsätze des Kündigungsrechtes in den 
Vordergrund treten müssen. Vor allem ist .die Kündigung 
dann wirksam, wenn nach der Rückkehr ein neuer selb­
ständiger Kündigungsgrund entstanden ist.

V III. Z u r  a r b e i t s r e c h t l i c h e n  S t e l l u n g  
de r  E r s a t z m ä n n e r

Naturgemäß wird vielfach für einen Einberufenen ein 
E r s a t z m a n n  eingestellt.

1. Dabei ist wichtig, ob diese Einstellung b e f r i s t e t  
ist oder nicht, ob also das Arbeitsverhältnis des Ersatz­
mannes bei Rückkehr des Einberufenen ohne weiteres er­
lischt. Maßgebend für die Entscheidung wird vor allem 
der Inhalt der Vereinbarungen sein. Wird der Neueinge­
stellte nicht klar darauf hingewiesen, daß er einen be­
stimmten Einberufenen ersetzen soll, so ist ein unbe­
fristetes Arbeitsverhältnis anzunehmen12).

Wenn der Ersatzmann nicht befristet eingestellt war, 
muß er gleichwohl seinen Arbeitsplatz dem Zurückge­
kehrten überlassen, weil dessen älteres Recht vorgeht 
(vgl. schon oben VII, 3).

2. Praktisch sehr bedeutsam sind Fragen der E n t ­
l o h n u n g  von Vertretern einberufener Gefolgschafts­
mitglieder, und zwar besonders unter dem Gesichtspunkt 
des Lohnstops. Einmal geht es z. B. darum, ob jemand, 
der an sich in einer niedrigeren tariflichen Tätigkeits­
gruppe tätig war, ohne weiteres nach der höheren 
Gruppe des Einberufenen, den er vertritt, bezahlt werden 
darf und muß. Sodann soll das Aufrücken in eine höhere 
Gruppe oft damit gerechtfertigt werden, daß der Ver­
treter eine erhöhte Arbeitsleistung vollbringen müsse.

ls) W ird einer von diesen Ersatzleuten seinerseits einberufen, 
so entsteht dann a u c h  für diesen ein unbefristetes ruhendes A r­
beitsverhältnis. U. U. kann im Laufe der Zeit ein und derselbe 
Arbeitsplatz doppelt und dreifach besetzt sein. Hieraus können 
nach Kriegsende Schwierigkeiten entstehen. Ihnen zu begegnen, 
w ird Aufgabe einer D e m o b i l m a c h u n g s g e s e t z g e b u n g  
sein. Dabei w ird insbesondere entschieden werden müssen, wer in 
seiner Stellung den stärksten Schutz verdient: der erste vom Ar­
beitsplatz Einberufene, der letzte, oder derjenige, der am längsten 
an diesem Arbeitsplatz tätig gewesen ist.

Zu diesen Fragen hat der GBA. am 15. Okt. 1942 fol­
gende Anordnung erlassen (RArbBl. 1942, I, 462):

„Übernimmt in einem Betrieb ein Gefolgschaftsmit­
glied ganz oder zum Teil die Tätigkeit eines zum 
Wehrdienst einberufenen Angestellten, so hat der Be­
triebsführer vor jeder mit dieser Vertretung verbun­
denen Erhöhung des Gehalts dem Reichstreuhänder 
oder Sondertreuhänder der Arbeit Anzeige über die 
beabsichtigte Gehaltszulage zu erstatten. Das beabsich­
tigte erhöhte Gehalt oder die beabsichtigte laufende 
oder einmalige Zulage zum Gehalt kann erst — und 
zwar auch rückwirkend von dem Tage der Übernahme 
der Tätigkeit des zum Wehrdienst einberufenen1 An­
gestellten — ausgeschüttet werden, wenn der Reichs­
treuhänder oder Sondertreuhänder der Arbeit dem 
beantragten Gehalt oder der beantragten Zulage nicht 
innerhalb von 6 Wochen nach der Anzeige wider­
spricht.

Der Reichstreuhänder der Arbeit kann dem bean­
tragten Gehalt oder der beantragten Zulage selbst 
dann widersprechen, wenn das Gefolgschaftsmitglied 
auf diese erhöhten Bezüge aus einer Tarifordnung, 
Betriebsordnung, Dienstordnung, Anordnung oder 
einem Einzelarbeitsvertrag einen Rechtsanspruch hat. 
Er kann rechtsverbindlich ein anderes Gehalt festsetzen.

Der Reichstreuhänder oder Sondertreuhänder der Ar­
beit kann die Zustimmung zu der beantragten Er­
höhung oder zu der beantragten Zulage mit Auflagen 
verbinden und insbesondere bestimmen, daß das er­
höhte Gehalt nur in Form einer widerruflichen Zulage 
gegeben wird.“

3. Von der echten Einstellung eines Ersatzmannes ist 
die praktisch häufige v e r w a n d t s c h a f t l i c h e  H i l f e ­
l e i s t u n g  zu unterscheiden. Wenn z. B. der Vater das 
Geschäft seines zum Wehrdienst einberufenen Sohnes 
übernimmt und fortführt, so wird er damit nicht Ange­
stellter und Arbeiter seines Sohnes, vielmehr handelt es 
sich um eine auf dem Verwandtschafts verhältnis beruhende 
Zusammenarbeit, die unter dem Zwang der Zeitumstände 
erfolgt (RVersA. v. 17. Febr. 1942: DAF.-EntschSamml. 
1942, 117).

IX. Z u r  a r b e i t s r e c h t l i c h e n  S t e l l u n g  
der  K r i e g s v e r s e h r t e n  

Hierbei ist zu unterscheiden zwischen den S c h w e r ­
k r i e g s b e s c h ä d i g t e n  und den s o n s t i g e n  K r i e g s ­
v e r s e h r t e n .  Schwerkriegsbeschädigte sind vor allem 
solche Kriegsversehrte, die Versehrtengeld der Stufen II, 
III oder IV beziehen. Kriegsversehrte mit Versehrtengeld 
nach Stufe I können aber den Schwerkriegsbeschädigten 
gleichgestellt werden (vgl. hierzu §86 Wehrmachtfür­
sorge- und -versorgungsG. v. 28. Aug. 1938 [RGBl. I, 
1077]).

Die S c h w e r k r i e g s b e s c h ä d i g t e n  sind arbeits­
rechtlich besonders geschützt durch das Gesetz über die 
Beschäftigung Schwerbeschädigter v. 12. Jan. 1923 (RGBl. 
I, 57). Danach besteht eine bestimmt begrenzte 1 flieht 
der Betriebe, S c h w e r b e s c h ä d i g t e  e i n z u s t e l l e n ;  
ferner bedarf die K ü n d i g u n g  eines Schwerbeschädig­
ten nicht nur der Zustimmung des Arbeitsamtes, sondern 
vor allem der Z u s t i m m u n g  der  H a u p t f ü r s o r g e ­
st  611 e.

Für alle Kriegsversehrten wird auf eine B e r u f s ­
b e r a t u n g  besonderer Wert gelegt. Berufsberatung und 
Arbeitseinsatz erfolgen -  soweit es sich nicht um Schwer­
beschädigte (Versehrte der Stufe II bis IV) und ihnen 
Gleichzustellende handelt, für deren Unterbringung die 
Hauptfürsorgestellen zu sorgen haben — ausschließlich 
durch die Dienststellen der Arbeitseinsqtzverwaltung im 
Benehmen m it den zuständigen Wehrmacht-Fürsorge-und 
-Versorgungsdienststellen. Unter möglichster Zurückstel­
lung arbeitseinsatzmäßiger Gesichtspunkte sind die Ver­
sehrten so zu beraten und unterzubringen, daß ihr frühe­
res Arbeitseinkommen gehalten wird, wenn erforderlich 
auch unter Einschaltung des zwischenbezirklichen und des 
Reichsausgleichs. Berechtigte persönliche Wünsche der 
Versehrten sind bei der Unterbringung soweit als irgend 
möglich zu berücksichtigen (Erlaß des GBA. v. 4. Nov. 
1942: RArbBl. 1,-517).
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Die Erweiterung des Schutzes für Wehrmachtangehörige
im Zivilprozeß

Von Professor Dr. Sc h ön k e ,  Freiburg i. B.

Die SchutzVO. v. l.Sept. 1939 (RGBL I, 1656) hat ver­
schiedene Vorschriften geschaffen, um eine prozessuale 
Schädigung der durch die Kriegsverhältnisse betroffenen 
Personengruppen zu verhindern. Die wichtigste Schutz­
maßnahme besteht darin, daß in bürgerlichen Rechts­
streitigkeiten das Verfahren grundsätzlich unterbrochen 
wird, wenn eine Partei durch die Kriegsverhältnisse be­
troffen ist. Die Bestimmungen dieser VO. haben sich 
zum Teil als unzweckmäßig und zum Teil als zu eng er­
wiesen; die VO. zum Schutze der Wehrmachtangehörigen 
und anderen von den Kriegsverhältnissen betroffenen 
Personen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten v. 13. Okt. 
1942 (RGBl. I, 605) hat daher den Art. 1 und den Art. 2 
der SchutzVO. erheblich geändert und neu gefaßt. Bisher 
konnte das Gericht einem Wehrmachtangehörigen, der 
ohne Vertreter ist, auf Antrag einer Partei oder von 
Amts wegen einen Vertreter für den Rechtsstreit bestel­
len; diese Möglichkeit ist beseitigt worden. Die neue VO. 
hat ferner den Weg zur Aufnahme der unterbrochenen 
Verfahren geändert; auch im übrigen sind verschiedene 
Neuerungen zum verstärkten Schutz der Wehrmachtange- 
hörigen getroffen worden. Die Bestimmungen des Art. 3 
SchutzVO. über die Anordnung der Aussetzung, der Ver­
tagung oder des Rühens des Verfahrens sind nicht ge­
ändert worden1).

1. Unverändert sind auch die Vorschriften des Art. 1 
und 2 insoweit geblieben, als die Unterbrechung kraft 
Gesetzes auf Grund dieser Bestimmungen nur in b ü r ­
g e r l i c h e n  R e c h t s s t r e i t i g k e i t e n  eintritt; auf Ver­
fahren in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
erstreckt sich die SchutzVO. nicht. In bürgerlichen Rechts­
streitigkeiten tr itt .die Unterbrechung unabhängig davon 
ein, welcher . Art der geltend gemachte Anspruch ist. Die 
Unterbrechung auf Grund Art. 1 SchutzVO. erfolgt nur 
im zivilprozessualen Erkenntnis verfahren; für das Voll­
streckungsverfahren sind in Art. 6 SchutzVO. und in der 
LockerungsVO. v. 31. Okt. 1939 (RGBl. I, 2139) besondere 
Bestimmungen getroffen. Soweit es sich um das Erkennt­
nisverfahren handelt, spielt die Form des Verfahrens keine 
Rolle; unterbrochen werden also z. B. auch das Verfahren 
in Ehesachen, das Verfahren auf Erlaß einstweiliger An­
ordnungen nach § 627 ZPO., das Beschwerdeverfahren. Es 
kommt nicht darauf än, ob das Verfahren die Rechts­
hängigkeit der Streitsache im Sinne des § 263 Abs. 1 ZPO. 
begründet oder nicht; es genügt auch die Anhängigkeit 
der Sache, d. h. das Schweben in einem besonderen pro­
zessualen Verfahren, z. B. im Güteverfahren oder im 
Mahnverfahren; dies kommt jetzt auch durch die Neu­
fassung des Art. 1 zum Ausdruck, in dem außer der 
Klage auch noch der „sonstige das Verfahren einleitende 
Antrag“  besonders erwähnt ist. Die Unterbrechung be­
tr ifft auch gewisse das Erkenntnisverfahren vorbereitende 
Verfahren. Unterbrochen wird einmal das Verfahren zur 
Bewilligung des Armenrechts (OLG. Kiel: HRR. 1940 
Nr. 29; and. OLG. München: HRR. 1940 Nr. 28, OLG. 
Karlsruhe: DR. 1940, 374). Unterbrochen wird weiter auch 
das Verfahren zur Sicherung des Beweises (§§ 485 ff. ZPO.). 
Die Unterbrechung tr itt ferner im schiedsrichterlichen 
Verfahren (vgl. OLG. Kiel: DR. 1940, 747), weiter auch 
im Verfahren auf Anordnung eines Arrests oder einer 
einstweiligen Verfügung ein (OLG. Dresden: DR. 1940, 
1071)2).

2. Die Neufassung des Art. 1 stellt klar, daß die Unter-, 
brechung erst nach Einleitung des Verfahrens eintritt; es 
wird ausdrücklich ausgesprochen, daß die K l a g e  oder 
der sonstige das Verfahren einleitende Antrag e in  g e ­
r e i c h t  und z u g e s t e l l t  und so die R e c h t s h ä n g i g ­
k e i t  b e g r ü n d e t  w e r d e n  kann.  Neu gegenüber der 
bisherigen Regelung ist, daß die Klage jetzt auch ohne 
Terminsbestimmung zugestellt werden kann. Soll die

r) Hierüber S c l b s n k e :  DR. 1940, 563/564.
2) Näher hierzu und über weitere Fragen S c h ö n k e  a. a. O.

S. 559.

Klage oder der Antrag einem Betroffenen (Wehrmacht­
angehörigen) zugestellt werden, so kann der Vorsitzende 
anordnen, daß die Terminsbestimmung Vorbehalten bleibt 
(Art. 2 II). Der Vorbehalt der Terminsbestimmung wird 
regelmäßig dann geboten sein, wenn die Zustellung unter 
einer Feldpostnummer erfolgen soll (AV. in DJ. 1942, 703).

3. Der Schutz kommt nur einem bestimmten Personen­
kreis zugute, nämlich den Personen, die durch die Kriegs­
verhältnisse betroffen sind. Dieser Personenkreis, die sog. 
B e t r o f f e n e n ,  ist in Art. 1 II in der gleichen Weise Wie 
bisher abschließend umgrenzt (RGZ. 167, 220). Betroffener 
ist einmal, wer Wehrmachtangehöriger ist. Zu dem Kreis 
der Betroffenen gehört ferner, wer, ohne Wehrmacht­
angehöriger zu sein, wegen der Kriegsverhältnisse zu 
ständigen Dienstleistungen außerhalb seines regelmäßigen 
Aufenthaltsorts herangezogen wird. Betroffener ist schließ­
lich, wer wegen der Kriegsverhältnisse sich dienstlich im 
Auslande aufhält oder sich als Gefangener oder Geisel in 
fremder Gewalt befindet3), ßei anderen Personengruppen 
als den ausdrücklich Genannten, z. B. auch bei Flieger­
geschädigten, tr itt keine Unterbrechung des Verfahrens 
ein; für diese Personengruppen kommen nur Maßnahmen 
nach Art. 3 Ziff. 2 und 3 in Betracht; der Gesetzgeber hat 
bewußt davon abgesehen, Art. 1 auf weitere Personen­
gruppen auszudehnen (Staud:  DJ. 1942, 698).

Die Frage, ob eine Partei zu den Betroffenen gehört 
und damit das Verfahren unterbrochen ist, ist nicht stets 
von Amts wegen zu prüfen; denn da nicht nur Männer 
jeden Alters, sondern auch Frauen Betroffene sein kön­
nen, wäre diese Prüfung bei den meisten Klagen vorzu­
nehmen. Erhält das Gericht aber Kenntnis oder aus be­
stimmten Tatsachen einen Anhalt dafür, daß eine Partei 
zu dem geschützten Personenkreis gehört, dann wird es 
von Amts wegen Ermittlungen anzustellen haben. Nach 
der AV. in DJ. 1942, 703 ist bei der Zustellung einer 
Klage der Empfänger über die wesentlichsten Vorschrif­
ten der SchutzVO. in geeigneter Form zu unterrichten, 
wenn den Umständen nach die Möglichkeit naheliegt, daß 
er zu den Betroffenen gehört.

4. Die Unterbrechung erfolgt, wenn ein Betroffener 
P a r t e i  ist; es macht hierbei keinen Unterschied, ob der 
Betroffene Kläger oder Beklagter ist. Bei juristischen 
Personen tr itt keine Unterbrechung ein, bei Personal­
gesellschaften nur dann, wenn sämtliche Gesellschafter 
oder alle vertretungsberechtigten Gesellschafter betroffen 
sind (OLG. Jena: DR. 1940, 1024) i  2).

5. Die Unterbrechung tr itt nicht ein, wenn der Betrof­
fene durch einen Prozeßbevollmächtigten oder einen son­
stigen zur Wahrnehmung seiner Rechte berufenen Ver­
treter im  V e r f a h r e n  v e r t r e t e n  i s t ;  in diesem 
Falle wird das Verfahren nur dann unterbrochen, wenn 
der Vertreter ebenfalls Betroffener ist. Zu beachten ist, 
daß es nicht genügt, daß der Betroffene einen Vertreter 
hat; erforderlich ist vielmehr, daß der Vertreter als sol­
cher auch bereits in das Verfahren einbezogen worden ist, 
daß bereits eine Vertretung in dem Verfahren bis zu dem 
die Unterbrechung begründenden Ereignis: „stattgefunden“  
hatte (OLG. Dresden: DR. 1940, 334). Nach Abschluß einer 
Instanz ist eine Partei nicht ohne weiteres durch ihren 
bisherigen Prozeßbevollmächtigten vertreten (RG.: DR. 
1942, 1422). Erhält ein Betroffener, der zunächst unver- 
treten war, im Laufe des Verfahrens einen Vertreter, so 
ist damit die Unterbrechung nicht beendet; es bedarf viel­
mehr der Aufnahme des Verfahrens (unten 8). Fällt die 
Vertretung des Betroffenen im Laufe des Verfahrens fort, 
zeigt z. B. der Prozeßbevollmächtigte dem Gericht an, 
daß er die Vertretung niedergelegt habe, so wird das 
Verfahren unterbrochen (RG.: DR. 1942, 1024, 1372).

6. Liegen die Voraussetzungen der VÖ. vor, dann tritt 
die Unterbrechung unabhängig davon ein, ob der Betroffene

s) Näher über diesen Personenkreis S c h ö n k e  a. a. O. S .560. 
4) Näher über die hierhergehörigen Fragen S c h ö n k e  a. a. O. 

S. 561.
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tatsächlich an der Wahrnehmung seiner Rechte behindert 
ist oder nicht. Es ist nicht ein Beweis dahin zulässig, daß 
der Betroffene tatsächlich nicht behindert sei und seine 
Berufung auf die VO. einen Mißbrauch darstelle; die 
Unterbrechung ist allein daran geknüpft, daß einer der 
Fälle des Art. 1 II vorliegt. . . .

7. Die W i r k u n g e n  der Unterbrechung sind die glei­
chen wie bei einer Unterbrechung auf Grund der ZPO. 
Diese Wirkungen beginnen dann, wenn der Tatbestand 
vorliegt, an den die SchutzVO. die Unterbrechung knüpft; 
auf die Kenntnis des Gegners kommt es nicht an.

8. Erheblich geändert sind die Bestimmungen über die 
Dauer der Unterbrechung und über die Aufnahme eines 
unterbrochenen Verfahrens.

a) Die Unterbrechung d a u e r t  so lange, bis das Ge­
richt auf Antrag einer Partei die Aufnahme des Verfah­
rens anordnet (Art. 1 IV ); bisher erfolgte die Aufnahme 
durch Zustellung eines Schriftsatzes. Ist ein Verfahren 
unterbrochen, in dem der Betroffene selbst Kläger oder 
Antragsteller ist, so wird es vielfach empfehlenswert 
sein, den Kläger oder Antragsteller darauf hinzuweisen, 
daß zur weiteren Durchführung des Verfahrens ein An­
trag erforderlich ist (AV. in DJ. 1942, 703). Für den An­
trag besteht kein Anwaltszwang (Art. 5).

b) Dem Antrag auf Aufnahme ist stets dann stattzu­
geben, wenn der B e t r o f f e n e  zu s t i mmt .  Aus dem 
Verhalten des Betroffenen allein wird die Zustimmung 
nicht entnommeti werden können; es ist eine ausdrück­
liche Erklärung zu fordern. Das Verfahren ist weiter 
aufzunehmen, wenn das d ie  U n t e r b r e c h u n g  b e ­
g r ü n d e n d e  V e r h ä l t n i s  w e g  g e f a l l e n  i s t ,  wenn 
also z. B. der Betroffene aus der Wehrmacht oder aus 
dem sonstigen Dienstverhältnis entlassen worden ist. Dem 
Antrag auf Aufnahme ist sonst nur stattzugeben, wenn 
dem Betroffenen die s a c h g e mä ß e  D u r c h f ü h r u n g  
des V e r f a h r e n s  m ö g l i c h  und  u n t e r  A b w ä g u n g  
der  I n t e r e s s e n  der  B e t e i l i g t e n  z u z u m u t e n  
ist .  Es ist zu beachten, daß nicht bereits bei der Mög­
lichkeit der Durchführung die Aufnahme anzuordnen ist; 
zu der Durchführbarkeit muß weiter noch die Zumutbar­
keit für den Betroffenen kommen. Die sachgemäße Durch­
führung des Verfahrens wird bei einem im Einsatz be­
findlichen Soldaten nur ausnahmsweise möglich sein. An 
der Zumutbarkeit wird es z. B. dann fehlen, wenn ein 
Soldat einen großen Teil seines Urlaubs für einen Rechts­
streit verwenden müßte, mit dessen Erledigung ohne 
Schaden für alle Beteiligten auf eine spätere Zeit gewar­
tet werden kann. Auch bei einem im Reichsgebiet ein­
gesetzten Betroffenen kann sich ergeben, daß ihm nach 
Lage des Falles die Durchführung des Verfahrens nicht 
möglich oder nicht zumutbar ist.

c) Vor der Anordnung der Aufnahme wird der Betrof­
fene in der Regel zu hören sein. Äußert sich ein Wehr­
machtangehöriger nicht oder gibt seine Äußerung zu 
Zweifeln Anlaß, so wird das Gericht in geeigneten Fällen 
die Stellungnahme des zuständigen Einheitsführers herbei­
führen können (AV. in DJ. 1942, 703).

Die Entscheidung ergeht durch Beschluß; sie setzt 
keine mündliche Verhandlung voraus. Gegen den Be­
schluß ist die einfache Beschwerde zulässig (Art. 1 IV).

9. Bisher konnte der Vorsitzende des Prozeßgerichts 
einem Betroffenen, der ohne Vertreter ist, auf Antrag 
einer Partei oder von Amts wegen einen Vertreter für 
den Rechtsstreit bestellen, wenn dies zur Verhütung 
wesentlicher Nachteile der einen oder anderen Partei er­
forderlich erschien. Die Bestellung eines Vertreters hat 
sich vielfach nicht bewährt; der Vertreter konnte sich, oft 
nicht über den Sachverhalt unterrichten; häufig mußte 
das Verfahren dann doch ausgesetzt werden. Möglich ist 
es aber auch jetzt noch, ausnahmsweise für einen nicht 
erreichbaren Betroffenen einen Abwesenheitspfleger gemäß 
§1911 BGB. zu bestellen.

Eine auf Grund des bisherigen Art. 2 SchutzVO. er- 
folgte Bestellung eines Vertreters bleibt wirksam (§ 2 
Abs. 2). J „

10. Ist ein Verfahren nicht unterbrochen, weil der Be­
troffene im Verfahren vertreten ist, oder ist ein unter­
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brochenes Verfahren aufgenommen worden, dann hat das 
Gericht auf Antrag oder von Amts wegen das Verfahren 
a u s z u s e t z e n ,  wenn dem Betroffenen die sachgemäße 
Durchführung des Verfahrens nicht möglich oder unter 
Abwägung der Interessen der Beteiligten nicht_ zuzu­
muten ist (Art. 1 V). Für den Antrag besteht kein An­
waltszwang (Art. 5).

Die Entscheidung über den Antrag ergeht durch Be­
schluß. Die Entscheidung setzt keine mündliche Verhand­
lung voraus. Gegen den die Aussetzung anordnenden wie 
auch gegen den ablehnenden Beschluß ist die einfache 
Beschwerde zulässig (Art. 1 VI).

Die Aussetzung dauert so lange, bis das Gericht auf 
Antrag einer Partei die Aufnahme des Verfahrens durch 
Beschluß anordnet; für diesen Beschluß gelten die Vor­
aussetzungen des Art. 1 IV (oben 8 b).

11. Es ist möglich, daß das Gericht von der Zugehörig­
keit einer Partei zum Kreise der Betroffenen keine Kennt- 

.nis erhält, und daß daher das Verfahren als nicht unter­
brochen behandelt wird. Die Neufassung der yO. läßt 
daher für diese und einige weitere Fälle die N i c h t i g ­
k e i t s k l a g e  gemäß § 579 ZPO. zu. Gegen ein Urteil 
findet die Nichtigkeitsklage statt, wenn es ergangen ist, 
obwohl das Verfahren unterbrochen oder gemäß Art. 1 V 
ausgesetzt war (oben 10) oder bei Kenntnis der Sachlage 
von dem Gericht ausgesetzt worden wäre (Art. 1 VII). 
Diese Nichtigkeitsklage ist auch dann zulässig, wenn die 
Nichtigkeit durch ein Rechtsmittel geltend gemacht wer­
den konnte; §579 Abs. 2 ZPO. g ilt hier nicht.

12. Die neue VO. hat im Art. 2 weiter einige b e s o n ­
der e  V e r f a h r e n s b e s t i m m u n g e n  geschaffen, die 
die Rechtsverfolgung und Rechtsverteidigung der Betrof­
fenen erleichtern sollen. Zunächst ist vorgesehen, daß das 
Gericht von der Beifügung des A r m e n r e c h t s z e u g ­
n i sses (§118 Abs. 2 ZPO.) absehen kann, wenn den 
Umständen nach das Unvermögen des Betroffenen zur 
Bestreitung der Prozeßkosten anzunehmen ist (Art. 2 I). 
Weiter kann der Vorsitzende die L a d u n g s -  und E i n ­
l a s s u n g s f r i s t e n  verlängern, wenn die Zustellung an 
einen Betroffenen erfolgen soll (Art. 2 111). Die E i n ­
s p r u c h s f r i s t  kann vom Gericht verlängert werden, 
wenn das Versäumnisurteil einem Betroffenen zugestellt 
werden soll. In diesem Fall ist die Einspruchsfrist im 
Versäumnisurteil oder nachträglich durch besonderen Be­
schluß, der ohne mündliche Verhandlung ergehen kann, 
zu bestimmen (Art. 2 IV). Schließlich können die e i n s t ­
w e i l i g e n  A n o r d n u n g e n  gemäß § 719 Abs. 1 ZPO. 
und §707 ZPO. auch von Amts wegen und ohne Sicher­
heitsleistung erfolgen, wenn der Einspruch gegen ein Ver­
säumnisurteil von einem Betroffenen eingelegt wird 
(Art. 2 V).

13. Die neue VO. gibt den Gerichten die Möglichkeit, 
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten unter allen Umstän­
den den Fortgang solcher Verfahren zu verhindern, 
deren Durchführung dem Betroffenen nicht möglich oder 
jedenfalls nicht zumutbar ist. Damit ist der Schutz ins­
besondere für die Soldaten im Zivilprozeß ganz erheblich 
verstärkt worden. Rechtsanwälte sind unter Umständen 
verpflichtet, in derartigen Verfahren das Mandat nieder­
zulegen. Der Präsident der Reichs-Rechtsanwaltskammer 
hat darauf hingewiesen, daß Rechtsanwälte dann, wenn 
sie mit der Vertretung gegen einen Wehrmachtangehöri­
gen oder dessen Ehefrau beauftragt werden, verpflichtet 
sind, auf ihren Auftraggeber einzuwirken, um zunächst 
eine gütliche Einigung oder eine Rückstellung der An­
gelegenheit bis zur Entlassung des Gegners aus dem 
Wehrmachtverhältnis zu erreichen. „Zeigt sich hierbei, 
daß die Rechtsverfolgung gegen den Wehrmachtange­
hörigen oder seine Ehefrau unter den augenblicklichen 
Verhältnissen unbillig erscheint, und will der Auftrag­
geber gleichwohl nicht von der gerichtlichen Austragung 
abstehen, so wird der beauftragte Rechtsanwalt in der 
Regel das Mandat niederlegen müssen“  (M. d. RRAK. 
1942, 39). Werden diese Vorschriften und Anordnungen 
von allen am Verfahren Mitwirkenden beachtet, so wird 
eine prozessuale Schädigung eines Betroffenen kaum ein- 
treten können.



Aufsätze [Deutsches Recht14

Die Fürsorge und Versorgung für Versehrte Soldaten 
und ihre Hinterbliebenen

Von Dr. jur. G ü n t h e r  B o b e r s k i ,  Oberregierungsrat im Reichsarbeitsministerium

Seit länger als drei Jahren steht der deutsche Soldat 
mit der Waffe in der Hand in einem schicksalhaften 
Kampfe, der dem deutschen Volk aufgezwungen wor­
den ist. Wie es höchste Ehrenpflicht jedes Deutschen 
ist, seine ganze Kraft und sein Leben für die Ehre und 
den Bestand von Volk und Reich einzusetzen, so gehört 
es auch zur Ehrenpflicht der Nation, für die Sicherstel­
lung seiner Soldaten und ihrer Familien zu »orgeti, um 
eine selbstverständliche Dankesschuld des Vaterlandes 
abzutragen. Der nationalsozialistische Staat het bereits 
vor dem Kriege umfassende Maßnahmen für alle zur 
Verteidigung des Reiches eingesetzten Angehörigen der 
Wehrmacht und ihre Familien getroffen, die während 
des Krieges in großzügiger Weise ausgebaut und ver­
bessert worden sind.

Die Fürsorge und Versorgung für die Soldaten der 
Wehrmacht ist im W e h r m a c h t f ü r s o r g e -  u n d  
- V e r s o r g u n g s g e s e t z  (WFVG.) v. 26. Aug. 1938 
geregelt. Dieses Gesetz behandelt sowohl die reine 
Dienstzeitversorgung für die Berufssoldaten (Offiziere 
und Unteroffiziere) wie auch die Fürsorge und Ver­
sorgung für die im Wehrdienst Beschädigten und ihre 
Hinterbliebenen. Angehörige der Wehrmacht, die wäh­
rend eines besonderen Einsatzes durch Waffen oder 
sonstige Kampfmittel oder im Kampfgebiet einen Kör­
perschaden erleiden, und die Hinterbliebenen von Wehr­
machtangehörigen, deren Tod die Folge einer Beschädi­
gung bei besonderem Einsatz ist, erhalten eine über die 
Fürsorge und Versorgung nach dem WFVG. hinaus­
gehende weitere Fürsorge und Versorgung. Die gesetz­
liche Grundlage für diese Fürsorge und Versorgung 
bildet das E i n s a t z f ü r s o r g e -  u n d  - V e r s o r ­
g u n g s g e s e t z  (EWFVG.) v. 6. Juli 1939. Die Ge­
bührnisse der Soldaten werden für die Dauer des 
Krieges nach dem E i n s a t z - W e h r m a c h t g e b ü h r -  
n i s g e s e t z  (EWGG.) v. 28. Aug. 1939 gewährt. Es 
erhalten alle Angehörigen der Wehrmacht zur Bestrei­
tung ihrer persönlichen Bedürfnisse einen nach Dienst­
graden abgestuften Wehrsold, der auf andere Bezüge 
nicht angerechnet wird. Auf Antrag wird auch den nicht 
zum Friedensstand gehörigen Wehrmachtangehörigen in 
Dienstgraden der Gehaltsempfänger die Besoldung nach 
ihrem militärischen Dienstgrad (Kriegsbesoldung) ge­
währt. Während des Bezugs der Kriegsbesoldung ent­
fällt jedoch die Zahlung der Friedensgebührnisse als 
Festbesoldeter (Beamte, Angestellte usw.) des öffent­
lichen Dienstes und von Familienunterhalt. Das EWGG. 
regelt außer der Besoldung noch die Verpflegung, Unter­
bringung, Bekleidung und die Heilfürsorge der Ange­
hörigen der Wehrmacht bei besonderem Einsatz. Die 
Vorschriften dieses Gesetzes gelten nur für die Wehr­
machtangehörigen selbst, nicht für seine Familie. § 9 
Abs. 1 EWGG. enthält aber eine richtunggebende Re­
gelung für die Betreuung der Familien von Wehrmacht­
angehörigen, indem der Gesetzgeber angeordnet hat, 
daß diejenigen Angehörigen der Wehrmacht, durch 
deren Einberufung zur Wehrmacht der Unterhalt ihrer 
Angehörigen oder die Erfüllung ihrer sonstigen Ver­
pflichtungen nicht mehr gesichert ist, für sich, ihre Fa­
milie oder Unterhaltsberechtigten Familienunterhalt er­
halten. Das Recht des Familienunterhalts selbst wurde 
für die Dauer des Krieges im E i n s a t z - F a m i l i e n -  
u n t e r h a l t s g . e s e t z  (EFUG.) v. 26. Juni 1940 nebst 
der dazu ergangenen Durchführungs- und Ergänzungs­
verordnung (EFU.-DV.) v. 26. Juni 1940 gesetzlich ver­
ankert. Jeder Einberufene an der Front hat durch die in 
der Familienunterhaltsgesetzgebung getroffenen Mall­
nahmen die Gewißheit, daß für seine’ Angehörigen in 
ausreichender und gerechter Weise gesorgt wird, wenn 
er durch seinen Einsatz in der Wehrmacht daran ge­
hindert ist, seine auf Gesetz oder Sitte beruhende Unter­
haltspflicht geg>n den Angehörigen zu erfüllen.

Die letzten Jahre haben in der Fürsorge für unsere 
Soldaten und ihre Angehörigen w e s e n t l i c h e  V e r ­

b e s s e r u n g e n  gebracht, in denen die Erfahrungen und 
Notwendigkeiten des Krieges weitgehend berücksichtigt 
wurden. Sie haben ihren Niederschlag in einer Reihe 
von Ergänzungs- und Änderungsgesetzen zu den oben 
genannten Gesetzen sowie in Verordnungen und grund­
legenden Ministerialerlassen gefunden. Zu der besonde­
ren Fürsorge und Versorgung, die den Soldaten zuteil 
wird, die den Dienst mit der Waffe zu ihrem Lebens­
beruf erwählt haben oder sich zur Ableistung des akti­
ven Wehrdienstes für eine Reihe von Jahren verpflichtet 
haben, sei im Rahmen dieser Darstellung lediglich ge- 

»sagj, daß sie den im besten Mannesalter vollbrachten 
Leistungen in vorbildlicher Weise gerecht wird. Im 
Kriege steht die Fürsorge und Versorgung für die im 
Kriegsdienst Versehrten Soldaten und ihre Hinterbliebe­
nen im Vordergrund des Interesses. Die wichtigsten 
Grundsätze aus diesem Teil der Fürsorge und Versor­
gung sollen in den folgenden Ausführungen behandelt 
werden.

V e r s e h r t e n f ü r s o r g e  und  - V e r s o r g u n g  
Die neue Gesetzgebung hat in der Fürsorge und Ver­

sorgung für Versehrte Soldaten, der sog. Beschädigten­
fürsorge- und -Versorgung Wege beschriften, die grund­
sätzlich von den bisherigen Versorgungsgesetzen ab­
weichen. Versorgung wird gewährt, wenn eine Wehr­
dienstbeschädigung, d. h. ein Körperschaden vorliegt, 
der infolge des Wehrdienstes eingetreten oder ver­
schlimmert worden ist. Ihren Zweck erfüllt die Versor­
gung nicht darin, den Versehrten ehemaligen Soldaten 
mit einer Rente abzufinden und ihn im übrigen mehr 
oder weniger seinem Schicksal zu überlassen, sondern 
dieses Schicksal von der Entlassung ab in die Hände der 
Fürsorge- und Versorgungsdienststellen zu legen, seine 
Wehrtauglichkeit oder mindestens seine Arbeitsverwen­
dungsfähigkeit möglichst vollkommen und schnell wie­
der herzustellen und ihn in den allgemeinen Arbeits­
prozeß als v o l l w e r t i g e n  V o l k s g e n o s s e n  e i n ­
z u g l i e d e r n .  Zwar besteht die Versorgung auch in 
einer geldlichen Leistung, die aber nur dann gewährt 
wird, wenn der Versehrte infolge der Wehrdienstbeschä­
digung seinan bisherigen oder einen andern Beruf nicht 
mehr ausüben kann. Versehrte, die zu eigener Leistung 
nicht mehr fähig sind, werden als arbeitsverwendungs­
unfähig bezeichnet und erhalten eine Rente für Arbeits­
verwendungsunfähige (AVU.-Rente), die nach Ortsklasse, 
Familienstand, Beruf oder militärischem Dienstgrad und 
Alter gestaffelt ist. Bei Hilflosigkeit wird eine Pflege­
zulage in vier verschiedenen Stufen, bei Blindheit eine 
Blindenzulage gewährt. Für die arbeitsverwendungs­
fähigen Versehrten, die trotz des durch den Wehrdienst 
erlittenen Körperschadens einem Erwerb nachgehen kön­
nen, tr itt die Fürsorge in den Vordergrund. Es ist ge­
setzlich vorgeschrieben, daß sie eine für ihre noch ver­
bliebenen Kräfte angemessene und ihren körperlichen 
und geistigen Fähigkeiten entsprechende Beschäftigung 
im Berufsleben erhalten. Die Beschädigtenfürsorge- und 
-Versorgung, die ein Soldat nach seiner Entlassung aus 
dem aktiven Wehrdienst für eine erlittene Wehrdienst­
beschädigung und ihre Folgen erhält, umfaßt:

Heilfürsorge, Versehrtcngeld, Betreuung, Übergangs­
unterstützung, Rente für Arbeitsverwendungsunfähige, 
Pflegezulage und Blindenzulage.

Diese Leistungen erhalten auch Zivilpersonen, die in ge­
wisser Beziehung zur Wehrmacht gestanden und dabei 
ohne eigenes Verschulden eine Wehrdienstbeschädigung 
erlitten haben. Fürsorge und Versorgung wird z. B. für 
Körperschäden gewährt, die bei Einberufenen auftreten, 
wenn sie zur rechtzeitigen Erreichung des Gestellungs­
ortes die Reise bereits vor Beginn des Gestellungstages 
antreten müssen oder nach der Entlassung aus dem 
Wehrdienst ihre Wohnung erst nach Ablauf des Ent­
lassungstages erreichen können. Beschädigtenfürsorge
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und -Versorgung wird ohne Antrag gewährt, wenn die 
Entlassung aus dem Wehrdienst wegen Dienstunfähig- 
keit erfolgt ist. In den übrigen Fällen muß zur Vermei­
dung des Rechtsverlustes ein Antrag gestellt sein, und 
zwar von ehemaligen Soldaten innerhalb zweier Jahre 
nach der Entlassung, von Zivilpersonen innerhalb zweier 
Jahre nach Erleiden der Wehrdienstbeschädigung. Nach 
Ablauf dieser Fristen kann der Antrag nur noch gestellt 
werden, wenn die Wehrdienstbeschädigung oder ihre 
Folgen erst später bemerkt worden sind oder sich 
wesentlich verschlimmert haben, spätestens nach zehn 
Jahren. Auf den Einwand der Fristversäumnis kann 
vom Wehrmachtfürsorge- und -versorgpngsamt verzichtet 
werden; er darf nicht erhoben werden, wenn die sach­
lichen Voraussetzungen für die Gewährung von Für­
sorge und Versorgung erfüllt sind.

H e i l f ü r s o r g e
Die Fürsorge für den Versehrten Soldaten setzt schon 

während des Wehrdienstes mit der Heilfürsorge im La­
zarett ein, deren Ziel die Erhaltung oder Wiederherstel­
lung der Wehrtauglichkeit oder der Arbeitsverwendungs­
fähigkeit ist. Sofern es nicht gelingt, den Versehrten 
Soldaten noch während des Wehrdienstes wieder soweit 
herzustellen, daß er aus dem Lazarett dienstfähig zur 
Truppe zurückkehren kann, erhält er auch nach seiner 
Entlassung aus dem Wehrdienst Heilfürsorge. Sie wird 
gewährt, um eine Wehrdienstbeschädigung oder ihre 
Folgen zu beseitigen, wesentlich zu bessern, eine Ver­
schlimmerung zu verhüten, körperliche Beschwerden zu 
beheben oder zu lindern. Eine sog. unterstützende Heil­
fürsorge kann auch für ein nicht als Wehrdienstbeschä­
digung anzusehendes Leiden gewährt werden, wenn 
hierdurch eine Wehrdienstbeschädigung wesentlich zu 
bessern oder eine Verschlimmerung zu verhüten ist 
(z. B. Zahnersatz bei einem Lungenleiden, das als 
Wehrdienstbeschädigung anerkannt ist). Zur Heilfür­
sorge gehört:

Ambulante ärztliche (zahnärztliche) Behandlung, Ver­
sorgung mit Arzneien, Brillen, Bruchbändern und an­
deren kleinen Heilmitteln,
Hilfe und Wartung durch Krankenpfleger, Kranken­
schwestern oder andere Pfleger (Hauspflcge) sowie 
Krankenhauspflege,
Krankengeld und Hausgeld, Bade- und Heilstätten­
kuren, Ausstattung mit Körperersatzstücken, ortho­
pädischen und anderen Hilfsmitteln und Blindenführ­
hund.

Ein Versehrter, der Mitglied einer Krankenkasse ist, 
erhält die Heilfürsorge durch seine Krankenkasse. Die 
Durchführung der Heilfürsorge für Versehrte, die keiner 
Krankenkasse angehören, liegt der Allgemeinen Orts­
krankenkasse ob, oder wo keine besteht, der Land­
krankenkasse ihres Wohnortes. Auch die nicht ver­
sicherten Versehrten erhalten die gjeichen Leistungen, 
die die Mitglieder der Krankenkasse auf Grund ihres 
Versicherungsverhältnisses für ihre Person, d. h. ohne 
Familienhilfe, erhalten. Die Fürsorge- und Versorgungs­
dienststellen der Wehrmacht können in allen Fällen auch 
Heilfürsorge über die Leistungen der Krankenkasse hin­
aus genehmigen, wenn hierdurch das Ziel der Heilfür­
sorge zu erreichen ist. Wichtig ist auch die Vorschrift, 
daß Versehrte, die einer Krankenkasse als Mitglied an­
gehören und wegen einer Wehrdienstbeschädigung und 
ihrer Folgen nach Ablauf der Leistungspflicht von der 
Krankenkasse ausgesteuert sind, bis zur Dauer von wei­
teren 26 Wochen Heilfürsorge für ein anderes Leiden als 
Zugeteilte erhalten können. Versehrte, die sich einer 
Heilbehandlung ohne Inanspruchnahme der Kranken­
kasse unterziehen, haben keinen Anspruch auf Erstat­
tung der dadurch entstehenden Kosten. Haben zwin­
gende Gründe die Inanspruchnahme der Krankenkasse 
unmöglich gemacht, so können die Kosten für eine 
selbstgewählte Krankenhilfe in angemessenem Umfange 
erstattet werden.

Kranken- und Hausgeld wird zur Sicherung des Le­
bensunterhalts bei Krankheit gewährt, wenn das Arbeits­
einkommen durch die Erkrankung gemindert ist. Die 
Berechnung des Kranken- und Hausgeldes richtet sich 
nach den Bestimmungen der Reichsversicherungsord­

nung. Wer einer Krankenkasse als Mitglied angehört, 
erhält Kranken- und Hausgeld von seiner Krankenkasse 
als Kassenmitglied. Krankengeld wird nur bei ambu­
lanter ärztlicher Behandlung oder Hauspflege gezahlt. 
Voraussetzung ist, daß Arbeitsunfähigkeit besteht und 
diese ganz oder überwiegend durch die Wehrdienstbe­
schädigung bedingt wird. Das Hausgpld dient zur Ver­
hütung einer Notlage, in welche die Angehörigen eines 
Versehrten geraten können, wenn ihm Krankenhaus­
pflege oder eine Bade- oder Heilstättenkur gewährt wird. 
Es wird nach dem Hausgeldsatz berechnet, den die 
Krankenkasse dem Versehrten als versicherungspflich­
tigem Mitgliede zu zahlen hätte, und kann nur für An­
gehörige gewährt werden, deren Ernährer der Versehrte 
ist. Versehrte, die Versehrtengeld nach der Stufe II oder 
einer höheren Stufe beziehen, sind von der Verpflichtung 
befreit, Arzneikostenanteil und Krankenscheingebühr zu 
entrichten. Neben einer Rente für Arbeitsverwendungs­
unfähige wird Kranken- oder Hausgeld nicht gezahlt.

Bade- und Heilstättenkuren können dem Versehrten 
bewilligt werden, wenn durch andere Behandlungsver­
fahren ein Heilerfolg nicht zu erwarten ist. Sie werden 
von den Wehrmachtfürsorge- und -Versorgungsdienst­
stellen durchgeführt, denen hierfür Kurlazarette und Ver­
tragsanstalten der Wehrmacht in ausreichendem Maße 
zu.r Verfügung stehen. Ebenso werden die Ausstattung 
mit Körp.erersatzstücken und die Lieferung von Blinden­
führhunden durch die Dienststellen der Wehrmacht ver­
anlaßt. Zum Unterhalt des Blindenführhundes werden 
Zuschüsse gezahlt, die nach Ortsklassen gestaffelt 15 
bis 20 31M monatlich betragen. Ein zur Heilfürsorge er­
forderlicher Zahnersatz wird nach Genehmigung durch 
die zuständige Wehrmachtdienststelle von den Kranken­
kassen geliefert. Die Kosten trägt in allen Fällen das 
Reich in voller Höhe.

V e r s e h r t e n g e l d  |
Das Versehrtengeld stellt eine geldliche Entschädigung 

beim Vorliegen einer Wehrdienstbeschädigung dar. Je­
doch berechtigt nicht jeder Körperschaden zum Bezüge 
von Versehrtengeld. Versehrtheit liegt vor, wenn ein 
Soldat durch eine Wehrdienstbeschädigpng oder ihre 
Folgen dauernd oder auf nicht absehbare Zeit erheblich 
beeinträchtigt ist. Nach den Richtlinien für die Beurtei­
lung der Versehrtheit, die in vier Grade abgestuft ist, 
fängt die Versehrtheit z. B. erst an bei Fußverletzung,en, 
wenn die Gehfähigkeit erheblich beeinträchtigt ist, oder 
beim Verlust des Daumens. Das Versehrtengeld der 
Stufe I beträgt 15 ‘JIM, Stufe II 30 ÄÄ, Stufe III 50 91JK, 
Stufe IV 80 %Jt monatlich. Für die Einstufung ist die 
Schwere des verbliebenen Körperschadens maßgebend. 
Wenn mehrere Körperschäden Zusammentreffen, werden 
sie nach ihrer Gesamtheit beurteilt, da nur ein Ver­
sehrtengeld gewährt wird. Das Versehrtengeld wird dem 
Versehrten neben jedem anderen Einkommen gezahlt. 
Das Fortbestehen einer Versehrtheit wird jeweils durch 
Nachuntersuchung überprüft. Ist die Versehrtheit be­
hoben, so fällt das Versehrtengcld weg.

Für eine Beschädigung bei besonderem Einsatz und 
ihre Folgen wird neben dem Versehrtengeld eine Ver­
sehrtengeldzulage gewährt; sie beträgt in Stufe I 10 5Lf£, 
Stufe II 15 M i. Stufe III und IV 20 3iM monatlich. Be­
schädigung bei besonderem Einsatz liegt vor, wenn ein 
Körperschaden während eines besonderen Einsatzes 
durch Einwirkung von Waffen oder sonstigen Kampf­
mitteln eingetreten ist oder verschlimmert wurde. Einer 
Beschädigung bei besonderem Einsatz wird auch eine 
Wehrdienstbeschädigung gleichgestellt, die im Kampf­
gebiet oder im Zusammenhang mit einer Kampfhand­
lung erlitten oder auf einen Unfall oder auf nur dem 
Krieg eigentümliche Verhältnisse zurückzuführen ist.

B e r u f s f ü r s o r g e  u n d  O b e r g a n g s ­
u n t e r s t ü t z u n g

Die Erwerbsminderung, die noch in der Unfallgesetz­
gebung und in anderen Versorgungsgesetzen eine Rolle 
spielt, hat in der Fürsorge und Versorgung für die Ver­
sehrten Soldaten des jetzigen Krieges nicht die ihr sonst 
zukommende Bedeutung, weil nicht der Gedanke der 
Versorgung entscheidend ist, sondern der Gedanke, die
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Versehrten auf dem Wege der Berufsfürsorge in den 
gegebenen Grenzen als leistungsfähige und selbstbe­
wußte Arbeitskräfte in das berufliche Leben wieder ein- 
zugiiedern. Das Wehrmachtfürsorge- und -Versorgungs­
gesetz mit seinen Durchführungs- und Ausführungsbe­
stimmungen legt deshalb das Schwergewicht der Beschä­
digtenfürsorge neben der Heilfürsorge und der durch sie 
angestrebten Wiederherstellung der Ärbeitsverwendungs- 
fähigkeit auf die Unterbringung aller arbeitsverwen­
dungsfähigen Versehrten in einem geeigneten Arbeits­
platz, auf dem nach Möglichkeit das frühere Arbeits­
einkommen erreicht werden soll. Kann der Versehrte 
infolge der Art seiner Versehrtheit den bisherigen oder 
einen andern Beruf, der ihm unter Berücksichtigung 
seiner Lebensverhältnisse, Kenntnisse und Fähigkeiten 
billigerweise zuzumuten ist, nicht ausüben oder eine vor 
Eintritt der Wehrdienstbeschädigung begonnene Berufs­
ausbildung nicht fortsetzen, so kann er eingeschult, 
umgeschult oder wirtschaftlich selbständig gemacht und 
auf diese Weise auch einem anderen neuen Beruf zuge­
führt werden. Eine wesentliche Unterstützung für die 
Berufsfürsorge ist die Anordnung des Gesetzgebers, daß 
Versehrte, die Versehrtengeld der Stufe II oder einer 
höheren Stufe beziehen, Schwerbeschädigte im Sinne 
des Gesetzes über die Beschäftigung Schwerbeschädigter 
in der Fassung v. 12. Jan. 1923 (RGBl. I, 57) mit später 
ergangenen und künftigen Änderungen sind. Die unter 
dieses Gesetz fallenden Schwerbeschädigten genießen 
einen besonderen Kündigungsschutz und müssen bevor­
zugt auf einem für sie geeigneten Arbeitsplatz unter­
gebracht werden. Den Schwerbeschädigten können auch 
Versehrte, die Versehrtengeld der Stufe I beziehen, 
gleichgestellt werden, wenn sie sich infolge ihrer Ver­
sehrtheit ohne den Schutz des Schwerbeschädigtenge­
setzes einen geeigneten Arbeitsplatz nicht verschaffen 
können oder sich darin nicht zu erhalten vermögen, und 
wenn durch die Gleichstellung die Unterbringung der 
Schwerbeschädigten nicht gefährdet wird.

Die D u r c h f ü h r u r r g  der  B e r u f s f ü r s o r g e  für 
Versehrte Soldaten ist eine der wichtigsten Aufgaben der 
Wehrmachtfürsorge- und -Versorgungsdienststellen, d. h. 
der Wehrmachtfürsorge- und -Versorgungsämter und als 
deren Organe der in allen größeren Standorten einge­
setzten Wehrmachtfürsorgeoffiziere. Die berufliche Be­
treuung des Versehrten beginnt bereits im Lazarett, in­
dem der Wehrmachtfürsorgeoffizier in den Lazaretten 
seines Bereichs die verwundeten und kranken Soldaten, 
die voraussichtlich wegen Dienstunfähigkeit entlassen 
werden müssen, aufsucht und mit ihnen Rücksprache 
über ihr künftiges Fortkommen hält. Sobald der Wehr­
machtfürsorgeoffizier einen Überblick über Beruf und 
Wünsche eines Versehrten erhalten hat, erörtert er die 
beruflichen Möglichkeiten, die der Körperschaden zuläßt, 
und die weiterhin notwendigen Maßnahmen mit dem 
Chefarzt des Lazaretts. Für einen Versehrten, der nach 
seiner Entlassung aus dem Wehrdienst seinen bisherigen 
Beruf wieder aufnehmen kann, ist eine Berufsberatung 
nicht erforderlich. Der Wehrmachtfürsorgeoffizier über­
weist den Versehrten an das zuständige Arbeitsamt, das 
dann den Arbeitseinsatz regelt. Für die Unterbringung 
der aus dem aktiven Wehrdienst entlassenen Soldaten 
enthält neben dem WFVG. die VO. über Fürsorge für 
Soldaten und Arbeitsmänner in der Fassung v. 29. Dez. 
1937 die entsprechenden Vorschriften. In Anerkennung 
der hervorragenden Leistungen der Wehrmacht im 
Kriege ist die Berufsfürsorge für entlassene Soldaten 
durch eine VO. v. 18. Sept. 1940 wesentlich erweitert 
worden. Grundsätzlich darf den Soldaten, die während 
des Krieges und nach dem Kriege in Ehren entlassen 
werden, aus ihrer durch den Wehrdienst bedingten Ab­
wesenheit kein Nachteil erwachsen. Die Vorschriften 
über die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 
sind bis auf weiteres durch die VO. zur Abänderung 
und Ergänzung von Vorschriften auf dem Gebiete des 
Arbeitsrechts v. 1. Sept. 1939 ersetzt worden, in der u. a. 
bestimmt ist, daß durch die Einberufung zu einer 
Dienstleistung im Wehrdienst ein bestehendes Beschäfti­
gungsverhältnis (Arbeits-, Lehrverhältnis) nicht gelöst 
wird und Nir die Dauer der Einberufung die beider­
seitigen Rechte und Pflichten ruhen.

Wenn die grundlegenden Beratungen zwischen Wehr­

machtfürsorgeoffizier und Chefarzt zu dem Ergebnis 
führen, daß der Versehrte in seinem bisherigen Beruf 
noch eingeschult oder auf einen anderen Beruf umge­
schult werden muß, so sind von dem Wehrmachtfür­
sorgeoffizier außer dem Arzt und dem Vertreter der 
Hauptfürsorgestelle je nach Läge des Falles und Beruf 
des Versehrten Vertreter der Handwerkskammer, Han­
delskammer, des Reichsnährstandes oder sonstige Sach­
verständige der in Betracht kommenden Berufs- und 
Wirtschaftsorganisationen heranzuziehen, um an dem 
reibungslosen und sachdienlichen b e r u f l i c h e n  E i n ­
satz  des V e r s e h r t e n  mitzuwirken. Damit diese ver­
antwortungsvolle Aufgabe einheitlich durchgeführt wird, 
hat das Oberkommando der Wehrmacht R i c h t l i n i e n  
aufgestellt, nach denen bei der Berufsberatung des Ver­
sehrten zu verfahren ist. Hiernach ist der Versehrte, 
wenn irgendwie möglich, in seinen alten Beruf einzu­
schulen und an seinen alten Arbeitsplatz zurückzubrin­
gen. Wenn der alte Beruf nicht mehr ausgpübt werden 
kann, ist anzustreben, den Versehrten in einen verwand­
ten Beruf einzuschulen, damit er seine bisherigen beruf­
lichen Kenntnisse nutzbringend verwerten kann. Die 
Umschulung in einen neuen Beruf muß auf Ausnahme­
fälle beschränkt bleiben. Vor der Umschulung ist ge­
nauestem zu prüfen, ob die körperlichen und geistigen 
Fähigkeiten des Versehrten die Gewähr bieten, daß er 
den neuen Beruf auslüllen kann. Bei der Entscheidung 
über die Ein- oder Umschulung eines Versehrten wird 
auch die Berufsg,ruppe eine Rolle spielen. Selbständige 
Handwerker, Gewerbetreibende und Kaufleute können 
ebenso wie Landwirte mit eigenem Besitz auch bei 
schwerem Körperschaden in ihrem erlernten Beruf er­
fahrungsgemäß hochwertige Leistungen vollbringen. Ihr 
Berufswechsel ist möglichst zu vermeiden. Auch Kopf­
arbeiter werden meistens ihren alten Beruf beibehalten 
können. Doch muß eine Umschulung auf kaufmännische 
Wissenszweige und im Bürodienst nach Möglichkeit den 
Versehrten Vorbehalten bleiben, die schon vorher auf 
ähnlichem Gebiet tätig waren. Bei der Berufsberatung 
von selbständigen Handwerkern und Handarbeitern ist 
der Umstand zu berücksichtigen, daß sie in großen Be­
trieben bessere Möglichkeiten haben, eine ihrem Körper­
schaden angepaßte Beschäftigung zu erhalten, da dort 
die Arbeitsvorgänge weitgehender aufgeteilt sind als in 
Kleinbetrieben. Für Versehrte, die aus dem Wehrdienst 
entlassen sind, übernimmt die Hauptfürsorgestelle die 
Durchführung der Ein- öder Umschulung. Der Wehr­
machtfürsorgeoffizier ist aber weiter verpflichtet, sich 
um das Schicksal des Versehrten zu kümmern und sich, 
wenn es die Belange des Versehrten erfordern, einzu­
schalten. Er sorgt auch im Einvernehmen mit der Haupt­
fürsorgestelle und dem Arbeitsamt dafür, daß der Ver­
sehrte alsbald nach Beendigung der Schulung in einen 
Arbeitsplatz eingewiesen wird, den er trotz der not­
wendigen Rücksicht auf seine Versehrtheit ausfüllen 
kann und auf dem er mindestens das frühere Arbeitsein­
kommen verdient.

Um den L e b e n s u n t e r h a l t  des V e r s e h r t e n  bis 
zu seiner beruflichen Unterbringung und während einer 
Ein- oder Umschulung sicherzustellen, wird dem Ver­
sehrten eine Ü b e r g a n g s u n t e r s t ü t z u n g  gewährt. 
Hinsichtlich der Höhe der Übergangsunterstützung ist 
bestimmt, daß der Unterschied zwischen dem früherem 
Arbeitseinkommen und dem jetzigen Arbeitseinkommen 
einschließlich Ruhegehalt, ruhegehaltähnlicher Bezüge 
und Renten der Reichsversicherung gezahlt werden 
kann; dabei dürfen jetziges Arbeitseinkommen und Über­
gangsunterstützung bei einem Ledigen 500 3tM und bei 
einem Verheirateten 600 91M monatlich nicht übersteigen. 
Bei Versehrten, die vor dem Eintritt in die Wehrmacht 
noch kein volles Arbeitseinkommen bezogen haben, weil 
sie die Berufsausbildung noch nicht begonnen, abge­
schlossen oder den erlernten Beruf nach beendeter Aus­
bildung noch nicht ausgeübt hatten, wird für die Ge­
währung der Übergangsunterstützung das Einkommen 
zugrunde gelegt, das sie bezogen hätten, wenn sie den 
erlernten oder erstrebten Beruf im Zeitpunkt der Ein­
ziehung zum aktiven Wehrdienst oder zum vorher abzu­
leistenden Reichsarbeitsdienst bereits ausgeübt hätten. 
Die Gewährung einer Überganggunterstützung kann auch 
für Versehrte in Betracht kommen, die in freien Berufen
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tätig sind, z. B. wenn der Versehrte infolge des Körper­
schadens zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit seines 
Betriebes gezwungen ist, eine Ersatzkraft einzustellen. 
Wenn der Ertrag des Betriebes eines Versehrten durch 
Verbesserung der Betriebseinrichtungen oder Erschlie­
ßung neuer Einnahmequellen so gehoben werden kann, 
daß eine Ersatzkraft nicht erforderlich ist oder vom Be­
trieb selbst getragen werden kann, wird zur Finanzie­
rung dieser Maßnahmen statt einer laufenden Über­
gangsunterstützungeine einmalige Unterstützung gewährt.

Neben der Übergangsunterstützung sind z a h l r e i c h e  
s o n s t i g e  V e r g ü n s t i g u n g e n  für den Versehrten 
vorgesehen. So hat der Reichsminister für Wissenschaft, 
Erziehung und Volksbildung für die Zulassung zum 
H o c h s c h u l s t u d i u m  und zum F a c h s c h u l s t u ­
d i u m  sowie zu den P r ü f u n g e n  besondere Bestim­
mungen für Versehrte erlassen, die besondere finanzielle 
Vergünstigungen, Gebührenbefreiung und Beihilfen für 
die studierenden Versehrten enthalten. Handwerker, die 
in ihren alten Beruf eingeschult oder auf einen neuen 
Beruf umg^schult werden sollen, erhalten die erforder­
liche Anleitung auf Wehrmachtfachschulen oder auf 
Lehrstätten der Handwerkskammer, der Deutschen Ar­
beitsfront oder industrieller Betriebe. Für Versehrte, die 
in kaufmännische Berufe eintreten wollen, stehen neben 
den Heeresfachschulen auch besondere Lehrgänge auf 
Fachschulen der Handelskammer zur Verfügung. Ver­
sehrte, die vonl Lande stammen und dem Lande erhal­
ten bleiben sollen, haben die Möglichkeit, auf staat­
lichen Lehrgütern sich als praktische Landwirte ausbil­
den zu lassen oder sich einer Sonderausbildung für 
einen verwandten landwirtschaftlichen Beruf, z. B. als 
Milchprüfer, Obstwart, Geflügelzüchter, Treckerführer, 
Gärtner usw. zu unterziehen, wenn sie infolge ihres 
Körperschadens der eigentlichen Feldarbeit nicht mehr 
gewachsen sind. Das Oberkommando der Wehrmacht 
und der Reichsnährstand sorgten dafür, daß die Versehr­
ten Soldaten bei der Erhaltung deutschen Bauerntums 
und bei der Schaffung neuer Bauernstellen in den neu­
eingegliederten Gebieten, vor allem im Osten, im beson­
deren Maße berücksichtigt werden. Eine weitgehende 
persönliche und auf den Einzelfall abgestellte Fürsorge 
erfordert die berufliche Betreuung erblindeter Soldaten. 
Für diese Versehrten ist gerade in der ersten Zeit nach 
der Erblindung eine verständnisvolle Führung und psy­
chologische Betreuung notwendig. Hier leisten auch die 
Kriegsblinden des ersten Weltkrieges selbstlose und vor­
bildliche Kameradschaftsarbeit. Die Schulung der erblin­
deten Versehrten findet in den städtischen oder staat­
lichen Blindenanstalten statt. Blinden, die sich dem 
Hochschulstudium widmen wollen, steht die Blinden­
studienanstalt in Marburg zur Verfügung.

Die K o s t e n  der  E i n -  u n d  U m s c h u l u n g  trägt 
die Wehrmacht, solange der Versehrte noch Soldat ist. 
Dem Versehrten kann auch eine Umzugsentschädigung 
gewährt werden, wenn die berufliche Unterbringung, die 
Ein- oder Umschulung einen Wechsel des bisherigen 
Wohnortes erfordert. M it dem Tage der Entlassung des 
Versehrten aus dem Wehrdienst übernimmt die Haupt­
fürsorgestelle die Kosten der Ausbildung. Die Hauptfür­
sorgestellen sind vom Reichsarbeitsminister angewiesen, 
die berufliche, Förderung der Versehrten ohne Rücksicht 
auf die entstehenden Kosten durchzuführen, damit die 
Versehrten in Arbeitsplätze kommen, in denen sie min­
destens ihr früheres Arbeitseinkommen erreichen. Die 
Berufsfürsorge ist aber mit der erstmaligen Unterbrin­
gung nicht abgeschlossen. Wenn der Versehrte den 
Arbeitsplatz infolge seiner Wehrdienstbeschädigung wie­
der verliert oder ihn ohne eigenes Verschulden auf­
geben muß und infolge seiner Wehrdienstbeschädigung 
einen anderen Arbeitsplatz nur nach Ein- oder Umschu­
lung erlangen kann, setzt die Zahlung der Übergangs­
unterstützung wieder ein, bis eine erneute Berufsbetreu­
ung zum Erfolg geführt hat.

Ren t e  f ü r  A r b e i t s v e r w e n d u n g s u n f ä h i g e
Bei schweren Körperschäden wird es auch die um­

sichtigste Heilfürsorge nicht erreichen können, den Ver­
sehrten wieder arbeitsverwendungsfähig zu machen. Ein 
Versehrter ist arbeitsverwendungsunfähig, wenn er durch

Heilfürsorge die Arbeitsverwendungsfähigkeit nicht er­
langen kann und daher infolge seiner Versehrtheit nicht 
in der Lag.e ist, eine Berufsausbildung fortzusetzen, sei­
nen bisherigen oder einen anderen Beruf auszuüben und 
auch für einen solchen Beruf nicht umgeschult werden 
kann. Der arbeitsverwendungsunfähige Versehrte erhält 
vom Reiche eine monatliche Rente (AVU.-Rente), die 
neben dem Versehrtengeld gezahlt wird. Die Höhe der 
Rente ist je nach Ortsklasse und nach Lebensalter auf 
höchstens SOffiM und mindestens 40 XÄ monatlich für 
Ledige festgesetzt. Bei Verheirateten mit mindestens 
einem Kind beträgt sie im Höchstfälle 105 SUt, für Ver­
heiratete ohne Kinder 95 ¡KM monatlich. AVU.-Teilrente 
wird gewährt, wenn die Arbeitsverwendungsunfähigkeit 
des Versehrten nur teilweise die Folge einer Wehrdienst­
beschädigung ist. Diese Teilrente ist die einzige Rente, 
die neben Renten nach der Reichsversicherung einer 
Kürzung unterliegt. Im übrigen wird die AVU.-Rente 
nur neben einem Anspruch auf Ruhegehalt gekürzt. 
Ruhegehaltsempfängern und Empfängern ruhegehalt­
ähnlicher Bezüge wird AVU.-Rente nur gewährt, wenn 
und soweit sie höher ist als das Ruhegehalt.

Zur AVU.-Rente treten Dienstgradzulagen oder Be­
rufszulagen, die die Leistungen des Versehrten als Sol­
dat oder im Zivilberuf berücksichtigen. Es gibt nur die 
günstigere von beiden. Die Höhe der Dienstgradzulage 
richtet sich nach dem militärischen Dienstgrad des Ver­
sehrten; sie beträgt mindestens 10 ¡KM (Obergefreiter 
oder Unteroffizier) und höchstens 80 ¡KM (Hauptmann 
und höhere Dienstgrade) monatlich. Die Berufszulage 
beträgt, wenn der Versehrte bisher einen Beruf ausgeübt 
hat, der eine mehrjährige abgeschlossene Berufsausbil­
dung und, soweit vorg,eschrieben oder üblich, eine Ab­
schlußprüfung voraussetzt, 10 ¡KM monatlich, wenn er 
einen Beruf ausgeübt hat, der erhebliche Kenntnisse und 
Fertigkeiten und ein besonderes Maß von Leistung und 
Verantwortung erfordert, 50 ¡KM monatlich. Es gibt zur 
AVU.-Rente ferner Kinderzuschläge nach Maßgabe des 
DBG. — 20 ¡KM monatlich für jedes Kind — sowie für 
hilflose Versehrte außerdem eine Pflegezulage von 
50 ¡KM monatlich, die bei dauerndem Krankenlager oder 
außergewöhnlicher Pflege je nach dem Leidenszustand 
auf 15 ¿KM, 100 ¿KM oder 125 ¿KM erhöht wird. An Stelle 
der Pflegezulage erhält jeder blinde Versehrte eine Blin­
denzulage von 100 ¿IM monatlich, die sich auf 125 ¡KM 
erhöht, wenn zu der Blindheit ein weiterer Körperscha­
den hinzutritt, der erhöhte Pflegezulage erfordert. Her­
vorgehoben wird nochmals, daß zur AVU.-Rente eben­
falls das Versehrtengeld und, wenn es sich um eine 
Beschädigung bei besonderem Einsatz handelt, auch die 
Versehrtengeldzulag.e gewährt wird.

Eine weitere Maßnahme, um die wirtschaftliche Lage 
eines arbeitsverwendungsunfähigen Versehrten in be­
sonderen Fällen zu erleichtern und einen Ausgleich der 
verminderten Bezüge gegenüber höheren Einkommen 
vor Eintritt der Arbeitsverwendungsunfähigkeit zu schaf­
fen, bildet der Zuschuß zur AVU.-Rente, den der Ver­
sehrte auf Antrag zu den gesetzlichen Fürsorge- und 
-Versorgungsbezügen erhalten kann, soweit die AVU.- 
Rente mit Kinderzuschlag, Versehrtengeld, Versehrten- 
geldzulage, Ruhegehalt oder ruhegehaltähnlichen Be­
zügen und Renten der Reichsversicherung hinter 75«/o 
des vor Eintritt der Arbeitsverwendungsunfähigkeit zu­
letzt bezogenen Arbeitseinkommens zurückbleibt; dabei 
dürfen einschließlich des Zuschusses folgende Höchst­
beträge nicht überschritten werden: bei Ledigen 515 ¡KM 
und bei Verheirateten 450 ¡KM monatlich. Der Zuschuß­
berechnung wird das vor Eintritt der Arbeitsverwen­
dungsunfähigkeit zuletzt bezogene Arbeitseinkommen 
zugrunde gelegt. Für Angehörige freier Berufe, Land­
wirte und Bauern, Handels- und Gewerbetreibende gel­
ten besondere Grundsätze, nach denen je nach Lage 
des Falles zu verfahren ist.

K a p i t a l a b f i n d u n g
Versehrten kann auf Antrag statt des Versehrtengeldes 

und der Versehrtengeldzulage eine Kapitalabfindung 
zum Erwerb oder zur wirtschaftlichen Stärkung eigenen 
Grundbesitzes bewilligt werden. Voraussetzung ist, daß 
der Versehrte das 55. Lebensjahr noch nicht überschrjt-
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ten hat, die nützliche Verwendung der Kapitalabfindung 
gewährleistet erscheint und keine Bedenken wegen des 
Gesundheitszustandes des Versehrten bestehen. Der Be- 
trag, an dessen Stelle die Kapitalabfindung tritt, darf 
den Jahresbetrag des Versehrtengeldes und der Versehr­
tengeldzulage erreichen. Als Kapitalabfindung wird das 
Siebeneinhalbfache dieses Jahresbetrages gezahlt. Da­
für wird der Teil des Versehrtengeldes und der Versehr­
tengeldzulage, an dessen Stelle die Kapitalabfindung ge­
treten ist, 10 Jahre nicht gezahlt.

H i n t e r b l i e b e n e n f ü r s o r g e
Im Falle des Todes eines Versehrten erhalten die 

Hinterbliebenen ein Sterbegeld in Höhe des Versehrten­
geldes, eines Empfängers von AVU.-Rente oder Über­
gangsunterstützung in Höhe dieser Bezüge, die für die 
auf den Sterbemonat folgenden drei Monate zuständig 
wären. Die Pflegezulage und die Blinderizulage werden 
zum Sterbegeld nur bis zu 75 MM monatlich gezahlt. 
Als Berechtigte kommen in Betracht die Witwe und die 
ehelichen und für ehelich erklärten Abkömmlinge des 
Verstorbenen. An Kindes Statt angenommene Kinder 
stehen den für ehelich erklärten Abkömmlingen gleich. 
Wenn solche Angehörige nicht vorhanden sind, kann 
das Sterbegeld auf Antrag ganz oder teilweise an be­
dürftige Eltern, Großeltern, Geschwister, Geschwister­
kinder oder Stiefkinder gewährt werden, deren Ernährer 
der Verstorbene überwiegend gewesen ist, sowie an Per­
sonen, die die Kosten der letzten Krankheit und der 
Bestattung getragen haben, wenn der Nachlaß und das 
Bestattungsgeld nicht ausreichen, um diese Kosten zu 
decken. Hat der Verstorbene zum Versehrtengeld eine 
Versehrtengeldzulage erhalten, so wird neben dem 
Sterbegeld eine Sterbegeldzulage in Höhe der Ver­
sehrtengeldzulage gezahlt. Die Fürsorge- und Versor­
gungsdienststellen der Wehrmacht bestimmen, an wen 
das Sterbegeld zu zahlen oder wie es unter mehrere 
Berechtigte zu verteilen ist.

Zur Bestreitung der Bestattungskosten und anderer 
m it dem Todesfall zusammenhängenden Ausgaben dient 
das Bestattungsgeld, das auf Antrag gewährt wird. Vor­
aussetzung ist, daß der Verstorbene zur Zeit des Todes 
Versehrtengeld erhalten hat und der Tod infolge einer 
Wehrdienstbeschädigung eingetreten ist. Der Tod gilt 
stets als Folge einer Wehrdienstbeschädigung, wenn der 
Versehrte an einem Leiden gestorben ist, für das er bis 
zu seinem Tode Versehrtengeld bezogen hat. Das Be­
stattungsgeld beträgt im Ausland und in Ortsklasse D 

Ortsklasse B und C 180MM, Ortsklasse A undS 
210 MM. Von dem Bestattungsgeld werden zunächst die 
Kosten der Bestattung bestritten und an denjenigen ge­
zahlt, der die Bestattungskosten getragen hat. Wenn ein 
Überschuß bleibt, so sind nacheinander die Personen, 
die für die Gewährung von Sterbegeld in Betracht kom­
men, bezugsberechtigt, wenn sie mit dem Verstorbenen 
zur Zeit des Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben.

In das Gebiet der Hinterbliebenenfürsorge fällt ferner 
die Gewährung einer einmaligen Elterngabe. Diese 
Maßnahme ist durch einen Erlaß des Oberkommandos 
der Wehrmacht v. 26. Sept. 1942 angeordnet worden und 
bietet die Möglichkeit, auch den Bedürfnissen, die ein 
Todesfall stets mit sich bringt, zu entsprechen. Die 
einmalige Elf.erngabe beträgt 300 MM; auf Antrag er­
halten sie alle Eltern ohne Rücksicht auf ihr Ein­
kommen und unbeschadet einer etwa zu gewährenden 
Fürsorge und Versorgung, deren Sohn im jetzigen 
Kriege gefallen oder als Wehrmachtangehöriger ver­
storben ist, ungeachtet dessen, ob er ledig oder ver­
heiratet war. Den Eltern, die Anspruch auf Gewährung 
einer Elterngabe haben, werden gleichgestellt Adoptiv­
eltern, wenn sie den Verstorbenen vor Erleiden der 
Wehrdienstbeschadigjung an Kindes Statt angenommen 
haben, sowie Stief- und Pflegeeltern, wenn sie den 
Verstorbenen vor Erleiden der Wehrdienstbeschädigung 
unentgeltlich unterhalten haben. Andere Verwandte der 
aufsteigenden Linie (Großyltern usw.) können die El­
terngabe nur erhalten, wenn sie laufende Elternver­
sorgung beziehen und wenn die Eltern nicht mehr 
leben. Die Elterngabe wird beim Verlust mehrerer

Kinder wiederholt gewährt. Der Antrag auf Elterngabe 
muß bei der Betreuungsabteilung der Gaudienststelle 
der NS.-Kriegsopferversorgung gestellt werden. Die Zah­
lung der einmaligen Elterngabe erfolgt durch das zu­
ständige Wehrmachtfürsorge- und -versorgungsamt.

H i n t e r b l i e b e n e n v e r s o r g u n g
Der Umfang der Versorgung für die Hinterbliebenen 

ist von der dem verstorbenen Soldaten zu gewährenden 
oder dem ehemaligen Soldaten selbst zu Lebzeiten ge­
währten Versorgung abhängig. Es wird unterschieden 
zwischen der Versorgung nach der Länge der Dienstzeit 
und der Versorgung wegen der Folgen eines im Wehr­
dienst erlittenen Körperschadens. Versorgung nach der 
Länge der Dienstzeit erhalten die Berufssoldaten. Alle 
übrigen Soldaten, insbesondere auch die Offiziere und 
Wehrmachtbeamten des Beurlaubtenstandes, erhalten im 
allgemeinen Versorgung wegen der Folgen eines Kör­
perschadens. Diese Hinterbliebenenversorgung besteht 
aus der Witwen- und Waisen Versorgung, der Witwen­
abfindung, aus Unterhaltsbeiträgen und aus der Eltern- 
versorgung. Die Versorg.ungsbczüge sollen den ange­
messenen Unterhalt der Hinterbliebenen nach dem Tode 
des Ernährers sicherstellen.

Witwen und Waisen von Soldaten, die an den Folgen 
einer Wehrdienstbeschädigung gestorben sind, erhalten 
Witwen- und Waisenrente. Daneben werden Witwenzulagei 
und Waisenzulage gewährt, wenn der Tod die Folge einer 
Beschädigung bei besonderem Einsatz oder einer während 
des besonderen Einsatzes erlittenen Wehrdienstbeschädi­
gung ist. Die Witwenrente beträgt 60o/o der AVU.-Rente 
und der Dienstgradzulage oder Berufszulage, die der 
Verstorbene erhalten hat oder hätte erhalten sollen. Sie 
darf jedoch nicht hinter 60o/0 der AVU.-Rente eines 
verheirateten Schützen mit mindestens einem Kind Z u ­
rückbleiben, der eine Berufszulage von 10 MM monatlich 
bezieht. Die Witwenzulage beträgt in jedem Falle min­
destens 20 MM,  bei Witwen von Oberfeldwebeln und 
Leutnanten 30 MM, von Oberleutnanten und Soldaten 
mit Berufszulage von 50 MM 50 MM, von Hauptleuten 
und höheren Dienstgraden 60 MM monatlich. Ferner er­
halten Witwen vom Ersten des Monats, in dem sie das 
45. Lebensjahr vollenden, einen Zuschlag zur Witwen­
rente, der nach Ortsklassen gestaffelt ist und 4—10 MM 
monatlich beträgt.

Die Waisenrente beträgt für jede Waise, deren Mutter 
noch lebt und zur Zeit des Todes des Vaters zum Be­
züge von Witwenrente berechtigt war, ein Fünftel der 
Witwenrente und für jede Waise, deren Mutter nicht 
mehr lebt oder zur Zeit des Todes des Vaters nicht 
versorgungsberechtigt war, ein Drittel der Witwenrente. 
Soweit zur Waisenrente noch eine Waisenzulage hinzu­
kommt, wird als Waisenzulage monatlich 10 MM für jede 
Halbwaise und 15 MM für jede Vollwaise gezahlt. Zu 
den Hinterbliebencnbezügen wird außerdem für jedes 
vorhandene Kind ein Kinderzuschlag von 20 MM monat­
lich gewährt. Der Kinderzuschlag zur Witwen- und 
Waisenrente entfällt jedoch, wenn durch ihre Bewilli­
gung zusammen mit den übrigen Versorgungsbezügen 
und den Renten aus der Reichsversicherung den Hinter­
bliebenen ein Einkommen erwachsen würde, das in 
einem offenbaren Mißverhältnis zu dem früheren Ein­
kommen des Verstorbenen steht. Der Kinderzuschlag 
wird immer bis zum vollendeten 16. Lebensjahr, die 
Waisenrente bis zum vollendeten 18. Lebensjahr gezahlt, 
darüber hinaus werden beide längstens bis zum voll­
endeten 24. Lebensjahr nur dann gezahlt, wenn die Waise 
sich in der Schul- oder Berufsausbildung befindet und 
ein eigenes Einkommen von weniger als 40 MM mönat- 
lich hat. War die Schul- oder Berufsausbildung durch 
Erfüllung der Arbeits- oder Wehrdieristpfllcht unter­
brochen so verlängert sich die Bezugsdauer nach voll­
endetem 24. Lebensjahr um die Zeit dieser Unter­
brechung. Ist die Waise weg.en körperlicher oder gei­
stiger Gebrechen außerstande, sich selbst zu erhalten, 
so werdeii Waisenrente und Kinderzuschlag für die 
Dauer dieses Zustandes ohne Rücksicht auf das Lebens­
alter bewilligt. Als Waisen gelten die ehelichen Kinder, 
die ehelich erklärten und die an Kindes Statt angenom­
menen Kinder, wenn sie vor der Entlassung des Sol­
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daten aus dem aktiven Wehrdienst für ehelich erklärt 
oder an Kindes Statt angenommen worden sind; ferner, 
wenn der Tod die Folge einer Wehrdienstbeschädigung 
ist, die für ehelich erklärten Kinder und an Kindes Statt 
angenommenen Kinder ehemaliger Soldaten ohne Rück­
sicht auf den Zeitpunkt der Ehelichkeitserklärung oder 
Annahme an Kindes Statt und die elternlosen Enkel, die 
der Verstorbene zur Zeit des Todes unentgeltlich unter­
halten hat.

Die Gewährung von Witwen- und Waisenrente für 
Hinterbliebene von Soldaten, die nicht im aktiven Wehr­
dienst gestorben sind, ist davon abhängig, daß die Ehe 
vor der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst ge­
schlossen worden ist. Wenn die Eheschließung später 
erfolgte, kann auf Antrag dieselbe Versorgung ganz 
oder teilweise widerruflich gewährt werden. Ist der 
Tod jedoch die Folge einer Beschädigung bei beson­
derem Einsatz, so wird Witwen- und Waisenrente auch 
dann gewährt, wenn die Ehe innerhalb von zehn Jahren 
nach der Entlassung geschlossen worden ist. Daneben 
wird Witwen- und Waisenzulage gezahlt. Ist die Ehe 
mit dem Verstorbenen innerhalb dreier Monate vor sei­
nem Ableben offenbar in der Absicht geschlossen wor­
den, der Witwe den Bezug der Witwenrente zu ver­
schaffen, darf Witwenrente nicht bewilligt werden. W it­
wen- und Waisenrente dürfen insgesamt die AVU.-Rente, 
aus der sie errechnet sind, nicht übersteigen. Ergeben 
sie zusammen'einen höheren Betrag, werden die einzel­
nen Sätze im gleichen Verhältnis gekürzt. Auf Antrag 
können Witwen und Waisen zu ihren Versorgungsbezü­
gen vom Reich noch einen Zuschuß erhalten. Witwen- 
und Waisenbezüge dürfen zusammen 75o/o des letzten 
Arbeitseinkommens des Verstorbenen und die Höchst­
sätze, die für verheiratete Arbeitsverwendungsunfähige 
als Empfänger eines Zuschusses zur AVU.-Rente vorge­
schrieben sind, nicht übersteigen.

U n e h e l i c h e  K i n d e r  eines verstorbenen Wehr­
machtangehörigen können als Unterhaltsbeitrag einen 
Kinderzuschlag bis zum vollendeten 18. Lebensjahr er­
halten. Wenn der Tod die Folge einer Beschädigung bei 
besonderem Einsatz oder einer während des besonderen 
Einsatzes erlittenen Wehrdienstbeschädigung ist, kann 
statt des Unterhaltsbeitrages Waisenrente unfl Waisen­
zulage wie einem ehelichen Kinde gewährt werden. Der 
unverheirateten Mutter eines derartig versorgten unehe­
lichen Kindes kann auf Antrag eifi Unterhaltsbeitrag in 
Höhe der Witwenrente und Witwenzulage bewilligt 
werden, wenn die ernsthafte Absicht des Verstorbenen 
zur Eheschließung mit der Mutter des Kindes nachge­
wiesen ist. Ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe der 
Witwenrente kann auch den schuldlos geschiedenen 
Frauen sowie den Witwen, die sich wiederverheiratet 
haben und wieder Witwe geworden sind, gewährt wer­
den. Eine Witwenabfindung wird gezahlt, wenn der Tod 
des Verstorbenen die Folge einer Wehrdienstbeschädi­
gung war und sich die Witwe vor Vollendung des 
45. Lebensjahres mit einem Deutschen wiederverheiratet 
hat. Die Abfindung beträgt, wenn die Witwe das 35. Le­
bensjahr noch nicht vollendet hat, das Fünffache, sonst 
das Dreifache des Jahresbetrages der Witwenrente und 
der Witwenzulage.

Die* E l t e r n  verstorbener ehemaliger Soldaten er­
halten für die Dauer der Bedürftigkeit auf Antrag Eltern­
rente, wenn der Tod die Folge einer Wehrdienstbeschä­
digung ist und die Eltern als Vater das 60., als Mutter 
das 50. Lebensjahr vollendet haben oder nach dem Urteil 
des Arbeitsamtes dem Arbeitseinsatz nicht zur Ver­
fügung stehen. Den Eltern sind gleichgestellt Adoptiv­
eltern, wenn sie den Verstorbenen vor Erleiden der 
Wehrdienstbeschädigung an Kindes Statt angenommen 
haben, sowie Stief- und Pflegeeltern, wenn sie den 
Verstorbenen vor Erleiden der Wehrdienstbeschädigung 
unentgeltlich unterhalten haben. Andere Verwandte der 
aufsteigenden Linie (Großeltern usw.) erhalten die El­
ternversorgung nur, wenn der Verstorbene ihren Lebens­
unterhalt überwiegend bestritten hat und soweit versor­
gungsberechtigte Eltern nicht vorhanden sind. An die 
Stelle eines nicht versorgungsberechtigten Elternteils 
treten dessen Eltern. Versorgungsberechtigt im Sinne 
dieser Vorschrift sind die Eltern, die die Elternversor­

gung beziehen. Die Elternrente beträgt für einen Eltern­
teil bis zu 25 o/o, für ein Elternpaar bis zu 50o/o der 
AVU.-Rente eines ledigen Wehrdienstbeschädigten vor 
vollendetem 35. Lebensjahr mit Dienstgradzulage oder 
Berufszulage, die der Verstorbene erhalten hat oder­
hätte erhalten können. Bedürftigkeit für die Gewährung 
der Elternrente ist anzunehmen, wenn das Einkommen 
und die Elternrente zusammen bestimmte Einkommens­
grenzen nicht erreichen, z. B. in Ortsklasse A 85 3iM 
für ein Elternteil und 130 SRM monatlich für ein Eltern­
paar.

Ist der Tod eines Soldaten die Folge einer Beschädi­
gung bei besonderem Einsatz oder einer während des 
besonderen Einsatzes erlittenen Wehrdienstbeschädigung, 
so wird neben der Elternrente eine Elternzulage ge­
währt; sie beträgt für einen Elternteil bis zu 15 ¿RM, für 
ein Elternpaar bis zu 20 SM, monatlich. Hat eine Mutter 
außerdem ihren Ehemann durch Tod infolge einer 
Wehrdienstbeschädigung verloren, so wird die Eltern­
zulage auch dann gezahlt, wenn die Voraussetzungen 
für die Gewährung der Elternrente nicht erfüllt sind. 
Beim Verlust mehrerer Kinder erhöht sich die Eltern­
zulage für jedes weitere Kind bei einem Elternteil bis 
zu 5 MM und bei einem Elternpaar bis zu 7,50 MM mo­
natlich.

Zur Elternrente können Eltern auf Antrag einen Zu­
schuß erhalten, wenn sie nach dem Urteil des Ar­
beitsamtes dem Arbeitseinsatz nicht zur Verfügung 
stehen und die Elternversorgung und das sonstige Ein­
kommen zusammen die im Gesetz vorgesehenen Ein­
kommensgrenzen nicht erreichen, z. B. in Ortsklasse S 
65 MM für ein Elternteil und 100 MM monatlich für ein 
Elternpaar. Als Zuschuß zur Elternrente wird der Unter­
schiedsbetrag gewährt.

Hinterbliebene eines v e r s c h o l l e n e n  S o l d a t e n ,  
dessen Tod wahrscheinlich ist, können Hinterbliebenen­
versorgung auf Antrag auch schon vor der Todeserklä­
rung erhalten, wenn sie im Falle des Todes des Ver­
schollenen Hinterbliebenenbezüge erhalten könnten. Die 
im Einsatzfürsorge- und -Versorgungsgesetz vorgesehene 
Sonderversorgung kann zu einer Versorgung nach dem 
W ehrmachtfürsorge- und -Versorgungsgesetz gewährt 
werden, wenn der Tod infolge Beschädigung bei beson­
derem Einsatz oder einer während des besonderen Ein­
satzes erlittenen Beschädigung wahrscheinlich ist.

Sind Beamte im jetzigen Kriege gefallen oder an den 
Folgen einer Verwundung oder eines im aktiven Wehr­
dienst erlittenen Unfalls, der als Wehrdienstbeschädigung 
anerkannt ist, gestorben, so sollen ihre Hinterbliebenen 
nicht schlechter gestellt sein als die Hinterbliebenen 
von nicht zum aktiven Wehrdienst eingezogenen, an 
den Folgen eines Dienstunfalls gestorbenen Beamten. 
Die Hinterbliebenen erhalten daher Unfallfürsorge nach 
dem DBG. Die rechtskräftige Anerkennung oder Ableh­
nung eines Körperschadens als Wehrdienstbeschädigung 
oder Beschädigung bei besonderem Einsatz ist für die 
Entscheidung der Versorgungsansprüche nach dem DBG. 
bindend.

H ä r t e ausg 1 e i ch e u n d  a n d e r e  V e r g ü n s t i ­
g u n g e n

Für Körperschäden, die während der Zugehörigkeit 
zur Wehrmacht entstanden sind, jedoch nicht Wehr­
dienstbeschädigung oder Beschädigung bei besonderem 
Einsatz sind, kann grundsätzlich keine Versorgung ge­
währt werden. In vielen Fällen wird es nicht einfach 
sein, die genaue Abgrenzung für das Vorliegen einer 
Wehrdienstbeschädigung vorzunehmen. Um hier zu hel­
fen, sieht ein Erlaß des Oberkommandos der Wehrmacht 
v. 10. Juni 1941 sog. Härteausgleiche vor. Danach können 
Soldaten, die während des gegenwärtigen. Krieges im 
aktiven Wehrdienst einen Körperschaden erlitten haben, 
der weder Beschädigung bei besonderem Einsatz noch 
Wehrdienstbeschädigung ist, bei Bedürfnis eine Zuwen­
dung in Grenzen der Versorgung nach dem WFVG. 
ohne Pflege- und Blindenzulage erhalten, wenn der 
Körperschaden während der Zugehörigkeit des Soldaten 
zur Wehrmacht entstanden ist oder sich wesentlich ver­
schlimmert hat. Ausgeschlossen sind im allgemeinen 
Körperschäden, die auf Selbstschädigung oder Selbst­
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mordversuch zurückzuführen sind. Voraussetzung für 
die Gewährung einer Versorgung ist, daß der Körper­
schaden bei der Entlassung einer Versehrtheit der Stufe III 
entspricht. Der Antrag muß binnen drei Monaten nach 
der Entlassung gestellt sein. Witwen und Waisen von 
Soldaten, deren Tod während des gegenwärtigen Krie­
ges im aktiven Wehrdienst eingetreten ist, ohne daß 
Beschädigung bei besonderem Einsatz oder Wehrdienst­
beschädigung vorliegt, können bei Bedürfnis Zuwen­
dungen in Höhe des Sterbegeldes, des Bestattungsgeldes, 
zwei Drittel der Witwenrente sowie in Höhe der Wai­
senrente und der Kinderzuschläge erhalten. Die gleichen 
Zuwendungen können gewährt werden, wenn ein ehe­
maliger Soldat an einem Leiden stirbt, für das ihm im 
Wege des Härteausgleichs eine Versorgung gewährt 
worden ist. Hinterbliebene müssen den Antrag binnen 
drei Monaten nach dem Tode des Soldaten stellen.

Zu der Fürsorge und Versorgung auf Grund des 
WFVG. und des EFVG. kommen für die Opfer des 
gegenwärtigen Krieges noch eine Reihe anderer Vergün­
stigungen, die ebenfalls das Ziel haben, die wirtschaft­
liche Lage der vom Schicksal hart betroffenen Volks­
genossen zu erleichtern. Den Wehrmachtfürsorge- und 
-Versorgungsämtern stehen Unterstützungsmittel zur 
Verfügung. Aus diesen Mitteln kann an Hinterbliebene 
verstorbener Soldaten auf Antrag eine Unterstützung ge­
währt werden, wenn eine außergewöhnliche unverschul­
dete Notlage vorliegt, aus der sich die Hinterbliebenen 
mit eigenen Mitteln nicht befreien können. Die Eltern 
gefallener oder an den Folgen einer während des 
gegenwärtigen Krieges erlittenen Wehrdienstbeschädi­
gung verstorbener Söhne können zum Ausgleich von 
Härten durch das Oberkommando der Wehrmacht Unter­
stützungen erhalten, wenn sie für die Berufsausbildung 
dieser Kinder Verpflichtungen eingegangen und zu T il­
gung aus eigenen Mitteln außerstande sind. Der Antrag 
auf Gewährung einer solchen Elternunterstützung ist 
bei dem zuständigen Welirmachtfürsorge- und -versor­
gungsamt zu stellen. Die Ehefrau eines gefallenen Haus­

haltsvorstandes erhält die Reichskinderbeihilfe schon
vom ersten Kind ab. Ferner hat der Reichsminister der 
Finanzen seine Dienststellen angewiesen, die Anträge 
auf Gewährung von Ausbildungsbeihilfen für Krieger­
waisen und Kinder von Schwerkriegsbeschädigten bevor­
zugt zu behandeln. Von den Steuerermäßigungen, die 
für die Hinterbliebenen gefallener Wehrmachtangehöri­
ger in Betracht kommen, seien die tarifliche Begünsti­
gung bei der Einkommensteuer, die Befreiung von der 
Erbschaftsteuer bei Erbanfällen von Gefallenen und die 
Eintragung eines steuerfreien Lohnbetrages nach den 
Lohnsteuerdurchführungsbestimmungen auf der Steuer­
karte hervorgehoben. Die VO. über die Krankenversiche­
rung für Kriegshinterbliebene v. 20. April 1939, die den 
Hinterbliebenen des ersten Weltkrieges einen Rechts­
anspruch auf eine umfassende Krankenhilfe gewährt, 
ist durch einen gemeinsamen Erlaß des Reichsarbeits­
ministers, des Reichsministers des Innern und des Ober­
kommandos der Wehrmacht v. 18. Aug. 1941 auch auf 
die Hinterbliebenen des jetzigen Krieges ausgedehnt 
worden. Unter den Betreuungsmaßnahmen stellt auch 
die Gewährung von Umstellungsbeihilfen und Über­
gangsbeihilfen für die Kriegsopfer eine wesentliche Hilfe 
dar, weil gerade im Kriege mit seinen besonderen Ver­
hältnissen die Umstellung in der Lebenshaltung beson­
ders schwer ist. Die Umstellungsbeihilfen sichern den 
Hinterbliebenen der an den Folgen einer im gegenwär­
tigen Kriege erlittenen Beschädigung bei besonderem 
Einsatz oder einer Wehrdienstbeschädigung Verstorbe­
nen und den aus gleichen Ursachen wegen Dienstun­
fähigkeit entlassenen Arbeitsverwendungsunfähigen und 
ihren Angehörigen für die Dauer von zwölf Monaten, 
nach Ablauf des Sterbe- oder Entlassungsmonats das 
gleiche Einkommen, das vorher aus öffentlichen Mitteln 
zur Verfügung stand. Wenn innerhalb der Bezugsdauer 
der Umste'llungsbeihilfe nicht die Umstellung in den 
Lebensverhältnissen gelingt, können für die folgende 
Zeit einmalige oder laufende Übergangsbeihilfen der so­
zialen Fürsorge gewährt werden.

Versehrtengeld und gesetzlicher Forderungsübergang
Von Regierungsrat d. B. d. L. Dr. Sc he i d ,  LGK. I1I/IV

A. P r o b l e m s t e l l u n g
Die vorstehenden Ausführungen sind ein Beitrag zu der 

allgemeinen Frage des gesetzlichen Forderungsüberganges 
nach § 1542 der Reichsversicherungsordnung (RVO.), nach 
§ 139 des Deutschen Beamtengesetzes (DBG.) und nach 
§ 134 des Wehrmachtfürsorge- und -Versorgungsgesetzes 
v. 26. Aug. 1938 (RGBl. 1077) (WFVG.).

Die Wehrmachtverwaltung steht, in sich zwangsläufig 
häufenden Fällen, immer wieder vor der Frage, ob sie 
sich wegen des laufenden „Versehrtengeldes“ , das sie 
dem infolge Wehrdienstbeschädigung entlassenen ehe­
maligen Wehrmachtangehörigen nach §§ 83, 84 WFVG. 
zahlt, auf den in § 134 Abs. 2 WFVG. bestimmten Über­
gang von dessen gegen den Schädiger bestehenden An­
sprüchen berufen kann. Die Regelung des § 134 Abs. 2 
WFVG. ist grundsätzlich die gleiche wie in § 1542 RVO. 
und in § 139 DBG. Meist handelt es sich um Unfälle 
zwischen Wehrmacht- und Zivilkraftfahrzeugen mit fo l­
gender Lagerung: Der zivile Halter und Fahrer haften 
dem verletzten Wehrmachtangehörigen ganz oder te il­
weise auf Ersatz der unfallbedingten Einkommensminde­
rung. Die Haftung des Reiches hingegen beschränkt sich 
gemäß § 134 Abs. 1 WFVG. ausschließlich auf „Fürsorge 
und Versorgung“  in den Grenzen des WFVG. und des 
ergänzenden Einsatzgesetzes v. 6. Juli 1939 (RGBl. 1217) 
(EWFVG.), und zwar in den hier zu besprechenden Fäl­
len auf das „Versehrtengeld“  (im folgenden abgekürzt 
mit VO.).

Die Verteidigung der zivilen Schuldner geht regel­
mäßig dahin, V e r s e h r t e n g e l d  se i  A u s g l e i c h  f ü r  
I f  i c h t v e r m ö g e n s s c h a d e n  (im folgenden abgekürzt 
mit NVSch.% „Schmerzensgeld“ , daher könne das Reich, 
infolge des'in § 1 3 4 Abs.  2 Satz  2 W F V G .  enthalte­
nen Ausschlusses des Überganges von Ansprüchen wegen

NVSch., sich bezüglich seiner VG.-Leistungen n ie  auf 
den g e s e t z l i c h e n  Ü b e r g a n g  v on  A n s p r ü c h e n  
des Verletzten berufen.

Die Auffassung, VG. sei Schmerzensgeld, wird dabei 
auf folgende Merkmale gestützt: VG. wird wegen „er­
heblicher Beeinträchtigung des Körpers“  (§ 83 WFVG.) 
„neben jedem anderen Einkommen“  (§84 Ads. 2 WFVG.) 
gewährt. Es wird in drei starren Stufen nur nach der 
Art dieses Schadens bemessen (§84 Abs. 1 WFVG.); die 
Durchführungsbestimmung zu § 84 WFVG. (RGBL 1938, 
1293) erklärt Beruf, Einkommen, Einkommensminderung 
ausdrücklich für unerheblich.

B. D ie  „ C o n g r u e n z “ - R e c h t s p r e c h u n g
Die Verteidigung mit dem Hinweis auf die Natur des 

VG. ist nur möglich infolge der durch die „Congruenz“ - 
Rechtsprechung des Reichsgerichts bedingten Zurück- 
drängung der gesetzlichen Regelung. Denn:

Die Leistungen des Reiches, zu deren Deckung der ge­
setzliche Forderungsübergang geschieht, müssen sich be­
ziehen auf „Schaden, für den nach diesem Gesetz Für­
sorge und Versorgung zu gewähren ist“ . Das ist bei dem 
nur im WFVG. begründeten VG. selbstverständlich der 
Fall. Diese in § 134 Abs. 2 Satz 1 WFVG. bestimmte 
Voraussetzung ist daher erfüllt, ohne daß auf die Natur 
des VG. etwas ankäme.

Auch der in § 134 Abs. 2 Satz 2 WFVG. angeordnete 
Ausschluß des Überganges von Ansprüchen wegen NVSch. 
ist kein Hindernis, da das Reich sich nur auf die An­
sprüche wegen Vermögensschadens (im folgenden ab­
gekürzt mit VSch.), im besonderen Verdienstausfalls, be­
ruft.

Nach dem Gesetzeswortlaut ist daher unerheblich, ob 
VG. auf VSch. oder auf NVSch. abstellt. Übereinstjm-
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mung nach der Zweckbestimmung zwischen den Leistun­
gen des Reiches und den Ansprüchen des Verletzten for­
dert das Gesetz in § 134 Abs. 2 Satz 2 nur dahin, daß 
wegen Leistungen für VSch. nicht Ansprüche auf Ersatz 
von NVSch. übergehen.

Aber das RG. hat seit einer Reihe von Jahren die in 
§ 134 Abs. 2 Satz 2 WFVG. enthaltene Begrenzung des 
„Congruenz“ -Gedankens verlassen und verlangt als Vor­
aussetzung des Rechtsüberganges nach § 134 Abs. 2 
WFVG., ebenso desjenigen nach § 1542 RVO. und nach 
§ 139 DBG., a l l g e m e i n  die Übereinstimmung nach Zeit 
und Zweckbestimmung zwischen den Leistungen des 
Reiches bzw. des Versicherungsträgers und dem Scha­
densersatzanspruch des Verletzten. Nach dieser Recht­
sprechung könnte sich das Reich also, würde das VG. 
wegen NVSch, gewährt, nicht auf den Übergang des auf 
Verdienstausfall gegründeten Schadensersatzanspruchs des 
Verletzten berufen.

Allerdings hat für das VG, schon das LG. Karlsruhe in 
einem nichtveröffentlichten Urteil v. 18.Febr. 1941 (4 S 4/40) 
diese Rechtsprechung abgelchnt, mit Überlegungen, die 
in Gesetzeswortlaut und Gesetzesaufbau ein Hindernis für 
den Einbruch durch jene Rechtsprechung erblicken: „Die 
Frage nun aber, ob zu solchem Rückgriff auf den dritten 
Schädiger auch die Gewährung des Versehrtengeldes be­
rechtigte, muß schon deswegen' mit Ja beantwortet wer­
den, weil das Versehrtengeld zu den in dem Gesetz vom 
26. Aug. 1938 vorgesehenen Fürsorge- und Versorgungs­
leistungen zweifellos gehört, der im § 134 des Gesetzes 
geregelte Forderungsübergang aber im ganzen Umfang 
dieser Leistungen eintritt. Es hätte, wollte man das Ver­
sehrtengeld von der Erstattungsfähigkeit ausschließen, 
einer besonderen Bestimmung bedurft, vermöge deren aus 
der Reihe der Versorgungsleistungen, zu deren Deckung 
die Ansprüche des Geschädigten gegen dritte Personen 
dienen, das Versehrtengeld ausgenommen wäre. Da es an 
einer solchen Ausnahmebestimmung aber fehlt, so sind 
auch im vorliegenden Falle sowohl in Höhe der bis zum 
30. Juni 1940 als Versehrtengeld bezahlten 302 SftM als 
auch in Höhe des später fällig gewordenen oder noch 
fällig werdenden Versehrtengeldes die aus dem Kraft­
fahrzeuggesetz herrührenden Ansprüche gegen die Be­
klagte auf den Reichswehrfiskus übergegangen.“

Tatsächlich ist auch nicht daran vorüberzugehen, daß 
§ 134 Abs. 2 Satz 1 WFVG. nach Wortlaut und Gesetzes­
aufbau eindeutig a l l e  L e i s t u n g e n  des R e i c h e s ,  
also auch das VG., umfaßt und daß die E i n s c h r ä n ­
k u n g  des § 134 Abs. 2 Satz 2 WFVG. sich n u r auf die 
übergehenden A n s p r ü c h e  des V e r l e t z t e n  bezieht.

Jeder Zweifel entfällt in den gemäß § 197 Abs. 2 
WFVG. vom Oberkommando der Wehrmacht erlassenen 
Ausführungsbestimmungen, die jetzt in der Form der 
H. Dv. 187/1 für das Heer =  M. Dv. Nr. 527/1 für die 
Marine =  L.Dv. 87/1 für die Luftwaffe vorliegen. Sie be­
sagen zu § 134 WFVG. wörtlich:

„Zu Abs. 2:
1. Der Schadensersatzanspruch des Reichs umfaßt alle 

Leistungen der Fürs, u. Vers, nach diesem Gesetz, z. B. 
Dauerrente, Ruhegehalt, die Kosten der Heilfürsorge, 
der Betreuung (Umschulung), AVU.-Rente, Pflegezulage, 
Blindenzulage, Versehrtengeld, Witwen- und Waisengeld 
usw.“

Es erscheint daher schon von vornherein fraglich, ob 
gegenüber diesem Inhalte des geschriebenen Rechtes der 
Vorrang jener Rechtsprechung überhaupt zu rechtferti­
gen ist; jene OKW.-Ausführungsbestimmungen sind aller­
dings nicht veröffentlicht.

Darüber hinaus liegt für die mit diesen Rechtsfragen 
befaßten Verwaltungsstellen ernster Anlaß vor, auch im 
Rahmen einer rechtswissenschaftlichen Betrachtung auf 
die Belastungen hinzuweisen, zu denen diese Rechtspre­
chung wegen der Abgrenzungsschwierigkeiten und der 
sich daraus ergebenden immer neuen Mißverständnisse 
führt. So stimmt RG.: DR. 1942, 224511 in schlichten Be­
rechnungsfragen nicht mit OLG. Dresden überein, ob­
wohl dieses im Sinne der Rechtsprechung des RG. ent­
scheiden wollte. RG. a.a. O. und KG. widersprechen sich 
(S. 2246 1. Sp. 2. Abs.). Die drastischste Steigerung der 
Unbrauchbarkeit aber brachte RG. a. a. O. durch die un­
verständlichen eigenen inneren Widersprüche, auf die

W u s s o w  in der anschließenden Kritik zutreffend hin­
weist.

So führt diese Rechtsprechung zugunsten der Über­
gerechtigkeit des Einzelfalles zu allgemeiner Unsicherheit. 
Diese Unsicherheit wiederum belastet die heute m it ge­
ringstem Personalbestand arbeitende Verwaltung in einem 
Maße, dem das Ergebnis nicht entspricht. Von der Recht­
sprechung aber muß verlangt werden, daß sie sich nicht 
in überspitzter Gerechtigkeit verfängt, die Notwendig­
keiten der alltäglichen Rechtspraxis übersieht und so in 
derartig einfachen und alltäglichen Berechnungsfragen 
drei Instanzen und schließlich Zurückverweisung not­
wendig macht.

Die dringend notwendige Abkehr von dieser Recht­
sprechung wird um so leichter fallen, als ihr Mut nur bis 
zum halben Wege reichte. Denn in den Fällen der Bruch­
teilshaftung erhält das Reich bzw. der Versicherungs­
träger seit langem zu Lasten des Verletzten vollen, nicht 
nur Bruchteilsausgleich und wird der Verletzte hinten­
angestellt und der Congruenzgedanke vergessen mit dem 
Satze: „Dem Vorteil des unbedingten Versicherungs­
schutzes gegenüber muß der Verletzte den Nachteil einer 
teilweisen Einbuße seines Schadens in Kauf nehmen“  
(RG. a. a. O. S. 2246 r. Sp. 3. Abs.; vgl. auch schon RG.: 
JW. 1909,471; RGZ. 123,40).

Der Abkehrentschluß ist hier auch nicht mit dem Ge­
danken aufzuschieben, das Gericht könne dem Gesetz­
geber nicht vorgreifen. Denn hier geht es ja ganz im 
Gegenteil nur darum, den unheilvoll verlorenen Anschluß 
an das Gesetz wiederherzustellen. Der Congruenzgedanke 
soll wieder die Grenzen des § 134 Abs. 2 Satz 2 WFVG., 
ebenso § 139 Satz 2 DBG., finden, bei deren Ziehung der 
Gesetzgeber die Undurchführbarkeit noch besserer Ge­
rechtigkeit bereits vorausgesehen hat.

Die vorstehenden Ausführungen aber müssen noch mit 
der Rechtsprechung rechnen, die den Übergang des An­
spruchs wegen VSch. verneint, falls das VG. Ausgleich 
für NVSch. ist. Nur dieser Rechtsprechung wegen ist 
nunmehr die Natur des VG. zu untersuchen.

C. Das V e r s e h r t e n g e l d
Die Bemessung des VG. nach jenen starren Stufen kann 

allerdings zu Zweifeln führen, ob es Ausgleich für VSch. ist.
Unerheblich ist dabei, daß diese Bemessung keinen 

v o l l e n  Ersatz wegen VSch. gewährleistet. Denn erstens 
w ill das „Fürsorge und Versorgung“  gar nicht, wie § 134 
Abs. 1 WFVG. durch den Ausschluß jedes weiteren An­
spruchs gegen das Reich zeigt. Zum anderen gilt die 
mögliche Unzulänglichkeit des Ausgleichs in gleicher 
Weise für VSch. wie für NVSch.

Auffällig hingegen ist die zwar äußerst seltene, aber 
durchaus denkbare Möglichkeit der Leistung des VG. an 
jemanden, der keinerlei VSch., etwa in Form von Ver­
dienstausfall, erleidet und daher VG. erhält, obwohl ihn 
nur NVSch. trifft.

Trotzdem ist VG. nur Ausgleich für VSch.:
Das liegt schon im sprachlichen Begriff „Fürsorge und 

Versorgung“ , wie ihn auch das Gesetzesvorwort enthält. 
Es ist ausgeschlossen, daß das Reich dem Versehrten 
gegen den viel schwerer wiegenden VSch. nicht, wohl 
aber gegen NVSch. helfen wolle.

Auch das stellt die oben angeführte Ausführungsbestim­
mung des OKW., unter 2., ausdrücklich klar: „Der An­
spruch auf Ersatz eines Schadens, der nicht VSch. ist, 
geht nach § 134 Abs. 2 nicht auf das Reich über, weil das 
WFVG. eine Leistung für solche Schäden nicht vorsieht.“

Auch im allgemeinen Rechtsbild wird Schmerzensgeld, 
gemäß seiner geringeren tatsächlichen Bedeutung, nur 
zusätzlich („auch“ ) gewährt bei Tatbeständen, die in 
erster Linie Ansprüche auf Ersatz von etwaigem VSch. 
begründen (§ 847 BGB.).

Schmerzensgeld schuldet nur, wer schuldhaft handelte; 
auch das ist allgemeiner Wesenszug. VG. aber steht dem 
Verletzten zu, auch wenn er seinen Schaden selbst ver­
schuldet hat, ja sogar dann, wenn er wegen dem Reiche 
schuldhaft zugefügten Schadens selber Schuldner des 
Reiches ist. Auch deshalb kann VG. nicht Schmerzens­
geld sein.

Der Zweck des Forderungsüberganges unterstreicht den 
ausschließlichen Zusammenhang von VG. und VSch.:
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§ 134 Abs. 2 WFVG. w ill eine Freistellung des Schädigers 
zu Lasten des Reiches vermeiden (so auch ausdrücklich 
OKW. a. a. O.), vor allem aber eine doppelte Entschädi­
gung des Verletzten verhindern (RO. a. a. O. S. 2246 r. Sp. 
3. Abs.). Dieser einleuchtende Zweck g ilt ohne Unter­
schied, ob VSch. oder NVSch. Wäre VO. aber Schmer­
zensgeld, so hätte der Versehrte zwangsläufig, und zwar 
r e g e l m ä ß i g ,  zwei Schmerzensgeldforderungen, von 
denen keine die Höhe der anderen berührte: eine auf die 
Monatsrente gegen das Reich, eine weitere, gemäß § 134 
Abs. 2 Satz 2 WFVO. auf das Reich nicht übergehende, 
gegen den Schädiger. Diese Unsinnigkeit, zu der gerade 
die Bestimmung des § 134 Abs. 2 Satz 2 WFVO. führen 
müßte, beweist mit besonderem Nachdruck die Unmög­
lichkeit, VO. mit NVSch. in Verbindung zu bringen.

Nach alledem ist die einzige Besonderheit jener starren 
Stufenregelung eine die Verwaltung der Versorgungs­
behörden entlastende Anwendung von Durchschnittsmaß­
stäben. Um diese Regelung ohne Einschränkung an­
zuwenden, wird auch der an sich nicht erwünschte Zu­
fall in Kauf genommen, daß VO. jemandem geleistet 
wird, den kein VSch. betroffen hat.

Aber an dem allein auf Ausgleich von VSch. gerich­
teten Zweck des VO. ändert solcher Zufall nichts.

D. E i n z e l n e s  zum F o r d e r u n g s ü b e r g a n g
Der Übergang der Ansprüche des Verletzten wegen 

Verdienstausfalles auf das Reich im Rahmen der VO.- 
Leistungen ist daher selbst dann nicht zweifelhaft, wenn 
die Congruenz-Rechtsprechung angewandt wird.

Es mag aber einmal unterstellt werden, daß nicht nur 
diese Rechtsprechung gilt, sondern auch das VG. als Aus­
gleich für NVSch. angesehen wird: Dann wäre auf kei­
nen Fall der Zweck des Gesetzes zu übersehen, der eine 
sinnlose regelmäßige Doppelentschädigung des Verletz­
ten vermeiden will. Dann müßte das Reich, soweit es 
VG. leistet, sich wenigstens an die Ansprüche des Ver­
letzten wegen NVSch. halten können, wobei der in § 134

Abs. 2 Satz 2 WFVG. enthaltene Ausschluß des Überganges 
von Ansprüchen wegen NVSch. entsprechend beschränkt 
auszulegen wäre.

Aber selbstverständlich wäre diese weither geholte Ret­
tung der Gerechtigkeit nur ein Notbehelf. Die allein be­
friedigende Lösung ergibt sich nur aus der ungeteilten 
Wertung des VO. als eines Ausgleiches für VSch.

E. P r o z e s s u a l e s
Wenn sowohl das Reich wie der Verletzte den gleichen 

Anspruch erheben, hat der Schuldner beim heutigen Stand 
der Rechtsfrage ohne weiteres die Möglichkeit der Hinter­
legung.

Dem Reiche und dem Verletzten droht aber heute die 
Gefahr, daß die Klage des Reiches von einem Richter ab­
gewiesen wird, der die hier bekämpfte Auffassung ver­
tritt, und daß die etwa nunmehr in diesem Rahmen vom 
Verletzten selbst erhoben^ Klage ebenfalls der Abwei­
sung verfällt, weil der nunmehr entscheidende Richter die 
hier vertretene Auffassung billigt. Solange diese Gefahr 
besteht, ist es zweckmäßig, daß das Reich auf Leistung 
an sich, hilfsweise aber, vom Verletzten ermächtigt, auf 
Leistung an diesen klagt. So könnte das Verlangen des 
Reiches auf Zahlung an sich selbst nicht abgewiesen wer­
den, ohne daß zur Leistung an den Verletzten verurteilt 
würde. Diese Ermächtigung ohne Übertragung des Stamm­
rechtes ist eine inzwischen längst gefestigte Möglichkeit. 
Auch das Rechtsschutzbedürfnis für den Hilfsantrag liegt 
vor. Denn diese Verbindung von Hauptantrag und Hilfs­
antrag bedeutet, zumal bei solcher Prozeßführung Reich 
und Verletzter notwendige Rechtskraftstreifgenossen sind, 
die beste Möglichkeit, um alle Schwierigkeiten in einem 
einzigen Verfahren zu meistern. Der Hilfsantrag entspricht 
außerdem der nachwirkenden Fürsorge des Reiches für 
seine Wehrmachtangehörigen l).

’ ) Die Auffassung des Verfassers ist in einem rechtskräftig ge­
wordenen Urteil des LG. Leipzig v. 14. Nov. 1942 (5 O 40/42) in 
Begründung und Ergebnis bestätigt worden. Schriftleitung.

Die Zwangsvollstreckung gegen Wehrmachtangehörige
Von Oberamtsrichter Dr. S i g m a r  Se bo d e ,  Berlin

I. Der Schutz der Wehrmachtangehörigen und anderen 
von den Kriegsverhältnissen betroffenen Personen in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten beruhte bisher auf der 
VO. über Maßnahmen auf dem Gebiete des bürgerlichen 
Streitverfahrens, der Zwangsvollstreckung, des Konkur­
ses und des bürgerlichen Rechts v. 1. Sept. 1939 (RGBl. 
1, 1566). Diese Vorschriften haben sich im Laufe der Zeit 
nicht restlos bewährt. Es erschien erforderlich, durch ein 
einfacheres Verfahren zugleich einen nachhaltigeren Schutz 
als bisher für die Wehrmachtangehörigen usw. zu schaf­
fen. Zu diesem Zwecke ist die VO. zum Schutze der 
Wehrmachtangehörigen und anderen von den Kriegsver­
hältnissen betroffenen Personen in bürgerlichen Rechts­
streitigkeiten v. 13. Okt. 1942 (RGB!. 1, 604) ergangen, 
durch die die bisherigen Art. 1 und 2 der SchutzVO. vom
1. Sept. 1939 aufgehoben und durch andere Vorschriften 
ersetzt sind. Die Neuregelung bezieht sich aber nur auf 
das E r k e n n t n i s  verfahren, n i c h t  auf die Z w a n g s ­
v o l l s t r e c k u n g .  Für diese gilt nach wie vor die 
Bestimmung des Artikel 6 der SchutzVO. v. 1. Sept. 
1939 bzw. 31. Okt. 1939 (RGB!. I, 2139), deren An­
wendbarkeit aber nicht auf die in Art. 1 und 2 genannten 
Personen, die sog. Betroffenen (Wehrmachtangehörige 
und sonstige zu Dienstleistungen Verpflichtete usw.) be­
grenzt ist. Für die Wehrmachtangehörigen und anderen 
von den Kriegsverhältnissen betroffenen Personen fehlt 
es an einer besonderen Vollstreckungsschutzregelung. 
Das hat nun aber nicht etwa zur Folge, daß ein Wehr­
machtangehöriger in der Vollstreckung ganz wie ein son­
stiger, nicht im Kriegsdienst befindlicher Schuldner be­
handelt werden dürfte. Es ist selbstverständlich, daß in 
der Zwangsvollstreckung die b e s o n d e r e n  Belange der 
WehrmachteXigehörigen usw. auf b r e i t e s t e r  Grundlage 
berücksichtigt werden, daß cs auch in der Vollstreckungs­
instanz eine Ehrenpflicht ist, den Wehrmachtangehörigen 
jeden nur irgendwie erforderlichen Schutz angedeihen zu

lassen. Nur ist bisher das Bedürfnis nach einer beson­
deren Scbutzverordnung für Wehrmachtangehörige nicht 
hervorgetreten, weil die auch jedem anderen Voll­
streckungsschuldner zugute kommenden Vollstreckungs­
schutzbestimmungen, besonders die des Gesetzes zur 
Verhütung von Vollstreckungsmißbräuchen v. 13. Dez. 
1934 und der oben genannten SchutzVO. vom 
1. Sept. 1939 bzw. 31. Okt. 1939 so elastisch gestaltet und 
so allgemein gefaßt sind, daß sich mit ihnen jederzeit ein 
wirksamer e r h ö h t e r  Vollstreckungsschutz für die hier 
in Betracht kommenden, vom Kriege unmittelbar betrof­
fenen Schuldnergruppen ohne weiteres rechtfertigen läßt. 
Dies gilt für alle Vollstreckungsarten. Inwieweit daneben 
noch verstreut in besonderen Verordnungen und Erlassen 
sich Schutzbestimmungen zugunsten von Wehrmacht­
angehörigen befinden, wird unten besprochen werden.

II. Der notwendige Schutz, der einem Wehrmacht­
angehörigen im Falle einer Zwangsvollstreckung gegeben 
werden muß, beginnt nicht erst beim Vollzug der Zwangs­
vollstreckung. Schon die prozessual vorgeschriebenem, die 
Zwangsvollstreckung vorbereitenden Maßnahmen berück­
sichtigen die besonderen Verhältnisse der Kriegsteilneh­
mer. !

1. Das gilt zunächst von den besonderen Zustellungs- 
Vorschriften. § 172 ZPO. sah vor, daß Zustellungen für 
Mannschaften der Wehrmacht an den Chef der zunächst 
Vorgesetzten Kommandobehörde zu erfolgen haben. Diese 
Bestimmung genügte nicht mehr den Anforderungen der 
Jetztzeit. Daher wurde das Zusteilungswesen durch die 
VO. v. 13. März 1940 (RGBl. I, 501), nicht zuletzt im .In­
teresse der betroffenen Wehrmachtangehörigen! selbst, 
neu geregelt. Nach der WehrmachtzustellungsVO. gibt 
es jetzt drei Zustellungsarten für Zustellungen an. Ange­
hörige der Wehrmacht: a) Zustellung an den Führer der 
Truppeneinheit oder den Leiter der Dienststelle des 
Wehrmachtangehörigen; b) Aushändigung des Schrift-
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Stückes durch die Truppeneinheit oder Dienststelle an 
den Wehrmachtangehörigen auf Ersuchen des Vorsitzen­
den des Gerichts; c) Zustellung an den Wehrmachtange­
hörigen selbst in seiner Wohnung oder in seinem Ge­
schäftslokal.

2. In verfahrensrechtlicher Hinsicht ist ferner bei jeder 
Zwangsvollstreckung gegen Wehrmachtangehörige § 252 
ZPO. zu beachten. Danach darf eine Zwangsvollstreckung 
erst beginnen, nachdem die Vorgesetzte »Militärbehörde 
Anzeige erhalten hat. Hierzu ist in einer AV. des RJM. 
v. 19. April 1940 (Dj. 481) ausgeführt, daß Angehörige 
der Wehrmacht Soldaten einschl. der Angehörigen des 
Beurlaubtenstandes für die Zeih einer Übung oder des 
Kriegsdienstes sowie Wehrmachtsbeamte sind. Wer die 
Anzeige zu erstatten hat, ist im Gesetz nicht gesagt. 
Außer vom Gläubiger kann auch vom Vollstreckungs­
organ und vom Vollstreckungsgericht z. B. bei Pfändung 
einer Forderung die Anzeige erfolgen. Die Frage, ob 
zwischen Anzeige und dem Beginn der Zwangsvoll­
streckung eine Frist liegen muß, ist gesetzlich nicht ge­
regelt. Sie muß aber grundsätzlich bejaht werden, weil 
ja gerade durch die Anzeige der Dienstbehörde Gelegen­
heit gegeben werden soll, irgendwelche Maßnahmen zu­
gunsten des Wehrmachtangehörigen zu ergreifen. Legt 
der Auftraggeber bei der Einleitung der Vollstreckung 
eine Bescheinigung der Militärbehörde über den Emp­
fang der Anzeige nicht vor, so ist das Vollstreckungs- 
gericht und nacn den jetzt bestehenden Dienstanweisun­
gen auch der Gerichtsvollzieher verpflichtet, selbst An­
zeige zu erstatten.

III. Wird auf die Anzeige hin nichts veranlaßt, um die 
Vollstreckung ganz abzuwenden, muß also zur Zwangs­
vollstreckung geschritten werden, so- ist in erster Linie 
zugunsten der Wehrmachtangehörigen die neue General­
klausel für Vollstreckungsschutzmaßnahmen (Art. 6 der 
SchutzVO. v. 1. Sept. 1939 bzw. 31,Okt. 1939) anzuwen­
den. Danach kann in Vollstreckungsfällen, die einen ur­
sächlichen Zusammenhang mit den jetzigen kriegerischen 
Verwicklungen besitzen, das Vollstreckungsgericht auf 
Antrag, aber auch von Amts wegen Maßnahmen der 
Zwangsvollstreckung jeder Art ganz oder teilweise auf- 
heben, untersagen oder einstweilen einstellen, wenn es 
der Auffassung ist, daß dies im Interesse des Schuldners 
dringend geboten und dem Gläubiger nach Lage der 
Verhältnisse zugemutet werden kann. Diese Befugnis hat 
das Vollstreckungsgericht bei jeder Art von Vollstrek- 
kungsmaßnahmen, bei Lohnpfändungen, im Falle einer 
Räumungsvollstreckung, bei Sachpfändungen usw. Es 
wird bei Kriegsteilnehmern hiervon in weitestem Umfang 
Gebrauch machen, da im allgemeinen immer die Anwen­
dung einer der Maßnahmen im Interesse des Schuldners 
dringend geboten erscheinen wird und auch dem Gläu­
biger nach Lage der Verhältnisse wird zugemutet werden 
können.

Daneben besteht natürlich auch für Wehrmachtange­
hörige das sonstige bisher schon geltende allgemeine 
Vollstreckungsschutzrecht unverändert fort. Es ist durch 
die SchutzVO. nicht außer Kraft gesetzt. Insbesondere 
wird hier noch das VollstrMißbrG. zur Anwendung ge­
langen können, wonach, unter etwas anderen Voraus­
setzungen, vom Vollstreckungsgericht Vollstreckungsmaß­
nahmen — auch wenn ihnen sonstige gesetzliche Bestim­
mungen nicht entgegenstehen — ganz oder teilweise auf­
gehoben, untersagt oder zeitweilig ausgesetzt werden 
können. Vom VollstrMißbrG. unterscheidet sich die Ge- 
neraiklausel der SchutzVO; dadurch, daß ein Eingreifen 
des Gerichts nach dem MißbrauchsG. grundsätzlich nur 
auf Antrag erfolgt, während das Gericht auf Grund der 
SchutzVO. auch von Amts wegen Maßnahmen treffen 
kann.

IV. Wenn danach etwa die Maßnahmen auf Grund der 
SchutzVO. auch von Amts wegen eingeleitet werden 
können, so sind doch Fälle denkbar, in denen der Schutz 
zu spät kommen könnte. Es mußte daher Vorsorge da­
für getroffen werden, daß auch die einzelnen Voll­
streckungsorgane, insbesondere die Gerichtsvollzieher, 
schon bei Beginn der Zwangsvollstreckung den leitenden 
Gesichtspunkten dieser Schutzbestimmungen ihre Auf­
merksamkeit zuwenden und ihnen bei der Durchführung 
der Vollstreckung Rechnung tragen. Für das Gebiet der 
Zwangsvollstreckung in körperliche Sachen hat sich da­

her der RJM. veranlaßt gesehen, den Gerichtsvollziehern 
als den für die Pfändung und Verwertung zuständigen 
Beamten genaueste Richtlinien zu geben, nach denen sie 
bei der Vollstreckung vorzugehen haben (RV. des RJM. 
v. 17. Juli 1940). Der selbstverständliche Leitgedanke ist 
der, in jedem Stadium des Verfahrens eine etwa notwen­
dig werdende Anwendung von Härte auf ein Mindestmaß 
zu beschränken und immer wieder darauf abzuzielen, auf 
gütlichem Wege eine weitere Vollstreckung zu yermei- 
den. Zu Beginn jeder Zwangsvollstreckung muß sich der 
Gerichtsvollzieher klarmachen, daß es selbstverständlich 
ist, daß ein Schuldner, der zum Zwecke der Reichsver­
teidigung seine Pflicht erfüllt, darauf rechnen darf und 
soll, daß nach Möglichkeit ihm alle Nachteile ferngehal­
ten werden, die sich daraus ergeben, daß er infolge 
seines Einsatzes seine Rechte nicht oder nicht hinreichend 
wahrnehmen kann. Dies gilt in allererster Linie für die 
in der Kampflinie und außerhalb der Reichsgrenzen be­
findlichen Wehrmachtangehörigen. Ihnen gleichzustellen 
sind aber die Personen, die im verstärkten Polizeischutz, 
Bahnschutz, als Frontarbeiter in der Organisation Todt, 
beim RAD. usw. ihren Dienst verrichten. Denn auch bei 
ihnen bestehen die gleichen Schwierigkeiten einer aus­
reichenden Wahrnehmung ihrer Rechte wie bei den Wehr­
machtangehörigen. Im einzelnen sind die Gerichtsvoll­
zieher angewiesen, bevor zu Zwangsmaßnahmen geschrit­
ten wird, den Versuch einer gütlichen Einigung zwischen 
Gläubiger und Schuldner zu machen. Hauptsächlich wird 
dieser Versuch in der Anbahnung einer Teilzahlungs­
regelung liegen. Hat der Schuldner keinen Vertreter, 
ist er auch nicht oder nur mit Zeitaufwand zu erreichen, 
so kann eine gütliche Abwicklung vielfach auch dadurch 
gefördert werden, daß der Vollstreckungsbeamte mit den 
nächsten Angehörigen, einem Bevollmächtigten oder dem 
Hauswirt des Schuldners sich in Verbindung setzt.

Gelingt ein solcher gütlicher Ausgleich nicht, so ist 
allerdings die Einleitung von Volistreckungsmaßnahmen 
nicht abzuhalten. Hier wird öfters als es sonst zu ge­
schehen pflegt die Bestimmung des § 758 ZPO. zur An­
wendung kommen. Der Schuldner wird vielfach ab­
wesend sein, und auch seine Angehörigen werden oft 
nicht erreichbar sein. Alsdann müßte eine gewaltsame 
Öffnung der verschlossenen Wohnung oder eines Ge­
schäftsraumes oder von Behältnissen erfolgen. Gerade 
hierin kann aber für den Schuldner eine besondere Härte 
liegen, etwa wenn man den Fall nimmt, daß er auf Ur­
laub nach Hause zurückkehrt und feststellen muß, daß 
in der Zwischenzeit die Wohnung vom Gerichtsvoll­
zieher gewaltsam geöffnet worden ist. Hier wird ein ver­
ständnisvoller Gerichtsvollzieher sich mit den nächsten 
Angehörigen des Schuldners, einem Bevollmächtigten 
oder dem Hauswirt in Verbindung setzen, um die erfor­
derlichen Schlüssel zu erlangen.

Auch bei der nunmehr erfolgenden Pfändung hat der 
Gerichtsvollzieher besondere Aufgaben. Die Pfändung 
wird allerdings in der Regel für den Schuldner keine be­
sondere Härte darstellen. Veränderungen im Besitzstand 
des Schuldners erfolgen grundsätzlich nicht. Denn die 
Pfandstücke, mit Ausnahme von Geld, Kostbarkeiten und 
Wertpapieren, sind im Gewahrsam des Schuldners zu 
belassen. Nur in Ausnahmefälleig wenn die Befriedigung 
des Gläubigers gefährdet ist, wird eine Entfernung der 
Sachen und damit ein weiterer Eingriff in die Rechte des 
Schuldners in Betracht kommen. Die Berücksichtigung 
der Interessen des abwesenden Schuldners erfordert aber 
hier, daß der Gerichtsvollzieher im gegebenen Falle 
einen Familienangehörigen oder Bevollmächtigten des 
Schuldners über die etwaige Möglichkeit einer Abwen­
dung der weiteren Vollstreckung oder von Rechtsbehel­
fen "ausreichend unterrichtet. Hierdurch wird dem Schuld­
ner der Weg gewiesen, geeignete Vollstreckungsschutz­
anträge zu stellen, und es wird dadurch vielfach den 
Parteien eine erneute Möglichkeit eines gütlichen Aus­
gleichs eröffnet.

Das Schwergewicht der Verantwortung bei der Zwangs­
vollstreckung gegen Wehrmachtangehörige liegt natür­
lich bei der Verwertung der Pfandstücke. Deshalb soll 
jeder Gerichtsvollzieher nach der genannten Rundver­
fügung besonders sorgfältig prüfen, ob die nach den Ver­
fahrensvorschriften vorgesehene Verwertung der Pfand­
stücke nicht hinausgeschoben oder vermieden und ob von
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der Anberaumung eines Versteigerungstermins vorläufig 
nicht überhaupt abgesehen werden kann. Diese Ermitt­
lungen soll der Gerichtsvollzieher möglichst im Einver­
nehmen mit dem Gläubiger treffen. Es wird hier sehr auf 
den Einzelfall ankommen. Die Vollstreckungsschutzbe­
stimmungen, auch in bezug auf einen zur Wehrmacht ein- 
berufenen Schuldner, sind nicht dazu da, um die Rechte 
des Gläubigers zu verkümmern. Es ist daher selbstver­
ständlich, daß es auch hier durchaus auf die Persönlich­
keit des Schuldners ankommen wird, und daß ein als bös­
w illig bekannter Schuldner anders zu behandeln ist als ein 
gutwilliger. Auch wird es einen Unterschied begründen, 
ob der Schuldner in der Kampflinie, außerhalb der 
Reichsgrenzen oder an seinem Wohnsitz selbst oder in 
dessen Nähe eingesetzt ist. Nimmt der einberufene 
Schuldner seine Rechte nicht ausreichend wahr, obgleich 
er nach den Umständen des Falles hierzu bei gutem W il­
len in der Lage wäre, so kann er sich nicht dadurch be­
schwert fühlen, wenn trotz seiner Einberufung die 
Zwangsvollstreckung durchgeführt wird. Andererseits 
wird besonders dann dem Gläubiger ein Hina,usschieben 
oder die Ablehnung der Verwertung zugemutet werden 
können, wenn zu erwarten ist, daß der Schuldner nach 
Beendigung seines Einsatzes seine Verpflichtungen er­
füllen wird)

Der abwesende und nicht durch einen Bevollmächtig­
ten vertretene Schuldner muß rechtzeitig die nach den 
Bestimmungen vorgesehenen Mitteilungen erhalten. Ter­
mine sind daher, sofern im Einzelfall nicht sofortige Maß­
nahmen geboten sind, so anzuberaumen, daß dem Schuld­
ner noch Gelegenheit zur Wahrnehmung seiner Rechte 
bleibt.

Schließlich besteht auch die Möglichkeit, daß der Ge­
richtsvollzieher selbst unmittelbar Art. 6 der oben ge­
nannten SchutzVO. anwendet. Gelangt er zu dem Ergeb­
nis, daß die genannten Voraussetzungen erfüllt sind, so 
wird er den Gläubiger über seine Auffassung unter­
richten und vorläufig von den Vollstreckungsmaßregeln 
absehen, die er für entbehrlich hält, und die Zustimmung 
des Gläubigers hierzu erbitten.

V. Soweit eine Zwangsvollstreckung in Forderungen 
und sonstige Vermögensrechte eines Wehrmachtange­
hörigen erfolgen soll, g ilt folgendes:

1. Zunächst sind die einschlägigen Bestimmungen der 
LohnpfändungsVO. 1940 v. 30. Okt. 1940 (RGBl. I, 1451) 
zu beachten. Nach § 3 Ziff. 6 sind unpfändbar bei beson­
derem Einsatz der Wehrmacht die folgenden auf Grund 
des Einsatz-WehrmachtgebiihrnisG. und seiner Durchf- 
Best. an Angehörige der Wehrmacht gewährten Bezüge: 
Wehrsold, sämtliche Zulagen einschl. Front- und Flieger­
zulagen, freie Unterkunft, Verpflegung und Bekleidung, 
Bekleidungsentschädigung sowie Einkleidung und Aus­
rüstungsbeihilfen, ferner auch die den Gefolgschafts­
mitgliedern der Wehrmacht bei besonderem Einsatz neben 
dem Arbeitseinkommen etwa gewährten besonderen Be­
züge. Diese Vorschrift hat ihren Vorläufer in §850g Nr.5 
ZPO., wonach das Diensteinkommen der Angehörigen 
mobiler Verbände unpfändbar gestellt war. Diese knappe 
Regelung konnte nicht mehr in dieser Kürze erhalten

bleiben, nachdem die Bezüge der Soldaten, Offiziere und 
Wehrmachtbeamten im Einsatz-WehrmachtgebührnisG. 
in Verbindung mit der DurchfVO. ihre abschließende 
Neuordnung gefunden hatten. Im einzelnen ist die gesetz­
liche Regelung jetzt so klar, daß es weiterer Ausführun­
gen in dieser Flinsicht kaum bedarf.

Wichtig ist, daß die durch eine DurchfVO. zum Einsatz- 
WehrmGebG. eingeführte „Kriegsbesoldung“  nicht in §3 
Ziff. 6 mitaufgeführt ist. Sie fällt, da die Aufzählung in 
§ 3 erschöpfend ist und die LohnpfändungsVO. auch erst 
nach Erlaß dieser 2. DurchfVO. ergangen ist, zweifellos 
nicht unter die oben genannte Ziff. 6. Die Kriegsbesol­
dung ist daher, wie auch bereits von mehreren LG. ent­
schieden ist, pfändbar.

Was die am Schluß von Ziff. ö genannten besonderen 
Bezüge der Gefoigschaftsmitglieder der Wehrmacht „bei 
besonderem Einsatz“  anbelangt, so wurde hiermit der 
Tatsache Rechnung getragen, daß im Gefolge der mo­
dernen Wehrmacht zahlreiche Gefolgschaftsmitglieder zu 
finden sein werden, die nicht Soldaten sind, aber — ge­
rade ihrer besonderen Fachkenntnisse, z. B. in der Mo­
torentechnik wegen — während eines besonderen Ein­
satzes auch mit erhöhten Bezügen ausgestattet werden. 
Durch die Unpfändbarkeitsbestimmungen für die Soldaten 
wären diese Sonderbezüge noch nicht unpfändbar gestellt, 
weil es sich hierbei nicht um Angehörige des Soldaten­
standes handelt. Es bedurfte daher besonderer Bestim­
mungen in der Flinsicht, daß auch diese b e s o n d e r e n  
Zulagen (nicht das übrige Arbeitseinkommen), die den 
nichtsoldatischen Gefolgschaftsmitgliedern der Wehrmacht 
gewährt werden, unpfändbar sind-

Unpfändbar sind ferner nach § 3 Z iff. 7 Verstümme- 
lungs- und Verwundetenzulagen und ähnliche Bezüge so­
wie die auf gesetzlicher Vorschrift beruhenden Ehren­
solde. Woran hierbei im einzelnen gedacht ist, braucht 
hier nicht dargelegt zu werden. Die Fassung der neuen 
Vorschrift hat bewußt von einer ins einzelne gehenden 
Aufstellung abgesehen.

2. Soweit diese besonderen Vorschriften nicht Platz 
greifen, etwa wenn das an sich weiterlaufende Gehalt 
eines zum Wehrdienst einberufenen Schuldners ge­
pfändet wird, ist zu prüfen, ob auf Grund der eingangs 
genannten allgemeinen Vollstreckungsschutzbestimmun­
gen dem Schuldner Schutz zu gewähren ist. Es kommt 
auch hier insbesondere wieder die SchutzVO. und das 
VollstrMißbrG. in Frage. Daß allerdings z. B. in dem ge­
nannten Beispiel in der Vollstreckung eine Härte liegt, 
wird man nur unter besonders gelagerten Begleitumstän­
den bejahen können. Gleichwohl wird es Fälle geben, in 
denen die Pfändung einer Forderung oder eines anderen 
Vermögensrechtes dein Schuldner nicht zugemutet werden 
kann. So etwa können, wenn ein Schuldner die Wirkun­
gen der Lohn- oder Gehaltspfändungen wirtschaftlich 
nur deshalb einigermaßen ertragen konnte, weil er Neben­
verdienste hatte, und diese jetzt fortgefallen sind, die 
Verhältnisse so liegen, daß es gerechtfertigt erscheint, 
ihm einen größeren über die gesetzliche Pfändungs­
grenze hinausgehenden Teil seines Lohnes oder Gehaltes 
zu belassen.

Rechtspolitik und Praxis
Die Lage des Rechtswahrernachwuchses

Von Assessor Dr. K u b e ,
Reichsgruppe Junge Rechtswahrer

M it zunehmender Dauer des Krieges ist es selbstver­
ständlich, daß alle Kameraden, die den grauen Rock 
tragen und bisher noch nicht die Gelegenheit hatten, 
zu einem Abschluß ihrer Berufsausbildung zu kommen, 
sich ernste Sorge darüber machen, wie nach siegreicher 
Beendigung des Krieges ihre Wiedereingliederung in die 
praktische Berufsarbeit erfolgen soll. Immer wieder er­
sehen w ir aus brieflichen und mündlichen Anfragen 
der im FeiHe stehenden Kameraden, wie diese für alle 
lebenswichtige Frage sie bewegt und oft mit ernster 
Sorge erfüllt. Es gibt viele Fälle, in denen Gerichts-

bzw. Regierungsreferendare seit 5 Jahren und noch 
länger bei der Wehrmacht stehen, die noch nicht einmal 
praktischen Vorbereitungsdienst abgeleistet bzw. nur 
einen kurzen Teil davon hinter sich gebracht haben. 
Gerade von ihnen kommen immer wieder die Fragen, 
was aus ihnen werden soll, wenn der Krieg einmal be­
endet ist und sie nunmehr in ihren Lebensberuf ein- 
treten sollen.

Die durch den Führererlaß v. 20. Aug. 1942 neu ge­
schaffene Situation im Bereich der Justizverwaltung und 
die damit im Zusammenhang stehenden Äußerungen 
seiner beauftragten Männer, insbesondere des Reichs­
justizministers und Leiters des NSRB. Parteigenosse Dr. 
T h i e r a c k sowie seines Stellvertreters und Staatssekre­
tärs Dr. R o t h en b e r g e r  geben Veranlassung, hier ein-
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mal kurz die Lage des Rechtswahrernachwuch'ses im 
Augenblick und für die Zukunft, d. h. nach siegreicher 
Beendigung des Krieges, darzulegen.

Ober die formellen Voraussetzungen der Ablegung des 
Kriegsnotexamens der Referendare ist eingehend bereits 
im DR. 1940, 83/84 und 1941, 766 gesprochen _ worden. 
Auf diese beiden Aufsätze wird daher insoweit Bezug 
genommen.

Es handelt sich aber nunmehr nach fast 3i/2 Jahren 
Krieg darum, allen unseren Kameraden, die unter der 
Waffe stehen — und das sind bis zu 95o/o aller Referen­
dare im Deutschen Reich! — die Gewähr dafür zu 
geben, daß sie sich, obwohl es im Augenblick äußerlich 
manchmal nicht so aussehen mag, durchaus keine Sor­
gen und Gedanken über ihre berufliche Zukunft zu 
machen brauchen. Es ist der feste Wille der neuen Lei­
tung des Reichsjustizministeriums, gerade besonders er­
probten und langjährigen Frontsoldaten das Zurückfin­
den in ihren Beruf bei Entlassung von der Wehrmacht 
in jeder Hinsicht zu erleichtern. Im Reichsjustizministe­
rium herrscht für die Lage und für die besonderen 
Schwierigkeiten der eiugezogenen Berufskameraden nicht 
nur volles Verständnis, sondern, und das ist noch wich­
tiger, jede Bereitwilligkeit, ihnen später in jeder H in­
sicht zu helfen. Daß der NS.-Rechtswahrerbunu, dem der 
Führer durch seinen Leiter Minister Dr. T h i e r a c k  die 
besondere Aufgabe der Führung und Betreuung der in 
ihm zusammengeschlossenen Rechtswahrer gestellt hat, 
hier in tatkräftigster Weise mitgeholfen hat und mithilft, 
ist für den NSRB. als angeschlossenen Verband der 
nationalsozialistischen Bewegung eine absolute Selbst- 
. erständlichkeit, die eigentlich gar nicht besonders be­
tont zu werden braucht.

Zusammenfassend kann daher über die Lage des 
Rechtswahrernachwuchses — die vor allem auch durch 
die hohen Opfer, die er an der Front für die Zukunft 
des Reiches gebracht hat, als dringendes Problem von 
allen zuständigen Stellen angesehen wird — zweierlei 
festgestellt werden:

1. Jeder Referendar, der zur Zeit bei der Wehrmacht 
steht, kann davon überzeugt sein, daß ihm nach 
Rückkehr aus diesem Kriege die ernste Sorge der 
zuständigen Stellen in seiner Berufsentwicklung zu­
teil werden wird.

2. Unser Beruf als nationalsozialistische Rechtswahrer 
ist nicht nur ein stolzer und erstrebenswerter, son­
dern es ist auch ein Beruf, bei dessen Ausübung 
gerade w ir jungen Rechtswahrer heute und später 
uns vor keinem anderen in Deutschland zu ver­
stecken brauchen!

13. Jahrgang 1043 H eft 1/2]

§ 752 ZPO. — eine Schutzvorschritt 
für den Soldaten

Durch die VO. zum Schutz der Wehrmachtangehöri­
gen und anderen von den Kriegsverhältnissen betrof­
fenen Personen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten vom 
13. Okt. 1942 (RGBl. I, 604) ist der Schutz des Soldaten 
im Erkenntnisverfahren vor den bürgerlichen Gerichten 
neu behandelt worden. Daneben steht der Vollstreckungs­
schutz auf Grund des § 6 Abs. 1 Ziff. 3 VO. v. l.Sept. 
1939, nach welcher jedem Soldaten auf Antrag oder von 
Amts wegen Vollstreckungsschutz gewährt werden kann. 
Die älteste Vorschrift aber, die sich mit der Vollstreckung 
gegen Soldaten befaßt und die — wie hier gezeigt wer­
den soll — in vielen, namentlich kleineren Fällen still­
schweigend den Dienst eines allgemeinen Vollstreckungs­
schutzes versieht, ist §752 ZPO., welcher lautet (Abs. 1): 

„Gegen einen Angehörigen der Wehrmacht darf die 
Zwangsvollstreckung erst beginnen, nachdem von der­
selben die Vorgesetzte Militärbehörde Anzeige erhal­
ten hat.“
Diese Vorschrift wird in der Praxis erstaunlich oft 

übersehen. In einem Fall, in dem ich als Fürsorge­
offizier meines Truppenteils tätig werden mußte, hat 
ein Anwalt auf Grund eines Kostenfestsetzungsbeschlusses 
gegen einen Soldaten eine Vorpfänduugl ) erlassen und

')  Ob auch die Vorpfändung eine Anzeige an die Militärbehörde 
voraussetzt, ist freilich zweifelhaft. Daß sie einem Arrest gleich­

einen Pfändungs- und Oberweisungsbeschluß beantragt, 
ohne die Anzeige an die Dienststelle des Soldaten zu 
richten. Auch das Gericht übersah die Schutzvorschrift 
und erließ den Beschluß, obwohl im Rubrum der Klage, 
des Urteils und des Kostenfestsetzungsbeschlusses hinter 
dem Namen des Soldaten die Worte „zur Zeit bei der 
Wehrmacht“  standen. In einem anderen Falle war gegen 
einen Offizier auf Grund eines Vollstreckungsbefehls 
ohne Nachricht an die Dienststelle eine MobdiarvoII- 
streckung erfolgt und ein Pfändungs- und Oberwei­
sungsbeschluß ergangen, obwohl der Dienstgrad schon 
im Zahlungsbefehl genannt war. Hier hatte zunächst der 
Rechtspfleger der Mahnabteilung übersehen, daß das 
Verfahren gegen den Soldaten mit der Zustellung des 
Zahlungsbefehls unterbrochen, ein Vollstreckungsbefehl 
also unzulässig war. Der Rechtspfleger der Vollstrek- 
kungsabteilung hatte nicht nur dies, sondern auch den 
§ 752 ZPO. übersehen, und den gleichen Fehler hatte 
sowohl der Gerichtsvollzieher bei der Mobiliarvollstrek- 
kung wie natürlich auch der Anwalt begangen, der den 
Vollstreckungsbefehl und den Pfändungsbeschluß be­
antragt und den Auftrag zur Mobiliarvollstreckung ge­
geben hatte. Schließlich ist es in beiden Fällen zu un­
erquicklichen Kostenerörterungen gekommen, weil der 
Gläubiger, der unter Mißachtung der gesetzlichen Vor­
schriften vorgegangen war, trotz der Unwirksamkeit 
seiner Maßnahmen die durch sie entstandenen Kosten 
dem Schuldner aufbürden wollte — obwohl sie doch 
sicher nicht „notwendig“  im Sinne der §§ 91 ff., 788 
ZPO. gewesen waren.

Solche Häufung von Verstößen verschiedener Rechts­
pflegeorgane kann nicht bloß Zufall sein; sie zeigt, daß 
die Bedeutung des § 752 ZPO. vielfach verkannt wird. 
Diese Bedeutung ist eine doppelte: Durch die Benach­
richtigung von der b e v o r s t e h e n d e n  Vollstreckung 
solf zunächst — und das ist gewiß der ursprüngliche 
Sinn der Bestimmung — das dienstlich-disziplinarische 
Interesse gewahrt werden. Der Disziplinarvorgesetzte 
soll rechtzeitig wissen, welche vielleicht einschneiden­
den Maßnahmen einem seiner Leute drohen, um bei der 
Diensteinteilung darauf Rücksicht nehmen zu können: 
ein Soldat, dessen zerrüttete Verhältnisse durch eine 
Pfändungsankündigung offenbar werden, ist den ver­
schiedenartigsten Versuchungen (zu fliehen oder unehr­
lich zu handeln) viel stärker ausgesetzt als der von vyirt- 
schaftlichen Sorgen Freie und wird deshalb z. B. weder 
zum Rechnungsführer noch zum Kurier oder gar zum 
Bearbeiter von Geheimsachen geeignet sein. Aber die 
Bedeutung des § 752 ZPO. beschränkt sich nicht dar­
auf, daß die Truppe gewissermaßen vor ihrem Ange­
hörigen gewarnt wird. Durch die Nachricht von der be- 

1 absichtigten Pfändung wird der Kompaniechef oder auf 
seine Veranlassung der Fürsorgeoffizier vor allem in die 
Lage versetzt, dem Angehörigen seiner Kompanie zu 
helfen, indem er ihn berät oder sich selbst mit dem 
Gläubiger in Verbindung setzt, um Stundung oder die 
Einwilligung in Ratenzahlungen zu erreichen, usw.

Diese Funktion des §752 ZPO. steht heute vielfach 
sogar im Vordergrund. Aber schon bei Einführung 
dieser Vorschrift spielten solche fürsorglichen Gedanken 
mit. Wie die Entstehungsgeschichte der Vorschrift zeigt, 
die vom KG. in der Entsch. OLG. 31, 89 verwertet wird 
(vgl. Hahns Materialien Bd. II 1 S. 829), sollte durch die 
Benachrichtigung des Disziplinarvorgesetzten vor allem 
verhindert werden, daß der Wehrmachtangehörige durch

steht (§ 845 Abs. 2 ZPO.), beweist nichts dagegen, obwohl der 
Arrest selbst gewiß keine vorherige Anzeige an die Dienststelle 
erforderlich macht. Denn die Vorpfändung hat zugleich die W ir­
kung einer Vollstreckungsmaßnahme und muß deshalb zugleich 
der Arrestvollziehung gleichgesetzt werden, die zweifellos eine 
Anzeige voraussetzt. (So auch S p o h r , „D ie Anzeige an die M i­
litärbehörde von der bevorstehenden Zwangsvollstreckung gegen 
einen Wehrmachtangehörigen“  in „Deutsches Gemein- und W irt­
schaftsrecht“  1940, 35 ff., insbes. S. 37.) Großen W ert hat die be­
jahende Ansicht Spohrs allerdings nicht. Denn der Drittschuldner 
kann nicht beurteilen, ob die Anzeige erfolgt ist oder nicht zu 
erfolgen braucht, Und w ird deshalb in aller Regel nach Eingang 
der Xnzeige eine Zahlung an den Schuldner verweigern. Es fehlt 
eben bei der Vorpfändung das Vollstreckungsorgan, das über die 
Erfüllung der Voraussetzungen wachen könnte, da der Gerichts­
vollzieher hier nur als Zustellungs-, nicht als Vollstreckungsorgan 
tätig wird.

4
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eine öffentlich vollzogene Zwangsvollstreckung „in  den 
Augen seiner Mitbürger“ , besonders „der Vorgesetzte 
in den Augen seiner Untergebenen“ , herabgesetzt würde; 
deshalb sollte der militärische Vorgesetzte Gelegenheit 
erhalten, den S c h u l d n e r  „ a n z u w e i s e n  und  zu 
l e i t e n ,  damit er alle Möglichkeiten vorkehre, um d ie  
V o l l s t r e c k u n g  a b z u w e n d e n  oder doch dafür zu 
sorgen, daß sie in einer Weise erfolgt, die sein Ansehen 
nicht schädigt“ * 2).

Wenn hier auch die Rücksicht auf das Ansehen ein­
seitig betont wird, so ist doch schon von den Ver­
fassern der Vorschrift das Wesentliche ihrer praktischen 
Anwendung erkannt und gewollt: daß der Disziplinar- 
vorgesetzte den ihm unterstellten Schuldner leite, um 
die Vollstreckung nach Möglichkeit abzuwenden. Gerade 
weil die Nachricht v o r  d e r Vollstreckung erfolgen soll, 
in einem Zeitpunkt, in dem weder Kosten noch sonstige 
Nachteile entstanden sind, hat eine zweckentsprechende 
Einschaltung des Vorgesetzten die besten Erfolgsaus­
sichten, und es wird nicht oft Vorkommen, daß sie auf 
den Gläubiger keinerlei Eindruck macht. So wird § 752 
ZPO. zu einer wichtigen S c h u t z v o r s c h r i f t  f ü r  den 
W e h r m a c h t a n g e h ö r i g e n  S c h u l d n e r ,  die neben 
den Vollstreckungsschutzvorschriften und neben der VO. 
zum Schutz der Wehrmachtangehörigen in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten v. 13. Okt. 1942 genannt zu werden 
verdient.

Leider hat die bisherige Behandlung der Vorschrift 
durch die herrschende Meinung nicht viel dazu beigetra­
gen, diese Schutzfunktion praktisch wirksam zu machen. 
Zwar wird § 752 ZPO. allgemein schon wegen seiner 
systematischen Stellung innerhalb des Gesetzes zu den 
grundlegenden Bestimmungen über die Voraussetzungen 
der Zwangsvollstreckung gerechnet, die erfüllt sein müs­
sen, ehe eine wirksame Vollstreckung möglich ist. Aber 
man verkennt die Tragweite dieser Einordnung, wenn 
man in dem Gebot der Benachrichtigung der Truppe 
eine bloße Formvorschrift sieht und entsprechend dem 
Wortlaut nichts als die Anzeige, insbesondere also keine 
angemessene Frist zwischen Anzeige und Beginn der 
Zwangsvollstreckung, verlangt (vgl. J o n a s ,  ZPO. 
§ 752 1: „Eine Frist ist nicht zu wahren.“ ). Das Rich­
tige spricht dagegen vor allem B a u m b a c h 3) aus, in­
dem er „eine wenn auch knappe Frist“  für die M ilitär­
behörde „zum Treffen ihrer Anordnungen“  verlangt und 
begründend erklärt: „eine andere Anzeige ist sinnlos“ . 
Aber auch B a u m b a c h  verstößt gegen den Zweck der 
Vorschrift, wenn er die jederzeitige Nachholung der An­
zeige mit r ü c k w i r k e n d e r  K r a f t  zuläßt4) — denn 
durch die Rückwirkung wird der Militärbehörde die 
Möglichkeit, sich sachgemäß und rechtzeitig einzuschal­
ten, dem Wehrmachtangehörigen Schuldner aber der in 
der Vorschrift liegende Schutz genommen.

Praktisch bleibt freilich zu beachten, daß die Voll­
streckung erst dann beginnen kann, wenn der Gläubiger 
nicht nur die Anzeige an die Truppe gerichtet, sondern 
auch die Empfangsbestätigung vom Truppenteil erhalten 
hat. Zu dieser Empfangsbestätigung ist der Truppenteil 
allerdings verpflichtet (§ 752 II ZPO.). Aber wenn er 
die Gelegenheit 'der Empfangsbestätigung wahrnimmt,

-) So Major Blume in der Reichsjustizkommission, 1. Lesung 
(bei Hahn a. a. O. S. 830). — Nach den Motiven (bei Hahn a. a. O. 
S. 439) sah die M ilitärverwaltung in .der entsprechenden Vorschrift 
des Entwurfs „ein wettvolles H ilfsm ittel zur sozialen und ökono­
mischen Aufrechterhaltung des Offiziers- und Unteroffiziersstandes“ .

3) ZPO. § 752 Anm. 1 im Anschluß an F a l k m a n n ,  Zwangs- 
vollstr. S. 162. — Ebenso jetzt auch S y d o w - B u s c h - K r a n t z -  
T r i e b e l  (22. Aufl.) §752 Anm. 5; S p o l i r  a .a.O . S. 38, der für 
den Regelfall eine dreitägige Frist für ausreichend hält, aber zu­
treffend darauf verweist, daß die Dienststelle in geeigneten Fällen 
eine Verlängerung beantragen kann, ln der Reichsjustizkommis­
sion hatte O tto Bähr eine feste Frist von drei Tagen vorgeschla­
gen, war aber nicht damit durchgedrungen; der Regierungsver­
treter befürchtete davon eine Verschleppung, während andere ge­
radezu von einer „exorbitanten“  Sonderstellung der Militärpersonen 
sprachen (bei Hahn a. a.O. S. 834).

r) Ihm folgen auch hier S y d o w - B usc  h - K r  a n t  z - T  r ie  - 
b e i  a. a. O. — Für die allein befriedigende Lehre von der Hei­
lung des Mangels lediglich für die Zukunft (ex nunc), die im 
Grunde nur die äußerliche Wiederholung des Vollstreckungsaktes 
erspart, ohne den Schuldner zu belasten, haben sich ausgesprochen: 
Jonas a. a. O. und S p o h r a. a. O. S. 38.

um sich für seinen Angehörigen einzusetzen, so wird er 
in aller Regel eine weitere Frist gar nicht brauchen.

RA. Dr. G e o r g  M a i e r ,  Berlin, 
zur Zeit bei der Wehrmacht.

Der Unterhalt
der unehelichen Soldatenkinder1)

Die in DR. (vgl. S. 1053, 1215, 1446) schon mehrfach 
erörterten Schwierigkeiten bei der Durchführung von 
Unterhaltsprozessen gegen Wehrmachtangehörige haben 
durch die VO. zum Schutze der Wehrmachtangehörigen 
usw. in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten v. 13. Okt. 1942 
(RGBl. I, 604) eine neue Wendung erhalten. Nach der 
VO. sind künftig Unterhaltsprozesse gegen Wehrmacht­
angehörige nur dann durchführbar, wenn entweder der 
Gegner zustimmt oder wenn ihm die sachgemäße Durch­
führung des Verfahrens möglich und unter Abwägung 
der Interessen der Beteiligten zuzumuten ist. Praktisch 
wird damit der weitaus überwiegende Teil aller Unter­
haltsprozesse unehelicher Kinder gegen Soldaten zum 
Stillstand kommen. Es soll hier nicht auf die Einzel­
heiten der VO. eingegangen werden (vgl. hierzu St au d: 
DJ. 1942, 693). Die folgenden Ausführungen sollen ledig­
lich darüber unterrichten, welche N a c h t e i l e  die Un­
möglichkeit der Durchführung von Unterhaltsprozessen 
für die unehelichen Kinder mit sich bringt, Nachteile, 
über deren Umfang und Bedeutung wohl noch nicht 
überall volle Klarheit besteht und die dringend der Ab­
hilfe bedürfen. Die Nachteile bestehen vor allem darin, 
daß das uneheliche Kind gerade in der ersten Lebens-, 
zeit, in der es besonders gefährdet ist (Säuglingssterb­
lichkeit, häufiger Pflegestellenwechsel usw.), ohne Un­
terhaltsmittel bleibt. Nicht nur vom Vater ist Unter­
halt nicht zu erlangen; das Kind bleibt auch von den 
Leistungen der öffentlichen Hand weitgehend ausge­
schlossen, solange die Vaterschaft nicht geklärt ist. Es 
handelt sich im einzelnen um folgende Schwierigkeiten:

1. Gemäß §2 Abs. 1 Einsatz-FamilienxmterhaltsG. vom 
26. Juni 1940 (RGBl. I, 911) ist das uneheliche Kind des 
Einberufenen nur dann f a m i i i e n u n t e r h a f t s b e r e c h -  
tigt, wenn dessen Verpflichtung zur Unterhaltsgewäh­
rung feststeht. Gemäß Nr. 5 des Runderlasses, betr. Aus­
führung des Einsatz-Familienunterhalts, v. 5. Mai 1942 
(MBIiV. 817) muß die Unterhaltsverpflichtung durch 
rechtskräftiges Urteil, durch Anerkennung der Vater­
schaft in öffentlicher Urkunde oder durch einen vor­
mundschaftsgerichtlich genehmigten Vergleich, evtl, durch 
schriftliche, vom Disziplinarvorgesetzten beglaubigte 
Vaterschaftsanerkennung nachgewiesen werden. Wenn 
der Vater nicht freiw illig anerkennt und ein Prozeß nicht 
durchgeführt werden kann, kann der erforderliche Nach- ( 
weis nicht beigebracht und dem Kind infolgedessen kein 
Familienunterhalt bewilligt werden. Das hat auch für 
den Vater wirtschaftliche Nachteile, indem er bei späterer 
Feststellung seiner Vaterschaft an der Vergünstigung, 
daß seine Zahlungsverpflichtungen sich um den ge­
leisteten Familienunterhalt vermindern (vgl. § 17 Abs. 4 
VO. zur Durchf. und Ergänz, des Einsatz-Farnilienunter- 
haltsG. v. 26. Juni 1940 (RGBl. I, 912]), nicht teilnimmt.

Es ist deshalb eine Änderung der Nr. 5 des AusfErL 
erforderlich, etwa dahin, daß, wenn eine der dort ge­
forderten Urkunden nicht beigebracht werden kann, der 
Nachweis der Vaterschaft auch 'auf andere Weise, evtl, 
durch eidesstattliche Erklärung der Mutter über die 
Vaterschaft des Einberufenen geführt werden kann. 
Wenn dies z. B. für die Bewilligung von Versorgungs­
gebührnissen für ein uneheliches Kind nach dem Ein­
satz-Fürsorge- und -versorgungsG. genügt (vgl. Erlaß 
des OKW. v. 23. Sept. 1940 — W Vers III b 1—30 z 12 
Nr. 4035/402), so dürfte ein solcher Nachweis für die 
Bewilligung von Familienunterhalt, der in der Höhe weit 
hinter den Versorgungsgebührnissen zurückbleibt und 
für einen viel kürzeren Zeitraum gezahlt wird, sicher­
lich ausreichen.

1) Die Verf. sieht vornehmlich nur die e i n e  Seite des Problems. 
Dennoch soll der Aufsatz als Fortsetzung der Aussprache und An­
regung der Öffentlichkeit unterbreitet werden. Schriftleitung.

2) Abgedruckt in Rundbrief d. Dt. Instituts f. Jugendhilfe Jg. X V I
S. 148.
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Es ist auch durchaus berechtigt, die Vaterschaft des 
von der Mutter eidesstattlich angegebenen Soldaten zu 
unterstellen, da die Angaben der Mütter im allgemeinen 
zutreffen, wegen der verhältnismäßig wenigen Fälle aber, 
in denen das nicht der Fall ist, nicht sämtlichen unehe­
lichen Kindern der Familienunterhalt versagt werden 
darf. Es geht nicht an, Kinder von deutschen Soldaten, 
gegen die der Prozeß, nur weil sie im Felde stehen, 
nicht durchgeführt, mithin der Nachweis der Vater­
schaft nicht durch ein Urteil erbracht werden kann, von 
den Leistungen der öffentlichen Hand auszuschließen.

2. Familienunterhalt wird denjenigen Kindern, deren 
Väter Berufssoldaten sind oder Kriegsbesoldung erhal­
ten, nicht gewährt. Für diese Kinder werden vielmehr 
K in  d e r Zusch l äge  zu den Gebührnissen des Vaters 
nach Maßgabe des § 14 RBesoldG. gezahlt. Dieser § 14 
macht die Gewährung des Kinderzuschlages für unehe­
liche Kinder von Beamten davon abhängig, daß dessen 
Vaterschaft festgestellt ist und er nachweislich für den 
vollen Unterhalt des Kindes aufkommt. Beide Voraus­
setzungen sind in den hier in Rede stehenden Fällen 
nicht erfüllt. Mithin wird ein Kinderzuschlag nicht ge­
währt. Diese Kinder bleiben also gleichfalls ohne Ver- . 
sorgung. Eine Änderung dieses Zustandes wird^ zweck­
mäßigerweise dadurch geschaffen, daß diese Kinder in 
den Familienunterhalt einbezogen werden.

3. Ähnlich liegen die Fälle, in denen die Väter Beamte 
oder nichtbeamtete Gefolgschaftsrnitglieder im öffent­
lichen Dienst sind. Da ihnen bei Einberufung zur Wehr­
macht die Friedensbezüge weitergewährt werden, kann 
den Angehörigen Familienunterhalt nicht bewilligt wer­
den. Zu den Friedensbezügen werden Kinderzuschläge 
gemäß § 14 RBesoldG. bzw. dem inhaltlich gleichlau­
tenden § 12 ATO- gezahlt. Da deren Voraussetzungen 
hier wiederum nicht erfüllt sind, können Kinderzuschläge 
nicht gewährt werden. Auch die Kinder dieser Per­
sonen werden deshalb gleichfalls am besten den Vor­
schriften über den Familienunterhalt unterstellt.

4. Die Gewährung von Familienunterhalt an die unter 
1—3 aufgeführten Kinder ist um so notwendiger, als 
diese Kinder sonst, wenn sie der ö f f e n t l i c h e n  F ü r ­
s o r g e  überlassen blieben, gemäß dem RdErl. des 
RMdf. und des RFM. v. 31. Okt. 1941, betr. Aufbau der 
Richtsätze (RMBliV. 1951) i. Verb. m. den Richtlinien 
des RMdl. für die Beurteilung der Erbgesundheit vom 
18. Juli 1940 (RMBliV. 1519) nach den für Asoziale gel­
tenden Grundsätzen unterstützt würden, da gemäß diesen 
Richtlinien ein uneheliches Kind, dessen Vater nicht be­
kannt ist, zunächst nicht als dem Durchschnitt der Be­
völkerung entsprechend angesehen werden kann und 
mithin nicht wie die Durchschnittsbevölkerung nach 
den Vorschriften der gehobenen Fürsorge unterstützt 
wird.

5. Durch 'die Gewährung von Familienunterhalt an die 
genannten unehelichen Kinder wäre auch die Frage der 
Versorgung dieser Kinder im K r a n k h e i t s f a l l e  ge­
löst, indem sie alsdann Krankenhilfe gemäß § 9 Abs. 2 
Z iff. 2 der DurchfVO. zum Einsatz-FamilienunterhaltsG. 
v. 26. Juni 1940 erhalten. Denn von der Familienhilfe 
aus einer etwa weiterlaufenden Krankenversicherung des 
Vaters bleiben sie ausgeschlossen, da § 205 Abs. 2 Ziff. 4 
RVO. wiederum die Gewährung der Familienhilfe an ein 
uneheliches Kind des Versicherten davon abhängig macht, 
daß die Vaterschaft festgestellt ist; und die in §20 Abs. 3 
RBesoldG. vorgesehene Heilfürsorge für die Familien­
angehörigen der Soldaten des Friedensstandes kommt 
nur den nach § 14 a. a. O. zu berücksichtigenden Kindern 
zugute.

6. Gemäß Abschnitt 2 Abs. 3 des RdErl. des RFM. 
v. 30. Jan. 1941, betr. Gewährung von Kinderbeihilfe 
(RStBl. 105) i. Verb. m. Abschnitt A Abs. 2 Ziff. 9 "der 
Richtlinien des RFM. für die Erhebung des Widerspruches 
gegen die Gewährung von Kinderbeihilfe v. 3. März 1941 
(RMBliV. 787) wird K i n d e r b e i h i l f e  für das Kind 
einer alleinstehenden Frau, dessen Erzeuger nicht be­
kannt ist, nicht gewährt. Solange also der Vater die 
Vaterschaft bestreitet und seine Vaterschaft nicht durch 
gerichtliches Urteil festgestellt worden ist, kann dem 
Kind die Kinderbeihilfe nicht gezahlt werden (vgl. hierzu 
B e r l i t z :  „Gemeindetag“  1942, 63ff.). Diese Bestim­
mung bedarf, soweit es sich um Kinder handelt, deren
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Väter nur deshalb nicht festgestellt werden können, weil 
die besonderen Kriegsverhältnisse der Durchführung des 
Prozesses entgegenstehen, notwendig der Abänderung 
etwa dahin, daß während des, gegenwärtigen Einsatzes 
der Vater als bekannt gilt, wenn der Vaterschafts- und 
Unlerhaltsprozeß gegen den von der Mutter benannten 
Soldaten nicht durchgeführt werden kann und die Vater­
schaft auf andere Weise, evtl, durch eidesstattliche Er­
klärung- der Mutter, nachgewiesen wird.

7. Gemäß den Richtlinien über die Vermittlung der 
Annahme an Kindes Statt v. 28. Juni und 10. Juli 1941 
(RMBliV. 1941, 1459) können Kinder ungeklärter Her­
kunft zunächst nicht in A d o p t i o n  vermittelt werden. 
Die Adoption kann bei günstiger Entwicklung des Kin­
des frühestens zum Schuleintritt erfolgen. Die Kinder 
sind also von der so sehr erwünschten Frühadoption 
ausgeschlossen. ... , ,

Alle diese Nachteile, die zunächst nur vorübergehend 
sind, bis die Prozesse, spätestens nach Kriegsende, be­
endet werden können, können zu d a u e r n d e n  werden. 
Schiebt man nämlich die Prozesse gegen Soldaten längere 
Zeit hinaus, so besteht die Gefahr, daß später die Klärung 
der Vaterschaft überhaupt nicht mehr gelingt, weil z.ü. 
infolge Todes eines Beteiligten eine notwendige Beweis­
aufnahme (Zeugenvernehmung, Blutprobe, Ähnhchkeits- 
prüfung usw.) nicht mehr vorgenommen werden kann. 
Auch können in der Zwischenzeit sonstige Beweise ver­
lorengehen, z. B. Urkunden abhanden kommen. (Das kann 
auch für den Beklagten Nachteile haben, indem er nach 
längerer Zeit u. U. den Beweis des Mehrverkehrs nicht 
mehr zu führen vermag.) Ein uneheliches Kind, das sei­
nen Vater nicht nennen kann, bleibt aber bei der heutigen 
Auffassung über den Wert klarer und gesicherter Abstam- 
mungsverhältnisse und der Betonung des Sippegedan­
kens zeit seines Lebens mit einem Makel behaftet, der 
sich in den Jugendjahren am stärksten auswirkt. Außer­
dem macht der Staat, dessen erb- und rassenpflegerische 
Maßnahmen voraussetzen, daß die Abstammung des 
einzelnen feststeht, seine Förderung auf allen Gebieten 
davon abhängig, daß der Vater eines unehelichen Kindes 
bekannt ist. Die Kinder, deren Väter nicht bekannt sind, 
werden, wie bei 4 ausgeführt, gemäß den Richtlinien des 
RMdl. v. 18. Juli 1940 nicht als dem Durchschnitt der 
Bevölkerung entsprechend angesehen, es sei denn, daß 
die Person der Mutter und die Entwicklung des Kindes 
die Annahme rechtfertigen, daß die Erbquahtaten des 
Vaters unbedenklich sind. Diese Kinder sind deshalb 
grundsätzlich Von allen fördernden und ehrenden Maß- 

■ nahmen ausgeschlossen. Sie erhalten also z. B. auch 
keine A u s b i l d u n g s b e i h i l f e n ,  die in spateren 
Jahren die Ausbildung eines Kindes sehr erleichtern und 
fördern (vgl. Abschn. 6 Abs. 5 des RdErl. des RFM. vom 
13 März 1942, betr. Ausbildungsbeihilfe [RStBl. 337], wo­
nach uneheliche Kinder nur beihilfefähig sind, wenn der
Vater bekannt ist). . . .  c*-u

Die vorstehend geschilderten Nachteile, die der Still­
stand der Prozesse mit sich bringt, treffen nicht nur 
einzelne, sondern Tausende von unehelichen Kindern. Nach 
der letzten Reichsstatistik über die Tätigkeit der Jugend­
ämter (Vierteljahreshel'te zur Statistik des Deutschen 
Reiches 1941 H. III) sind 1939 im A treich in 52,6»/o der
neu aufgenommenen Amtsvormundschaften freiwillige 
Vaterschaftsanerkennungen erfolgt (1938: 5/,3»/o). Das 
bedeutet, daß in beinahe der Hälfte aller Falle die 
Vaterschaftsklage erhoben werden muß- Bedenkt man 
noch, daß die weit überwiegende Zahl aller Erzeuger 
von unehelichen Kindern den Altersklassen angehoien, 
die vorwiegend „Betroffene“  im Sinne der VO. vom 
13 Okt 1942 sind (wozu ia nicht nur die Wehrmacht­
angehörigen, sondern auch die Angehörigen der Organi­
sation Todt, die außerhalb ihres Wohnortes eingesetzten 
Polizeibeamten usw. zählen) und daß schätzungsweise s/4 
aller Unterhaltsprozesse nach der VO. v. 13. Okt. 1942 
nicht durchgeführt werden können, so wird man die 
Zahl der Kinder, deren Abstammung infolge _ Wehr­
machtzugehörigkeit des Vaters in absehbarer Zeit nicht 
geklärt werden kann, jährlich bei vorsichtiger Schätzung 
allein im Altreich mit mindestens 20000 ansetzen müs­
sen, wozu die beträchtliche Zahl der in den ersten drei 
Kriegsjahren noch nicht erledigten Vaterschaftsprozesse 
tritt.

4*
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Daß man solch g r o ß e  Z a h l  von Kindern nicht ein­
fach der Versorgung durch ihre meist in bescheidenen 
wirtschaftlichen Verhältnissen lebenden Mütter und die 
mütterliche Familie Übertassen kann, liegt auf der Hand. 
Die starke Heranziehung zum Unterhalt der Kinder wird 
weder von der Mutter noch von ihrer Familie, zu der 
ja auch Soldaten gehören, verstanden und führt zu be­
trächtlicher Beunruhigung. Sie widerspricht auch dem 
Grundsatz, daß die Lasten des Krieges gleichmäßig 
verteilt werden. Die öffentliche Fürsorge greift gegen­
wärtig erst ein, wenn das Kind weder von der Mutter 
noch von der mütterlichen Familie unterhalten werden 
kann, wobei in der Praxis der Fürsorgeverbände strenge 
Maßstäbe angelegt werden. Zudem sind die Unter­
stützungssätze sehr gering. —

Die Aufzählung der Schäden, die dem unehelichen 
Kinde aus dem Stillstand der Prozesse drohen, ver­
anlaßt hoffentlich die Prozeßrichter, solange die not- 
vvendigen Gesetzesänderungen noch nicht vorgenommen 
sind, die Frage, ob die Prozeßführung dem Wehrmacht­
angehörigen unter Abwägung der Interessen der Be­
teiligten zuzumuten ist, durchweg zu bejahen. Es wer­
den trotzdem noch genug Unterhaltsprozesse daran, daß 
die sachgemäße Durchführung des Verfahrens dem Be­
troffenen nicht möglich ist, scheitern. Am besten wäre 
es allerdings, wenn die vorgeschlagenen Änderungen be­
schleunigt vorgenommen würden, damit einerseits die Sol­
daten mit Prozessen nicht belastet zu werden brauchen, 
andererseits der nötige Schutz der Soldaten nicht mit

übermäßigen Benachteiligungen der unehelichen Kinder 
verbunden bleibt.

Dr. M a r i e  S c h u l t e  L a n g f o r t h ,  
Abteilungsleiterin ira Deutschen Institut für Jugendhilfe.

Hinweise
1. Bei Grundbucheinsicht daran denken, daß der öffent­

liche Glaube des Grundbuchs durch die neue Gesetz­
gebung zum Teil ausgeschlossen ist.

Beachte dabei das Gesetz über Hypothekenzinsen 
v. 2. Juli 1936 und die VO. über die Fälligkeit alter 
Hypotheken v. 22. Dez. 1938. Gerichtliche Änderung der 
Verzinsung bedarf nicht der Eintragung im Grundbuch, 
ebensowenig die gesetzlichen Fälligkeitsbedingungen.

Beachte weiter aas Gesetz zur Regelung der landwirt­
schaftlichen Schuldverhältnisse v. 1. Juni 1936 in §51 
Abs. 3. Auch Rechtsänderungen auf Grund der VO. über 
die Schuldenabwicklung v. 5. Juli 1940 bedürfen zur Er­
haltung gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grund­
buchs nach § 6 der VO. nicht der Eintragung.

2. Bei Mietstreitigkeiten ist in verschiedenen Fällen statt 
der Berufung nur die sofortige Beschwerde gegeben. Be­
achte die VO. v. 5. Sept. 1939 im § 7 und den § 14 MietSchG.

3. Wenn nach der Abfassung eines gemeinschaftlichen 
Testaments der überlebende Ehegatte ein neues Testa­
ment verfaßt, verunglückt dieses Testament meist daran, 
daß die notwendige Anfechtungserklärung nicht ord­
nungsmäßig abgegeben wird.

Beachte RGZ.132,4 und die §§2271, 2078 und 2079 BGB.

Mitteilungen des NS.-Rechtswahrerbundes
Zulassung als Verteidiger 

vor den deutschen Gerichten im  Protektorat 
Böhmen und Mähren

Auf Grund des § 32 der VO. über die Ausübung der 
Strafgerichtsbarkeit im Protektorat Böhmen und Mähren 
v. 14. April 1939 (RGBl. I, 754) bestimme ich im Ein­
vernehmen mit dem Reichsprotektor in Böhmen und 
Mähren:

Rechtsanwälte, die außerhalb des Protektorats Böhmen 
und Mähren zugelassen sind, können als Verteidiger vor 
den deutschen Gerichten im Protektorat Böhmen und 
Mähren nur auftreten, wenn sie als Verteidiger vor die­
sen Gerichten allgemein zugelassen sind. Über die Zu­
lassung entscheidet der OLGPräs. in Prag nach An­
hörung des Generalstaatsanwalts. Die Zulassung ist 
widerruflich.

Diese Bek. tr itt mit dem 1. Jan. 1943 in Kraft. Eine 
Zulassung nach dieser Bek. ist nicht erforderlich, wenn 
dem Rechtsanwalt bereits vor diesem Zeitpunkt die Ver­
teidigung übertragen war.

(Bek. d. RJM. v. 3. Dez. 1942 [3170 — VI b 1 1058.) — 
DJ. 1942, 797.)
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desnummer B 83 900,

8. Paul M u r a w s k i ,  Betriebsprüfer, Berlin-Steglitz, Albrecht- 
straße 99, Bundesnummer B 93 518,

9. Martin S c h o  b e i ,  Reg.-Kommissär, Gmünd, Hammerling­
gasse 198, Bundesnummer B 102 137,

10. Johann K u t s c h e  r a ,  Betriebsführer, Salzburg, Josef Mayr- 
burgerkai 16, Bundesmunmer B 104 681,

11. Dr. Erich D a n n e r ,  Rechtsanwaltsanw., Wien I, Opernring 
Nr. 11, Bundesnummer B 105 472.

Die Bundesmitglieder werden gebeten, ihre Anschrift innerhalb 
von einem Monat der Reichsdienststelle, Hauptabteilung Verwal­
tung, Berlin W  35, Tiergartenstr. 20/21, persönlich oder schriftlich 
bekanntzugeben.

Nach Ablauf dieser Frist werden die zur Bereinigung des M it­
gliedschaftsverhältnisses ergangenen Entscheide wirksam.

Berlin, den 11. Dez. 1942.
Nationalsozialistischer Rechtswahrerbund 

Hauptabteilung Verwaltung 
i. A. M ö  n n i c h

Betrifft zur Wehrmacht eingezogene 
Gefolgschaftsmitglieder der Rechtsanwälte 

und Notare
Das Fachamt Freie Berufe der Deutschen Arbeitsfront, Ber­

lin NW  7, Unter den Linden 40, bittet die Rechtsanwälte und No­
tare um möglichst baldige Mitteilung der Feldpost- oder Heimat­
anschriften ihrer eingezogenen Gefoigschaftsmitglieder, um diesen 
die von dem OKW. herausgegebenen Soldatenbriefe (DR. 1942, 
1130; DJ. 1942, 454) ebenfalls zustellen zu können.

Kriegsauszeichnungen
Es haben erhalten:

Das K r i e g s v e r d i e n s t k r e u z  I. Kl asse m i t  S c h w e r t e r n
Heinrich B o r g m a n n ,  RegR., Königsberg (Pr.) /  W olf F r h r .  

v. E y b ,  Intend.-Rat, München /  Albrecht v. H a g e n ,  RA., Ber­
lin /  Dr. Hans H a m m e r ,  Gesch.-Führer, Göttingen /  Dr. Heinz 
H o p p e ,  Syndikus, Hamburg /  Dr. Ernst J a e n i g e n ,  LGDir., 
Mülheim-Ruhr-Speldorf /  Dr. Walter L a n g e ,  RA., Zittau /  Dr. 
Hermann L a u e r bac h ,  städt. Amtsdir., Nürnberg /  Robert L u p p ,  
RegR., Düsseldorf-Oberkassel /  Carl Viggo v. M o l t k e ,  LGDir., 
Schweidnitz /  Dr. Hermann P r i n z ,  RA. u. Notar, Burgstädt (Sa.) / 
Hellmuth W e g n e r ,  RA. u. Notar, Rummelsburg (Pomm.) /  Hans- 
Wolfgang W i n d h o r s t ,  RA., Hamm (Westf.) /  Hans W o e l k ,  
Oberbürgermeister, Elbing.

D a s  K r i e g s v e r d i e  n s t k r e u z  I. u n d  11. K l a s s e  
m i t  S c h w e r t e r n

Dr. Karl D o e r i n g - M a n t e u f f e l ,  Bürgermeister, Thum 
(Erzgeb.) /  Kurt G o  nn e r m a n n ,  Bücherrev., Gelsenkirchen / 
Thilo K a s t r u p ,  Bürgermeister, Rheydt /  Rudolf O t t o ,  AGR., 
Leipzig /  Dr. Gerhard S t i m m e I , Intend.-Rat, Nürnberg.

Das K r i e g s v e r d i e n s t k r e u z  II. Kl asse m i t  S c h w e r t e r n
Paul A h r e n s ,  Ass., Berlin-Neukölln /  Dr. Eduard A i c h i n - 

g e r ,  RA., Vöcklabruck /  Dr. Max A lb  e g g  e r ,  ORegR., Graz /  
Xaver A l t  w e g ,  Justlnsp., München /  Heinrich A n g o t t ,  Just-
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Amfm., Hamm (Westf.) j  Dr. Kurt B a d e r ,  M inDirig., Berlin- 
Zehlendorf /  Dr. Otto B a u e r - M a y e r ,  RA., Graz /  Dr. Hans- 
Heinrich B e c h ,  RegR., Dresden /  Dr. Rudolf B e c k e r ,  LGR., 
Münster (Westf.) /  Otto B e h r m a n n ,  Justlnsp., Schwerin /  Dr. 
Kurt B e n s i n g ,  RA. u. Notar, Berlin /  Werner B e r l i n ,  Just- 
Oblnsp., Schwerin /  Dr. Heinrich B e r n e r ,  GerRef., Berlin-Lich­
terfelde /  Dr. Erich B e r t h o l d ,  Ass., Dortmund /  Dr. Paul 
B e y e r ,  RA. u. Notar, Berlin /  Dr. Walter B e y e r ,  Volkswirt, 
Dresden /  Dr. Kurt B l a n k e ,  RA,, Celle /  Albert B l u n k ,  Just­
lnsp., Neuruppin /  Gerhard B o c k ,  AGR., Kelbra (Kyffh.) /  Hans 
B o c k  e i b e r g ,  MinR., Berlin-Steglitz /  Dr. Heinz B ö h m ,  LGR., 
Meiningen /  Bruno B ö t t c h e r ,  WirtschTreuh., Frankenthal /  Dr. 
Adalbert v. B o e t t i c h e r ,  LGDir., Dresden /  Dr. Hans B o h n ,  
LGR., Krefeld /  Dr. Henning v. B o n i n ,  RegR., Berlin-Lankwitz/ 
Dr. Friedrich Wilhelm B o s c h ,  LGR., Straßburg /  Franz B r a u n ,  
JustOblnsp., Nürnberg /  Dr. Werner B r e d o w ,  AGR., Leipzig /  
Paul B r e d s c h n e i d e r ,  JustlnspAnw., Bürgstein (Sud.) /  Dr 
Walter B r ö s a m l e ,  RegR., Stuttgart-Sillenbuch /  W illi B ü l t ­
h o f f ,  Justlnsp., Oldenburg /  Heinrich Bu r c h ,  Just.-Prakt., Saar­
lautern /  Dr. Heinrich B u r c k h a r d t ,  AGR., Clausthal-Zeller­
feld /  Dr. Hermann C a r n i e r ,  AGR., Berlin-Wilmersdorf /  W illy 
C h r i s t u k a t ,  AGR., Lyck (Ostpr.) /  Erich C z i a s t o ,  Justlnsp., 
Hamburg /  Franz D a b r u c k ,  Heeres-Justlnsp., Berlin /  Wilhelm 
D e n g e J ,  Justlnsp., Kempten (Allg.) /  Albert D e n k e r ,  Rechts­
beistand, Niederscheiden (Sieg) /H e lm u t D i e t z m a n n ,  Justlnsp., 
Oschersleben /  Carl D o r r ,  RA., Düren (Rhld.) / Dr. Karl 
D r e c h s l e r ,  RA. u. Notar, Leipzig /  Dr. Karl D r e ß 1 e r , Post­
rat, Würzburg /  Gerhard D u n k e l ,  Rechtsberater, Königsberg 
(Pr.) /  Dr. Ernst Eb e r l e i n ,  RegR., Perleberg /  Paul E c k a r d t ,  
Justlnsp,, Saalfeld /  August E d e r t ,  Just.-Prakt., Halle (Westf.) / 
W illy  E g g e r t ,  Bücherrev., Gollnow (Pomm.) /  Heinrich E h r l ,  
Not.-Ass., Schliersqe /  Theodor F e i c k e r t ,  AGR., Baden-Baden/ 
Dr. Franz F e l l n e r ,  LGR., Peuerbach /  Dr. Max F e t z e r ,  
ORegR., Stuttgart-Rohr /  Kurt F i s c h e r ,  Ass., Hamburg /  Phi­
lipp F l e m m i n g ,  Justlnsp., München /  Dr. Heinrich F ö r s t e r ,  
Dipl.-Kfm., Berlin-Zehlendorf /  Fritz F r a n c k e ,  LGR., Zoppot / 
Heinrieh F r e h s e ,  Erster StA., Wismar /  -Robert F r i t z s c h e ,  
Bürgermeister, Eibenstock (Erzgeb.) /  Dr. Karl F r ö l i c h ,  ord. 
Prof. d. Rechte, Gießen (Lahn) /  Heinrich F u c h s ,  RA., Rhein­
berg /  Dr. Hans G e l b h a a r ,  OVGR., Dresden /  Manfred 
G e o r g ,  Not.-Prakt., Heilbronn /  Hermann G e r h a r d ,  Rev.- 
Assistent, Waldenbuch (W ürtt.) /  Dr. Rudolf G e r 1 a c h , Ass., 
Dresden /  Wilhelm G i l l e s s e n ,  AnwAss., Köln-Brück/  Dr. Hugo 
G l o e d e ,  RA. u. Notar, Berleberg (Westf.) /  Dr. M artin G l o -  
g e r ,  RA., Frankfurt (Main) /  Dr. Fritz G ö t t l i n g ,  Erster StA., 
Hannover /  Erich G r a s s e ,  AGR., Berlin-Steglitz /  Franz G r ö -  
p e l ,  Justlnsp., Wien /  Franz G r o s c h u p f ,  RA. u. Notar, W in­
sen (Luhe) /  Franz G r o ß e ,  Revisor, ChodaU /  Dr. Max G r u ­
be r ,  Ref., Wien /  Hans G r u n d ,  Justins^., Westönnen ü. Werl / 
Max H ä m m e r l e ,  Ass., Karlsruhe /  Heinz H ä ß n e r ,  GerRef., 
Buttstädt (Thür.) /  Otto H ä u s l e r ,  Buch-u. Betriebsführer, Stutt­
gart-Kaltenta l /  Bernhard H a n n i g ,  Kriminalkommissar, Han­
nover /  Dr. Ernst H a p p e ,  WirtschTreuh., Berlin-Wilmersdorf / 
Dr. Wilhelm H a r 1 o s , OStA., Luxemburg /  Hellmuth H a r t -  
m a n n ,  Bücherrev., Jena /  Dr. Ludwig H a u e r s t e i n ,  RA. u. 
Notar, Hannover /  Peter H e i t m a n n ,  Ass., Neustrelitz /  Dr. Her­
bert H e m p e l ,  RA„ Breslau /  Albert H e r m e s ,  JustOblnsp., 
Hamm (Westf.) /  August H e r o l d ,  RA., T rie f [ Prof. Dr. Karl 
H e y  l a n d ,  RA. u. Notar, Frankfurt (Main) /  Heinrich H i l m e r ,  
Justlnsp., Bramsche /  Ernst I T i r m e r ,  Justlnsp., München /  Dr. 
Xaver H o c h ,  AGR., Singen (Hohentwiel) /  Dr. Josef H o h e n ­
b e r g ,  Mag.-Konz., Wien /  Andreas H o l z h a u e r ,  LGDir., Mün­
chen /  Erwin I s b a r n ,  Ger Ass., Hamburg /  Bruno I v e n s ,  Ger- 
Ass. a. D „ Jevenstedt /  Dr. Karl Hermann J a c o b i ,  LGPräs., 
Gießen /  Dr. Friedrich J a c o b s ,  Kriegsrichter, Beuel b. Bonn / 
Alfred J a t z k o w s k i ,  LGR., Königsberg (Pr.) /  Paul K a b z a ,  
RA., Düren (Rhld.) /  Dr. Ludwig K a u ß l e r ,  Intend.-Ass., Mün­
chen /  Max K i e n i t z ,  Kreissyndikus a. D., Angermünde /  Dr. 
Roderich v. K i e n i t z ,  RA. u. Notar, Celle /  Dr. Paul K i e ß 1 i c h , 
ORegR., Dresden /  Dr. Adolf K i r s c h n e r ,  ORegR., Siegen 
(West.) /  Erhard K i e ß w e t t e r ,  Richter, Eger /  Dr. Walter 
Kl aus ,  StA., Dresden /  Adalbert K l e i n ,  Ass., Frisching (Ostpr.) / 
Franz K l o s ,  WirtschTreuh. NSRB., Mannheim-Freudenheim /  Karl 
Hermann K n o k e ,  Ass., Blankenburg (Harz) /  Günther K n o p p ,  
Ass., Berlin-Hermsdorf /  Friedrich K o c h ,  JustSupern., Ober­
eßlingen /  D r. Felix K o r o s i c , Vertragsbeamter, Wien /  Hermann 
K r ä m e r ,  Ass., Bramsche /  Hans K r a f t ,  RegR., Linz (Donau) / 
Alexander Kr a u ß ,  LGDir., Ulm (Donau) /  Hermann Kr e t z s c h -  
m a r ,  RA., Zwickau (Sa.) /  O tto K r i e g e i ,  RA., Dresden /  Dr. 
Helmut K ü h l ,  GerAss., Dresden /  Karl K ü h l ,  Referent, Berlin- 
Charlottenburg /  Karl L a n d m a n n ,  Justlnsp., Halle (Saale) /  
Gottlob L a n g ,  Not.-Prakt., Benningen a. M . /  Wilhelm L a n g ,  
LGR., Zweibrücken /  Karl L a n g h e i n r i c h ,  AGR., Königswuster­
hausen /  Dr. Gustav L a n s e r ,  Ass., Berlin /  Heinrich L a u l e ,  
RA., Mannheim /  Dr. Karl L e h n ,  RegR., Freiburg (Br.) /  Emil 
L e i h n e r ,  Dipl.-Kfm., Reichenberg (Sud.) /  Kurt L e n g n i n g ,  
Postrat, Oldenburg /  Oskar Lepper t ,  JustOblnsp., Freiburg (Br.) /  
Ascan L i b b e r t z ,  Sachbearbeiter, München /  Heinrich L i n g e n -  
b e r g ,  RA., Essen /  Dr. Walter L ö f f l e r ,  StA., Rottweil /  Ernst 
Löscher ,  Justlnsp., Oldenburg /  Dr. Karl L o h r m a n n ,  ’ AGDir., 
Lüdenscheid (Westf.) /  Ernst L o o k ,  AGR., Vorsfelde /  Ewald 
L ü t g c - S u d h o f f ,  LGR., Dortmund /  Dr. Hermann L u t z ,

Landrat, Voitsberg /  Ernst M a n t e l ,  ObKriegsgerR., Berün-Lich- 
terfelde /  Hermann M e d e r ,  GerAss., Berlin-Lichterfelde /  Dr. 
Bruno M e n s c h ,  RA. u. Notar, Bremen / Dr. Werner M e n z e l ,  
ObKriegsgerR. d. Lw., Treuen (Vogtl.) /  Franz M e r  k l  e , Just­
lnsp., Bad Mergentheim /  Gerhard M e y e r ,  Dipl.-Kfm., Dresden/ 
Robert M i l l e r ,  Ass., Weilheim (Obb.) /  Dr. Julius M i t t a g ,  
Dipl.-Volksw., Berlin-Charlottenburg /  Dr. Theodor M i t t a s c h ,  
MinR., Dresden-Bühlau /  Dr. Erich M o  e i l e ,  RegDir., Berlin- 
Grunewald /  Heinrich M o e l l e r ,  AGR., Köln-Klettenberg /  W il­
helm Mö l l e r ,  Justlnsp., Hanau /  Dr. Hans Mo l i s ,  GerRef. a. D., 
Magdeburg /  Dr. Alfred M ü l l e r ,  Stadtrat, Hagen /  Hans M ü l ­
l e r ,  StA., Kaiserslautern /  Dr. Karl-Heinz M ü l l e r ,  RA., Ber­
lin /  Dr. Otto M ü l l e r ,  GerRef., Kronberg (Taunus) /  Max 
N e n t w i g ,  RA., Hirschberg (Rsgb.) /  Kurt N e u m a n n ,  De­
visenprüfer, Königsberg (Pr.) /  Kurt N e u ß ,  Justlnsp., Fürstenau 
(Hannover) /  F ritz N i e b l i n g ,  Justlnsp., Saarlautern /  Gustav 
O b e r f e l d ,  AGR., Kiel /  Ernst O b e r t h ü r ,  AGR., Walters­
hausen (Thür.) /  Hermann P a n t f ö d e r ,  Justlnsp., Münster 
(Westf.) /  Herbert Pa t schke ,  Bürgerm., Rauscha (Niederschi.) / 
Dr. Fritz P e l c k m a n n ,  RA. u. Notar, Wriezen a. O. /  Bruno 
P e r s c h , Ass., Homburg (Saar) /  Dr. Hermann P f a f f e n d o r f ,  
Volkswirt, Goslar (H arz)/F ranz P f e i f e r ,  Justlnsp., Innsbruck/ 
Dr. Otto P l a t z e r ,  RegR., Königsberg (Pr.) /  Dr. Hermann 
P ö r t n e r ,  LGPräs., Duisburg /  Johannes Ra d e ma c k e r ,  AGR., 
Breslau /  Dr. Erhard R e i c h e l ,  Reg.-Angestellter, Aussig / Dr. 
Arthur R e i n ,  OStA., Hamm (Westf.) /  Dr. Wilhelm R eu  e h e r ,  
GerAss., Düsseldorf /  Hermann R o e d i g e r ,  Intend.-Ass., Pos­
sen /  Franz R o l l i n g e r ,  Dipl.-Kfm., Wien /  Bernhard R ü g e r ,  
Erster StA,, Hamburg /  Wilhelm R üh 1, Dipl.-Volksw., Dortmund- 
Berghofen /  Dr. Hanns R u d i t z k a ,  RA., Berlin-Tempelhof /  
Ferdinand S a l z g e b e r ,  Just.-Assistent, Günzburg (Donau) /  Dr. 
Ernst S c h ä f e r ,  AGR., Niesky (O.-S.) /  Jochen Klaus S c h a e -  
f er ,  RA., Berlin-Charlottenburg/  Dr. Richard S c h a e f e r ,  AGR., 
Malborn /  Günther S c h a m b e r g ,  RA.u. Notar, Eschwege /  Carl 
S c h e e l ,  Wirtsch.-Berater, Freiburg /  Dr. Paul S c h e l l h o r n ,  
RA. u. Notar, Hechingen /  Dr. Georg S c h i n d l e r ,  Syndikus, 
Hannover /  Wilhelm S c h l e i c h e r ,  Dipl.-Volksw., H e ide lberg / 
O tto S c h m o h  1, ORegR., S tu ttgart/  Hans S c h n e i d e r ,  AGR., 
Holzminden /  Hanns S c h ö n b r o d ,  Justlnsp., Säckingen /  Dr. 
Kurt Sc hön f e l d ,  Syndikus, Frankfurt (Main) /  Karl S c h u b e r t ,  
Justlnsp., Vorsfelde /  Dr. Bruno S c h ü t z ,  RA. u. Notar, Dem- 
min /  Werner S c h u l t e ,  GerAss., Berlin-Wilmersdorf /  Gustav 
S c h u l t z ,  Justlnsp., Darmstadt /  Dr. Ernst S c h u l t z e ,  Dipl.- 
Volksw., Berlin-Zehlendorf /  Dr. Carl-Heinz S c h u m a c h e r ,  Ass., 
Rostock-Gehlsdorf /  Dr. Quinibert S c h w a h n ,  Stadtsyndikus, 
Mainz /  Klaus-Walter S c h w a r z ,  Ass., Rummelsburg /  Dr. 
Adalbert S e h o r z ,  OAR., Laa a.d.Thaya /  Dr. Hugo S o l b r i g ,  
RA. u. Notar, Berlin-Grunewald /  Richard S o r g ,  Bez.-Notar, 
Oberkirchberg /  D r/ Norbert S p a c k ,  ORegR., Cosel (O.-S.) /  Dr. 
Heinz S p i e ß ,  RegR., Stuttgart /  Paul S p i l l n e r ,  JustlnspAnw., 
Weimar /  Fritz S p r e n g e l ,  AGR., Obernigk b. Breslau /  Hein­
rich S t e i n ,  RA,, Lütjenburg /  Dr. Edwin S te  i n b e c k, Beamter, 
Wien /  Helmut S t e i n h a r d t ,  Dipl.-Landwirt, Breslau /  Dr. Cle­
mens S t e p h a n ,  Dipl.-Volksw., Schönebeck a. d. Elbe /  Arne 
S t i c h e r t ,  AGR., Hamburg-Wandsbek /  Dr. Kurt S t o c k ,  RA., 
Lindau (B.) /  Dr. Wolfgang S t r e i t ,  RegR., Dresden /  Julius 
S t r i t t ,  LGDir,, Karlsruhe (Baden) /  Erhard S t r o m s k y ,  AGR., 
Schweidnitz /  Erich S t u m p f f ,  LGR., Bad Homburg /  Dr. Franz 
T a f e l m a y e r ,  Dipl.-Volksw., Gräfelfing /  Paul T h i e r s e ,  Anw­
Ass., Breslau /  Hans T ü x e n ,  LGDir., Kiel /  Felix U l b r i c h ,  
LGR., Berlin-Wilmersdorf /  Friedrich V o  ß , Justlnsp., H am burg/ 
Dr. Herbert W a g n e r ,  RA. u. Notar, Dresden /  O tto W a h l ,  
AGR., Malchin /  Hans-Christoph W a h n ,  Dipl.-Kfm., Stettin /  
Erich W a l d e c k ,  KriegsgerR., Hannover /  Dr. Friedrich W a n g -  
n e r ,  OLGR., Karlsruhe (Baden) /  Aibrecht W e h l ,  R A.u. Notar, 
Berlin-Schmargendorf /  Hugo W e i ß ,  Justlnsp., Bamberg /  Dr. 
Josef W e r n e r ,  Prokurist, Gera /  Dr. Helmut W e s t p h a l ,  
RegR., Stuttgart /  Bernhard W e w e l ,  LGR., Sterkrade /  Wilhelm 
W i e 1 e r , Syndikus, Stuttgart-Degerloch /  Dr. Karl W  i n d i s c h , 
OLGR., Dresden /  Herbert W ü s e n b u r g ,  KriegsgerR., E lb ing / 
Dr. Oswald Biner W u l f ,  LGDir., Itzehoe (Holstein) /  Dr. Fried­
rich Z a g e 1, Landrat, Passau /  Walter v o n  Z e d d e l m a n n ,  
KriegsgerR., Elbing /  Dr. Richard Z e l l i e n ,  Volksw., Wismar /  
Dr. Johannes Z i m m e r m a n n ,  LGDir., Leipzig.

Das K r i e g s v e r d i e n s t k r e u z  II. Kl asse ohne S c h w e r t e r  
Christoph B a r u t z k y ,  JustAmtm., Lyck /  Dr. Walter B e r c k -  

h o l t z ,  ObReichsleiter, München /  Dr. Walter C a m p h a u s e n ,  
RA., Krefeld /  Otto D o m m e r m ü h l ,  RA., Köln /  Heinz 
E i s e n  l o h  r ,  ObReichsleiter, München / Karl H o s e ,  LGDir., 
Braunschweig /  Franz H ü p p i , Landrat, Magdeburg /  Dr. Hans- 
Joachim K e l l n e r ,  RegDir., Wiesbaden /  Dr. Eduard K ö h l ,  
RegR., Oppeln /  Dr. Wieprecht v. K r o p f f ,  RegAss., Lippstadt /  
Kurt L u d w i g ,  RegR., Hamburg /  Aibrecht M a r b a c h ,  RegR., 
Zempelburg /  Dr. Erich M e i ß n e r ,  Dipl.-Kfm., Berlin-Halensee/ 
Dr. Erich v. M o o c k ,  Bergrat, Herne (Westf.) /  Wilhelm M ü l ­
l e r ,  ORegR., Riesa (Sa.) /  Dr. Walter P e t e r s e n ,  RA., Berlin- 
Steglitz /  Dr. Karl-Ludwig R e d e k e r ,  RA., Hamburg /  Dr. Günter 
S c h o l z ,  Ass., Berlin-Schulzendorf /  Dr. W illi S c h w a l b ,  Reg­
Ass., Klagenfurt /  Theodor S i m o n ,  RegR., Aachen /  Dr. Richard 
W e n d l e r ,  Oberbürgermeister, Hof /  Karl-Günther W o l k e n ­
h a u e r ,  Reichsbahnrat, Posen.
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Für den R ech tsw ahre r  im K r iegse insa tz

Die Entw icklung des Eherechts
Von Kammergerichtsrat Dr. L a u t e r b a c h ,  Berlin

I I .  Recht der Eheschließung
A. E h e f ä h i g k e i t

Abgesehen davon, daß Geschäftsunfähige Ehen nicht 
schließen können (§ 2 EheG.), fordert § 1 die E h e ­
rn tin di  g k e i t  der Eheschließenden. Der Mann soll also 
in der Regel die Ehe nicht vor dem vollendeten 21., die 
Frau nicht vor dem vollendeten 16. Jahr eingehen. Beiden 
kann jedoch B e f r e i u n g  durch das Vormundschafts­
gericht, das hier nicht als Gericht, sondern als Verwal­
tungsbehörde tätig wird, bewilligt werden. Es handelt 
sich dabei um einen Gnadenakt, bei dem im Interesse der 
Belange der Volksgemeinschaft auch zu prüfen ist, ob die 
Ehegatten die erforderliche geistige und sittliche Reife 
haben, sowie ob die notwendige Existenzgrundlage vor­
handen is t; außerdem sind natürlich auch die Gesichts­
punkte des Blutschutz- und des Ehegesundheitsgesetzes zu 
berücksichtigen. Dem M a n n  kann Befreiung nur bewil­
lig t werden, wenn er das 18. Lebensjahr vollendet hat und 
nicht mehr unter elterlicher Gewalt oder Vormundschaft 
steht, er also für volljährig erklärt ist, wobei die VO. vom 
1. April 1942 (RGBl. 1,159) die Vereinfachung geschaffen 
hat, daß einem Wehrmachtangehörigen zugleich mit der 
Volljährigkeitserklärung die Befreiung bewilligt wird. 
Stehen auch bei der Befreiung von dem Alterserfordernis 
des § 1 EheG., wie erwähnt, allgemeine Interessen im 
Vordergrund, während die Prüfung der Voraussetzungen 
für die V o l l j ä h r i g k e i t s e r k l ä r u n g  auf das indi­
viduelle Wohl desjenigen, der für volljährig erklärt werden 
soll, ausgerichtet ist, so werden sich praktisch bei der Voll­
jährigkeitserklärung, die zum Zweck einer Eheschließung 
begehrt wird, ein Grund, der insbesondere bei der Er­
möglichung einer Eheschließung mit der vom volljährig 
zu Erklärenden Geschwängerten durchgreifen kann, für 
beide Entscheidungen die Gründe vielfach decken, worauf 
auch AV. d. RJM. v. 11. Okt. 1940 (DJ. S. 1192) hinweist. 
Denn die Volljährigkeitserklärung wird nur dann aus­
gesprochen werden, wenn unter Beachtung aller erbbio­
logischen Gesichtspunkte die beabsichtigte Ehe vollwertig 
ist und Bestand verspricht. Um eine umfassende Be­
urteilung des Falles sicherzustellen, ist von der für den 
Wohnsitz des Antragstellers zuständigen Kreisleitung der 
NSDAP., Amt für Volkswohlfahrt, Stelle für Jugendhilfe 
und dem Jugendamt eine gutachtliche Stellungnahme ein­
zuholen (AV. d. RJM. v. 21. April 1941 [DJ. S. 500]). ln 
Friedenszeiten konnte Befreiung ferner nur gewährt wer­
den, wenn der für volljährig Erklärte seiner Arbeitsdienst- 
und Wehrpflicht genügt hatte oder die betreffenden 
Dienststellen aus diesem Grunde Bedenken gegen die Ehe­
schließung nicht erhoben (§2 der 1. DurchfVO. z. EheG.). 
Bei Wehrfähigen wurden solche Bedenken nur aus­
nahmsweise nicht erhoben, wenn nämlich die Ehe aus 
zwingenden Gründen geschlossen werden sollte (Heeres- 
VOBI. 1938, 248). M it Rücksicht auf die Besonderheit der 
Kriegszeit und die mancherlei Erleichterungen für die Ehe­
schließung von Wehrmachtangehörigen bedarf es aber 
dieser Anfrage bei den Dienststellen der Wehrmacht und 
des Reichsarbeitsdienstes jetzt nicht (AV. d. RJM. vom 
13. Aug. 1941 [DJ. S. 858]). Wohl benötigt der Wehrmacht­
angehörige aber einer Heiratserlaubnis (§13 EheG.; vgl. 
auch unten B a. E.).

Ehemündig sind natürlich nicht die Entmündigten. Wäh­
rend dem § 1 zuwider geschlossene Ehen sonst wirksam blei­
ben, würde in' einem solchen Falle wegen der gleichzeitigen 
Verletzung von § 1 Ziff. b EhegesundhG. die Ehe dann 
der Nichtigkeit verfallen, wenn die Verlobten die M it­
wirkung des Standesbeamten bei der Eheschließung durch 
wissentlich falsche Angaben herbeigeführt hätten (S 3 
EhegesundhG.).

Der Minderjährige — das kann nach dem oben Gesag­
ten also nur die Frau sein — bedarf zur Eingehung der

Ehe der E i n w i l l i g u n g  se i nes  g e s e t z l i c h e n  V e r -  
t r e t e r s  (§3 EheG.), also, um nur die Regelfälle zu nen­
nen, des Vaters oder Vormunds. Weiterhin ist aber auch 
die Einwilligung derjenigen Personen erforderlich, die 
neben dem gesetzlichen Vertreter sorgeberechtigt sind, in 
der Regel also neben dem Vater die der Mutter, diese 
auch neben dem für das uneheliche Kind bestellten Vor­
mund. Im Falle der Ehenichtigkeit, Eheaufhebung und 
Scheidung bestimmt der Vormundschaftsrichter, welchem 
Ehegatten die Sorge für die gemeinschaftlichen Kinder 
zustehen soll (§ 81 EheG.). Da diese Übertragung auch 
die des Vertretungsrechts in Personensorgesachen in sich 
schließt, ist die Einwilligung des anderen Elternteils dann 
nicht mehr erforderlich, so daß jetzt dieser häufige Streit­
punkt, der bei der andersartigen Regelung des BGB. häu­
fig  und die Interessen des Kindes schädigend auftrat, 
ausgeschaltet ist. Wird die Einwilligung ohne triftige 
Gründe, die sich aus der Person jedes Verlobten, aber 
auch aus wohlverstandenem Interesse, also insbesondere 
aus Krankheit, schlechtem Ruf, nichtarischem Bluteinschlag 
ergeben können, verweigert, so kann sie durch das V o r ­
m u n d s c h a f t s g e r i c h t  ersetzt werden. Umgekehrt 
kann dieses dann, wenn die Einwilligung nicht im Inter­
esse des Kindes liegt, den Eltern das Sorgerecht und die 
Vertretungsmacht insoweit entziehen, als die Einwilligung 
in die- Eheschließung in Betracht kommt.

Das F e h l e n  de r  E i n w i l l i g u n g  des g e s e t z ­
l i c h e n  V e r t r e t e r s  (nicht aber das des Sorgeberech­
tigten) gibt die Möglichkeit der Aufhebung der Ehe, ein 
Mangel, der durch nachträgliche Genehmigung des ge­
setzlichen Vertreters, Ersetzung der Genehmigung durch 
den Vormundschaftsrichter oder Bestätigung der Ehe 
durch den unbeschränkt geschäftsfähig Gewordenen ge­
heilt werden kann (§ 35 EheG.). Außerdem tr itt bei Feh­
len der Einwilligung nicht der gesetzliche Güterstand der 
Verwaltung und Nutznießung ein, vielmehr g ilt Güter­
trennung (§§1364,1426 BGB.). Der vertretungsberechtigte 
Vater und die sorgeberechtigte Mutter können bei be­
rechtigter Verweigerung der Einwilligung schließlich auch 
der Tochter die Aussteuer verweigern (§1621 BGB.); die 
elterliche Nutznießung am Kindesvermögen besteht wei­
ter (§§ 1661, 1686 BGB.).

B. E h e v e r b o t e
Abgesehen davon, daß bereits durch das FamRÄndG. 

v. 12. April 1938 das E h e v e r b o t  der  S c h w ä g e r ­
s c h a f t  eingeschränkt wurde, hier auch eine Befreiung 
möglich ist, und daß das EheG, im Gegensatz zum BGB. 
unter Schwägerschaft sämtliche Blutsverwandten des an­
deren Ehegatten, also auch die unehelichen versteht, hat 
sich an dem Eheverbot der V e r w a n d t s c h a f t ,  Schwä­
gerschaft, D o p p e l e h e  und des E h e b r u c h s  auch 
gegenüber dem BGB. nichts Wesentliches geändert. Die 
Nichtbeachtung dieser Eheverbote führt zur Nichtigkeit 
der Ehe, sofern nicht B e f r e i u n g ,  gewährt wird, die 
außer beim Eheverbot der Schwägerscnaft auch bei dem 
des Ehebruchs möglich und bei letzterem im Gegensatz 
zum BGB. erheblich erleichtert ist; denn sie soll in diesem 
Falle jetzt n u r versagt werden, wenn schwerwiegende 
Gründe entgegenstehen (§ 9 EheG.).

Zu diesen Eheverboten sind schon 1935 die des B l u t ­
s c h u t z -  (wegen dessen Geltung in den neuen Reichs­
teilen vgl. den vorhergehenden Aufsatz „Allgemeines“ ) 
und des E h e g e s u n d h e i t s g e s e t z e s  hinzugekommen, 
die in den letzten Jahren eine besondere Entwicklung 
in der Rechtsprechung nicht durchgemacht haben, dieser 
wegen ihrer abgeschlossenen Regelung auch nicht be­
durften. Zwei Punkte seien zu diesen Gesetzen aber be­
sonders erwähnt:

Wie bekannt, wird die Frage, ob jemand Jude oder 
jüdischer Mischling ist, danach beurteilt, wieviel Groß-
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eiternteile der j ü d i s c h e n  R e l i g i o n s g e m e i n s c h a f t  
z u g e h ö r t  haben (§2 Abs. 2 der l.V Ü . z. RBürgerG.). 
Für den jüdischen Mischling 1. Grades (2 jüdische Groß­
eltern) ist diese Frage der Zugehörigkeit dann noch von 
besonderer Bedeutung, wenn sie z. Z. des Erlasses des 
BlutschutzG. vorhanden war oder er danach in diese Reli­
gionsgemeinschaft auf genommen wird; denn dann gilt er 
als Jude (§5 Abs. 2 Ziff. a der l.V O . z. RBürgerG. vom
14. Nov. 1935 [RGBl. 1, 1333]). M a ß g e b e n d  f ü r  die 
Z u g e h ö r i g k e i t  konnte nun nicht sein, ob jemand sich 
zur jüdischen Religion bekennt oder nicht, ob er nach 
der „jüdischen Rechtsordnung“  als ihr Angehöriger gilt
u. dgl., sondern es wird auf einen bestimmten äußeren 
Sachverhalt abgestellt, in dem die Verbindung des Be­
treffenden mit der jüdischen Religionsgemeinschaft zum 
Ausdruck kommt; so wenn er widerspruchslos als An­
gehöriger einer solchen geführt wird, außer wenn ein 
offensichtlicher Fehler in der Listenführung vorliegt, fer­
ner wenn er Kultussteuern zahlt. Es genügt auch nicht 
der Austritt aus einer bestimmten Synagogengemeinde, er 
muß aus der jüdischen Religionsgemeinschaft erfolgen und 
dann auch bei einem Mischling 1. Grades (vgl. oben) z. Z. 
des Inkrafttretens des EheG, wirksam sein. im Interesse 
einer reinlichen Scheidung wird man schließlich auch an­
nehmen müssen, daß auch die, die in diesem Zeitpunkt 
noch nicht ihren Austrittswillen rechtswirksam erklären 
konnten, sich darauf nicht berufen können. Die Recht­
sprechung ist, wie sich aus Vorstehendem zeigt, be­
müht gewesen, jede Verschleierung von vornherein aus­
zuschließen, indem sie insbesondere verhinderte, daß sich 
der Betreffende auf unkontrollierbare innere Vorgänge 
berufen kann.

Das EhegesundhG. sieht in § 2 die Beibringung eines von 
dem Gesundheitsamt auszustellenden E h e t a u g l i c h ­
k e i t s z e u g n i s s e s  von j ed e m  Verlobten vor. Dieses 
bezweckt, auf Grund einer genauen ärztlichen Unter­
suchung, für die ähnliche Grundsätze wie bei Ehestands- 
darlehnsbewerbern gelten, und mit der eine Eheberatung 
verbunden ist, die Eheschließung Erbkranker (§ 1 Ehe­
gesundhG.) und solcher Personen zu verhindern, aus deren 
Ehe eine die Reinerhaltung des deutschen Bluts gefähr­
dende Nachkommenschaft zu erwarten ist (§6 der l.Ausf- 
VO. z. BlutschutzG.). § 2 EhegesundhG. ist aber bisher 
nicht in vollem Umfang in Kraft. Der Standesbeamte kann 
vielmehr ein solches Zeugnis nur fordern, wenn er be­
gründete Zweifel hat, ob nicht eines der beiden genann­
ten Eheverbote vorliegt. M it Kriegsbeginn finden mit 
Rücksicht auf die Beanspruchung der Ärzte Untersuchun­
gen im allgemeinen nicht mehr statt. Das Zeugnis wird 
nur bei besonders schweren Schäden für die Volksgesund­
heit oder Reinheit des deutschen Blutes, ferner wenn Ver­
lust wertvollen Erbgutes zu befürchten ist, versagt (VO.
v. 31. Aug. 1939 [RGBl. 1,1561]). Um aber auch jetzt und 
bis zum Inkrafttreten des § 2 EhegesundhG. eine gewisse 
Kontrolle sicherzustellen, hat jeder Verlobte, der im In­
land seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat, 
abgesehen von seiner Versicherung über die Abwesen­
heit derartiger Eheverbote bei der Befragung durch den 
Standesbeamten anläßlich der Aufgebotsverhandlung, vom 
1. Dez. 1941 ab eine E he  u n b e d e n k I i c h k e i t s  - 
B e s c h e i n i g u n g  des für seinen Wohnsitz zuständigen 
Gesundheitsamtes beizubringen. Diese geht dahin, daß 
nach den beim Gesundheitsamt vorhandenen Unterlagen 
Bedenken aus § 1 Abs. 1 EhegesundhG. oder § 6 der 
1. AusfVO. z. BlutschutzG. (vgl. oben) gegen die Ehe­
schließung nicht bestehen (2. DurchfVO. z. EhegesundhG. 
v. 22. Okt. 1941 [RGBl. 1,650]). Die Bescheinigung hat eine 
Geltungsdauer von 6 Monaten. Hat das Gesundheitsamt 
Grund zur Annahme, daß ein solches Eheverbot vorliegen 
könnte, so hat es die Bescheinigung dem Verlobten zu 
versagen und ihn darauf hinzuweisen, daß er sich auf 
seine Ehetauglichkeit untersuchen lassen könne (§ 2 der 
VO.). Eine Eheunbedenklichkeitsbescheinigung ist n i c h t  
e r f o r d e r l i c h ,  wenn ein Ehetauglichkeitszeugnis oder 
eine amtsärztliche Bescheinigung über die Untersuchung 
auf Eignung zur Ehe zwecks Erlangung eines Ehestands- 
darlehns (Eheeignungszeugnis) vorgelegt wird oder wenn 
die Ehe wegen lebensgefährlicher Erkrankung eines Ver­
lobten ohne Aufgebot geschlossen werden darf (§ 1 Abs. 2

der VO.), ferner nicht bei Angehörigen der f f  und des
Fütw-erpersonals des Reichsarbeitsdienstes, da bei ihnen 
schärfere Prüfungen stattfinden (RdErl. d. RMdf. vom 
23. Dez. 1941 [RMBliV. 2299]), schließlich auch nicht wäh­
rend des Krieges, kriegsähnlicher Unternehmen oder eines 
besonderen Einsatzes für Wehrmachtangehörige und die 
zur Wehrmacht Einberufenen sowie die ihnen Gleich­
gestellten. Solche Personen haben lediglich eine eidesstatt­
liche Versicherung abzugeben, „daß er die Angaben über 
seine ehegesundheitlichen Verhältnisse nach bestem Wis­
sen gemacht und daß ihm das Ehetauglichkeitszeugnis 
oder die Eheunbedenklichkeitsbescheinigung bisher noch 
nicht versagt worden ist“  (§ 1 Abs. 4 der 2. AusfVO. zum 
PersStG. i. d. Fass, der 2. DurchfVO. z. EhegesundhG.). 
Eine Verlobte, deren Bräutigam eine fremde Staatsange­
hörigkeit besitzt (das sind aber nicht die Staatenlosen), 
bedarf ebenfalls keiner Eheunbedenklichkeitsbescheinigung.

Die Verbote der Eheschließung mit dem angenomme­
nen Kinde, vor Ablauf der Wartezeit, ohne Auseinander­
setzungszeugnis, die sämtlich wie auch die Folgenden den 
Bestand der trotzdem geschlossenen Ehe nicht in Frage 
stellen, wenn auch z. T. andere Folgen, auch strafrecht­
liche, haben, bieten nichts Neues. Zum Ehefähigkeits- 
zeugrris für Ausländer ebenso wie zu dem für deutsche 
Staatsangehörige bei Auslandsheiraten ist in dem vorher­
gehenden Aufsatz („Allgemeines“ ) bereits über die neuen 
Ergänzungen berichtet. Darauf hinzuweisen ist lediglich 
noch, daß Wehrmachtangehörige einer H e i r a t s e r l a u b ­
ni s bedürfen (§13 EheG.). Die meisten Bestimmungen 
der hier eingreifenden VO. über Heiraten von Wehr­
machtangehörigen v. 1. April 1936 (HeeresVOBl. 121) sind 
jetzt durch die H e i r a t s o r d n u n g  f ü r  den b e s o n ­
d e r en  E i n s a t z  d e r  W e h r m a c h t  i. d. Fass. v. 7. Mai 
1941 nebst Zusatz v. 23. Juni 1941 (HeeresVOBl. Teil C 
BI. 19 S. 398 Nr. 582) ersetzt. Danach haben sämtliche 
Angehörigen der Wehrmacht, einschließlich der des Be­
urlaubtenstandes, die Genehmigung ihrer Vorgesetzten 
Dienststelle durch einen H e i r a t s e r l a u b n i s s c h e i n  
nachzuweisen, der 6 Monate Gültigkeit hat. Vor Voll­
endung des 21. Lebensjahres soll die Heiratserlaubnis aber 
nur bei Notständen erteilt werden (OKH. v. 27. Nov. 1941 
[HeeresVOBl. Teil C Bl. 34 S. 701 Nr. 1048]; vgl. im 
übrigen oben bei A zu § 1 EheG.). Heiraten mit Aus­
länderinnen ’sind verboten. Sind diese blutmäßig Volks­
deutsche, was durch den zuständigen deutschen Konsul, 
im Reichsgebiet durch Polizei oder Parteidienststellen zu 
bescheinigen ist, so kann die Erlaubnis erteilt werden, 
wenn sich nach eingehender Prüfung der Verhältnisse er­
gibt, daß die Staatsangehörigkeit nur formellen Charakter 
hat und im übrigen die Verbindungen zum fremden Staat 
oder zu fremden Staatsangehörigen gelöst sind und daß 
somit Landesverrat ausgeschlossen ist. Ein Wehrmacht­
angehöriger, der ohne Erlaubnis heiratet, macht sich nach 
§150 MStG. strafbar.

Ähnliches wie für die Wehrmachtangehörigen gilt für 
die A n g e h ö r i g e n  des R e i c h s a r b e i t s d i e n s t e s  
(§13 EheG.) und die K r i e g s h i l f s d i e n s t  v e r p f l i c h ­
t e t e n  (VO. v. 13. Aug. 1941 [RGBl. 1,491]). L u f t s c h u t z -  
d i e n s t p f l i c h t i g e  bedürfen keiner Heiratserlaubnis 
(RdErl. d. RMdl. v. 28. Aug. 1941 [RMBliV. 1555]). Für 
die A n g e h ö r i g e n  de r  f f  g ilt der Verlobungs- und 
Heiratsbefehl des Reichsführers f f .

E h e s c h l i e ß u n g e n  v o n  P e r s o n e n ,  d i e  in 
Abt .  3 de r  d e u t s c h e n  V o l k s l i s t e  e i n g e t r a g e n  
s i n d  (vgl. VO. über die deutsche Volksliste und die 
deutsche Staatsangehörigkeit in den eingegliederten Ost­
gebieten v. 4. März 1941 [RGBl. I, 118]), mit politischen 
Leitern der NSDAP., Führern ihrer Gliederungen, O ffi­
zieren, Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes, Beamten 
des höheren, gehobenen und mittleren Dienstes, sowie 
mit Behördenangestellten in selbständiger Stellung be­
dürfen der besonderen Genehmigung des Stabshauptamtes 
des Reichsführers f f  (AV. d. RJM. v. 2. April 1942 [DJ. 259]). 
Ein R e i c h s b e a m t e r  bedarf im übrigen keiner Heirats­
erlaubnis, außer wenn er einen Mischling 2. Grades (1 jü­
discher Großelternteil) heiraten will.

Für P o l i z e i b e a m t e ,  für die besondere Bestimmun­
gen gelten, sind während des Krieges gewisse Erleichte­
rungen getroffen.
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Schrifttum
L u t z  R i c h  t e r ,  Prof. a. d. Univ. Leipzig: Deu t sches  B a u e rn ­

r e c h t .  Ein Grundriß. Berlin 1942. Verlag Junker und Dünn­
haupt. 216 S. Preis geh. 9 ¡UM, brosch. 7,50 M t.

Neben das groß angelegte Lehrbuch von Dölle und die Grund­
risse von Biomeyer, Molitor, Stoll-Baur und Saure tr it t  jetzt ein 
neuer Grundriß aus der Feder des Leipziger Rechtslehrers R i c h ­
t e r .  Man kann diese erfreuliche Vielzahl einführenden Schrift­
tums zum deutschen Bauernrecht um so mehr begrüßen, als jedes 
der genannten Werke ein eigenes Gesicht trägt. Das g ilt beson­
ders von der hier angezeigten neuesten Erscheinung, die sich in 
die Reihe der von Prof. Koelireutter herausgegebenen rechtswissen­
schaftlichen Grundrisse einfügt. R i c h t e r  hat sein Buch, das in 
der Darstellungsform unter allen dem Lehrvortrag wohl am 
nächsten steht, vö llig  eigenwillig angelegt. Unter Preisgabe der 
herkömmlichen Grundrißform bringt er den Stoff der durch die 
Richtlinien für das Studium der Rechtswissenschaft v. 18. Jan. 1935 
geschaffenen Vorlesung „Bauer“  in eine dem Verständnis des Stu­
denten im zweiten Semester angepaßte Ordnung; damit treten 
rein pädagogische Gesichtspunkte in den Vordergrund, während 
die wissenschaftliche Systematik etwas leidet. Bei der Zweck­
bestimmung des Grundrisses braucht man das nicht zu beklagen, 
wenngleich seine Bedeutung für die Fortentwicklung — im be- 
sondern des Erbhofrechts — damit stärker begrenzt bleibt. Das 
Ergebnis ist jedenfalls ein Buch, von dem man m it Sicherheit 
aussagen kann, daß jeder werdende Rechtswahrer es m it Interesse 
vom Anfang bis zum Ende l e s e n  könnte — eine Feststellung, 
die keineswegs selbstverständlich ist. Man darf darüber hinaus 
darauf hinweisen, daß auch ältere Rechtswahrer diesen Grundriß 
m it Gewinn werden einsehen können, zumal er weitgehend die 
Randgebiete des eigentlichen Bauernrechts in die Darstellung ein­
bezieht. Es erscheint sogar zweifelhaft, ob die weit gespannte, das 
gesamte Recht der Landwirtschaft (von dem das Bauernrecht doch 
nur ein Teil ist!) behandelnde Arbeit nicht den Rahmen sprengt, 
der durch die Richtlinien v. 18. Jan. 1935 der Vorlesung „Bauer“  
zunächst gezogen werden sollte. Aber man w ird dem Vorgehen 
des Verf. beipflichten dürfen, weil zwischen dem Erlaß jener 
— seit je umstrittenen — Studienrichtlinien und dem Erscheinen 
dieses Grundrisses eine Zeit denkbar reichster Gesetzgebung liegt, 
die neben dem Bauernrecht ein m it ihm innerlich aufs engste ver­
bundenes umfassendes Sonderrecht der Landwirtschaft entwickelt 
hat, das in Deutschland einstweilen immer noch nicht die wissen­
schaftliche Beachtung findet, die ihm gebührt und die das Aus­
land — nicht zuletzt gerade im Blick auf die deutsche Rechts­
entwicklung — ihm längst angedeihen läßt. Solange in den Lehr­
plänen unserer Hochschulen neben einer Vorlesung und einer 
Übung „Bauer“  nicht eine Vorlesung über das sonstige Recht 
der Landwirtschaft steht, w ird der — bei der Fülle und Be­
deutung des Stoffs freilich kaum mehr durchführbare — Ver­
such aufrechterhalten werden müssen, dem angehenden Rechts­
wahrer in einer zweistündigen Vorlesung „Bauer“  den Gesamt­

ehalt der an das Agrarpolitische Programm der NSDAP, an- 
nüpfenden Rechtsentwicklung nahezubringen — wenn nicht der 

die Universität verlassende Referendar insoweit gänzlich unvor­
bereitet in die Rechtspraxis eintreten soll; in ihr hat nun aber 
doch die Landwirtschaft einen Raum, der nicht nur wertmäßig, 
sondern auch nach der Zahl der Fälle und dem Gewicht der 
Probleme dem anderer Berufs- und Lebensgruppen mindestens 
entspricht. Gerade deshalb scheint mir ein stofflich so weit aus­
holender Grundriß wie der vorliegende ein eben jetzt aufs wärmste 
zu begrüßendes H ilfsm ittel für den akademischen Unterricht.

Im einzelnen behandelt R i c h t e r  den Stoff in fünf Haupt­
abschnitten: Wie w ird man Bauer oder Landwirt? Wo stehen 
Bauer und Landwirt in der Volksordnung? Wie beschafft der 
Bauer oder Landwirt das zum Betrieb Nötige? Wie betreibt der 
Bauer und Landwirt seine Wirtschaft? Welchen Weg gehen die 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse? Daß solche Fragestellungen ge­
rade für Studenten in jungen Semestern anregend wirken müs­
sen, ist nicht zu bezweifeln. Gewisse Bedenken lassen sich frei­
lich nicht unterdrücken, ob diese entschiedene Loslösung von der 
(im Bauernrecht sicherlich nicht lebensfremden) Gesetzessystematik 
nicht auch pädagogisch gefährlich ist. Inwieweit das zutrifft, wird 
von der Einzelausführung im Kolleg abhängen. Nach dem Grundriß­
text muß man befürchten, daß der Student beim Nachlesen des 
Gehörten nicht genug auf das Gesetz und — in diesem Rechts­
gebiet fast noch wichtiger — auf die es ausbauenden großen Ent­
scheidungen der Bauerngerichte hingeführt wird. Verf. unterläßt 
es auch bewußt, „das Schrifttum schulgerecht planmäßig an­
zugeben“ . Gewiß ist für einen solchen Grundriß der Verzicht auf 
den wissenschaftlichen Apparat ein bestechender Vorzug, aber der 
junge Rechtswahrer soll ja nicht nur lesen; er soll auch kritisch 
vergleichen und lernen, an die Aufgaben des Bauernrechts mit 
einem Rüstzeug heranzukommen, das der wissenschaftlichen Grund­
legung nicht entbehrt. M ir scheint, daß Verf. zu weit geht, wenn 
er auf j e g l i c h e  Schrifttumsangaben verzichtet. Das Vorwort 
empfiehlt d r ille n d , „die wenigen Bücher wirklich zu lesen, die 
im Grundriß genannt sind“ . Ich finde bei aufmerksamer Durch­
sicht außer den bekannten T e x  tausgaben zum Erbhof-, Reichs­

nährstands- und Marktrecht, einer Einzelschritt über das Recht 
der öffentlichen Körperschaften und einem Grundriß der Finanz­
wissenschaft nur (im Zusammenhang m it der Frage des Erbhof­
kredits) B u s s e s  „Erbhof im Aufbau der Volksordnung“  genannt 
(S. 168). Wäre dies Absicht, so würde es ein jedenfalls bemerkens­
wertes Urteil über das deutsche Rechtsschrifttum bedeuten.

Sachlich vermisse ich in dem Buch einen grundlegenden Ab­
schnitt über die deutsche Agrarstruktur, wie der Nationalsozialis­
mus sie vorfand. E r würde die sehr dankenswerten Schaubilder, 
die S. 52 und 88 gebracht werden, wertvoll unterbauen. — Der 
rechtsgeschichtlichen Bedeutung des Preuß. Bäuerlichen Erbhof­
rechts w ird Verf. m it der Feststellung, daß es ein inhaltlich durch 
Art. 64 EGBGB. gebundener Vorläufer des REG war, von dem 
weiterhin nur ausgesagt wird, daß es „im  Bestreben nach Volks­
tümlichkeit eine altertümelnde, mißverständliche Sprache ge­
brauchte“ , kaum gerecht; übrigens scheint m ir der gegen die 
Sprache des BER erhobene Vorwurf nicht begründet (vgl. z. B. 
hinsichtlich der Vorsprüche zum BER und REG: H e d e m a n n  
in der Festschrift für Bunlke S. 24/25). — Weshalb zum landwirt­
schaftlichen (toten) Gerät nur da s  lebende Zubehör in sachlichem 
Gegensatz stehen soll, das sich selbst fortpflanzt, ist nicht recht 
ersichtlich; deshalb w ird man Verf. kaum folgen wollen, wenn er 
(nicht ohne Betonung des sprachlichen Widersinns) den Ochsen 
und den Wallach „nicht eigentlich zum Vieh“ , sondern zum 
„Gerät“  rechnet (S. 156). Erfreulich aber die Abneigung gegen 
das Fremdwort „Inventar“  (S. 155). Ob es nicht durchsetzbar sein 
sollte, vom „Besatz“  zu sprechen? Denkbar scheint mir auch die 
Wiederbelebung des guten deutschen Wortes „H ofw ehr“ , das 
noch die preußische Regulierungsgesetzgebung ständig verwendet 
und das in seiner Bildhaftigkeit wohl auch über den Verdacht 
mißverständlicher Altertümelei erhaben ist. — „Erbhofwerdung“  
(§7) bereichert die deutsche Rechtssprache nicht. Man sollte es 
beim „Entstehen des Erbhofs“  belassen.

Die letzten kritischen Anfügungen betreffen Nebendinge, die 
W ert und Gehalt des inhaltreichen Buches nicht berühren. Die 
sprachlichen Hinweise rechtfertigt die Beobachtung, daß im W ort­
schatz des Richters gern das lebendig wird, was der Student in 
sich aufnahm. REHGR. Dr. H  o p p , Berlin.

RGR. D r . O t t o  S c h w a r z :  S t r a f g e s e t z b u c h .  Nebengesetze, 
Verordnungen, Kriegsstrafrecht. 11., verb. u. verm. Aufl. Sechste, 
Großdeutsche Ausg. (Beck’sche Kurzkommentare Bd. 10.) Mün­
chen und Berlin 1942. C. H. Beck'sche Verlagsbuchhandlung, 
X X XI, 1102 S. Preis geb. 13,50 ¡UM.

Die 10. Aufl. des gut eingeführten Sc h war z s c hen  Kurzkom­
mentars ist DR. 1942, 215 besprochen. Seit ihrem Erscheinen sind 
wiederum einige wichtige Vorschriften strafrechtlichen Inhalts neu 
ergangen. So die VO. v. 10. Sept. 1941 über die unbestimmte Ver­
urteilung Jugendlicher, sowie die Novelle zum StGB. v. 4. Sept, 
1941 m it der Umgestaltung der §§211 und 212 und anderen wich­
tigen Bestimmungen, ferner die PoIenstrafrechtsVO. v: 4. Dez. 1941 
und auf verfahrensrechtlichem Gebiet die VereinfVO. v. 13. Aug. 
1942. Alle bis zum 4. Sept. 1942 ergangenen Änderungen sind in 
den Kommentar hineingearbeitet und erläutert. Das Kriegsrecht, 
insbesondere die VerbrReglStrafVO. und KWVO., sind besonders 
eingehend berücksichtigt. Die amtliche Entscheidungssammlung ist 
bis zum 76. Band verwertet.

Einer Empfehlung bedarf der Kommentar nicht mehr.
Schriftleitung.

S a r t o r i u s :  V e r f a s s u n g s -  u n d  V e r w a l t u n g s r e c h t .
Sammlung von Reichsgesetzen, -Verordnungen und -erlassen. 
Ergänzungsblätter Juli 1942. 7. Lief, zur 13. Aufl., 1. Lief, zur 
14. Aufl. 213 Bl. Preis 3,50 M l, Hauptband m it Ergänzungsliefe­
rung unverändert 12 Ml. München und Berlin 1942. C .H . Beck’­
sche Verlagsbuchhdlg.

G es e t z z u r O r d n u n g d e r n a t i o n a l e n  A r b e i t  m it sämt­
lichen Durchführungsbestimmungen und sonstigen einschlägigen 
Vorschriften. Textausgabe m it Einführung, zahlreichen Verwei­
sungen und Sachregister von Dr. jur. O t t o  K a l c k b r e n n e r ,  
MinR. im RArbM. 5. Aufl. (Guttentagsche Sammlung von Text­
ausgaben ohne Anmerkungen m it Sachregister). Berlin 1942. 
Verlag Walter de Gruyter & Co. 181 S. Preis kart. 1,80 Ml.

B e a m t e n g e s e t z e .  Deutsches Beamtengesetz, Reichsdienststraf­
ordnung und Deutsches Polizeibeamtengesetz mit ihren Durchf- 
VO.en, den Kriegsmaßnahmen und anderen einschlägigen Vor­
schriften. Textausgabe m it Verweisungen und Sachverzeichnis. 
6., neubearb. Auff. (Stand vom 1. Aug. 1942). München und Ber­
lin 1942. C. H. Beck’sche Verlagsbuchhandlung. X, 425 S. Preis 
geb. 2,80 Ml.
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** Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entscheidungen des Reichsgerichts. — f  Anmerkung —
■ Besonders bedeutsame Entscheidungen

Wenn Sittlichkeitsempfinden und Gerechtigkeitsgefühl der ihres Volkstums bewußten Volksgemeinschaft im ganzen 
die Ausmerzung des Täters verlangen, kann T odess tra fe  auch dann geboten sein, wenn S ic h e ru n g s v e rw a h ru n g  
weitere Straftaten verhindern würde (RG . N r .  1). »

LG . M ein ingen  N r .  3 bekennt sich zu der natürlichen und allein richtigen Auffassung, daß die Ehre des Ge­
fa llenen einen u n m i t t e l b a r e n  und b es o n d e r e n  Schutz genießt.

Die Sondergerichtsentscheidungen N r .  5 und 6 behandeln Fälle des Verstoßes gegen § 1 KW VO.
RG. N r .  9 findet im Widerstreit zwischen Formerfordernis und Rechtssicherheit den richtigen Weg (betr. unzu­

lässige Ferntrauung).
RG. N r .  12 hält an der Auffassung fest, daß eine Festste llungsklage, die das Bestehen oder Nichtbestehen der 

blutmäßigen Abstammung betrifft, nach dem  Tode des angeblichen Erzeugers nicht zulässig ist. Daß diese 
Auffassung nicht befriedigt, ist bekannt und mehrfach hervorgehoben (vgl. DR. 1941, 1584 sowie die Kritik in der 
Anm. Leiß). Hier wird der Gesetzgeber sprechen müssen.

N r. 13 behandelt die Z w a n g s v o l l s t r e c k u n g  gegen Soldaten; N r . 15 die Wirkung der Einberufung auf das 
A r b e i t s v e r h ä l t n i s  (vgl. die Aufsätze Sebode:  DR.1942, 22 und Sieber t :  DR. 1942, 6).

Strafrecht

1, RG. — § 1 ÄnderungsG. v. 4. Sept. 1941 (RGBl. I, 
549). Zur Auslegung der Begriffe „Bedürfnis nach gerech­
ter Sühne“  und „Schutz der Volksgemeinschaft“ . Aus dem 
Schutzbedürfnis der Volksgemeinschaft kann die Todes­
strafe auch dann geboten sein, wenn Strafhaft oder Siche­
rungsverwahrung weitere Taten des Täters an sich ver­
hüten würden.»

Die Rev. rügt die Nichtanwendung des § 1 des Ges. 
v. 4. Sept. 1941. Hiernach verfällt der gefährliche Gewohn­
heitsverbrecher (§ 20 a StGB.) der Todesstrafe, wenn der 
Schutz der Volksgemeinschaft oder das Bedürfnis nach 
gerechter Sühne es erfordert. Diese Vorschrift ist nicht 
nur dann anwendbar, wenn der Angekl. sich selbst durch 
den Unwert seiner Persönlichkeit außerhalb der Volks­
gemeinschaft gestellt hat, sondern auch dann, wenn ob­
jektiv der Schutz der Volksgemeinschaft oder das Bedürf­
nis nach gerechter Sühne die Todesstrafe erfordern. Dies 
ist der Fall, wenn das Sittlichkeitsempfinden und das Ge­
rechtigkeitsgefühl der ihres Volkstums bewußten Volks­
gemeinschaft im ganzen die Unschädlichmachung des Tä­
ters aus den insbes. auch durch1 die Kriegsverhältnisse 
gegebenen Notwendigkeiten verlangt, die die Wohlfahrt 
des deutschen Volkes bedingen; so der Besondere Straf­
senat in DR. 1942, 429* und RG.: AkadZ. 1942, 188). Das 
LG. hat verneint, daß die im § 1 a. a, O. genannten Vor­
aussetzungen vorliegen.

Die Rev. macht geltend, das LG. habe den Begriff 
„ B e d ü r f n i s  nach  g e r e c h t e r  Sü h n e “  verkannt; sie 
ist der Auffassung, bei zutreffender rechtlicher Würdigung 
erfordere das Bedürfnis nach gerechter Sühne vorliegen- 
denfalls die Todesstrafe. Ihre Auffassung unterstützt sie 
mit dem Hinweis auf eine Reihe von Tatumständen. Die­
ser Angriff geht fehl. Bei Ausmessung der Strafe würdigt 
das LG. u. a. auch die von der Rev. hervorgehobenen 
Tatumstände zuungunsten des Angekl. und kommt auf 
Grund tatrichterlicher Erwägungen zu dem Ergebnisse, 
das Bedürfnis nach gerechter Sühne erheische die Todes­
strafe hier nicht, und zwar weder nach Art oder nach 
Umfang und Auswirkung der Tat noch vor allem nach 
der ganzen Persönlichkeit, den Vorstrafen und dem Vor­
leben des Angekl. Es heißt dann weiter: „Die StrK. ist 
vielmehr der Überzeugung, daß die von ihr verhängte, 
gegenüber derartigen Straftaten an sich außergewöhnlich 
hohe Gesamtstrafe . . .  in Verbindung mit der Sicherungs­
verwahrung, dem Umstande, daß die Taten des Angekl. 
in ernsteste Kriegszeit fallen, nach gesundem Volks­
empfinden ausreichend gerecht geworden ist und diesem 
entspricht, zumal dadurch schließlich auch der Volks­
gemeinschaft die Arbeitskraft des offenbar jetzt wieder 
einsatzfähigen Angekl. erhalten bleibt und diesem derge­
stalt auch die Möglichkeit geboten wird, seine Taten 
durch schwerste Arbeit in der Strafanstalt oder in einem

Straflager zu sühnen.“  Hiernach hat das LG. bei der 
Prüfung der Frage, ob ein Sühnebedürfnis i. S. von § 1 
a. a. O. die Todesstrafe erfordere, die .nach dem oben 
Ausgeführten wesentlichen Gesichtspunkte beachtet. Daß 
es aus einem Rechtsirrtum die Frage verneint hätte, ist 
nicht ersichtlich.

Das LG. nimmt an, der „ S c h u t z  de r  V o l k s g e ­
m e i n s c h a f t “  erfordere hier die Todestrafe nicht, „denn 
es sei . . .  nicht einzusehen, inwiefern die Volksgemein­
schaft durch die neben jener langen Zuchthausstrafe . . .  
angeordnete Sicherungsverwahrung des in keiner Weise 
je gewalttätig gewordenen oder etwa zum Ausbruchs­
versuch neigenden Angekl. vor diesem nicht bereits 
voll ausreichend gesichert sei“ . Sollte das LG. hierbei 
davon ausgegangen sein, dem Schutzbedürfnisse der 
Volksgemeinschaft (§ 1 a. a. O.) sei rechtsnotwendig irti- 
mer schon dann genügt, wenn Strafhaft oder Sicherungs­
verwahrung den Täter an weiteren Taten hindere, so 
wäre das verfehlt. Denn es kommt bei der Prüfung, was 
das Schutzbedürfnis der Volksgemeinschaft erfordert, in 
diesem Zusammenhänge nicht entscheidend hierauf, son­
dern insbes. auch auf die eingangs mitgeteilten objektiven 
Gesichtspunkte an. Hiernach kann bei entsprechend ge­
lagertem Sachverhalt aus dem Schutzbedürfnisse der 
Volksgemeinschaft die Strafe des §1 a. a. O. auch dann 
geboten sein, wenn Strafhaft oder Sicherungsverwahrung 
weitere Taten des Täters an sich ausreichend verhüten 
würden. Ob das im Einzelfalle zutrifft, ist im wesent­
lichen Sache der tatrichterlichen Würdigung und ge­
gebenenfalls darzulegen. Der Umstand, daß der Täter 
gefährlicher Gewohnheitsverbrecher und seine Sicherungs­
verwahrung erforderlich ist, reicht dazu allein allerdings 
nicht aus. Möglicherweise hat das LG. den Sachverhalt 
unter diesen Gesichtspunkten noch nicht geprüft. Da es 
nicht auszuschließen ist, daß der Strafausspruch hiervon 
beeinflußt ist, war er aufzuheben.

(RG., 4. StrSen. v. 11. Sept. 1942, 4 D 326/42.)
*

2. RG. — §§ 2, 267, 268 Abs. 1 Nr. 2, 281 StGB. Die 
Fälschung des Militärpasses als Urkundenverbrechen. Der 
Gebrauch einer Abschrift der falschen Urkunde steht dem 
Gebrauch der falschen Urkunde selbst nicht gleich, ist da­
her auch nicht entsprechend als Urkundendelikt strafbar, 
wenn die Bestrafung wegen Betrugs erfolgen kann.

Der Angekl. hat das EK. I von 1914 bis 5. Dez. 1941 
unberechtigt getragen. Das Gericht hat ihn ohne Rechts­
irrtum wegen fortgesetzten Vergehens gegen §6 Abs. 1 
des Ges. über Titel, Orden- und Ehrenzeichen v. 1. Juli 
1937 (RGBl. I, 725) verurteilt. Im April 1933 hat er zum 
Nachweis seiner persönlichen Verhältnisse und seines 
Ordensbesitzes seinen Militärpaß (nicht Wehrpaß, wie es 
im Urteil heißt) an den Oberbürgermeister eingereicht, in 
dem er in den Jahren 1922/1923 durch einen gutgläubigen 
Dritten der Wahrheit zuwider hatte eintragen lassen, daß 
ihm das EK. I. Klasse verliehen worden sei. Das LG. hat

5
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ohne Rechtsirrtum darin den Tatbestand eines Urkunden­
yerbrechens nach §§270, 267, 268 Abs. 1 Nr. 2 StGB, ge- 
funden. Der Militärpaß des alten Heeres ist eine öffent- 
liehe Urkunde und kann deshalb Mittel eines Urkunden-
i f - r , rechenns se*IF ^ em nicht entgegen, daß der
Miiitarpaß zugleich als Militärabschied ein Legitimations-
fn PMr -,-inaodeS„ | 363 StGB- ist (RGUrt‘ 4 D 211/38 vorn 
k i  ^don19,3L / W- .l938’ 1883 i 3 D 472/39 v. 13. Juli 1939: 
U '  k k  o’okc?kr>^ 3d3 B*GB- ~~ der übrigens inzwischen 
clureh § 281 StGB, ersetzt worden ist (§ 4 des Ges. z. Änd. 
des RStGB. v. 4. Sept. 1941 [RGBl. 1, 549]) -  kann nur 
r an w,a-nge'Tendet werden>wenn der Täter den unbestimm­
ten Willen hat, mittels der Fälschung die allgemeinen Bc- 
e fL,l r sein Fortkommen günstiger zu gestalten.

. kann aber nicht in Betracht kommen, wenn 
det l ater sich mittels der Fälschung einen ganz bestimm­
te? y orteil verschaffen w ill und dabei bestimmte Rechte 
otlentlichei oder privater Art in Mitleidenschaft bezogen 
werden (RGSt. 26,83, 85; 58,74,75; 69,228,229). Das LG. 
hat testgestellt, daß der BeschwF. bei der V o rle g u n g  des 
gefälschten Militärpasses auch in der Absicht gehandelt 
hat, damit die Bestätigung seiner Wahl zum besoldeten 
Senator und das mit dieser Stellung verknüpfte Gehalt, 
also einen Vermogensvorteil, zu erreichen. Diese Feststel- 
lungen tragen die Anwendung der §§270, 267, 268 StGB 
Der Angekl. hat sich auch dadurch gegen die genannten 
Gesetzesbestimmungen verfehlt, daß er später den ver- 
falschten Paß dem Stadtrat zur Erlangung beglaubigter 
Abschriften erneut vorgelegt hat (RGUrt. 2 D 771/25 vom 
4, Febr. 1926).

Das LG. ist zu der Überzeugung gekommen, daß der 
BeschwF. als Senator nicht bestätigt worden wäre wenn 
bekannt gewesen wäre, daß er das EK. I zu Unrecht trug 
und den Miiitarpaß hatte verfälschen lassen. Daraus er­
gab sich aber, daß der Vermögensvorteil, den er sich 
durch die Erschleichung des besoldeten Amtes verschafft
r * ’ rechtswidrig vvar Die strK hat verkannt daß des.
halb in Tateinheit mit dem Urkundenverbrechen der Tat­
bestand des Betruges vorlag. Insoweit kann das Urteil 
vom RevG. berichtigt werden.

Der StrK. ist allerdings darin nicht zu folgen, daß der 
BeschwF. sich auch durch die spätere mehrfache Wieder- 
voilegung von A b s c h r i f t e n  des verfälschten Passes 
weiter gegen §§ 270,267, 268 StGB, verfehlt habe. Der Ge­
brauch der Abschrift einer falschen Urkunde zum Zweck 
der Täuschung steht der Benützung der verfälschten Ur­
kunde selbst nicht ohne weiteres gleich. Das ergibt sich 
j U?-iCi elJ!i5t£arakter ^es Urkundenverbrechens als^Formal- 
delikt (RGSt. 69, 228, 229, 230; RG.: HRR. 1940 Nr 712 

u c h ‘ ? A n w e n d u n g  des §2 St GB,  i s t  i n s o b  
chen F a l l e n  eine V e r u r t e i l u n g  aus den S t r a f ­
b e s t i m m u n g e n  gegen  d i e  U r k u n d e n f ä l s c h u n g  
j eeien ta 11 s dann n i c h t  m ö g l i c h ,  wenn  d i e  B e ­
s t r a f u n g  w e g e n  B e t r u g s  e r f o l g e n  kann.

(RG., 2. StrSen. v. 2. Juli 1942, 2 D 229/42.)

[Deutsches Recht

einen Gefallenen beleidigt, tr ifft mit ihm als Teil das 
Ganze, nämlich die Nation.

Das entspricht schon seit Jahren der landläufigen Auf­
fassung des deutschen Volkes. M it den Gedenkfeiern der 
Gefallenen des 1. Weltkrieges und den Toten der Be­
wegung ist sie in das deutsche Volk eingedrungen; seit 

eginn dieses 2. Weltkrieges ist sie schließlich allgemeines 
Gedankengut geworden. Das war auch der Angekl. be- 
kannt. Für ihren Vorsatz genügt es, daß sie sich sagte, 
T .F h .re der Nation zu treffen. Daß sie das auch be­
absichtigt hat, ist nicht notwendig.

bat S*CF also einer Beleidigung nach § 185 
] schultlig gemacht. Da die Gesamtheit der Nation 
i k u l F 4 lst jeder ihrer Teile antragsberechtigt, also 
auch der Vater des Gefallenen K. H. oder der Staats­
h a l t  als Vertreter des Staates. Diese Anträge sind

1316 Angekl. war daher unmittelbar 
nach § 185 StGB, zu bestrafen.
1 7 h <R‘ Meiningen, Urt. v. 20. Okt. 1942, Ns 18/42/4 Ds

[He.]

■ 3. LG. — § 185 StGB. Beleidigung gefallener Soldaten.
Die Angekl. hat zu zwei Frauen gesagt: „Gott sei Dank, 

so ein Krüppel ist gefallen, und der aridere fällt hoffent- 
^ h a u c h  noch. ‘ Damit meinte sic den bereits gefallenen
J U liren  e“ emaFgen Schwiegersohn,1 den Sol­daten M. E.

Damit hat die Angekl. die Ehre eines Gefallenen be- 
schmutzt. Wohl scheidet die Anwendbarkeit des § 189 
StGB, hier aus, da keine Verleumdung vorliegt. Bestraft 
werden muß aber die Angekl.; das verlangt das gesunde 
Volksempfinden. Wollte man die §§ 185, 189 StGB/analog 
anwenden, so müßte man auf die Beleidigung des einzel- 
nen Gefallenen oder seiner Familie abstellen. Das aber 
wurde dem Unrechtsgehalt der Tat nicht gerecht werden. 
Denn m Wahrheit hat die Angekl. nicht nur den cinzel- 
nen Gefallenen oder dessen Familie, sondern die Nation 
und die Volksgemeinschaft in ihrer Ehre angegriffen Da 
unsere Gefallenen ihr Bestes und Höchstes, nämlich ihr 
Leben, für diese Gemeinschaft geopfert haben, sind sie 
zu ihren wertvollsten Gliedern geworden. Sie bilden also 
ihre besten Teile und genießen daher — irn Gegensatz zu 
anderen Verstorbenen -  b e s o n d e r e n  Schulz, wenn sie 
— wie hier K \H . — unbescholtene und ehrenwerte Glie­
der unserer Volksgemeinschaft gewesen sind. Wer also

...f.* RQ- ~  § 263 StGB.; PreissirafrechlsVO. Ein end- 
gultig gewordener Ordnimgsstrafbescheid, bei dem die
die ffe r iX firh e rU ZUf  u Uhgke,i überscllritten hat, schließt n „  n  Aburteilung wegen desselben Sachverhalts 

a“ s- Uer Bescheid ist unwirksam und für das Ge- 
ichf unbeachtlich. Es gelten dieselben Grundsätze, wie sie 

die RsPr- 111 dem Verfahren nach polizeilicher Strafver­
fügung (§§ 413 ff. StPO.) anerkannt hat.

Der Angekl. hat im Dez. 1940 die Überführung einer 
J-eiche von K. nach B. und die Einäscherung daselbst über­
nommen. Die Verhandlungen führte er mit den Erben des 

erstorbenen. Es war ihm jedoch bekanntgegeben worden, 
f a } durch die Finna, bei der der Verstorbene
beschäftigt gewesen war, getragen werden würden.
^ Im  Aufirage des Angekl. hatte die Firma P. in K. die 
Überführung der Leiche von dort nach B. veranlaßt Sie

J h™. darVber 0e iM , Rechnung in Höhe von 
1526,20\ J U l, in welcher Summe der Betrag für einen mas- 
siv eichenen Sarg mit 850 M Ji enthalten war. Wegen der 
l^ d e rm s s e  der Einäscherung mußte die Leiche in einen

^  r nP ! argrlIm8;ebettet werden, den der Angekl. für 
e/ ' h  lleferte. Den entbehrlich gewordenen eichenen 
bafS ubei'nahtn er selbst, wie er behauptet, mit Zustim­
mung uei Liben. t r  ließ den — bei der Überführung schon 
verwendeten — Sarg herrichten, woraus ihm 50 M Jl Un- ' 
kosten erwuchsen, und verkaufte ihn einige Monate später 
anderweit für eigene Rechnung zum Preise von 900 tä J l. 
Daf  reichte die Rechnung der Firma P. mit seiner eigenen 
Rechnung der Firma des Verstorbenen zur Erstattung ein. 
nie , J r b i f r dt r Firma von den Vorgängen keine Kennt- 

L  i r  L6 s" l 1 den vollen Betrag der Rechnung P. ein­
schließlich des Postens von 850,7Ui für den Sarg auszahlen.

Auf Grund dieses Sachverhalts hatte die Preisüber­
wachungsstelle m M. nach dem § 5 Abs. 1 VO. über Stra- 
len und Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen creo-en Preis- 
ym-schnften (PreisstrafrechtsVO.) v. 3. Juni 1939'(RGßl. i 
999) mit Schreiben v. 11. Aug. 1941 Strafantrag wegen Ver­
letzung von Preisvorschriften gestellt.

Im Ei Öffnungsbeschluß ist dein Angekl. lediglich ein Ver­
gehen des Betrugs nach dem § 263 StGB, zur Last gele° t 
worden. &

H w 'v f  ln1! ,de£ Pal'er,,des . gerichtlichen Verfahrens, am 
iu. L»cz. 1941, hat die Preisuberwachungsstelle den Straf- 
antrag zurückgenommen; sie hat gegen den Angekl. weo-en 
Zuwiderhandlung gegen Preisvorschriften durch Bescheid 
y. 13. Jan. 1942 eine Ordnungsgeldstrafe festgesetzt. Der 
Uberprasident hat die Beschw. des Angekl. gegen diesen 
Bescheid am 16. Mai 1942 zurückgewiesen. Der Bescheid 
ist damit endgültig geworden.

Die StrK. hat den Angekl. wegen Betrugs verurteilt. 
Hiergegen wendet sich die Rev. des Angekl.
Rechtlichen Bedenken unterliegt der Schuldspruch wegen 

oetrugs jedoch nicht. Nur wäre zu bemerken, daß der Be- 
trug mclit, wie das LG. meint, in der Unterdrückung einer 
wahren Tatsache, nämlich der Tatsache der Vertauichuno- 
des Eichensarges gegen einen geringwertigen Sarg, soi£ 
dern in der Vorspiegelung einer falschen Tatsache zu fin­
den ist, und zwar darin, daß der Angekl. die Firma des
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Verstorbenen über den Betrag der ihm gegenüber der 
Firma P. wirklich erwachsenen und allein erstattungsfähi­
gen Auslagen getäuscht hat. Von der Rechnung P. wäre 
ein angemessener Betrag für den übernommenen und zu 
eigenem Gewinn verkauften Eichensarg abzusetzen ge­
wesen.

Gleichwohl kann die Verurteilung aus anderen Gründen 
keinen Bestand haben.

Der Angekl. ist auf Grund desselben Sachverhaltes, der 
jetzt zu seiner Verurteilung wegen Betrugs geführt hat, im 
Ordnungsstrafverfahren durch den endgültigen Ordnungs­
strafbescheid mit einer Geldstrafe belegt worden.

Es liegt daher eine Doppelbestrafung vor. Eine solche 
ist unzulässig.

Zu dieser Doppelbestrafung ist es dadurch gekommen, 
daß' die Preisbehörde ihre Zuständigkeit überschritten hat. 
Dies hat sie insoweit getan, als sie eine Ordnungsstrafe 
festgesetzt hat, obwohl die in dem Ordnungsstrafverfahren 
geahndete Zuwiderhandlung gegen Preisvorschriften (ihre 
Gegebenheit hier vorausgesetzt) in Tateinheit mit einer 
gerichtlich zu ahndenden Straftat, dem Vergehen des Be­
trugs, stand.

Der endgültig gewordene Ordnungsstrafbescheid schließt 
die gerichtliche Aburteilung des Angekl. nicht aus. Der 
Bescheid der Preisbehörde ist unwirksam und für das Ge­
richt' unbeachtlich. Es gelten für das Ordnungsstrafverfah­
ren dieselben Grundsätze, wie sie die Rspr. in dem Verfah­
ren nach polizeilicher Strafverfügung (§§ 413 ff. StPO.) an­
erkannt hat (vgl. RGSt. 34, 165 [167]; 47, 305 [307]; 56, 251 
[253]; 65, 291 [292, 293]). Durch die von einer unzustän­
digen Stelle erlassene Entscheidung wird die Strafklage 
nicht verbraucht.

Die StrK. hatte daher den begangenen Betrug ohne Rück­
sicht darauf abzuurteilen, daß derselbe Fall aus dem Ge­
sichtspunkte der Zuwiderhandlung gegen Preisvorschriften 
schon zum Gegenstand des Ordnungsstrafverfahrens ge­
macht worden war. Hierbei war der Sachverhalt aber nicht 
nur daraufhin zu prüfen, ob die Merkmale des Betrugs ge­
geben sind; es war vielmehr auch zu untersuchen, ob sich 
der Angekl. etwa auch einer — mit dem Betrüge möglicher­
weise in Tateinheit stehenden — Zuwiderhandlung gegen 
Preisvorschriften schuldig gemacht habe. Denn das Ge­
richt ist gehalten, einen ihm unterbreiteten Sachverhalt 
nach allen in Betracht kommenden rechtlichen Gesichts­
punkten zu erörtern. Diese Erörterung und die entspre­
chende erschöpfende Aburteilung setzt auch, soweit die 
Zuwiderhandlung gegen Preisvorschriften in Frage kommt, 
nicht den sonst erforderlichen „Strafantrag“ (jetzt das Ver­
langen auf Strafverfolgung) gemäß dem §5 Preisstrafrechts- 
VO. voraus (vgl. hierzu RGSt. 75, 306 [313]). Der Aburtei­
lung der Tat aus dem Gesichtspunkt einer Zuwiderhand­
lung gegen Preisvorschriften steht daher auch nicht die 
Tatsache entgegen, daß die Preisüberwachungsstelle ihren 
ursprünglich gestellten Strafantrag zurückgenommen hat.

Nach den hier darge!eg)en Grundsätzen wird die StrK. 
den Sachverhalt neu zu prüfen haben. Wird der Angekl. im 
künftigen Verfahren, sei es des Betrugs in Tateinheit mit 
einer Zuwiderhandlung gegen Preisvorschriften, sei es aus­
schließlich des Betrugs, schuldig erkannt, so kann weder 
in dem einen noch in dem anderen Falle der Ordnungs­
strafbescheid neben einer solchen Verurteilung Geltung be­
anspruchen. Die in dem Bescheide festgesetzte Geldstrafe 
muß gegebenenfalls, soweit möglich, auf die festzuset­
zende Strafe angerechnet, im übrigen aber entweder nieder­
geschlagen oder, falls sie von dem Angekl. schon bezahlt 
worden ist, an ihn zurückerstattet werden.

(RG., 3. StrSen. v. 1. Okt. 1942, 3 D 397/42.)
*

5. SondGer. — §1 KWVO. Die unbegründete Weigerung 
eines Stahlwarenhändlers, einem Bombengeschädigten Eß­
bestecke zu verkaufen, kann nach § 1 Abs. 1 KWVO. straf­
bar sein.

Der Zeuge G., dessen Haus durch Fliegerbomben zer­
stört w a r ,  wurde in ein nicht bewohntes Haus eingewiesen, 
in dem zwar einige Möbel standen, jedoch viele Haushal­
tungsgegenstände fehlten. Er bemühte sich daher um die 
Anschaffung der fehlenden Sachen. Zwecks Beschaffung 
von Eßbestecken — der Zeuge und seine fünf Familien­
mitglieder hatten am Abend des 9. Sept. 1942 mit einem

einzigen Löffel das Essen einnehmen müssen —■ suchte er 
am 10. Sept. 1942 zwei Geschäfte am Ort auf. Diese hatten 
jedoch keine Eßbestecke vorrätig und verwiesen G. an den 
Angekl., der ein Stahlwarengeschäft betreibt. G. ging hier­
auf zum Angekl. ins Geschäft, erklärte ihm, Bestecke für 
6 Personen kaufen zu wollen, und schilderte ihm hierbei 
eingehend seine große Notlage, die dem Angekl. übrigens 
bekannt war, da er nach dem Fliegerangriff von der Tech­
nischen Nothilfe bei Aufräumungsarbeiten, insbes. im 
Hause des Zeugen, eingesetzt worden war. Der Angekl, 
behauptete, keine Bestecke zu haben. In diesem Augenblick 
bemerkte G. zufällig hinter einem Plakat auf dem Regal 
mehrere Packungen, auf denen je ein Besteckmuster be­
festigt war. Als G. den Angekl. auf diese Bestecke hinwies, 
erklärte der Angekl. barsch, es handele sich nur um ein­
zelne verschiedenartige Muster, die er nicht verkaufe, da 
er noch etwas Ware für spätere Zeiten im Laden behalten 
wolle. Auch nachdem G. dem Angekl. klar gemacht hatte, 
es komme ihm in seiner Notlage nicht darauf an, daß es 
sich nicht um komplette Bestecke, sondern nur um ein­
zelne verschiedenartige Muster handele, da er ja doch Eß- 
geräte haben müsse, verweigerte der Angekl. abermals 
den Verkauf und sagte zu G., er solle es mal in den Ge­
schäften M. oder S. versuchen. G. entgegnete hierauf, in 
diesen Geschäften sei er bereits ohne Erfolg gewesen. Nach­
dem G. sich alsdann bei der Polizei über das Verhalten des 
Angekl. beschwert hatte, ging der Polizei-Oberwachtmei­
ster K. mit G. in das Geschäft des Angekl. Nachdem K. 
dreimal vergebens den Angekl. um die Abgabe von Be­
stecken an G. gebeten hatte, machte er den Angekl. auf die 
schweren Folgen seines Verhaltens aufmerksam, worauf der 
Angekl. schließlich auf Bitten seiner im Laden anwesenden 
Ehefrau einige Bestecke an G. verkaufte, nämlich 8 Tisch­
messer, 2 Gabeln und 3 Löffel. Da G. annahm, der Angekl. 
habe keine weiteren Vorräte mehr, gab er sich zufrieden. 
Bei einer kurz danach beim Angekl. durchgeführten poli­
zeilichen Untersuchung des Ladens wurden weitere 
22 Tischmesser, 27 Gabeln und 23 Küchenmesser in einem 
Karton gefunden.

Auf Grund des festgestellten Sachverhalts hat sich der 
Angekl. eines Verbrechens gemäß § 1 KWVO. schuldig ge­
macht.

Daß Eßbestecke Erzeugnisse sind, die für einen Total­
fliegergeschädigten zum lebenswichtigen Bedarf gehören 
und daß der Angekl. durch sein Verhalten die von G. ge­
wünschten Bestecke zuriickgehalten hat, kann nicht zwei­
felhaft sein. Der Angekl. kann sich nicht damit entschuldi­
gen, er sei nicht verpflichtet gewesen, sich ganz auszuver­
kaufen. Denn wenn es auch den Geschäftsleuten heute im 
allgemeinen freistehen mag, einen gewissen Vorrat an 
Waren zurückzubehalten, so kann dies jedoch keinesfalls 
in einem Fall besonderer Not gelten, wie sie durch einen 
Fliegerangriff verursacht w ird; im übrigen hätte der 
Angekl., wie die spätere polizeiliche Durchsuchung ergab, 
auch dann noch hinreichende Vorräte an Bestecken gehabt, 
wenn er den von G. gewünschten Bedarf befriedigt hätte. 
Auch der Umstand, daß es sich nur um einzelne Muster 
gehandelt hat, vermag ihn nicht zu entlasten. Denn der 
Angekl. hat auf Befragen selbst nicht behauptet, die Muster 
für spätere Nachbestellungen dringend benötigt zu haben; 
er hat vielmehr die sog. Muster an sich in seinem Geschäft 
verkaufen wollen, wenn auch zu einem späteren, ihm ge­
eigneter erscheinenden Zeitpunkt.

Durch das Zurückhalten der Bestecke durch den Angekl. 
ist eine Gefährdung der Deckung des Bedarfs der Bevölke­
rung i. S. von §1 KWVO. eingetreten. Denn da die für 
den Kauf von Bestecken in Frage kommenden Geschäfte M. 
und S. keine Bestecke vorrätig hatten, konnten Kaufinter­
essenten, insbes. die durch den Fliegerangriff geschädigten 
Einwohner, ihren Bedarf an Bestecken nur beim Angekl. 
decken. Diese Bedarfsdeckung hat letzterer durch sein Ver­
halten unmöglich gemacht. Infolge des Fliegerangriffs hat­
ten zwar nur einige wenige Volksgenossen des Orts einen 
plötzlichen Bedarf an Bestecken, dieser örtlich und zah­
lenmäßig begrenzte Verbraucherkreis reichte jedoch un­
ter den gegebenen besonderen Umständen aus, von einer 
Bedarfsdeckungsgefährdung der „Bevölkerung“  i. S. von § 1 
KWVO. zu sprechen. An dieser Annahme hindert auch 
nicht der Umstand, daß der Angekl. nur eine verhältnis­
mäßig kleine Menge von Bestecken zurückgehalten hat.

5*
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Denn wenn es auch im allgemeinen für den gesetzlichen 
Begriff der Bedarfsgeiährdung entscheidend auf die Menge 
der zurückgehaltenen oder beiseite geschafften Erzeugnisse 
mitankommt, so darf doch nicht übersehen werden, daß 
Bestecke zu den besonders benötigten und in der heutigen 
Kriegszeit besonders schwer ersetzbaren Waren gehören. 
Unter Berücksichtigung dieses Umstands sowie der beson­
deren Verhältnisse am Ort ist schon eine .kleine Menge 
zurückgehaltener Waren geeignet, eine Bedarfsdeckungs­
gefährdung der Bevölkerung eintreten zu lassen.

Der Angekl. hat auch vorsätzlich gegen § 1 KWVO. ver­
stoßen, da er aus der Schilderung des G. die Lebenswich­
tigkeit der von G. gewünschten Eßbestecke gekannt und 
infolge des Hinweises des G., er sei bereits vergebens in 
den Geschäften M. und S. gewesen, auch ohne weiteres er­
kannt hat, daß er die Deckung des Bedarfs der in Frage 
kommenden Bevölkerungskreise an Bestecken gefährdete. 
Auch böswillig hat der Angekl. gehandelt. Er hat nämlich 
bevvußt aus einer vom Standpunkt der Allgemeinheit zu miß­
billigenden und deshalb verwerflichen Gesinnung und W il­
lensrichtung sein persönliches Bestreben, Vorräte in seinem 
Laden zu behalten, über die große Notlage des flieger­
geschädigten G. gesetzt und hat damit gegen die ihm aus 
der Kriegswirtschaft erwachsene Pflicht, mit allen Kräften 
die Fortführung eines geregelten Wirtschaftslebens zu ge­
währleisten, verstoßen.

(SondGer. Koblenz v. 30. Sept. 1942, 2 SLs 94/42.)
*

6. SondGer. — § 1 KWVO.
Ein Bauer, der seinen Hof schlecht bewirtschaftet, kann 

wegen Verbrechens gegen § 1 Abs. 1 KWVO* bestraft 
werden.

Ein Vernichten von Rohstoffen liegt auch dann vor, wenn 
durch schlechte Viehpflege oder unzureichende Felderbestel­
lung nicht die landwirtschaftlichen Erzeugnisse gewonnen 
werden, die bei ordentlicher Bewirtschaftung hätten erzielt 
werden können.

Böswillig handelt, wer sich bewußt ist, daß sein Ver­
halten im Hinblick auf die Pflicht aller Volksgenossen, im 
Kriege an der Durchführung eines geregelten Wirtschafs­
lebens mit allen Kräften mitzuwirken, besonders verwerf­
lich ist.

Die Angekl. Margareta G. brachte in ihre Ehe ihren 
unehelichen Sohn, den Mitangekl. Friedrich G. Nach 
dem Tode ihres Mannes im Juni 1925 überließ sie dem 
Angekl. Friedrich G. den Hof, der 28 Tgw., darunter 
3 Tgw. Wald umfaßte, zur Bewirtschaftung. Dieser ließ 
es schon vor dem Kriege an der nötigen Sorgfalt in der 
Bewirtschaftung des Anwesens fehlen, vor allem aber 
trieb er seit Beginn des Krieges eine reine M ißwirt­
schaft. Am 6. Febr. 1942 gegen 19 Uhr besichtigte ein 
Beamter des Gendarmeriepostens O. das Anwesen und 
traf hierbei folgende Zustände an:

Der Rinderstall, in dem 5 Rinder und 2 Kälber stan­
den, war seit Weihnachten 1941 nicht mehr ausgemistef 
worden. Die reine Kotschicht war ungefähr 25 cm hoch. 
Sie war gefroren. Trotz genügender Streuvorräte war 
während der ganzen Zeit nicht eingestreut worden. Bei 
der großen Kälte, die im Winter 1941/42 herrschte, war 
deshalb auch im Viehstall eine ziemliche Kälte. Das 
Vieh war nicht geputzt und an den Liegestellen stark 
mit getrocknetem Kot behaftet. Es war auch noch nicht 
gefüttert. Anstalten zum Beginn der Fütterung waren 
nicht g.etroffen. Futtervorräte waren nach den getroffe­
nen Feststellungen in ausreichendem Maße vorhanden. 
Das gesamte Vieh befand sich in einem denkbar 
schlechten Ernährungszustand. Eine Kuh war besonders 
abgemagert und stellte nur noch ein Knochengerippe 
dar. Eine zweite Kuh war nicht viel besser. Sie hatte, 
obwohl sie frisch gekalbt hatte, nur eine tägliche Milch­
leistung von 2 1. Ein Kalb war infolge der schlechten 
Fütterung in der Entwicklung zurückgeblieben und 
mußte kurze Zeit später notgeschlachtet werden, da es 
sonst infolge der mangelhaften Ernährung verendet 
wäre. Bei einem Pferde zeigten sich große schmutzige 
Stellen, die vom Liegen im Stallmist und wenig Pflege 
zeugten. Der Ernährungszustand dieses Pferdes war so 
schlecht, daß jeder Knochen hervortrat. Druckstellen, 
die vom Kummet herrührten, waren ärztlich nicht be­

handelt. Auch das zweite Pferd zeigte den gleichen 
schlechten Ernährungszustand. Als der Angekl. Friedrich 
G. gelegentlich der Frühjahrsbestellung 1942 dieses Pferd 
einspannen wollte, brach es am Wagen zusammen und 
verendete. Im Schweinestall waren 2 Schweine, die der­
art krämpfig waren, daß sie nicht mehr aufstehen konn­
ten. Trotz eines Alters von l i /2 Jahren hatten sie je nur 
ein Gewicht von 100—120 Pfund, statt normal etwa 
400 Pfund. Auch sie erhielten nur soviel Futter, daß es 
kaum zur Erhaltung des Lebens ausreichte.

Die Felder wurden ungenügend und zu spät bestellt, 
so daß die Ernte nicht rechtzeitig reifte und eingebracht 
werden konnte. Die Kartoffeln blieben im Herbst 1941 
teilweise solange draußen, bis sie erfroren waren. Die 
im Keller noch vorhandenen Kartoffelvorräte bildeten 
einen einzigen Misthaufen. Das Ablieferungssoll für die 
Ernte 1941 war veranschlagt auf: 36 Ztr. Weizen, lOZtr. 
Hafer, 80 Ztr. Gerste, 80 Ztr. Kartoffel. Tatsächlich ab­
geliefert wurden nur 30 Ztr. Roggen und Weizen und 
30 Ztr. Gerste. Die noch vorhandenen Getreide Vorräte 
reichten kaum für das Saatgut zur Frühjahrsbestellung.

Über die Ursache dieser Mißwirtschaft konnten durch 
die Beweisaufnahme folgende Feststellungen getroffen 
werden: Die Angekl. Margareta G. steht bereits in 
hohem Alter. Sie war nicht mehr in der Lage, die Be­
wirtschaftung des Anwesens zu übernehmen und über­
ließ sie deshalb ihrem Sohne Friedrich. Sie fütterte 
lediglich noch die Schweine, aber auch diese unzuläng­
lich. Der Ang,ekl. Friedrich G. ist geistig beschränkt und 
war nicht fällig, die Wirtschaft selbständig und zweck­
mäßig zu führen. Seine körperlichen Kräfte sind durch 
das jahrelang betriebene Laster der Selbstbefriedigung 
geschwächt. Er ist abergläubisch und wollte deshalb an 
manchen Tagen nichts arbeiten, um dem Vieh nicht zu 
schaden. Er blieb oft bis Mittag im Bett liegen. Die 
Stallarbeiten wurden nicht ausgeführt. Er duldete nicht, 
daß seine Schwägerin Christine G. oder ihre Schwester, 
die Zeugin M., die beide zeitweise auf dem Hofe lebten, 
im Stall Arbeiten verrichteten und das Vieh fütterten. 
Wenn sie trotzdem dem Vieh Futter gaben, beschimpf­
ten beide Angekl. sie wiederholt. Die Zeugin M. wollte 
auch mehrmals den Mist aus dem Stall entfernen. Dies 
verhinderte jedoch Friedrich G. mit dem Bemerken, daß 
es zu kalt sei, und verschob diese notwendige Arbeit 
dann von einem Tage zum andern. Wiederholt erklärte 
er den beiden Zeuginnen, sie sollten die Arbeit liegen 
lassen, an dem Hof liege ihm gar nichts, der solle ver­
recken. Unterstützt wurde er in dieser Einstellung auch 
von seiner Mutter, die sich bei Auseinandersetzungen 
über die Notwendigkeit von Stall- und Feldarbeiten 
immer auf seine Seite stellte. Als sich die Zeugin M. 
anbot, für das Vieh Futter zu schneiden, verhinderte er 
dies mit dem Bemerken, daß nicht genügend Futter 
vorhanden sei. Tatsächlich waren aber die Futtervorräte 
völlig ausreichend.

§ 1 KWVO. bedroht denjenigen mit schweren Strafen, 
der Rohstoffe oder Erzeugnisse, die zum lebenswichtigen 
Bedarf der Bevölkerung gehören, vernichtet, beseite 
schafft oder zurückhält und dadurch böswillig die 
Deckung dieses Bedarfs gefährdet. Unter Rohstoffen 
versteht das Gesetz Naturprodukte, die durch chemische 
oder technische Verbindungen zu Gebrauchsgegenstän­
den umgewandelt werden. Darunter fallen auch die­
jenigen Güter, welche die Grundlage unserer Ernäh­
rungswirtschaft bilden, z. B. Vieh und sonstige land­
wirtschaftliche Erzeugnisse aus dem Grund und Boden. 
Nun scheint zwar §1 KWVO., dem Wortlaut nach , nur 
solche Rohstoffe zu umfassen, die gegenwärtig sind, 
nicht aber solche, die erst in der Zukunft entstehen. 
Die Ernährungswirtschaft während des Krieges kann 
sich aber nicht damit begnügen, den augenblicklichen 
Bedarf sicherzustellen, sondern sie hat auf weite Sicht 
zu planen, muß deshalb in gleicher Weise die zukünf­
tige Ernährung sichern. Solche Rohstoffe, die aus vor­
handenen Rohstoffen erst entstehen, müssen deshalb, sei 
es direkt, sei es auf dem Wege analoger Rechtsanwen­
dung nach § 2 StGB, ebenfalls unter § 1 KWVO. fallen. 
Nur diese Auslegung kann dem Sinn und Zweck der 
KWVO., nämlich die Sicherstellung unserer jetzigen und 
künftigen Ernährung, gerecht werden. Durch die unge­
nügende Ernährung des Rindviehs und der Schweine
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haben deshalb die Angekl. nicht nur insofern Rohstoffe 
vernichtet und beiseite geschafft, als das Vieh teil­
weise einging oder doch sehr stark abmagerte, sondern 
sie haben dadurch auch die Grundlage für die Ent­
stehung künftigen Viehs und von Milch und Milch­
produkten vernichtet. Durch die schlechte Ernährung 
der Pferde und die unzureichende Felderbestellung 
haben sie schließlich die Grundlage für die Entstehung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse, wie Getreide und Kar­
toffeln, vernichtet. Beides ist in einem Ausmaße ge­
schehen, das ohne weiteres eine Gefährdung der Be­
darfsdeckung erkennen läßt.

Die Angekl. haben insoweit auch vorsätzlich gehan­
delt. Sie waren sich als Bauersleute über die Folgen 
ihrer Mißwirtschaft vollkommen im klaren. Sie wußten, 
daß sie dadurch den ebenfalls für die Ernährung un­
seres Volkes wichtigen Viehbestand ihres Hofes in 
hohem Maße gefährdeten und dadurch und auch durch 
die schlechte Felderbestellung die Grundlage für die 
Entstehung von Nahrungsmitteln auf ihrem Hofe zum 
großen Teil vernichteten... Sie wollten diesen Erfolg 
auch. Sie haben aber auch böswillig gehandelt. Die 
KWVO. betont in ihrem Vorspruch die Pflicht aller 
Volksgenossen im Kriege, an der Durchführung eines 
geregelten Wirtschaftslebens mit allen Kräften mitzu­
wirken. Böswillig handelt deshalb, wer sich dessen be­
wußt ist, daß sein Verhalten bei einer Beurteilung ünter 
den im Vorspruch; .zur KWVO. bezeichneten Gesichts­
punkten besonders verwerflich ist'. Die Ang.ekl. sind bei 
Hofbegehungen durch die Ortsbauernschaft wiederholt 
und eindringlich auf die Notwendigkeit einer ordnungs­
mäßigen Wirtschaftsführung und einer rechtzeitigen 
Felderbestellung im Interesse der Ernährung unseres 
Volkes hingewiesen worden. Sie waren sich über diese 
Notwendigkeiten und ihre Gründe durch diese Belehrun­
gen im klaren. Bei ernsthaftem Willen wären sie auch 
in der Lage gewesen, die Wirtschaft ordnungsmäßig 
zu führen. Die Fütterung des Viehs während des Win­
ters 1941/42 konnte keine Schwierigkeiten bieten, da 
genügend Vorräte vorhanden waren und der Viehbestand 
auch nicht so umfangreich war, daß er z. B. von dem 
Angekl. Friedrich G. nicht allein hätte bewältigt werden 
können, auch wenn man seine verminderte Arbeitskraft 
in Rechnung stellt. Feldarbeiten fallen ja im Winter 
nicht an. Für die rechtzeitige Felderbestellung im Herbst 
1941 war genügend Zeit vorhanden. Nur durfte er dann 
(nicht bis zum Mittag im Bett liegen bleiben. Auch 
hätten hierzu bei gutem Willen sehr wohl die ent­
sprechenden Aushilfsarbeitskräfte beigebracht werden 
können, zumal bei der heutigen Einstellung der Land­
bevölkerung und ihrem Verständnis für eine auf Gedeih 
und Verderb zusammengeschworene Dorfgemeinschaft 
der Wille und die Bereitschaft zum Helfen sicher vor­
handen gewesen wäre. Die Ang,ekl. bemühten sich aber 
um eine solche Hilfe gar nicht und wollten sie, wie ihr 
Verhalten gegenüber den Zeuginnen M. und Christine 
G. beweist, gar nicht. Im Gegenteil, der Hof sollte ja 
verrecken, wie sich der Angekl. Friedrich G. aus­
drückte. Wer derart verwerflich handelt, handelt bös­
willig. Daß der Angekl. Friedrich G. geistig beschränkt 
ist, kann ihn hier nicht entlasten und kann vor allem 
die aus seinem ganzen Verhalten und seinen Äußerun­
gen hervorgehende verwerfliche Gesinnung nicht besei­
tigen, wenn sein Geisteszustand auch für das Maß seines 
Verschuldens von Bedeutung ist.

Beide Angekl. waren deshalb wegen eines in M it­
täterschaft begangenen Verbrechens gegen § 1 KWVO., 
§ 47 StGB, zu verurteilen.

(SondGer. Würzburg v. 30. Sept. 1942, SG 5/42.)

*

7. RG. — § 1 Abs. 1 Nr. 1 VerbrReglStrVO. Schuht,-die 
durch Soldaten aus dem besetzten Frankreich zum Weiter­
verkauf ins Inland geschickt werden, werden im Zeitpunkt 
des Grenzübergangs bezugsbeschränkt.

„In Ausübung eines Gewerbes“  handelt ein einkommens- 
und beschäftigungsloser Mann, der von seinem in Frank­
reich stehenden Sohn 20 Paar Schuhe erhalten hat, um durch 
ihren Verkauf seinen Lebensunterhalt zu bestreiten.

Der fünfundsechzigjährige, einkommens- und beschäf­

tigungslose Beschuldigte hat von einem Sohn, der zu 
den deutschen Besatzungstruppen im besetzten franzö­
sischen Gebiet gehörte, von dorther „einige 20 Paar“  
Schuhe erhalten, um durch ihren Verkauf Mittel zum 
Bestreiten seines Lebensunterhaltes zu erlangen. Er hat 
die Schuhe mindestens zum Teil ohne Bezugschein an 
Verbraucher verkauft. Der Landrat (Wirtschaftsamt) in 
E. hat deshalb durch Ordnungsstrafbescheid v. 23. Dez. 
1941 eine Ordnungsgeidstrafe von 100 31M gegen den 
Beschuldigten festgesetzt und die Einziehung der be­
schlagnahmten Schuhe angeordnet. Gegen diesen Be­
scheid hat der Beschuldigte gerichtliche Entscheidung 
angetragen. Das AG. hat den Ordnungsstrafbescheid 
aufgehoben.

Die Nichtigkeitsbeschwerde des Oberreichsanwalts hat 
Erfolg.

Durch § 1 der AnO. Nr. 55 der Reichsstelie für Leder­
wirtschaft v. 3. Sept. 1939 (DRAnz. Nr. 204) sind „zur 
planmäßigen Durchführung der Bewirtschaftung“  mit 
dem Inkrafttreten dieser Anordnung u. a. „Schuhe“  für 
beschlagnahmt erklärt worden. Ausgenommen von der 
Beschlagnahme sind nach dem §2 a. a. O. Waren, die 
sich be i m I n k r a f t t r e t e n  der AnO. Nr. 55 bei dem 
letzten Verbraucher in einem ihrer Bestimmung ge­
mäßen Gebrauch befunden haben, sowie Waren, die im 
Eigentum der Wehrmacht, der NSDAP, und von Behör­
den stehen. Nach dem § 3 a. a. O. hat die Beschlagnahme 
die Wirkung, daß Rechtsgeschäfte über die beschlag­
nahmten Waren ohne Genehmigung der bezeichneten 
Reichsstelle nichtig sind; zu vgl. auch die VO. über die 
Wirkungen der Beschlagnahme zur Regelung des Waren­
verkehrs v. 4. März 1940 (RGBl. I, 551). Die Beschlag­
nahme erfaßt auch solche Schuhwaren, die aus dem 
besetzten Gebiet eingeführt werden; solche^ Waren wer­
den in dem Zeitpunkt, in dem sie über die Grenze in 
das Inland gebracht werden, bezugsbeschränkt. Darauf, 
ob und inwieweit Ausnahmen von dieser Regerung zu­
gunsten von Wehrmachtangehörigen zur Befriedigung 
des persönlichen Bedarfs derselben oder von Angehöri­
gen zugelassen sind, braucht hier nicht eingegangen zu 
werden, da dieser FaH nicht gegeben ist. Der Beschul­
digte durfte mithin die Schuhe nur gegen Bezugschein 
an Verbraucher abgeben (§ 1 VO. über die Verbrauchs­
regelung für Schuhe und Sohlenmaterial v. 28. März 1940 
[RGBl. I, 573]),

Rechtsirrig ist auch die Auffassung des AG., der Be­
schuldigte habe nicht „in  Ausübung eines Gewerbes 
oder Berufs“  im Sinn des § 1 VerbrReglStrVO. gehan­
delt, da er weder seinen (früheren) „Beruf“  (Handel mit 
Fischen und Obst) gewechselt noch „ein neues Ge­
werbe als Schuhhändler begonnen“  habe. Der Beschul­
digte hat die Schuhe erhalten, um sich durch ihren 
Verkauf einen Verdienst zu verschaffen; er hat dieses 
Ziel mindestens zum Teil auch erreicht. Das genügt zum 
Nachweise, daß er „in  Ausübung eines Gewerbes“  ge­
handelt hat (RGSt. 75, 187, 188).

(RG., 3. StrSen. v. 5. Okt. 1942, 3 C 39/42* 3 St S 25/42».)

*

8. RG. — §§ 396, 401 a RAbgO. Zollrechtliche Behand­
lung der Einfuhr von Waren (bes. Kaffee) aus den besetzten 
Westgebieten durch Angehörige der Wehrmacht und 
gleichgestellter Verbände.

Der Angekl. war Kurierfahrer der Oberbauleitung B. 
des Generalinspektors für das Deutsche Straßenwesen 
zwischen B. (Inland) und C. (Belgien). Er hat in den Mo­
naten Juni und Juli 1940 mindestens 10 Pfund Kaffee 
sowie Unterwäsche und ein Paar neue Stiefel unverzollt 
aus Belgien und Frankreich „fü r sich“  in das Reichsgebiet 
eingeführt, den Kaffee mit der Absicht, ihn im Inland 
weiterzuveräußern. Außerdem hat er bei seinen Fahrten 
auch für Angehörige der Organisation Todt und für Sol­
daten Päckchen mit unverzolltem Kaffee aus dem Ausland 
nach Deutschland mitgenommen. Das LG. hat ihn nur 
wegen der Einfuhr des eigenen Kaffees verurteilt, und 
zwar wegen gewerbsmäßigen Bannbruchs. Gegen diesen 
fe i l  des Urteils bestehen in mehrfacher Hinsicht recht­
liche Bedenken. Ob und in welchem Umfang ein Einfuhr­
verbot bestand, richtet sich nicht nach den Anordnungen
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der Reichsstelle für Kaffee v. 8. Sept. 1939 (DRAnz. Nr. 210) 
und 27. Febr. 1940 (DRAnz. Nr. 50). Diese regeln nur den 
Verkehr mit dem in das Reichsgebiet bereits eingebrach- 
ten Kaffee (vgl. dazu RQSt. 76, 37 ff.). Die dort erwähnte 
Freigrenze von 5 kg g ilt nur in diesem Rahmen und hat 
keine Bedeutung für die Frage der Zulässigkeit der Ein­
fuhr oder die der Zollpflicht. Maßgebend für die Zoll­
pflicht sind vielmehr, soweit zur Tatzeit nicht besondere 
Anordnungen bestanden haben, das Zollgesetz und der 
Zolltarif (Nr. 61), für die Frage der Zulässigkeit der Ein­
fuhr das Gesetz über Aus- und Einfuhrverbote v. 25. Mürz 
1939 (RGBl. 1,578) und das im Anschluß daran aufgestellte 
Verzeichnis der einfuhrverbotenen Waren (DRAnz. Nr. 75 
und Nr. 313/39). Danach ist nur die Einfuhr von Roh­
kaffee, nicht auch von Röstkaffee verboten. Der Angekl. 
hat beide Arten eingeführt. Den in den Päckchen der 
Männer der Organisation Todt und der Soldaten befind­
lichen Roh- oder Röstkaffee hält das LG. anscheinend für 
zollfrei und seine Einfuhr für erlaubt. Das ist rechtsirrig.

Die Bestimmungen über den Versand und die Mitnahme 
von Waren aus den besetzten Westgebieten nach Deutsch­
land waren in der in Betracht kommenden Zeit (für die 
spätere Zeit vgl. Erlaß des OKW. v. 21. Jan. 1942) vom 
Oberkommando des Heeres im Einvernehmen mit dem 
RFM. in Merkblättern niedergelegt. Die Regelung ging 
dahin, daß jedem Angehörigen der Wehrmacht und an­
derer gleichgestellter Verbände, darunter auch der Orga­
nisation Todt, eine zahlen- und gewichtsmäßig- bestimmte 
Menge von Sendungen zur Beförderung durch die Feld­
post freigegeben war. Der RFM. hat diese Anordnungen 
mit Vfg. v. 21. Juni 1940, 0 1005 z. Allgem. - -  ,26 l i  und 
v. 22. Juli 1940, 0 1005 z. Allgem. — 75 ¡1 dahin erläutert, 
daß sich die Vergünstigung auf Sendungen, die auf an­
dere Weise als mit der Feldpost eingehen, nicht erstreckt, 
daß solche Päckchen und Pakete vielmehr wie anderes 
Zollgut zu behandeln sind. Für die Übergangszeit bis 
zum 1. Juli 1940 hat er Ausnahmen zugelassen, „wenn 
Unkenntnis des Merkblatts glaubhaft gemacht wird und 
die Sendungen nach den von den Oberfinanzpräsidenten 
an der Grenze erlassenen vorläufigen Bestimmungen 
innerhalb der Freigrenze bleiben“ . Die persönliche M it­
nahme von Waren durch Angehörige der oben genannten 
Verbände war zunächst bis ins einzelne geregelt — Kaffee 
war nur in einer Menge bis zu 1/2 kg zugelassen —, vom 
20. Juli 1940 ab ist dann eine allgemeine Gewichtsgrenze 
von 10 kg festgesetzt worden. In dem Merkblatt war aber 
ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die Angehörigen der 
Wehrmacht und der im Wehrmachtsinteresse eingesetzten 
Verbände Waren nur im Rahmen ihres Urlaubsbedarfs und 
im Rahmen zusätzlicher Versorgung ihrer nächsten An­
gehörigen mitnehmen dürften. Der RFM. hat in den be­
reits erwähnten Verfügungen darüber hinaus klargestellt, 
daß diese Vergünstigung nicht für Personen gilt, die 
s t ä n d i g  zwischen den besetzten Westgebieten und 
Deutschland verkehren. Danach waren grundsätzlich so­
wohl die Waren einschließlich der Wäsche und Stie­
fel —, die der Angekl. für sich, als auch die, die er für 
Soldaten und Angehörige der Organisation Todt über die 
Grenze gebracht hat, zollpflichtig. Soweit es sich um Roh­
kaffee handelt, war die Einfuhr unter diesen Umständen 
überhaupt verboten. Soweit der Angekl. Röstkaffee und 
die anderen Waren eingeführt hat, liegt eine Zollhinter­
ziehung (§396 RAbgO.), soweit er Rohkaffee eingeführt 
hat, Bannbruch (§ 401 a a. a. O.) in Tateinheit mit Zoll­
hinterziehung (§ 396 Abs. 5 a. a. O.) vor. Zwischen den 
beiden Zollvergehen ist Fortsetzungszusammenhang mög­
lich. Ob in dem einen oder anderen Fall die Voraus­
setzungen des §395 RAbgO. gegeben sind, bedarf noch 
der näheren Untersuchung.

(RG., 3. StrSen. v. 13. Aug. 1942, 3 D 31/42.)

Zivilrech t

■ ** RG. — §§ 13 f. der Dritten VO. z. Ausf. des 
PersStG. v. 4. Nov. 1939 (RGBl. I, 2163) — WehrmPers- 
StVO. —; § 17 EheG.

Die V o rg r if fe n  der WehrmPersStVO. sind auf Angehö­
rige des Wehrmachtgefolges nicht ausgedehnt.

Die Rechtsgültigkeit der Ehe kann nicht deswegen in

Zweifel gezogen werden, weil die Voraussetzungen für eine 
Ferntrauung in Wirklichkeit nicht Vorgelegen haben, f )

Der Kl. erklärte am 7. Febr. 1940 zur Niederschrift des 
Regimentskommandeurs der Dienststelle seinen Willen, 
mit der Bekl. die Ehe zu schließen. In der Niederschrift 
ist er seinem militärischen Dienstgrade nach als „Sonder­
führer“  bezeichnet. Im Anschluß an die Niederschrift be­
scheinigte der Regimentskommandeur, daß der Kl. als 
Angehöriger der bewaffneten Macht an einem Kriege 
öder kriegerischen Unternehmen teilnehme und seinen 
Standort verlassen habe, sowie daß er — der Regiments­
kommandeur — dem Kl. am 7. Febr. 1940 die Erlaubnis 
zur Eheschließung erteilt habe. Die Niederschrift ging am 
14. Febr. 1940 bei dem Standesamt Leipzig ein, in dessen 
Bezirk die Bekl. ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatte. 
Am 23. Febr. 1940 erschienen beide Parteien vor dem 
Standesbeamten, der mit ihnen eine Aufgebotsverhand- 
lung aufnahrn. Zur Eheschließung in Anwesenheit beider 
Parteien kam es damals nicht, weil die Geburtsurkunde 
des Kl., deren Vorlegung der Standesbeamte verlangte, 
nicht zur Stelle war. Ära 30. März 1940 erklärte die 
Bekl. in Abwesenheit des Kl. vor dem Standesbeamten 
ihren Willen, die Ehe mit dem KI. einzugehen. Der Stan­
desbeamte trug die Eheschließung in das Familien­
buch ein.

Der Kl. macht geltend, daß die Voraussetzungen der 
sog. Ferntrauung insofern nicht bestanden hätten, als er 
nicht Angehöriger der Wehrmacht gewesen sei. Er sei 
weder Soldat noch Wehrmachtbeamter gewesen, sondern 
habe sich nur als Reisemonteur der Firma D. in deren 
Auftrag bei einer Wehrmachteinheit befunden. Während 
dieser Zeit habe er zwar auf Verfügung des Majors 
(Ing.) die Uniform eines Sonderführers im Leutnantsrang 
getragen, damit seine eigene Kleidung geschont werde 
und weil sich die Division im Sicherungsbereich1 befun­
den habe. Er habe aber zur Wehrmacht nicht in einem 
Anstellungs- oder Beamtenverhältnis oder auch nur in 
einem beamtenähnlichen Verhältnis gestanden, habe auch 
seine Bezüge nicht von der Wehrmacht, sondern von 
seiner Firma erhalten. Da hiernach die PersStVO. der 
Wehrmacht v. 4. Nov. 1939 auf ihn keine Anwendung ge­
funden habe, hätte die Ehe nur in der Form des § 17 
EheG, geschlossen werden können. Mangels Beobach­
tung dieser Form sei die Ehe nichtig. Übrigens seien 
sich die Parteien bei einer Aussprache am 27. März 1940, 
die auf seiner Durchfahrt in Leipzig stattgefunden habe, 
darüber einig gewesen, die Ehe nicht eingehen zu wol­
len. Im Widerspruch hierzu habe sich die Bekl. in arg­
listiger Weise die Unwiderruflichkeit seiner Erklärung 
v. 7. Febr. 1940 zunutze gemacht und die Ehe geschlossen. 
Er selbst sei bei der Abgabe dieser Erklärung in gutem 
Glauben gewesen. M it der vorl. Klage hat der Kl. da­
her beantragt, die Ehe für nichtig zu erklären.

Die Bekl. hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie 
beruft sich darauf, daß der Kommandeur der Einheit den 
KI. als Angehörigen der bewaffneten Macht und auch 
dieser selbst sich bei der Verhandlung vor dem Standes­
amt am 23. Febr. 1940 als Reservist bezeichnet und die 
Wahrheit seiner Angaben eidesstattlich versichert habe. 
Selbst wenn aber der Kl- nicht Wehrmachtangehöriger 
gewesen sein sollte, so sei zu prüfen, inwieweit er als 
uniformierter Führer mit Kommandogewalt und als Re­
servist nach § 35 WehrG. den für Soldaten geltenden 
Vorschriften unterworfen sei. Unwahr sei, daß sie bei 
der Begegnung am 27. März 1940 dem Kl. zugesagt habe, 
von seiner Ferntrauungserklärung keinen Gebrauch zu 
machen.

LG. und OLG. haben die Ehe der Parteien für nichtig 
erklärt. Die Rev. hatte Erfolg.

Die §§ 13 ff. der 3. VO. zur Ausf. des PersStG. (Wehrm­
PersStVO.) v. 4. Nov. 1939 (RGBl. I, 2163) ermöglichen 
dem Angehörigen der Wehrmacht, der an einem Kriege, 
einem kriegsähnlichen Unternehmen oder einem beson­
deren Einsatz tcilnimmt und seinen Standort verlassen 
hat, die Eheschließung in der Weise, daß er seinen W il­
len, die Ehe einzugehen, zur Niederschrift des Bataillons­
kommandeurs (Abteilungskommandeurs oder eines in 
gleicher Dienststellung befindlichen militärischen Vorge­
setzten) und die Frau" ihren Willen, die Ehe einzugehen, 
vor dem für sie zuständigen Standesbeamten erklärt. Die
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Vorschriften lassen mithin eine Ausnahme von dem in 
§ 1? Abs. 1 EheG, aufgesteliten Erfordernis gleichzeitiger 
Anwesenheit der Verlobten vor dem Standesbeamten zu, 
bei dessen Nichtbeachtung die Ehe sonst gern. § 21 EheG, 
grundsätzlich nichtig ist. Angehörige der Wehrmacht im 
Sinne der VO. sind, wie § 32 Abs. 1 übereinstimmend mit 
§21 Abs. 1 WehrG. v. 21. Mai 1935 (RGJ3L 1, 609) aus­
spricht, die Soldaten und die Wehrmachtbeamten. Nach 
§32 Abs. 2 Satz 2 WehrmPersStVO. kann der RMdl. im 
Einvernehmen mit dem Chef des Oberkommandos der 
Wehrmacht bestimmen, daß die Vorschriften1 der VO. 
auch auf andere Personen angewandt werden. Nach § 35 
WehrG. kann ferner der Chef des Oberkommandos der 
Wehrmacht die im Bereich des Oberkommandos der 
Wehrmacht angestellten Zivilpersonen den für Soldaten 
geltenden gesetzlichen Vorschriften ganz oder teilweise 
unterwerfen, wenn und solange militärische Notwendig­
keit es erfordert; sie sind für die Dauer dieser Anord­
nung Angehörige der Wehrmacht i. S. des §21.

Zu der Frage, ob der Kl. Angehöriger der Wehrmacht 
war, nimmt das BG. mit folgenden Feststellungen Stel­
lung: Der Kl. war nicht Soldat; er war nicht als Re­
servist einberufen, sondern für die Firma D. uk. ge­
stellt. Auch war er weder Sonderführer noch Wehrmacht­
beamter. Zur Wehrmacht stand er in keinem Anstellungs­
verhältnis, sondern er war Angestellter der Firma D., 
die ihn zur Erledigung der von ihr durch Vertrag mit der 
Wehrmacht übernommenen Ausbesserungsarbeiten als 
Kundendienstmonteur entsandt hatte. Die von dem Re­
gimentskommandeur in seiner Auskunft vertretene Auf­
fassung, daß der Kl. Sonderführer und damit Wehr­
machtangehöriger gewesen sei, erklärt das BG. als offen­
sichtlich auf einem Irrtum beruhend. Die bloße Tatsache, 
daß dem Kl. von dem Ing.-Offizier der Division Major X. 
das Tragen der Uniform eines Sonderführers gestattet 
worden sei, habe ihn nicht zum Wehrmachtangehörigen 
gemacht. Das BG. stellt sodann fest, daß der Kl. An­
gehöriger des Wehrmachtgefolges war. Durch Erlaß des 
Oberkommandos der Wehrmacht v. 4. Juli 1939 (abgedr. 
bei A l b a t h - K r e t s c h m e r - P e t z o l d ,  „Abfindung bei 
besonderem Einsatz der Wehrmacht“ , Bd. I S. 159) seien 
auf Grund des §35 WehrG. die bei Truppenteilen außer­
halb des Standortes im Falle eines besonderen Einsatzes 
als Gefolgschaftsmitglieder dienstlich verwendeten männ­
lichen Zivilpersonen einer Anzahl der für Soldaten der 
einzelnen Wehrmachtteile maßgebenden Vorschriften un­
terstellt worden, unter denen sich jedoch die Wehrm­
PersStVO. nicht befinde. Auch seien die Vorschriften die­
ser VO. nicht auf Grund ihres § 32 Abs. 2 Satz 2 auf die 
Personengruppe, der der Kl. angehöre, ausgedehnt wor­
den. Ebensowenig komme die durch § 1 VO. v. 15. Aug.. 
1940 (RGBl. I, 1107) eingefügte Vorschrift des §21a für 
den Kl. in Betracht, da sie erst am 17. Aug. 1940 in Kraft 
getreten sei, die Eheschließung aber schon am 30. März 
1940 stattgefunden habe. Das BG. gelangt hiernach zu 
dem Ergebnis, daß die Ehe für nichtig erklärt werden 
müsse, weil es für ihr Zustandekommen an der Voraus­
setzung fehle, daß der Kl. Angehöriger der Wehrmacht 
oder sonst nach §32 WehrmPersStVO. zur Ferntrauung 
berechtigt gewesen sei.

Nicht zu beanstanden ist die Feststellung des BG., daß 
der Kl. kein Angehöriger der Wehrmacht war. Es tr ifft 
auch zu, daß die Vorschriften der WehrmPersStVO. auf 
Angehörige des Wehrmachtgefolges nicht ausgedehnt 
worden sind. Beizutreten ist dem BG. ferner darin, daß 
die Vorschrift des § 21 a WehrmPersStVO. im vorl. Falle 
nicht in Betracht kommt.

Hingegen kann es auf Grund der Umstände des vorl. 
Falles nicht gebilligt werden, wenn das BG. die Ehe der 
Parteien deshalb für nichtig erklärt hat, weil der Kl. 
weder Angehöriger der Wehrmacht noch sonst zur Fern­
trauung berechtigt war. Für die rechtliche Beurteilung 
ist auf Grund der Feststellungen des BG. von folgendem 
Sachverhalt auszugehen: Der Regimentskommandeur hat 
den Kl. irrigerweise für einen Angehörigen der Wehr­
macht gehalten, weil er die Uniform eines Sonderführers 
trug, und aus diesem Grunde die Voraussetzungen für 
die sog. Ferntrauung als gegeben angesehen, rlervor- 
gerufen worden ist dieser Irrtum dadurch, daß dem Kl. 
von einer anderen Wehrmachtdienststelle, dem Ing.-Offi­

zier der Division Major X., das Tragen der Uniform 
eines Sonderführers gestattet worden war. Der Standes­
beamte, der die Eheschließung vorgenommen hat, konnte 
und mußte sich auf die Erklärung des Regimentskom­
mandeurs verlassen, daß der Kl. als Angehöriger der be­
waffneten Macht an einem Kriege oder kriegerischen 
Unternehmen teilnehme. Auch beide Parteien waren da­
von überzeugt, daß ihnen durch die bestehenden gesetz­
lichen Vorschriften die Möglichkeit eröffnet war, die Ehe 
in Abwesenheit des M'annes zu schließen. Dafür, daß die 
Bekl. hinsichtlich der Zulässigkeit einer Ferntrauung ir­
gendwelche Zweifel gehabt hätte, liegt nichts vor.

Bei einem Sachverhalt der hier vorl. Art ist es ein Ge­
bot der Rechtssicherheit, das Zustandekommen der Ehe 
nicht daran scheitern zu lassen, daß der Kl. in Wirklich­
keit nicht Angehöriger der Wehrmacht war. Es kann da­
hingestellt bleiben, ob hierfür die Vorschrift des § 15 
Abs. 2 WehrmPersStVO., auf die sich die Rev. beruft, 
herangezogen werden kann. Auch braucht nicht erörtert 
zu werden, ob überhaupt dem Standesbeamten die Nach­
prüfung einer von einem militärischen Vorgesetzten ge­
mäß § 13 WehrmPersStVO. aufgenommenen Niederschrift 
nach der Richtung zusteht, ob es sich um einen Ange­
hörigen der Wehrmacht handelt, der au einem Kriege, 
einem kriegsähnlichen Unternehmen oder einem beson­
deren Einsatz teilnimmt und seinen Standort verlassen 
hat. Im vorl. Falle konnte jedenfalls für den Standes­
beamten keinerlei Zweifel daran bestehen, daß diese An­
gaben richtig waren, so daß für ihn kein Anlaß zu einer 
Nachprüfung gegeben war. Dann muß aber die von dem 
militärischen Vorgesetzten im guten Glauben an das Vor­
liegen der Voraussetzungen für eine Ferntrauung aufge­
nommene und von allen übrigen Beteiligten ebenfalls als 
richtig angesehene Niederschrift insofern maßgebend sein, 
als die Rechtsgültigkeit der Ehe nicht deswegen in Zwei­
fel gezogen werden kann, weil diese Voraussetzungen in 
Wirklichkeit nicht Vorgelegen haben, ebensowenig wie es 
der Rechtsgültigkeit der Ehe Abbruch tun kann, daß sich 
die in §21 a Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 2 WehrmPers­
StVO. vorgesehenen, ordnungsmäßig ausgestellten Be­
scheinigungen über das Vorliegen der Voraussetzungen 
des Abs. 1 in der einen oder anderen Beziehung nachträg­
lich als sachlich unrichtig heraussteilen. Das EheG, schützt 
durch eine ausdrückliche Vorschrift ,(§ 15 Abs. 2) den Be­
stand der Ehe in dem Falle, daß eine Person, die nicht 
Standesbeamter ist, das Amt eines Standesbeamten öffent­
lich ausgeübt und die Ehe in das Familienbuch einge­
tragen hat, weil in diesem Falle nicht nur gegenüber den 
Verlobten, sondern auch gegenüber der Allgemeinheit der 
Eindruck einer vollgültigen Eheschließung erweckt worden 
ist (Amti. Begr. zu §15 EheG.). Hierbei kommt es — 
anders als nach der früheren Vorschrift des § 1319 
BGB. — nicht einmal darauf an, ob die Verlobten hin­
sichtlich der amtlichen Befugnis gutgläubig waren oder 
nicht. Um so mehr ist es in einem Falle der hier vorl 
Art, in dem sämtliche Beteiligte auf die Rechtsgültigkeit 
der Eheschließung vertrauen durften und vertraut haben, 
und in dem auch nach außen hin der Eindruck einer 
vollgültigen Eheschließung erweckt worden ist, erforder­
lich, in rechtsähnlicher Anwendung des dem § 15 Abs. 2 
EheG, zugrunde liegenden Gedankens den Bestand der 
Ehe gegen eine nachträgliche Anfechtung ihrer Gültig­
keit wegen des Fehlens der Eigenschaft des Mannes als 
Wehrmachtangehöriger zu schützen.

Ob sich die Parteien, wie der Kl. behauptet, am 
27. März 1940 dahin geeinigt haben, die Ehe nicht ein- 
gehen zu wollen, kann dahingestellt bleiben, da auch 
dieser Umstand nicht die Nichtigkeit der gleichwohl ge­
schlossenen Ehe herbeiführen könnte. Dies folgt schon 
daraus, daß die Erklärung des Mannes nach § 13 Abs. 1 
Satz 2 WehrmPersStVO. unwiderruflich ist. Durch eine 
bloße Einigung der Verlobten kann diese durch das 
öffentliche Interesse gebotene Vorschrift nicht unwirkr 
sam gemacht werden. Die Frau ist daher in der Lage, 
ihre Erklärung, die Ehe einzugehen, so lange abzugeben, 
als nicht die Erklärung des Mannes durch Ablauf der 
zweimonatigen Frist ihre Kraft verloren hat, und es tut 
der Gültigkeit der Ehe keinen Abbruch, daß der Mann an 
seinem Willen, die Ehe einzugehen, nicht mehr festhält 
und daß auch die Frau in der Zwischenzeit vorüber­
gehend anderen Sinnes gewesen war.
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Die Nichtigkeitsklage kann nach alledem im Gegensatz 
zur Ansicht des BG. nicht als begründet angesehen werden.

(RG., IV. ZivSen., U. v. 2. Sept. 1942, IV 88/42.) [He.)

Anmerkung: Dieser Entsch. ist in jeder Beziehung 
be i z  u p f l i c h t e n .

Maßgebend ist der im neuen Eherecht — stärker als 
vorher — zur Geltung gekommene Gesichtspunkt der 
R e c h t s s i c h e r h e i t  bei Eheschließungen. Gegründet 
wird die Ehe jetzt nicht mehr durch einen Vertragsab­
schluß der Verlobten vor einem beurkundenden Beamten, 
sondern durch die Recht s c h a f f e n d e  Gewalt des 
Staates (vgl. S c a n z o n i ,  Komm., 2. Aufl., Vorbem. v. 
§15 EheG.). Deshalb muß in einem Falle wie hier e n t ­
s c h e i d e n d  sein die von dem militärischen Vorgesetzten 
im g u t e n  G l a u b e n  an das Vorliegen der Vorausset­
zungen für eine Ferntrauung aufgenommene und von 
allen übrigen Beteiligten ebenfalls als richtig angesehene 
Niederschrift zu s amme n  mit der vor dem zuständigen 
Standesbeamten dazu abgegebenen Erklärung der Braut. 
Damit ist die Ehe durch einen S t a a t s a k t  konstitutiv 
zur Entstehung gelangt. Alles andere ist nicht von Be­
lang. Der Solennitätsakt staatlicher Ehebegründung muß 
als solcher unantastbar sein, sofern nur der beurkundende 
Vertreter der Staatsgewalt und die beiden Trauungs­
partner im maßgebenden Zeitpunkt von dem Vorliegen 
der gesetzlichen Voraussetzungen ü b e r z e u g t  sind.

Die Ehe als solche ist ja unmittelbar nicht durch die 
von dem — objektiv unzuständigen — Regimentskom­
mandeur ausgestellte Bescheinigung und durch die bei 
diesem abgegebene Eheschließungserklärung des Kl., son­
dern erst dadurch begründet worden, daß der S t andes ­
beamt e  die Fernerklärung des Bräutigams im Vertrauen 
auf das Vorliegen der Voraussetzungen entgegennahm 
und  daß er die Braut die vervollständigende Erklärung 
abgeben ließ, worauf dann die Eheschließung in das 
Familienbuch eingetragen worden ist.

Es entspricht durchaus dem Gedanken des §15 Abs. 2' 
EheG., in einem Falle wie diesem die öffentliche W ir­
kung des Staatsaktes, die Rechtssicherheit und den „Ein­
druck auf die Allgemeinheit“  (Amtl. Begründung) höher 
zu stellen, als den Mangel eines Formerfordernisses, der 
bei der Begründung der Ehe von den Beteiligten nicht 
erkannt und durch den Eheschluß als solchen sozusagen 
überholt und g e h e i l t  worden ist.

RA. Dr. G. v. S c a n z o n i ,  München.
*

10. AG. — Wehrmachtfürsorge- und VersorgungsG. v. 
26. Aug. 1938; Ges. v. 6. Juni 1939. Die Geltendmachung 
eines Unterhaltsanspruchs des unehelichen Kindes gegen 
die Eltern eines im Felde Gefallenen widerspricht dem 
Volksempfinden, wenn das Kind bereits eine Waisenrente 
erhält, die mehr als das Doppelte des üblichen Unterhalts 
beträgt.

Der Kl. ist am 1. Febr. 1940 als uneheliches Kind der 
Haustochter Elsbeth W. in Schwerin geboren. Der Er­
zeuger des Kl. soll nach der Behauptung des gesetz­
lichen Vertreters des Kl. der im Felde gefallene Feld­
webel Rudolf F. sein. Die Bekl. werden als Erben des 
vermuteten Erzeugers auf Unterhaltszahlung in Anspruch 
genommen.

Der gesetzliche Vertreter des Kl. hat beantragt, die 
Bekl. zu verurteilen, an den Kl. vom Geburtstage, dem 
10. Febr. 1940, bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres 
des KI. eine monatliche Unterhaltsrente von 29 91M zu 
zahlen.

Die Bekl. haben Abweisung der Klage, hilfsweise Be­
schränkung ihrer Zahlungspflicht auf den Pflichtteilsan­
spruch beantragt.

Die Bekl. wenden ein: Es werde bestritten, daß der Ge­
fallene der Erzeuger des Kl. sei. Die Kindesmutter habe 
in der Empfängniszeit Mehrverkehr gehabt. Auch werde 
eine Blutgruppenuntersuchung beantragt. Eine Unier- 
haltsforderung gegen die Hinterbliebenen widerspreche 
nach Sachlage dem Sinn und Zweck des Wehrmachtfür­
sorge- und -versorgungsG. v. 26. Aug. 1938 (RGBl. I, 
1077), dem G6«. v .6. Juli 1939 (RGBl.!, 1217) sowie auch 
dem Volksempfinden. Durch diese Gesetze habe das Reich 
den Soldaten ihre Sorgen für den Todesfall abnehmen

wollen in der ausdrücklichen Absicht, die Hinterbliebenen 
von allen materiellen Ansprüchen freizuhalten.

Die Frage, ob die Bekl. gern. § 1712 BGB. ziir Entrich­
tung des geforderten Unterhalts an den Kl. verpflichtet 
sind, hängt zunächst davon ab, ob der gefallene Sohn der 
Bekl. gern. § 1717 BG. als; Erzeuger des Kl. anzusehen ist. 
fliese Frage muß mindestens offen bleiben, solange über 
die Einrede des Mehrverkehrs kein Beweis erhoben und 
die von den Bekl. hilfsweise beantragte Blutgruppen­
untersuchung nicht durchgeführt ist.

Die grundsätzliche Frage dieses Rechtsstreits ist aber 
eine andere, nämlich die, ob die Bekl. in Anbetracht der 
vom KI. bezogenen Waisenrente von 59ÄJf überhaupt 
verpflichtet sind, Unterhalt zu zahlen, falls der Gefallene 
der Erzeuger des Kl. ist.

Hierbei muß zunächst davon ausgegangen werden, daß 
der Kl. am 10. Febr. 1940 geboren, während der als Er­
zeuger in Anspruch genommene Feldwebel Rudolf F. am 
28. Mai 1940 gefallen ist. Der etwa entstandene Unter­
haltsanspruch des Kl. wäre somit am 10. Febr .  1940 
entstanden. Seine E n t s t e h u n g  steht mit dem später 
eingetretenen Tod des Erzeugers nicht in Zusammen­
hang. Es kann daher auch auf keinen Fall festgestellt 
werden, daß der Staat durch das Wehrmachtsfürsorge- 
und -versorgungsG. die E n t s t e h u n g  des Unterhalts­
anspruches hätte verhüten oder beseitigen können.

Es kommt auch nicht darauf an, ob der Unterhalts­
anspruch des klagenden Kindes nach dem von den Bekl. 
angenommenen Zweck des Gesetzes nicht entstanden 
wäre, weil das Gesetz dem Erzeuger und seinen Hinter­
bliebenen die Sorge für ein erzeugtes, aber bis zum Tode 
des Erzeugers noch nicht geborenes Kind abnehmen 
wollte. Hier war zunächst wie bei jedem anderen Sol­
daten und Volksgenossen in gleicher oder ähnlicher Lage 
das _— angeblich — von dem Verstorbenen erzeugte un­
eheliche Kind bereits geboren, ehe eine etwaige Über­
nahme der Unterhaltspflicht durch den Staat in Gestalt 
von Waisenrente in Frage kam.

Der Kl. hätte mithin, immer die Vaterschaft des Ge­
fallenen vorausgesetzt, von diesem zunächst einmal vom 
Geburtstage bis zum Todestage des Erzeugers, dem 
28. Mai 1940, den geforderten Unterhalt, und zwar viertel­
jährlich im voraus zahlbar, fordern und bei Vorliegen 
eines Titels beitreiben können.

Dieser Unterhaltsanspruch mußte vom Tod des Er­
zeugers ab von den Erben befriedigt werden, die aller­
dings den Kl. in Höhe des Pflichtteilsanspruches eines 
ehelichen Kindes abfinden konnten.

Eine Änderung dieses Zustandes trat nun mit der Ge­
währung der Waisenrente in Höhe von 59 fJIM monatlich 
ein. Zwar läßt sich hieraus mit Erfolg weder einwenden, 
daß der Kl. nicht unterhaltsbedürftig sei, denn das ist 
nicht Voraussetzung des Unterhaltsanspruches nach1 §1708 
Abs. 1 BGB., noch können die Grundsätze der Vorteils­
ausgleichung angewandt werden. Dagegen wird die Wai­
senrente gern. §§108 Abs. 2 und 118 WFVG. als Ver­
sorgung der Waisen von Gefallenen, und zwar, wie Abs. 3 
der Präambel zu diesem Gesetz mit den Worten: „Allen 
Soldaten aber soll die Sicherheit gegeben werden, daß bei 
opferfreudigem Einsatz ihrer Gesundheit und ihres Lebens 
sowohl für sie selbst als auch1 für ihre Frauen und Kinder 
gesorgt wird“  voranstellt, an S t e l l e  der durch den 
Heldentod aufgehobenen Fähigkeit zur Unterhaltsleistung 
gezahlt, ohne daß, es darauf ankäme, ob der betreffende 
Soldat Vermögenswerte hinterläßt oder nicht.

Demgegenüber kann der gegen die Erben trotz Ge­
währung von Waisenrente geltend gemachte Unterhalts­
anspruch auch nicht mit der Begründung des vom Ver­
treter des Kl. angezogenen Urteils des LG. Bückeburg 
v. 12. Nov. 1929, 0  47/29, gestützt werden, wonach zwi­
schen den „ganz verschiedenen“  Rechtsgrundlagen des 
öffentlich-rechtlichen Anspruchs auf Waisenrente und des 
bürgerlich-rechtlichen Unterhaltsanspruchs zu unterschei­
den ist. Beim unehelichen Kind bestellt ein öffentlich- 
rechtlicher Anspruch auf Gewährung von Waisenrente 
nach dem WFVG. nicht, wie aus § 108 Abs. 2 Seite 2 des 
Ges. hervorgeht. Vielmehr kann  das uneheliche Kind 
Versorgung erhalten. Soweit noch Zweifel möglich sein 
sollten, sind diese durch den § 13 EWFVG. v. 6. luli 
1939 (RGBl. 1939, I, 1217) beseitigt worden. Dort werden 
unter den Waisen, die k e i n e n  A n s p r u c h  auf Ver­
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sorgung haben, ausdrücklich die unehelichen Kinder auf­
geführt. Wenn der Staat trotz Nichtbestehens des A n ­
s p r u c h s  auf Versorgung solchen Kindern trotzdem die 
Rente und gegebenenfalls auch noch ein Waisengeld 
zahlt, so erfolgt die Rentenzahlung ersichtlich zur Ab­
lösung des Unterhaltsanspruches gegen den etwaigen 
Nachlaß des Gefalleneh.

Hiergegen läßt sich auch nicht mit Erfolg einwenden, 
daß die unehelichen Kinder den ehelichen Kindern recht­
lich gleichgestellt werden sollen. Was mit der Klage­
forderung erzielt wird, ist keine Gleichstellung, sondern 
eine erhebliche Besserstellung gegenüber dem ehelichen 
Kinde, dessen Unterhaltsanspruch von der Bedürftigkeit 
abhängt, während dies beim unehelichen Kind nicht ist. 
Soweit mit Hilfe dieser Klage eine e r b r e c h t l i c h e  
Gleichstellung erstrebt werden sollte, würde nicht nur der 
Umweg über eine Unterhaltsklage abwegig, sondern auch 
das Unternehmen schon um deswillen untauglich sein, 
weil das uneheliche Kind auf jeden Fall mit dem Pflicht­
teil abgefunden werden könnte, mithin niemals die Stel­
lung eines Erben erlangen würde, während das eheliche 
Kind außer im Sonderfall der Enterbung immer Erbe sein 
würde.

Endlich wird auch auf alle Fälle die Geltendmachung 
eines Unterhaltsanspruches neben der mehr als das Dop­
pelte betragenden Waisenrente gegen die Eltern eines im 
Felde Gefallenen auch dann, wenn die Waisenrente auf 
einem Anspruch <jes öffentlichen Rechtes beruhte, dem 
Volksempfinden widersprechen. Daß die Rspr. in solchen 
Fällen mindestens die B e i t r e i b u n g  (Vollstreckung) 
von Unterhaltsansprüchen wegen Vollstreckungsnuß­
brauchs zu versagen hat, ergibt sich p. a. aus dem Be­
schluß des KG. v. T.Okt. 1938 (JW. 1938, 3060), wonach 
die Beitreibung von Unterhaltsrückständen in der Höhe 
der vom Kinde wegen Arbeitslosigkeit des Vaters be­
zogenen öffentlichen Unterstützungen, welche der Vater 
nicht zu erstatten braucht, mißbräuchlich ist. Der leitende 
Gedanke hierbei ist, daß das Kind nicht zweimal den 
Unterhalt erheben soll, wenn auf der Erzeugerseite Rück­
sicht geboten ist. Was dort vom Erwerbslosen gilt, muß 
hier in viel höherem Maße von den Hinterbliebenen, eines 
Soldaten gelten, die durch den Heldentod ihres Sohnes 
eine Stütze für ihr Alter verloren haben. Überdies ist die 
Waisenversorgung so hoch, daß das Kind neben ihr eine 
Unterhaltszahlung nicht braucht; es würde sich allenfalls 
durch die Doppelleistung Ersparnisse zulegen. Das Kind 
aber ist versorgt, die Eltern (Bekl.) dagegen nicht.

Es wäre nun ein sinnwidriger Formalismus, wenn man 
zunächst die Bekl. zur Zahlung verurteilen, dann aber aus 
den obigen Gründen die Vollstreckung dieses Anspruchs 
verbieten wollte, weil der A n s p r u c h  nicht zu bestreiten 
sei, seine V o l l s t r e c k u n g  dagegen dem gesunden 
Volksempfinden zuwiderlaufe. In solchen Fällen ist es 
vielmehr angebracht, Ansprüche, deren Vollstreckung aus 
bereits jetzt bekannten Gründen später doch untersagt 
werden müßte, bereits im Rechtsstreit um die Ansprüche 
abzuweisen.

Hiernach muß festgestellt werden, daß der KI. für die 
Zeit v. 1. Juli 1940 an von den Bekl. keinen Unterhalt 
fordern kann, solange die Waisenrente von 59 M l monat­
lich gezahlt wird.

Dagegen muß die Frage, ob die Bekl. für die Zeit vom 
Geburtstage des KI. (10. Febr. 1940) bis zum 30. Juni 1940 
Unterhalt zahlen müssen, einstweilen offen bleiben. Eine auf­
rechnungsweise Geltendmachung in Höhe von 59 M l statt 
29 3tM ist mangels Gegenseitigkeit der Forderungen nicht 
möglich, auch kann insoweit keine Vorteilsausgleichung 
stattfinden. Dagegen hängt die Berechtigung dieses Un­
terhaltsanspruchs in erster Linie davon ab, ob der Ge­
fallene der Erzeuger war. Die Bekl. werden aber zweck­
mäßig prüfen, ob es notwendig ist, wegen des Unterhalts 
für die Zeit von vier Monaten und 20 Tagen, also wegen 
einer Unterhaltsforderung von 135 M l, das kostspielige 
Beweismittel der Blutgruppenuntersuchung mit den da­
mit verknüpften Unzuträglichkeiten anordnen zu lassen. 
Da aber die Klage wegen der weitergehenden Unterhalts­
ansprüche auf jeden Fall abweisungsreif ist und hiermit 
zugleich die von den Parteien gewünschte grundsätzliche 
Entsch. gefällt wird, so war zunächst durch Teilurteil zu 
entscheiden.

(AG. Hamburg, Urt. v. 22. April 1942, 25 C 7/42.) [He.]

11. KG. — Art. 1 Abs. 3 VO. v. 1. Sept. 1939. Aus­
setzung gegen Wehrmachtsangehörigen ist erforderlich, um 
ihn von den Sorgen und Schwierigkeiten freizustellen, 
welche eine Prozeßführung in der Heimat mit sich bringt.

M it Recht hat LG. die Aussetzung angeordnet, obwohl 
der Bekl. in dem vorl. Rechtsstreit um seine Vaterschaft 
durch einen Prozeßbevollmächtigten vertreten ist. Die 
Belange der Volksgemeinschaft erfordern, daß alle in 
dem schweren Ringen an der Ostfront stehenden Wehr­
machtsangehörigen, vor allen Dingen aber die verant­
wortlichen Führer von größeren oder kleineren Kampf­
einheiten, zu denen der Bekl. als Hauptmann gehört, 
unter allen Umständen freigestellt werden von den 
Schwierigkeiten, Sorgen und Pflichten, die eine Prozeß­
führung in der Heimat in jedem Falle unvermeidlich mit 
sich bringt, damit sie sich voll und ungeteilt ihren sol­
datischen Aufgaben widmen können. Die persönlichen 
Belange des Kl. haben dahinter zurückzutreten. Für sei­
nen Lebensunterhalt ist vorläufig durch seine Unter­
bringung im Kinderwohlfahrtshaus gesorgt. Die Entschei­
dung darüber, wer die Kosten dafür endgültig zu tragen 
haben wird, ist keineswegs dringlich. Daß die Interessen 
des Kl. deshalb schwer beeinträchtigt würden, weil durch 
die Aussetzung die Feststellung der Vaterschaft des 
Bekl. ungebührlich’ verzögert würde, ist ein Fehlschluß; 
ob diese Feststellung überhaupt getroffen werden kann, 
soll erst die Durchführung des Rechtsstreits zeigen. Da­
gegen würde es eine außerordentliche Härte gegen den 
Bekl. sein, ihm durch die Versagung der Aussetzung die 
Rechtsverteidigung zu erschweren, wenn nicht unmög­
lich zu machen. Gerade im vorl. Rechtsstreite, der die 
mangelnde Wahrheitsliebe und die leichte Zugänglich­
keit der Mutter des Kl., der einzigen Belastungszeugin, 
durch ihr eigenes Zeugnis hat klar erkennen lassen, darf 
dem Bekl. der Kampf gegen den von ihr unterstützten 
Anspruch und die notwendige Beschaffung der Verteidi­
gungsmittel in keiner Weise durch seinen Wehrmachts­
dienst eingeschränkt werden. Nicht die Aussetzung, son­
dern ihre Versagung würde daher offenbar unbillig sein.

Die Beschwerde mußte infolgedessen zurückgewiesen 
werden.

,(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 7. Okt. 1942, 20 W 1756/42.) 
*

Q * *1 2 . RG. — §§ 640, 634 ZPO. Die Verweisung im §640 
auf § 634 ist dahin zu verstehen, daß dem StA. die Befug­
nis der Rechtsmitteleinlegung für alle in §640 ZPO. ge­
regelten Verfahren zukommt; das gilt dann auch für die 
Rechtsstreitigkeiten zur Feststellung der blutmäßigen Ab­
stammung eines Kindes, da diese den Grundsätzen der 
§§ 640 ff. ZPO. unterfallen, f )

Der Kl. ist am 7. Juli 1893 als unehelicher Sohn der 
Elise K., der jetzigen Bekl., geboren. Am ll.A u g . 1893 
erkannte der von der Bekl. als Erzeuger des Kindes be- 
zeichnete Arzt F., der Volljude war und im März 1940 
verstorben ist, zu amtsgerichtlichem Protokoll die Vater­
schaft an und verpflichtete sich zur Gewährung von Un­
terhalt. Im April 1940 hatte der Kl. gegen den Privatier 
Michael G. Klage erhoben mit dem Anträge, festzustel­
len, daß der im Jahre 1905 verstorbene und von dem 
Bekl. Michael G. mitbeerbte Lorenz G. der Vater des Kl. 
sei. Diese Klage hat der KI. im Juni 1940 wieder zurück­
genommen. Der Antrag seiner jetzigen, gegen seine un­
eheliche Mutter gerichteten Klage geht dahin, festzustel­
len, daß sein wirklicher blutmäßiger Vater nicht F., son­
dern der verstorbene Lorenz G. gewesen sei. Die Bekl. 
hat dazu erklärt, sie könne die vom Kl. zur Stützung 
seines Antrags vorgebrachten tatsächlichen Behauptungen 
nicht bestreiten, und Entsch. nach Lage der Sache be­
antragt. Das LG. hat der Klage stattgegeben. Gegen das 
landgerichtliche Urteil hat der zuständige OStA. im Auf­
trag0 des Vorgesetzten GenStA. mit dem Anträge auf 
Klageabweisung Berufung eingelegt und sie damit be­
gründet, daß nach dem Tode des Erzeugers das Ab­
stammungsverfahren unzulässig sei. Der Kl. hat dem­
gegenüber Zurückweisung der Berufung beantragt und 
hilfsweise den Antrag gestellt, in der Richtung gegen 
den Berufungsführer, den OStA., die mit dem Klage­
anträge begehrte Feststellung zu treffen. Der GenStA. 
hat darauf beantragt, auch den Eventualantrag des Kl.

6
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zurückzuweisen, und erklärt, daß er sich keiner der Par­
teien _ anschließe. Die Bekl. hat sich auf den Standpunkt 
gestellt, daß die Berufung des StA. unzulässig sei, und 
demgemäß beantragt, die Berufung als unzulässig zu ver­
werfen; diesem Antrag hat sich auch der KI. angeschlos­
sen. Das BG. hat, indem es auch den Hilfsantrag des Kl. 
zurückwies, die Klage abgewiesen.

Die Rev. war erfolglos.
Das BG. hält die Berufung der StA. für zulässig. Da 

auf die Abstammungsfestsiellungsklage die Bestimmungen 
der §§640 ff. ZPO. Anwendung fänden, sei auch die M it­
wirkung des StA. gern. §§ 607, 634 ZPO. gegeben. Die 
Berufung des StA. sei auch begründet. Gegenstand einer 
Klage nach § 640 ZPO. könne nur das Abstammungsver­
hältnis „zwischen den Parteien“  sein. Hier gehe die Klage 
des Kindes aber nicht auf Feststellung seiner Abstam­
mung oder Nichtabstammung von der Bekl., sondern von 
einem Dritten, nämlich dem angeblichen Vater. Diese 
Klage sei im geltenden Verfahrensrecht nicht vorgesehen 
und daher nicht zulässig. Das gleiche müsse mangels 
einer gesetzlichen Bestimmung auch für den in zweiter 
Linie gegen den StA. gerichteten Antrag des Kl. gleichen 
Inhalts gelten. Es gehe auch nicht an, im Wege der Wei­
terbildung des Rechts durch entsprechende ausdehnende 
Auslegung der geltenden Vorschriften den Kreis der als 
Gegner des klagenden Kindes möglichen Bekl. zu er­
weitern und für seine Klage auf Abstammung oder Nicht­
abstammung von einem bestimmten Manne seine Mutter 
oder den StA. als Bekl. dann zuzulassen, wenn die als 
seine Erzeuger in Betracht kommenden Männer, weil ver­
storben, nicht mehr Prozeßpartei sein könnten. Der StA. 
könne auch nicht deshalb für die Abstammungsfeststel­
lung als Partei angesehen werden, weil er sich durch 
Einlegung der Berufung am Rechtsstreit beteiligt habe; 
auf Grund seiner Erklärung, sich jeder Stellungnahme zu 
der sachlichen Begründetheit der Klage zu enthalten, 
komme seinem Eintritt in den Rechtsstreit nicht die Be­
deutung einer Nebenintervention zu.

Ohne Erfolg bekämpft die Rev. zunächst die Auffas­
sung des BerR. von der Zulässigkeit der Berufung des 
StA. Zwar schließt die Mitwirkung des StA. in bürger­
lichen Rechtsstreitigkeiten im allgemeinen nicht das Recht 
der Rechtsmitteleinlegung ein, doch greift hier infolge 
der in §640 ZPO. enthaltenen Verweisung die besondere 
Vorschrift des §634 ZPO. Platz. Nach §634 kann, der 
StA. in Nichtigkeitssachen, auch wenn er nicht die Klage 
erhoben hat, wirksam Rechtsmittel einlegen. Nun betrifft 
§634 allerdings nur Fälle, in denen der StA. selbst die 
Klage hätte erheben können. Weder daraus aber noch 
aus dem Umstand, daß die Bezugnahme des § 640 auf den 
§ 634 erst nach Schaffung des § 1595 a BGB., der dem 
StA. ein eigenes Recht der Ehelichkeitsanfechtung gibt 
getroffen worden ist, ist zu folgern, daß sich die Befug­
nis des StA., Rechtsmittel einzulegen, in Kindschaftssachen 
auf Rechtsstreitigkeiten wegen Anfechtung der Ehelich­
keit beschrankt. Dagegen spricht schon die Tatsache, daß 
im §640 die entsprechende Anwendung des §634 ganz 
allgemein vorgesehen ist. Dazu kommt, daß' der § 634 
nicht nur nach § 640, sondern auch bei der Klage wegen 
Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens einer Ehe 
zwischen den Parteien entsprechend anwendbar ist (§638 
ZPO. i. d. Fass, des §42 der l.DurchfVO. z. EheG, vom 
27 Juli 1938 [RGBl. 1, 923]). Auch diese Klage kann ihrem 
Wesen nach nicht vom StA. erhoben werden. Daß aber 
der StA. im Feststellungsstreit der Ehegatten selbständig 
Rechtsmittel einlegen kann, ist bisher nicht in Zweifel 
gezogen worden (vgl. J o n a s - P o h l e ,  Erl. zu §§ 634, 
638 ZPO.). Daraus ergibt sich, daß der Gesetzgeber die 
Befugnis des StA., in Statussachen Rechtsmittel einzu­
legen, nicht grundsätzlich auf die Verfahren beschränkt 
hat, in denen der StA. auch klageberechtigt ist Die Ver­
weisung im §640 auf §634 ist deshalb dahin zu verstehen, 
daß dem StA. die Befugnis der Rechtsmitteleinlegung für 
alle in §640 ZPO. geregelten Verfahren zukommt; das 
gilt dann auch für die Rechtsstreitigkeiten zur Feststel­
lung der blutmäßigen Abstammung eines Kindes, da 
diese nach der reichsgerichtlichen Rspr. den Grundsätzen 
der §§ 640 ff. ZPO. unterfallen.

Konnte scj^ch der StA. wirksam Berufung einlegen, 
und ist er mit der Berufungseinlegung verfahrensrechtlich’ 
der beklagten Partei beigetreten, so wird er doch da­

durch nicht für die Sache selbst passiv legitimiert. Dem 
BerR. ist darin zu folgen, daß sich grundsätzlich mangels 
einer dahin gehenden ausdrücklichen Vorschrift das Fest­
stellungsbegehren des Kl. nicht gegen den StA. richten 
läßt; es ist dem BG. aber aufh darin beizustimmen, daß 
sich an der mangelnden Sachbefugnis des StA. durch 
seine Berufungseinlegung nichts ändert. Damit ist dem 
Hilfsantrag des KI. der Boden entzogen.

Was den Hauptantrag anlangt, so hat der erk. Senat 
keinen Anlaß, seine in der Entsch. RGZ. 163, 100 ver­
tretene Auffassung aufzugeben, nach der auf Grund der 
jetzigen gesetzlichen Bestimmungen eine Feststellungs­
klage, die das Bestehen oder Nichtbestehen der blut­
mäßigen Abstammung betrifft, nach dem Tode des an­
geblichen Erzeugers nicht zulässig ist. Die dort ge­
gebenen Gründe, aus denen die Klage nicht gegen die 
Erben des angeblichen Erzeugers gerichtet werden kann, 
treffen ohne weiteres auch den hier vorl. Fall einer Klage 
gegen die uneheliche Mutter (vgl. RGZ. 167, 289 =  DR. 
1941, 24501(i), dazu kommen noch die schwerwiegenden 
Bedenken, die sich aus der vielfach vorhandenen Über­
einstimmung der Interessen von Kind und Mutter in be- 
zug auf das Ergebnis des Abstammungsstreits ergeben 
M it Recht hat deshalb der BerR. die Zulässigkeit der 
Klage gegen die Mutter verneint.

(RG., IV. ZivSen., U. v. 17. Okt. 1942, IV 234/41.) [He.]

Anmerkung: Das RG. nimmt zu zwei Fragen Stellung.
I. Es entscheidet, daß der StA. auch in den Sachen, in 

denen er nicht klagebefugt ist, Rechtsmittel einlegen 
kann. Das war bisher nicht bestritten ( Le i ß ,  „Tätigkeit 
des Staatsanwalts in Zivilsachen“  S. 67), ist nun, was für 
die Folgezeit nicht ohne Bedeutung sein wird, jedem 
Zweifel entzogen.

II. Es entscheidet ferner, daß nach dem Tode des Er­
zeugers im Abstammungsverfahren der StA. nicht als 
Notbekl. eingeführt werden kann.

Zur Begründung verweist es1 auf das Fehlen einer aus­
drücklichen gesetzlichen Vorschrift und billigt die Stel­
lungnahme des BG. Dieses hatte ausgeführt: „Es geht 
nicht an, im Wege der Weiterbildung des Rechts durch 
entsprechende ausdehnende Auslegung ddr geltenden Vor­
schriften den Kreis der als Gegner des klagenden Kindes 
möglichen Bekl. zu erweitern und für seine Klage auf 
Abstammung oder Nichtabstammung von einem bestimm­
ten Mann den StA. als Bekl. zuzulassen, wenn die als 
seine Erzeuger in Frage kommenden Männer, weil ver­
storben, nicht Prozeßpartei sein können. Der Senat ver­
kennt nicht, daß diese im geltenden Recht begründete 
Unmöglichkeit der Klärung der Abstammungsverhältnisse 
nach der Vaterseite den wohlbegründeten Interessen der 
Allgemeinheit und des betroffenen Kindes zuwiderläuft. 
Er teilt aber die im Urteil des RG. v. 21. März 1940 
(RGZ, 163, 100) zum Ausdruck gebrachten Bedenken und 
muß es deshalb ablehnen, im Wege der Rechtsprechung 
weitere Bekl., als die nach der Fassung der §§640, 634 
ZPO. allein möglichen, zuzulassen.“  Hierzu Stellung zu 
nehmen, erübrigt sich. Die einschlägigen Ausführungen 
des Unterzeichneten (DR. 1941, 1584), die damit abge­
tan werden, waren als Appell an die Rechtsprechung ge­
dacht. Sie sind von Wissenschaft und Praxis mit Anteil­
nahme aufgenommen, von der Rechtsprechung abgelehnt 
worden.

Zpr Rechtfertigung dieser Ablehnung ließe sich vor­
tragen, es widerspräche, selbst wenn man es nicht von 
vornherein als unvereinbar mit der Stellung des StA. 
ansehen wollte, daß er auch ohne gesetzlichen Auftrag 
in einer bürgerlichen Rechtssache tätig wird, dieser Stel­
lung doch jedenfalls die Anerkennung seiner Passivlegi- 
timation in Streitigkeiten, bei denen er noch nicht ein­
mal aktiv legitimiert sei. Erschwerend falle dabei ins Ge­
wicht, daß es bei Anerkennung der Passivlegitimation des 
StA. dem Belieben des Kl. überlassen bliebe, den StA. 
zur Mitwirkung in einem Rechtsstreit zu zwingen, zumal 
die Rspr. flicht in der Lage sein werde, die Fälle, in 
denen eine Mitwirkung des StA. angebracht erscheinen 
mag, sachgemäß von den Fällen abzugrenzen, in denen 
eine solche Mitwirkung unerwünscht sei. Das gleiche 
könnte jedoch auch im Entmimdigiingsverfahrensrecht 
vorgetragen werden. Denn auch hier kann der StA.
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wahllos, d. h. ohne daß das Gericht in der Lage sein 
wird, die Fälle, in denen eine Mitwirkung des StA. an­
gebracht erscheinen mag, sachgemäß von denen abzu­
grenzen, in denen eine solche Mitwirkung unerwünscht 
ist, vom Entmündigten in Sachen wegen geistiger Stö­
rungen immer (§§ 666 Abs. 1, 679 Abs. 4 ZPO.), in Sachen 
wegen sittlicher Mängel unter bestimmten, vom Willen 
des Gerichtes und des StA. unabhängigen. Voraussetzun­
gen (vgl. >>§084 Abs. 3, 686 Abs. 3 ZPO.) verklagt wer­
den. ist die Frage der (bürgerlich-rechtlichen) Geschäfts­
fähigkeit wirklich wichtiger als die der (auch öffentlich- 
rechtlich bedeutsamen) blutmäßigen Abstammung?

Beide Gründe sind es offenbar auch nicht, die das 
RG. zu seiner ablehnenden Haltung veranlaßt haben. Der 
Widerspruch zwischen der Anerkennung eines unleug­
baren Bedürfnisses nach Regelung der Verfahrenslücke, 
die durch den Tod des beklagten Erzeugers im Abstam­
mungsverfahren entsteht, und die Ablehnung dieser Re­
gelung mit dem Flinweise auf formale Schwierigkeiten 
tun das zur Genüge kund. Daß man dem Gesetzgeber 
nicht vorgreifen und eine allfällige Regelung vorweg­
nehmen, vielleicht unmöglich machen wolle, könnte zu­
nächst vermutet werden. Dem Gesetzgeber aber ist die 
Fragestellung lange genug bekannt, als daß er, hätte er 
es gewollt, nicht schon hätte eingreifen können. Die ab­
lehnende Haltung des RG. wird vielleicht am besten 
verständlich bei sorgfältiger Beachtung der Rspr. in Ab- 
stammungssacheti. Die immer fühlbarer werdende Zu­
rückhaltung, die sich die Rspr. der oberen Gerichte in 
jüngster Zeit auferlegt (man vgl. nur die starke Ein­
schränkung des Feststellungsinteresses gegenüber der 
früher fast schrankenlosen Zulassung der Abstammungs­
klage; für das Altreich z. B. RG.: DJ. 1942, 243, 244, 
für den altösterr. Rechtskreis RG.: Recht 1941 Nr. 2687, 
OLG. Wien: EvBl. 235/1940 und 39/1941) zeigt, daß man 
von den Abstammungsklagen abrückt. Dieses Abrücken 
ist in den recht zahlreichen Fällen verständlich, in denen 
die Abstammungsklage nur dazu dienen soll, im Ab­
stammungsrechtsstreit das nachzuholen, was man (zu­
meist aus Gleichgültigkeit oder Trägheit) im Unterhalts­
rechtsstreit vorzubringen unterlassen hat. Das Abrücken 
muß dagegen in den Fällen bedenklich erscheinen, in 
denen die Abstammungsklage dazu dienen soll, einen 
Menschen aus der deutschen Volksgemeinschaft auszu­
scheiden oder in sie einzugliedern. Hier kann die forma­
listische Betrachtungsweise, wie sie dem Urteile des 
RG. zugrunde liegt, zu großer Härte für die Betroffenen 
führen.

Dieser Fälle wird sich der Gesetzgeber annehmen 
müssen. Es läge nahe, die gerichtliche Feststellung der 
blutmäßigen Abstammung nach dem Tode des wirklichen 
oder vermeintlichen Vaters in die Hand des Vormund­
schaftsrichters zu legen. Dieses Verfahren könnte den 
Erfordernissen, die schon rein äußerlich an das Ab­
stammungsverfahren gestellt werden müssen, nicht ge­
nügen. Das Verfahren zur Feststellung der blutmaßigen 
Abstammung, also eines Rechtsverhältnisses (vgl. RG.: 
JW 1938, 245), ist seinem Wesen nach Streitverfahren. Es 
kann nicht im Verfahren der außerstreitigen (freiwilligen) 
Gerichtsbarkeit behandelt werden. Nimmt man die 
Schwierigkeiten hinzu, die sich der sachgemäßen Aufklä­
rung des Sachverhalts gerade durch kleine Gerichte und 
der Zusammenarbeit zwischen dem StA. am Sitz des LG. 
und dem AG. auf dem Lande entgegenstellen, wird man 
diese Lösung kaum als geeignet empfinden können.

Gerade in diesen Fällen verdient die Regelung des alt­
österreichischen Rechtskreises Beachtung. Dadurch, daß 
dieses Recht als Bekl. nicht einen Beteiligten, sondern 
eine verfahrensrechtliche Einrichtung, den Kurator zur 
Verteidigung der blutmäßigen Abstammung einführt 
(ständige Rspr., z. B. RGZ. 161, 326 =  DR. 1940, 52«; 
RGZ. 162, 113), schaltet es die Möglichkeit des Wegfalls 
der beklagten Partei durch deren Tod aus. Es gibt hier 
immer einen Bekl. Daher kann auch nach dem Tode des 
Erzeugers die blutmäßige Abstammung des Kindes fest­
gestellt werden.

StA. Dr. Le iß , München 1.

*

18. LG. — § 6 LohnpfVO. Durch den Kriegsdienst w ird 
die gesetzliche Unterhaltspflicht des Soldaten nicht be­
rührt. Der Unterhaltsgläubiger kann die Kriegsbesoldung 
des Soldaten pfänden. Dessen notwendiger Unterhalt wird 
regelmäßig durch die unpfändbaren Bezüge (Wehrsold, 
Unterkunft, Kost, Kleidung) gedeckt sein, f )

Die Gläubigerin ist ein uneheliches Kind des  ̂Schuld- 
ners. Wegen eines Unterhalisrückstandes von 385 für 
die Zeit vom 1. Juni 1941 bis 30. April 1942 hat sie die 
Pfändung der Kriegsbesoldung des Schuldners beantragt. 
Dieser erhält als Obergefreiier eine Kriegsbesoldung 
von 75 M i monatlich, täglich 1,20 M i Wehrsold sowie 
freie Unterkunft, Verpflegung und Bekleidung. Das AG. 
(Rechtspfleger) hat den Antrag abgelehnt. Die Erinne­
rung der Gläubigerin blieb erfolglos. Die form- und 
fristgerecht erhobene sofortige Beschwerde ist be­
gründet.

In den Beschlüssen des AG. ist zutreffend dargelegt, 
daß die Bezüge des Schuldners an Wehrsold, freier^Ver- 
pflegung, Unterkunft und Bekleidung gern. § 3 Ziff. 6 
LohnpfVO. unpfändbar sind. Diese Bezüge scheiden da­
her (in Abweichung von § 7 Ziff. 3) auch für die Berecn- 
nung des pfändbaren Arbeitseinkommens gern. § 7 Ziff. 1 
aus.. Dem Zugriff der Gläubigerin steht daher nur die 
Kriegsbesoldung des Schuldners offen. Ihre PiäiidbarKeit 
richtet sich nach § 6, da wegen eines gesetzlichen Un­
terhaltsanspruches eines unehelichen Kindes vollstreckt 
werden soll. Zu Unrecht meint das AG., die Kriegsbesol­
dung von 75 M i sei der Pfändung vollständig entzogen, 
weil sie u n t e r  dem Betrage bleibe, der einem ledigen 
Unterhaltspflichtigen zur Bestreitung seines notwendi­
gen Unterhalts zugebilligt werden müsse. Der Soldat, der 
im Felde stehe, müsse die Gewißheit haben, daß seine 
Heimatexistenz aufrechterhalten bleibe. Diese Erwägun­
gen tragen die angefochtenen Beschlüsse nicht. Es ist 
in Rechtsprechung und im Schrifttum allgemein anerkannt, 
daß bei der Feststellung dessen, wessen der Schuldner 
zu seinem notwendigen Lebensunterhalt bedarf, alle M it­
tel zu berücksichtigen sind, die dem Schuldner zur Ver­
wendung für seinen Unterhalt t a t s ä c h l i c h  zur Vei- 
fügung stehen. Dabei spielt es grundsätzlich keine Rolle, 
ob diese Mittel ganz oder'zum Teil pfändbar sind oder 
nicht. Wenn Rechtsprechung und Schrifttum von dieser 
Regel eine Ausnahme zulassen für die in §3 Nr. 1, 2, 4 
genannten Bezüge, soweit sie unpfändbar sind (Mehr­
arbeitsvergütungen, Urlaubsgelder, Treuegelder, Weih­
nachtsvergütungen), so beruht das auf der besonderen 
Natur dieser Bezüge und verträgt keine Ausdehnung auf 
die sonstigen unpfändbaren Einkommensarten. Im vor­
liegenden Falle wird der notwendige Lebensunterhalt des 
Schuldners annehmbar durch die ihm gewährten unpfänd- 
baren Naturalbezüge und den gleichfalls unpfändbaren 
Wehrsold gedeckt, so daß die Kriegsbesoldung gern. §ö 
wegen der dort genannten Unterhaltsansprüche gepfän­
det werden kann. Auf den Normalbetrag für den not­
wendigen Unterhalt eines Ledigen kommt es daher im 
vorliegenden Falle nicht an. Diese Rechtsauffassung liegt 
ersichtlich auch dem Erlaß des OKW. v. 12. Juli 1941 
(HeeresVOB1. Teil B S. 311) zugrunde, in dem darauf 
hingewiesen wird, daß die Soldaten öfter ihrer Unter­
haltspflicht nicht oder nicht genügend nachkommen. Es 
heißt dann weiter:

„Die Kriegsbesoldung, die der Soldat erhält, ist in 
erster Linie für die Familie bestimmt, da ihm für seine 
eigenen Bedürfnisse der Wehrsold zur Verfügung steht. 
Durch den Kriegsdienst wird die Unterhaltspflicht des 
Soldaten gegenüber seinen Angehörigen in keiner Weise 
berührt. Sorgt der Soldat nicht freiw illig für seine Fa­
milie, so hat diese die Möglichkeit, zur Befriedigung 
ihrer Ansprüche einen Pfändungsbeschluß zu erwirken. 
Da die Kriegsbesoldung höher ist als der Familien­
unterhalt, ist der Familie mindestens ein Betrag in Höhe 
des entsprechenden Familienunterhaltes zuzuwenden.“

Dieser Erlaß gilt entsprechend für die Unterhaltspflich­
ten des Soldaten gegenüber seinem unehelichen Kinde.

Es widerspräche auch gröblich gesundem Rechtsemp­
finden, wenn ein Soldat, dessen notwendiger Unterhalt 
durch seine übrigen Bezüge gedeckt wird, die Kriegs­
besoldung für sich verwenden und die Unterhaltspflicht

6*
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für sein uneheliches Kind auf dessen Mutter oder die 
öffentliche Fürsorge abwälzen dürfte.

(LQ. Düsseldorf, ßeschl. v. 2. Okt. 1942, 6 T 509/42.)

Anmerkung: § 3 LohnpfVO. zählt diejenigen Teile des 
Arbeitseinkommens eines Vollstreckungsschuldners auf, 
die grundsätzlich unpfändbar sind, die folgerichtig da­
her auch bei 'der Berechnung des pfändbaren Arbeitsein­
kommens nicht mitzurechnen sind (§ 7 Nr. 1) und deshalb 
auch nicht selbständig gepfändet werden dürfen. Zu die­
sen unpfändbaren Bezügen gehört nach der klaren ge­
setzlichen Bestimmung des § 3 der Wehrsold nebst Zu­
lagen, wie freie Unterkunft, Verpflegung und Bekleidung. 
Die vorliegend gepfändete und durch die — vor dem 
Inkrafttreten der LohnpfVO. 1940 erlassene — 2. Durchf- 
VO. zu dem Einsatz-Wehrmachts-OebO. v. 28. Febr. 1940 
(RGBl. I, 447) eingeführte „Kriegsbesoldung“  ist nicht 
mit aufgeführt. Sie fällt daher, da die Aufzählung in § 3 
keiner extensiven Interpretation fähig ist ( M e r t e n ,  
„Lohnpf Recht“  S. 24), nicht unter Ziff. 6 (so auch LG. 
Berlin v. 3. März 1941, 209 T 1156/41: DR. 1941, 1161).

Die Bejahung der Pfändbarkeit der Kriegsbesoldung 
würde zur Folge haben, daß der Schuldner seinen not­
wendigen Lebensunterhalt (§6) aus dem Wehrsold und 
den sonstigen Bezügen bestreiten muß. Diese Bezüge 
sind aber nach § 3 Ziff. 6 unpfändbar. Für Ziff. 6 ist in 
§ 6 auch nicht wie für g 3 Ziff. 1, 2 und 4 eine Aus­
nahme gemacht. Da jedoch nach § 6 dem Schuldner 
der notwendige Lebensunterhalt belassen werden muß, 
könnte sich h i e r a u s  die Unpfändbarkeit der Kriegs­
besoldung ergeben, es sei denn, daß, man die Bezüge 
des Schuldners nach Ziff. 6 (Wehrsold, freie Unter­
kunft usw.) als R e c h n u n g s p o s t e n  bei der Er­
mittlung des dem Schuldner nach § 6 zu belassenden 
notwendigen Lebensunterhaltes berücksichtigt. Dies ist 
zutreffend vom Landgericht geschehen. Nach dem 
nicht leicht verständlichen gesetzlichen Wortlaut des §6 
könnte man allerdings eher zu einem gegenteiligen Er­
gebnis gelangen. Denn: da von den in Durchbrechung 
des Grundsatzes des § 7 t e i l w e i s e  pfändbaren Bezügen 
(§6 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 2) der unpfändbare Teil auch 
nicht einmal als Rechnungsposten bei der Ermittlung 
des notwendigen Lebensunterhalts berücksichtigt werden 
darf ( M e r t e n  a. a. O. S. 56), könnte man erst recht das 
gleiche annehmen von solchen Bezügen, für die auch 
nicht teilweise eine Ausnahme vom Grundsatz des § 7 
gemacht ist, für die vielmehr die Grundregel des § 7 gilt. 
Das gegenteilige Ergebnis ist jedenfalls aus der Fassung 
des § 6 nicht ohne weiteres abzuleiten und auch nicht 
aus der Zusammenrechnungsvorschrift des § 7 Ziff. 3 zu 
entnehmen, nach der diese Bezüge nach Ziff. 1 bei der 
Berechnung des pfändbaren Arbeitseinkommens nicht 
mitzurechnen sind. Der nicht klar zum Ausdruck gekom­
mene Wille des Gesetzgebers mag aber durchaus im 
Sinne der Entscheidung gelegen haben. Denn es ist recht 
und billig und kann dem Schuldner zugemutet werden, 
daß er zugunsten seiner Angehörigen sich auf den not­
wendigen Lebensunterhalt alles das an rechnen läßt, was 
ihm t a t s ä c h l i c h  zum Lebensunterhalt zur Verfügung 
steht. Wenn ihm daher durch den Bezug von „Wehr­
sold . . . ,  freie Unterkunft, Verpflegung und Bekleidung“  
die wirtschaftliche Existenz gesichert ist, so ist dadurch 
sein notwendiger Lebensunterhalt i. S. von § 6 gewähr­
leistet, und es ist folgerichtig die Kriegsbesoldung 
pfändbar. M it Recht wird im übrigen in der Entscheidung 
auf den Erlaß des OKW. hingewiesen1, der dieses Er­
gebnis voll inhaltlich bestätigt.

In verfahrensrechtlicher Hinsicht wäre noch zu be­
merken, daß die Gläubigerin gegen den den Erlaß des 
beantragten Pfändungsbeschlusses zurückweisenden Be­
schluß des Rechtspflegers „Erinnerung“  eingelegt hat. 
Dieser Beschluß .ist aber eine Entscheidung i. S. von 
§ 793 ZPO. Als Rechtsmittel stand daher dem Gläubiger 
nur die sofortige Eventualbeschwerde nach § 577 Abs. 4 
ZPO. zu (vgl. Jonas § 829 II 5 ZPO.).

OAR. Sebode ,  Berlin.

14. ObGer. Brünn, — §6 LohnpfändVO. 1940. Die bevor­
zugte Behandlung nach § 6 gebührt nur den dort genannten 
Unterhaltsansprüchen selbst, nicht aber den im Zusammen­
hang damit erwachsenen Kostenforderungen.

Sofern die RevRekurrentin sich darüber beschwert, daß 
das Rekursgericht den unpfändbaren Teil des Arbeits­
einkommens des Schuldners gegenüber dem Anspruch 
auf Bezahlung der Kosten des Unterhaltsstreites nicht 
nach § 6 LohnpfändVO., sondern nach § 5 bestimmt hat, 
ist ihr RevRckurs nicht begründet. Auch wenn die Kosten 
des Unterhaltsprozesses und die des Ehescheidungspro­
zesses, sofern dieser für die Frage des Unterhaltes der 
Ehefrau präjudiziell ist, das Zugehör der Alimentations­
forderung bildet und auch wenn es sich um Kosten han­
delt, ohne deren Aufwand der Unterhalt überhaupt nicht 
betrieben werden könnte, genießen sie doch nicht den 
gleichen Vorzug, den § 6 LohnpfändVO. Unterhaltsan­
sprüchen gewährt. Nach dieser Vorschrift wird für den 
Schuldner nicht ein festes, für alle Fälle gleiches Existenz­
minimum bestimmt, wie es das frühere Gesetz Nr. 314/1920 
Slg. tat, sondern das Arbeitseinkommen des Schuldners 
wird so verteilt, daß dem Schuldner so viel belassen 
wird, als er für seinen notwendigen Unterhalt und zur 
Erfüllung seiner laufenden Unterhaltsverpflichtungen 
gegenüber den dem Gläubiger vorgehenden Berechtigten 
oder zur gleichmäßigen der dem Gläubiger gleichstehen­
den Berechtigten bedarf. Es ist daher offensichtlich das 
Bestreben des Gesetzgebers, aus dem Einkommen des 
Schuldners diesem und allen von ihm rücksichtlich des 
Unterhaltes abhängigen Personen den l a u f e n d e n  Un­
terhalt zu sichern, das ist den Betrag, der zum Unter­
halt des Schuldners und seiner Verwandten, seines Ehe­
gatten usw. für die Zeit der Exekutionsführung notwen­
dig ist. Eben deshalb gewährt § 6 LohnpfändVO. dem be­
treibenden Gläubiger nicht ohne weiteres denselben Vor­
teil für die Rückstände, die länger als ein Jahr vor dem 
Antrag auf Exekutionsbewilligung fällig geworden sind. 
Um so weniger kann im Sinne dieser LohnpfändVO. ein 
Vorzug den Unterhaltsprozeßkosten zuerkannt werden, 
da es sich hier nicht um etwas handelt, was der be­
treibende Gläubiger zur Deckung seines laufenden Unter­
haltes benötigt. Eine gegenteilige Auslegung müßte zu 
der Anomalie führen, daß der Vorzug "nach § 6 Lohn­
pfändVO. für den länger als ein Jahr rückständigen Un­
terhalt nicht gewährt, daß er aber für das Kostenzugehör, 
das durch die Unterhaltsprozeßführung überhaupt ent­
standen ist und sich somit auch auf diese Rückstände be­
zieht, gewährt würde. Für die Kosten des Unterhalts­
prozesses kann daher nur nach den Bestimmungen des 
§ 5 Exekution geführt werden.

(Oberstes Gericht des Protektorats in Brünn, Beschluß 
v. 1. Juli 1942, R I 221/42 -  1 - . )

Reichsarbeitsgericht

Hl ** 15. RArbG. — §§1,2 ArbRÄndVO. v. 1. Sept. 1939 
(RGBl. I, 1683). Das Arbeitsverhältnis wird durch den A r­
beitsvertrag begründet. Daher bleibt im Fall der Einberu­
fung des Gefolgsmannes zur Wehrmacht nach Abschluß des 
Arbeitsvertrags und vor Eintritt in das Beschäftigungsver­
hältnis ein tariflicher Anspruch auf Gewährung einer Werk­
wohnung, „die von dem Dienstverpflichteten oder seiner 
Familie weiter benötigt w ird“ , gemäß § 1 Satz 3 ArbR­
ÄndVO. aufrechterhalten. f )

Der Kl. ist landwirtschaftlicher Deputatarbeiter. Er 
hatte sein Arbeitsverhältnis in C. zum 1. Okt. 1941 frist­
gemäß gekündigt und für diesen Tag dort auch den sog 
Ziehschein erhalten. Er bemühte sich darauf im Mai 1941 
bei der Bekl. um eine neue Deputantenstelle. Er behaup­
tet, sie habe ihm solche auf dem Gute R. durch ihren 
Inspektor fest zugesagt. Er konnte die Stelle aber zum 
1. Okt. nicht antreten, da er inzwischen im August zur 
Wehrmacht einberufen war. Als er der Bekl. seine Ein­
berufung sofort mitteille, stellte sie schon damals das 
Bestehen eines Arbeitsverhältnisses mit ihm in Abrede. 
Sie lehnte ferner die Aufnahme seiner Familie ab und 
verblieb dabei auch im Oktober, trotz Aufforderung des
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Kl., seinen Umzug gemäß den tariflichen Bestimmungen 
mit ihrem Fuhrwerk vorzunehmen.

Der Kl. hat Klage erhoben auf Feststellung, daß er ab 
l.O k t. 1941 bei der Bekl. als Deputant im Arbeitsverhalt­
nis steht, und auf Vornahme des Umzuges und zugleich 
Erstattung der ihm durch dessen Verweigerung bereits 
entstandenen und noch entstehenden Schadens.

Die Bekl. hat entgegnet, es sei zum Abschluß eines 
Arbeitsvertrages noch gar nicht gekom m en. Sie fechte 
solchen überdies an, weil der Kl. sie über seine Militar- 
tauglichkeit arglistig getäuscht habe. '

Das ArbO. hat klagegemäß erkannt. Das LArbG. hat 
abgewiesen. Das RArbG. hat aufgehoben und zuiuck- 
verwiesen.

Nach der Auffassung des BO. kann es dahingestellt 
bleiben, ob zwischen den Parteien ein Arbeitsvertrag zu­
stande gekommen ist, und ferner, ob nicht der etwa 
rechtswirksam entstandene Vertrag infolge Anfechtung 
durch die Bekl. wegen arglistiger 1 äuschung als von An­
fang an nichtig anzusehen ist. Das BO. hält die Ab­
weisung der Klage schon deshalb für geboten, weil der 
vom Kl. behauptete Arbeitsvertrag, aus dem er seine An­
sprüche herleitet, auf eine unmögliche Leistung gerichtet 
und daher nach § 306 BOB. nichtig sei. Diese Vorschritt 
ist jedoch hier nicht anwendbar. Das BO.'verneint zu 
Unrecht die sachliche Möglichkeit der Leistung. Durch 
die vorherige Einberufung des Kl. sind die von ihm ver­
sprochenen Dienste nur ihm, aber nicht überhaupt und tui 
jedermann unmöglich geworden. Die Einberufung hat 
mithin den nachträglichen Eintritt lediglich des persön­
lichen Unvermögens des Kl. zur Leistung herbeigefuhrt.

Für einen solchen Fall haben die Folgen der Einbe­
rufung mit Beginn des Krieges in der ArbRAndVO. vom 
l.Sept. 1939 (RGBl. 1, 1683) eine Sonderregelung erfahren. 
Danach wird durch die Einberufung „ein bestehendes Be- 
schäftigungsverhältnis (Arbeits-, Lehrverhältnis) nicht ge­
löst“  (§ 1 Satz 1) und kann es vom Unternehmer, falls 
der Reichstreuhänder der Arbeit nicht eine Ausnahme zu­
läßt, auch nicht gekündigt werden (§2 Satz 2) Für die 
Dauer der Einberufung ruhen allerdings die beidersei­
tigen Rechte und Pflichten (§ 1 Satz 2). Dagegen bleiben 

die Abmachungen über die Gewährung einer Werk­
wohnung, die von dem Dienstverpflichteten oder seinen 
Angehörigen weiter benötigt w ird“ , bestehen.

Auf Orund dieser Bestimmung erweist sich bei der für 
das RevG. notwendigen Unterstellung des bestrittenen 
Sachvertrages des Kl. zunächst dessen Anspruch auf Fest­
stellung, daß v. l.O k t. 1941 ab ein Arbeitsverhältnis zwi­
schen den Parteien besteht, als begründet. Durch die Ein­
berufung ist das damals noch nicht abgelaufene alte Ar­
beitsverhältnis des Kl. mit seinem früheren Dienstherrn 
nicht gelöst worden. Es ist aber infolge der fristgemäßen 
Kündigung des Kl. mit dem 30. Sept. 1941 abgelaufen und 
nicht etwa durch die der Kündigung nachgefo gte Ein­
berufung über diesen Zeitpunkt hinaus verlängert worden. 
An dies abgelaufene Arbeitsverhältnis hat sich bei rein 
tatsächlicher Betrachtung das durch den Arbeits vertrag 
im Mai begründete neue Arbeitsverhaltnis des Kl. bei der 
Bekl. erst angeschlossen. Auch dieses hat jedoch zur Zeit
der dem Abschluß des Arbeitsvertrages mehrere Monate 

.später im August nachgefolgten Einberufung rechtlich be­
reits bestanden, wenngleich bis zum l.O k t. 1941 nur 
aufschiebend befristet. Es ist deshalb, obwohl es erst am 
l.O kt. 1941 angetreten werden und erst damn tatsäch­
liche Gestalt gewinnen sollte, im Sinne der VO. zur Zeit 
der Einberufung .ebenfalls ein „bestehendes“  Arbeitsver­
hältnis gewesen (so schon RAG 56/40 v. 21. Aug. 1940. 
ArbRSamml. 40, 221 [222]). Das folgt aus der Absicht der 
VO., die zur Dienstleistung im Wehrdienst einberufenen 
Dienstverpflichteten vor wirtschaftlichen Nachteilen aus 
der Einberufung nach Möglichkeit zu schützen und hier­
zu vor allem den Rechtsbestand ihrer Arbeitsverhältnisse 
zu sichern. Damit wäre es nicht vereinbar, wollte man die 
Vorschrift, daß die Einberufung ein bestehendes Beschäf­
tigungsverhältnis nicht löst, auf bereits angetretene Be­
schäftigungsverhältnisse beschränken und von ihr die 
ebenso schutzwürdigen ausnehmen, die erst später an­
getreten werden sollen, aber im Zeitpunkt der Einberu­
fung durch einen Arbeitsvertrag rechtlich bereits fest 
begründet gewesen sind.

Demgemäß, kann der dem einberufenen Dienstverpflich­
teten über den Rechtsbestand solcher Beschaftigungsver- 
hältnisse hinaus besonders gesicherte Anspruch aut Oe- 
Währung der vertraglichen oder tariflichen Werkwohnung 
auch nicht davon abhängig sein, daß. der Dienstverpflich­
tete die Wohnung im Zeitpunkt seiner Einberuiung be­
reits innegehabt hat. Der Wortlaut der VO. ergibt nichts 
anderes. Durch § 1 Satz 3 wird, während im übrigen die 
beiderseitigen Rechte und Pflichten aus dein bestehen­
bleibenden Beschäftigungsverhältnis für die Dauer der 
Einberufung ruhen, der Anspruch auf Gewährung einer 
Werkvvohnung aufrechterhalten, „die von dem Dienst­
verpflichteten oder seiner Familie w e i t e r benötigt wird . 
Damit hat jedoch nicht etwa nur der Anspruch aut eine 
bereits bezogene, sondern auf jede Werkwohnung ge­
schützt werden sollen, die der infolge der Einberufung 
von seiner Familie getrennt lebende und auswärts uiuer- 
gebrachte Dienstverpflichtete für seine Familie und zur 
Unterbringung seiner Sachen weiter nötig hat. Ferner kann 
nicht zweifelhaft sein, daß der Anspruch auf Gewährung 
der Wohnung ein tarifliches Recht auf Gestellung eines 
Fuhrwerks vom Umzug einschließt. Solange die Bekl. 
dem Kl. die Gewährung der ihm zustehenden Werkwoh­
nung und die Vornahme seines Umzuges schuldhaft ver­
weigert, ist sie auch für den ihm daraus entstandenen 
oder noch entstehenden Schaden ersatzpflichtig.

Nach alledem muß die Rev. zur Aufhebung des angef. 
Urteils führen. Das BO. muß. noch zu der von ihm bis­
her zu Unrecht dahingestellt gelassenen Frage Stellung 
nehmen ob ein Arbeitsvertrag zwischen den Parteien zu­
stande gekommen und der etwa rechtswirksam ge­
schlossene Vertrag durch die Anfechtung der Kl. mit 
rückwirkender Kraft nicht wieder beseitigt worden ist.

(RArbG., Urt. v. 29. Mai 1942, RAG 29/42. -  Königs­
berg i. Pr.).

Anmerkung: Das Urteil läßt die Stellung des RArbG. 
zu der umstrittenen Frage der B e g r ü n d u n g  des A r ­
b e i t s v e r h ä l t n i s s e s  erkennen. Schon in der Uber- 
gangszeit vor dem Inkrafttreten des ArbOG. ( l.M a il9 j4 ) 
war diese Frage von P o t t  h o f f  angeregt und in zahl“ 
reichen Aufsätzen behandelt worden (bes. „Arbeitsrecht 
9 [1922], 267ff.). In der Gegenwart haben S ie be r,t und 
N i k i s c h einerseits, M a n s f e l d  und N i p p e r d e y an­
dererseits sich um die weitere Klärung der Frage be­
sonders verdient gemacht. Von S i e b e r t  und N i k i s c h  
wird gelehrt, daß es zur Begründung des Arbeitsverhalt- 
nisses eines Vertrages nicht bedarf, sondern daß hierfür 
die E i n g l i e d e r u n g  in den Betrieb erforderlich und 
genügend ist; N i p p e r d e y  und M a n s f e l d  sehen da­
gegen den A r b e i t s  v e r t r a g  als die Willenseimgung 
an, die das Arbeitsverhaltnis begründet. Hierzu ist 
namentlich zu verweisen auf S i e b e r t ,  „Das Arbeits­
verhältnis in der Ordnung der nationalen Arbeit (¡930), 
bespr. von mir JW. 1936, 311, dazu dessen Aufsatze: 
DArbR. 1937, 14 (mit zahlreichen Literaturnachweisen), 44, 
305, 338; JW. 1937, 1103; N i k i s c h ,  „Arbeitsrecht , 
Grundriß, 2. Halbband (1938), 67 ff., und besonders „A r­
beitsvertrag und Arbeitsverhältnis“  (1941), bespr. DK. 
1941, 2515, wo die vom Verf. auf dem Boden des alteren 
Rechts in IheringsJ. SO (1930), 1 ff. entwickelte Auffassung 
weitergebildet und zu S i e b e r t  im Stellung
genommen wird; M a n s f e l d :  DArbR. 1136,118 und 1937 
142; S t a u d i n g e r - N i p p e r d e y ,  Vorbem. 32 vor §611 
BGB. (lO.Aufl., S. 896).

ln der vorl. Entsch. bekennt sich das RArbG., wie 
schon in dem angezogenen Urteil RAG 56/40 v. 21. Aug. 
1940 zur V e r t r a g s t h e o r i e .  Von da aus konnte es 
nicht zweifelhaft sein, daß das Arbeitsverhältnis des Kl. 
bei der bekl. Landwirtin (falls nicht etwa die von ihr er­
klärte Anfechtung wegen arglistiger Täuschung sich noch 
als begründet erweist) schon ein „bestehendes Beschäfti­
gungsverhältnis“  i. S. des § 1 ArbRÄndVO. war, als der 
Kl. zur Wehrmacht einberufen wurde, obwohl er zu die­
sem Zeitpunkte seinen Dienst bei der Bekl. noch nicht an­
getreten hatte, und daß nunmehr die Rechte und Pflichten 
aus dem Beschäftigungsverhältnis zwar für die Hauer der 
Einberufung ruhen, der tarifliche Anspruch auf die Werk­
wohnung aber wegen der besonderen Vorschrift in § 1 
Satz 3 aufrechterhalten bleiben mußte.
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Das Urteil lehrt, daß auf die wissenschaftliche K l ä ­
r u n g  der  G r u n d f r a g e n  weit mehr ankommt, als man 
gemeinhin anzunehmen geneigt ist. Nur von festen grund­
sätzlichen Ausgangspunkten aus läßt sich die befrie­
digende Entsch. zweifelhafter Einzelfälle gewinnen.

RA. Dr. W. O p p e r m a n n  f,  Dresden.
*

** 16. RArbG. — §2 ArbOG. Kündigung ohne Rechtswirk­
samkeit ist kein Grund zur Ausschließung von einer Weili- 
nachtsvergütung, die gekündigten Gefolgschaftsmitgliedern 
versagt ist.

Die Kl. ist seit dem 16. Jan. 1940 Angestellte der Bekl. 
Diese hat ihre Gefolgschaftsmitglieder im Dezember 1941 
ebenso wie in den Vorjahren mit einer Weihnachtsgratifi­
kation bedacht, wobei jedes der Bedachten folgendes 
Schreiben erhalten hat:

„Es ist uns unter den gegenwärtigen Verhältnissen eine 
besondere Freude, daß w ir unseren Gefolgschaftsmitglie­
dern, wie in den Vorjahren, auch aus dem Ergebnis des 
Jahres 1941 eine Weihnachtsgratifikation gewähren kön­
nen. Diese Zuwendung soll unseren Dank und unsere An­
erkennung für die fleißige hingehende Mitarbeit im ver­
gangenen Jahr zum Ausdruck bringen. Sie soll gleich­
zeitig ein Entgelt für die Arbeitsleistung des Einzelnen 
darstellen, die — wie das im Baugewerbe unvermeidlich 
ist — gelegentlich über das tarifliche Maß hinaus geleistet 
werden mußte, soweit hierfür nicht bereits die tarifliche 
Überstundenbezahlung erfolgt ist. Schließlich stellt die 
Gratifikation wie bei früheren Auszahlungen eine Treue­
prämie für diejenigen unserer Angestellten dar, die im 
Jahre 1941 mehr als drei Monate bei uns tätig waren und 
auch jetzt noch ungekündigt in unseren Diensten stehen, so 
daß w ir damit rechnen können, daß sie auch weiterhin, 
wie bisher, in unserer Betriebsgemeinschaft tatkräftig mit- 
arbeiten werden, damit w ir die uns vom Führer gestellten 
Aufgaben im Daseinskampf unseres Volkes so erfüllen, 
wie dies von uns erwartet wird.“

Das Schreiben enthielt dann noch den Hinweis, daß es 
sich auch diesmal um eine freiwillige Leistung handele 
und daß sich die Bekl. angesichts der nicht vorauszusehen­
den Entwicklung ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse durch 
die getroffene Regelung weder gegenüber der Allgemein­
heit, noch im Einzelfalle hinsichtlich ihrer Entschlüsse für 
spätere Jahre binden lassen könne.

Die Kl. ist von der Gratifikation ausgeschlossen worden, 
und zwar, wie sie meint, ohne zureichenden Grund. Sie 
verlangte daher mit der Klage Zahlung von 200 M „ft.

Die Bekl. ist dem Anspruch entgegengetreten. Sie hält 
die Voraussetzung für die Gratifikation bei der Kl. nicht 
für gegeben. Insoweit ist unstreitig, daß die Kl. ihre Stel­
lung im Juni 1941 gekündigt hatte und nach Verweigerung 
der Zustimmung des Arbeitsamtes die Kündigung in 
zahlreichen Schreiben an die Bekl. gleichwohl auirecht- 
erhalten, sich auch unter Anrufung der Deutschen Arbeits­
front um die Zustimmung der Bekl. zu ihrem Ausscheiden 
bemüht hat. Einer Angestellten, die nur widerwillig im 
Betrieb verbleibe, fehle, so meint die Bekl., die Betriebs­
verbundenheit, die bei Gewährung der Gratifikation vor­
ausgesetzt worden sei. Die Kl. entgegnet, ihr Bestreben 
nach Aufgabe ihrer Stellung stehe nicht mit der Betriebs­
treue in Widerspruch, sondern beruhe auf gesundheit­
lichen und familiären Gründen.

Das ArbG. hat die Klage abgewieseij. Das BG. hat ihr 
stattgegeben. Die Rev. war erfolglos.

Die Bekl. hat ihrer Gefolgschaft die Weihnachtsgratifika­
tion für das Jahr 1941 ebenso wie in den vorhergehenden 
Jahren ausdrücklich als freiwillige Leistung gewährt, so 
daß insoweit ein Rechtsanspruch für die Gefolgschaftsmit­
glieder nicht entstanden war. Gleichwohl kann, nachdem 
es zur Auszahlung der Gratifikation gekommen ist, jedes 
Gefolgschaftsmitglied kraft seines Anrechts auf Gleich­
behandlung verlangen, in derselben Weise wie andere ihm 
gleichzustellende bedacht zu werden (vgl. RArbG. 25, 59 
m. Nachw.). Das setzt indessen voraus, daß das Gefolg- 
schaftsmitglied zu demjenigen Kreise der Gefolgschaft ge­
hört, für welchen dei\führer des Betriebs die Zuwendung 
bestimmt hat. Denn nach herrschender Rspr. (RArbG. 26, 
70 [73]) steht es dem Führer des Betriebs frei, die Zuwen­
dung auf gewisse Gruppen von Beschäftigten zu beschrän­

ken und allgemeine Bedingungen für die Gewährung der 
Zuwendung festzusetzen. Er kann aber auch im Einzel­
falle ein Gefolgschaftsmitglied, das die Zuwendung sonst 
zu bekommen hätte, ausschließen, wenn die Nichtbeach­
tung des Grundsatzes der Gleichbehandlung durch in der 
Person des Gefolgschaftsmitgliedes liegende Gründe ge­
rechtfertigt wird.

Im vorl. Falle hat die Bekl. zwei Gruppen ihrer Gefolg- 
schaftsrnitglieder von der Zuwendung ausgenommen, näm­
lich einmal diejenigen, die erst drei Monate oder weniger 
in ihren Diensten standen, und sodann die in gekündigter 
Stellung Stehenden. Die Kl. gehört weder zu der ersten, 
noch insbes. zu der zweiten Gruppe. Ihre im Juni 1941 er­
klärte Kündigung war wegen der Verweigerung der 
arbeitsamtlichen Zustimmung und der Ablehnung des Ein­
verständnisses der Bekl. rechtsunwirksam geblieben und 
hatte das Arbeitsverhältnis der Kl. unbeeinflußt gelassen. 
Dasselbe gilt von den Schreiben, in denen sie sich unter 
Aufrechterhaltung ihrer Kündigung weiterhin um das 
Einverständnis der Bekl. mit ihrem Ausscheiden be­
müht hat.

Die Bekl. meint zwar, es entspreche dem Sinne ihres 
Schreibens, daß die Gefolgschaftsmitglieder, die — wie 
die Kl. — zur Abkehr von dem Betriebe entschlossen 
seien und diesem Entschlüsse Ausdruck verliehen hätten, 
den in gekündigter Stellung befindlichen gleichgestellt 
werden müßten, denn in dem Schreiben heiße es, daß auch 
weiterhin auf tatkräftige Mitarbeit im Betriebe gerechnet 
werde. Das BG. hat diese Auslegung abgelehnt, da das 
Schreiben nur Bewährung im Betriebe verlange, solange 
eben die Betriebszugehörigkeit fortdauere. Ein Rechtsirr­
tum liegt insoweit nicht vor. Nach den getroffenen Fest­
stellungen waren auch keine Befürchtungen begründet, daß 
die Kl. im Betriebe nicht mehr tatkräftig mitarbeiten 
würde. Im übrigen würde es den Grundgedanken der Be­
triebsgemeinschaft kaum entsprechen, wenn ein Betriebs­
führer, der sich dem Ausscheiden von Gefolgschaftsmit­
gliedern widersetzt und sie in der Betriebsgemeinschaft 
festhält, solche Gefolgschaftsmitglieder von Vorteilen aus­
schließen wollte, die er den übrigen Angehörigen der Be­
triebsgemeinschaft gewährt. Richtig ist zwar, daß die Ge­
währung von Weihnachtsgratifikationen in der Regel zu­
gleich werbende Zwecke verfolgt. Es soll dadurch für die 
Gefolgschaft ein Anreiz geboten werden, im Betriebe aus­
zuharren. Derartige Maßnahmen pflegen aber nicht davon 
abhängig gemacht zu werden, wie stark sich der Anreiz 
auf den einzelnen auswirkt, was ja auch niemals sicher 
vorausgesagt werden kann.

Es bleibt also nur noch zu fragen, ob sich die Kl. durch 
eine Treueverletzung der Zuwendung unwürdig gemacht 
hat. Das ist zu verneinen. Die Treuepflicht des Gefolg­
schaftsmitglieds beschränkt sich, wenn man von dem 
Ruhestandsverhältnis absieht, grundsätzlich auf den Zeit­
raum der Betriebszugehörigkeit. Sie hindert das Gefolg- 
schaftsmitglied nicht, auf dem gesetzlich zugelassenen 
Wege aus seiner Stellung auszuscheiden. Die Kl. hat nichts 
anderes versucht, als ihr Arbeitsverhältnis auf diesem 
Wege zu lösen. Da sie keine unzulässigen Mittel angewen­
det hat, um ihr Ausscheiden zu erreichen, kann sie insoweit 
kein Vorwurf treffen, zumal sie — wie es scheint — beacht­
liche Gründe familiärer und gesundheitlicher A rt dafür 
hatte.

(RArbG., Urt. v. lö.Okt. 1942, RAG 79/42.) [He.]

Reichsverwaltungsgericht

17. RVG. — § 2 Abs. 1 und 2 KSSchVO. Nr. 1 Abs. 2 und 
Nr. 12 der 4. NSchAO. des RMdl. vom 23. April 1941 
(RMB1. 93 =  MBliV. 781).

Die Gewährung einer Nutzungsentschädigung wegen 
Unmöglichkeit der Fortbewegung eines Wasserfahrzeuges 
(Nr. 1 Abs. 2 der 4. NSchAO. v. 23. April 1941) setzt vor-
aus,

a) daß die Unmöglichkeit auf unmittelbarer Kampfein­
wirkung beruht oder deren unvermeidliche Folge ist 
(Bestätigung der bisherigen Rspr.) und ferner

b) daß die Unmöglichkeit ihrerseits den Entgang von
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Einnahmen oder die Entstehung zusätzlicher Ausgaben
unmittelbar zur Folge hat. .

Mittelbar verursachte Einnahmeausiälle oder zusätzliche 
Ausgaben (z. B. erhöhte Transportkosten zur Vermeidung 
einer Fehlfracht) werden nicht ersetzt.

Ein Kanal wurde einige Tage im Aug. 1940 behördlich 
gesperrt, weil eine Überführung des Kanals von einer 
feindlichen Fliegerbombe getroffen Und das Wasser der 
Kanalhaltung ausgeflossen war. Infolge dieser Sperre 
wurde der Durchgangsverkehr nach E. und nach den an­
geschlossenen Gebieten in beiden Richtungen lahm- 
gelegt. _

Der NC.-Verband hatte im Aug. 1940 den Dampfer 
„Wilhelm R.“  für etwa 1350 t Zement zum Abtransport 
nach K. ab E. aufgenommen. Etwa 385 t Zement waren 
zur Beförderung zum Seedampfer auf dem Kahn W. mit 
entsprechender Ladedisposition nach E. auf den Weg 
gebracht worden. Infolge der Kanalsperre konnte der 
Kahn nicht zur Abfahrtszeit des Seedampfers in E. ein- 
treffen. Um den im Dampfer „Wilhelm R.“  aufgenom­
menen Frachtraum auszunutzen, ließ der Antragsteller 
die Fehlmenge auf dem teuereren Eisenbahnwege nach 
E. verladen.

Wegen der Mehrkosten beantragte der NC.-Verband 
auf Grund der 4. NSchAO. v. 23. April 1941 (RMB1. 93 
=  MBliV. 781) eine Entschädigung in Höhe von 1578,50 M l. 
Die Feststellungsbehörde erster Rechtsstufe lehnte den 
Antrag mit der Begründung ab, daß ein Anspruch auf 
Ersatz von Nutzungsschäden nur bestehe, wenn eine un­
mittelbare Einwirkung von Waffen oder Kampfmitteln 
auf den Kahn selber den Schaden herbeigeführt habe. 
Der Kahn habe jedoch die Sendung nach Aufhebung der 
Kanalsperre auf dem vorgesehenen Weg befördert. Aber 
selbst wenn der Kriegsschaden an der Kanalbrücke als 
Ursache für einen Nutzungsschaden ausreichen sollte, 
lägen im vorl. Fall keine zusätzlichen Aufwendungen 
für das an Bord des Kahns befindliche Gut vor. Nach 
dem Sinn des Gesetzes seien nur Schäden an Hab und 
Gut und dadurch ausfallende Nutzungen zu erstatten. 
Mittelbar durch den Krieg entstandene Schäden seien nur 
in Sonderfällen ersatzfähig. Ein solcher Fall liege hier 
nicht vor.

Die zugelassene Beschwerde des Antragstellers hat 
keinen Erfolg.

Der Antragsteller stützt seinen Anspruch auf Abschn. 1 
Nr. 1 Abs. 1 und 2 der auf Grund des § 1 Abs. 4 KSSch- 
VO. ergangenen 4. NSchAO. v. 23. April 1941 (RMB1.93 
=  MBliV. 781). Voraussetzung der Entschädigung ist da­
nach, daß bestimmte ausschließlich aufgeführte -Kriegs­
ereignisse den Verlust der Nutzung des betroffenen 
Fahrzeugs ganz oder teilweise verursacht haben, und 
ferner, daß dieser Nutzungsverlust den Entgang von Ein­
nahmen oder die Entstehung zusätzlicher Ausgaben un­
mittelbar zur Folge hat. Die Nutzung eines unbeschädig­
ten Fahrzeugs muß ganz oder teilweise dadurch unmög­
lich geworden sein, daß sein Besitz durch die Einwir­
kung von Waffen oder sonstigen Kampfmitteln beein­
trächtigt worden ist oder dadurch, „daß es sich infolge 
der Einwirkung von Waffen oder sonstigen Kampfmitteln 
zur Erreichung seines Reiseziels nicht fortbewegen 
konnte“ . Die letztere Möglichkeit kommt im von. Fall 
allein in Frage. . . .

Es kann zunächst dahingestellt bleiben, ob der Antrag­
steller überhaupt seinen Anspruch auf Nr. 1 der 4. AO. 
stützen kann, weil der Anspruch auf Nutzungsentschädi­
gung nach dieser Bestimmung nur demjenigen zusteht, 
der ein Recht zur Nutzung des betroffenen Fahrzeugs 
hat, und hier zweifelhaft ist, ob der Antragsteller ein 
solches Recht für sich in Anspruch nehmen kann. Wäre 
der Antragsteller nur Ladungsinteressent, dann käme die 
Bestimmung unter Nr. 12 der 4. AO. zur Anwendung, 
welche die Verluste der Nutzung der an Bord befind­
lichen Sachen regelt. Nach Nr. 12 wird eine Nutzungsent­
schädigung in dem besonderen Fall, daß ein unbeschädig­
tes Fahrzeug sich infolge einer Einwirkung von Waffen 
öder sonstigen Kampfmitteln zur Erreichung seines 
Reisezieles nicht fortbewegen konnte, nicht gewährt. Aber 
selbst wenn zugunsten des Antragstellers unterstellt wird, 
daß die Bestimmung unter Nr. 1 der 4. AO. anwendbar 
ist, kann die beantragte Entschädigung aus folgenden 
Gründen nicht gewährt werden.
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Voraussetzung für die Gewährung einer Entschädigung 
nach der hier allein in Betracht kommenden Bestimmung 
der Nr. 1 Abs. 2 der 4. AO. ist zunächst, daß sich das 
Fahrzeug infolge einer Einwirkung von Waffen oder 
sonstigen Kampfmitteln zur Erreichung seines Reisezieles 
nicht fortbewegen konnte. Die Fortbewegung des Fahr­
zeugs ist „infolge der Einwirkung von Waffen oder son­
stigen Kampfmitteln“  nicht möglich, wenn dies entweder 
auf ihrer unmittelbaren Einwirkung beruht oder deren 
unvermeidliche Folge ist. Das ergibt sich, wie der Senat 
bereits in seiner Entsch. v. 4. Febr. 1942 (RKA/I 36/41: 
DtVerw. 1942, 284 =  DR. 1942, 911) ausgesprochen hat, 
mangels entgegenstehender gesetzlicher Bestimmungen 
aus §2 Abs. 2 KSSchVO., wonach ein Schaden sowohl 
dann als unmittelbar durch die in § 2 Abs. 1 KSSchVO. 
genannten Geschehnisse verursacht anzusehen ist, wenn 
er auf ihrer unmittelbaren Einwirkung beruht, als auch 
dann, wenn er ihre unvermeidliche Folge ist. Im vorl. 
Fall ist die Kanalsperre die unvermeidliche Folge der Ein­
wirkung der Bomben auf den Kanal gewesen; denn die 
behördlich angeordnete Kanalsperre ist nicht als bloße 
Vorsichtsmaßnahme zur Verhütung möglicher Kampf­
handlungsschäden, sondern als notwendige Maßnahme in­
folge bereits erfolgter und sich auswirkender Kampf­
handlungen angeordnet worden. Da die Stillegung des 
Kahnes W. auf diese Kanalsperre zurückzuführen ist, ist 
sie als unvermeidliche Folge der Waffeneinwirkung anzu­
sehen. Insofern ist also die abweichende Auffassung der 
Feststellungsbehörde erster Rechtsstufe rechtsirrig.

Eine weitere Voraussetzung für die Gewährung einer 
Entschädigung nach Nr. 1 Abs. 2 der 4. AO. ist aber, daß 
der durch das Stilliegen des Fahrzeugs eingetretene 
Nutzungsverlust den Entgang von Einnahmen oder die 
Entstehung zusätzlicher Ausgaben u n m i t t e l b a r  zur 
Folge hatte. Danach wird nicht jeder Nutzungsverlust, 
der "auf der unmittelbaren Einwirkung eines Kriegser­
eignisses beruht oder dessen unvermeidliche Folge ist, 
entschädigt, sondern nur derjenige Nützungsverlust, der 
unmittelbar Einnahmeausfälle oder zusätzliche Ausgaben 
zur Folge hat. Die AO. unterscheidet aus wohlerwoge­
nen Gründen zwischen mittelbar und unmittelbar ver­
ursachten Einnahmeausfällen und zusätzlichen Ausgaben 
und beschränkt den Ausgleich für Nutzungsverluste aus­
drücklich auf unmittelbare Einnahmeausfälle und zusätz­
liche Ausgaben. Sie w ill dadurch alle entfernteren Folgen 
des Nutzungsverlustes von der Entschädigung ausschlie­
ßen. Andernfalls wäre die unbedingt gebotene Abgren­
zung der Entschädigungspflicht nicht mehr durchführbar, 
weil auch die mittelbar, z. B. als zweite oder dritte Ab­
nehmer der Ladungsgüter betroffenen Personen einen 
Ausgleich beanspruchen könnten. Solche entfernte Aus­
wirkungen von Kriegsereignissen dem einzelnen zu Lasten 
der Allgemeinheit abzunehmen, besteht aber kein Anlaß 
und ist auch nicht Sinn und Zweck der geltenden Kriegs­
schädenregelung. Der Antragsteller beansprucht im vorl. 
Fall einen Ausgleich für erhöhte Transportkosten, che er 
aufwenden mußte, um Fehlfracht zu vermeiden. Wenn 
durch Fehlfracht auf dem Dampfer „Wilhelm R “  infolge 
des Stilliegens des Kahnes W. ein Schaden entstanden 
wäre, so wäre dieser Schaden eine nur mittelbare Folge 
des Verlustes der Nutzung des betroffenen Fahrzeugs 
und daher nicht entschädigungsfähig. Das gleiche muß 
dann aber auch für die Transportmehrkosten gelten, die 
aufgewendet worden sind, um diese — nichtentschädi­
gungsfähige — Fehlfracht zu vermeiden; denn Aufwen­
dungen zur Abwendung eines mittelbaren Nutzungsver­
lustes können nicht anders behandelt werden als dieser 
selbst.

(RVG. [RICA.], 1. SpruchSen., Besohl, v. 9. Sept. 1942, 
RKA/I 66/41.) lWe4

18. RVG (RKA.) — Nr. 1 Abs. 1 und Nr. 3 Abs. 1 der 
2 NSchAO. d. RMdl. v. 23. April 1941 (RMB1. 93 =  
MBliV. 781). .

a) Ein Arzt, dem die Betreuung der Patienten eines einem 
anderen gehörigen Sanatoriums übertragen ist, erleidet da­
durch keinen entschädigungsfähigen Nutzungsschaden, daß 
das Sanatorium infolge Feindeinwirkung beschädigt w ird 
und er deshalb die Patienten nicht mehr behandeln kann.

b) Der Grundsatz, daß eine Entschädigung wegen ent­
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gangener Einnahmen auf Grund der 2. NSchAO. in der 
Regel dann nicht gewährt werden kann, wenn die Einnah­
men des Schadensjahrs die des Vergleichsjahrs übersteigen 
(vgl. Entsch. v. 29. April 1942, RKA/I. 14/42: DtVerw. 1942, 
262) findet auch bei Einnahmeausfällen aus freiberuflicher 
Tätigkeit Anwendung.

Das den Geschwistern W. gehörige „Haus W.“  in L., 
das als Sanatorium eingerichtet war, wurde bei einem 
Fliegerangriff im Juli 1940 zerstört. Die Gäste dieses Hau­
ses waren bis dahin von dem Antragsteller, Dr. med. Hugo 
R. in L., nach mündlicher Abmachung mit den Geschwi­
stern W. ärztlich betreut worden.

Dr. R. beantragt Erstattung seines Einnahmeausfalls in 
Höhe von 6284 ¿7Ut. der ihm in der Zeit von Juli 1940 
bis einschließlich März 1942 durch den Fortfall seiner in 
Haus W. untergebracht gewesenen Patienten entstan­
den sei.

Der Antrag wurde durch den Bescheid des Landrats als 
Feststellungsbehörde erster Rechtsstufe abgelehnt. Die hier­
gegen erhobene Beschw. des Antragstellers wies der Reg- 
Präs. zurück, weil der Antragsteller nicht Nutzer des zer­
störten Hauses gewesen sei, sondern nur die im Hause 
untergebrachten Kranken im Rahmen seiner freiberuflichen 
Tätigkeit behandelt habe.

Die ausdrücklich zugelassene weitere Beschw. des An­
tragstellers hat keinen Erfolg. ^

Einen Sachschaden hat der Antragsteller nicht erlitten. 
Das durch den Fliegerangriff zerstörte „Haus W.“  gehörte 
samt seiner Einrichtung den Geschwistern W. Wegen sei­
ner Einnahmeausfälle könnte er Ersatz nur verlangen, wenn 
sie als Nutzungsschaden i. S. des § 1 Abs. 4 KSSchVO. an­
zusehen wären. M it Recht ist dies von den Vorinstanzen 
verneint worden. Nach der hier in Betracht kommenden
2. NutzSchAO. des RMdl. v. 23. April 1941 (RMB1. 87 =  
MBliV. 774) setzt der Anspruch auf Nutzungsentschädi­
gung gemäß Nr. 1 Abs. 1 voraus:

1. daß ein Kriegssachschaden i. S. des §2 Abs. 1 Nr. 1 
KSSchVO. eingetreten ist,

2. daß dieser Sachschaden den Verlust der Nutzung der 
betroffenen Sache verursacht und

3. daß dieser Nutzungsverlust den Entgang von Einnah­
men oder — was hier nicht in Betracht kommt — die 
Entstehung zusätzlicher Ausgaben unmittelbar zur 
Folge gehabt hat.

Die erste Voraussetzung ist im vorl. Fall infolge der 
Zerstörung des Hauses W. und seiner Einrichtung ge­
geben. Die zweite Voraussetzung liegt jedoch nur in der 
Person der Sachgeschädigten, nämlich der Geschwister 
W „ vor. Dem Antragsteller würde durch den Sachschaden 
ein Nutzungsverlust nur dann entstanden sein, wenn ihm 
die Nutzung der zerstörten Sache zugestanden hätte. Dies 
ist aber nicht der Fall. Der Antragsteller hatte lediglich 
die Patienten in dem Hause W. ärztlich zu betreuen und 
erzielte aus dieser Tätigkeit Einnahmen. Dagegen stand 
ihm die Nutzung an dem Gebäude, d. h. seinen Räumen 
und seinen Einrichtungsgegenständen, nicht zu. Er war 
weder Mieter noeh Pächter der Räume und ihrer Einrich­
tung, noch bestand ein sonstiges Rechtsverhältnis, durch 
das ihm ein Nutzungsrecht an der Sache eingeräumt war. 
Von einem Nutzungsverlust i. S. der Nr. 1 Abs. 1 der 2. AO. 
ist mithin der Antragsteller nicht betroffen worden. Daher 
entfällt für ihn auch die dritte Voraussetzung. Der Antrag­
steller kann eine Nutzungsentschädigung ebensowenig be­

anspruchen wie etwa ein Angestellter, der durch die Zer­
störung seiner Arbeitsstätte seine Arbeitsgelegenheit ver­
liert und dadurch Verdienstausfälle erleidet.

Den Ausführungen des Antragstellers in der Be- 
schwerdeschrift, daß die Vorschriften über die Nutzungs­
entschädigung weit ausgelegt werden müßten, und er, da 
er infolge der Zerstörung des Hauses W. einen Ein­
nahmeausfall gehabt hatte, auch entschädigt werden müsse, 
obwohl er „nach dem strengen Wortlaut der Verordnung 
nicht Nutzer der zerstörten Sache“ gewesen sei, kann der 
Senat nicht beitreten. Der Begriff des Nutzungsschadens 
der 2. AO. ist einer erweiternden Auslegung nicht zugäng­
lich. Das folgt daraus, daß nach der Kriegsschädenrege­
lung solche Vermögensschäden, die nicht Sachschäden sind, 
grundsätzlich nicht vergütet werden sollen und die Ver­
gütung der Nutzungsschäden daher schon eine Ausnahme 
von diesem Grundsatz darstellt. Einen Anspruch, wonach 
jeder Einnahmeausfall, der mit einem Kriegssachschaden 
zusammenhängt, vom Reich zu entschädigen wäre, ist 
nach dem geltenden Kriegssachschädenrecht nicht anzu­
erkennen.

Aber auch dann, wenn entgegen der vorstehenden Fest­
stellung des Spruchsenats der Einnahmeausfall die unmit­
telbare Folge eines Nutzungsverlustes gewesen wäre, 
würde der Antragsteller aus folgenden Erwägungen eine 
Nutzungsentschädigung nicht zu beanspruchen haben. 
Nach Nr. 3 Abs. 1 Satz 2 der 2. AO. soll bei der Bemes­
sung der Entschädigung wegen entgangener Einnahmen 
grundsätzlich von den entsprechenden Einnahmen aus­
gegangen werden, die der Geschädigte im letzten Kalen­
derjahr, Geschäftsjahr oder Steuerjahr vor dem Schaden­
fall (Vergleichsjahr) erzielt hat. Nach der Entsch. des 
Reichskriegsschädenamts v. 29. April 1942 (RKA/I, 14/42: 
DtVerw. 1942, 262) ist bei g e w e r b l i c h e n  Unterneh­
men das Vorliegen eines entschädigungsfähigen Einnahme­
ausfalls in der Regel zu verneinen und eine Entschädigung 
auf Grund der 2. AO. zu versagen, wenn sich aus dem Ver­
gleich der Einnahmen im Schadensjahr mit denen im Ver­
gleichsjahr ergibt, daß die Einnahmen in ihrer Gesamt­
heit gestiegen sind. Dieser für gewerbliche Unternehmen 
ausgesprochene Grundsatz muß auch für Nutzungsentschä­
digungen gelten, die von Angehörigen freier Berufe be­
ansprucht werden. Auch die freiberufliche Tätigkeit bildet 
in wirtschaftlicher Hinsicht eine Einheit. Es kommt also 
nicht auf die einzelne in den Rahmen dieser Tätigkeit fal­
lende Betätigung, sondern auf die Gesamtbetätigung und 
auf ihr finanzielles Ergebnis an. Eine Entschädigung 
wegen eines Nutzungsverlustes könnte also hiernach nur 
dann gewährt werden, wenn die Gesamteinnahmen, die im 
Schadensjahr im freien Berufe angefallen sind, nicht über 
denen dés Vergleichsjahrs lägen. Diese Voraussetzung ist 
aber hier nicht gegeben. Infolge des Ärztemangels und der 
Zunahme der Zahl der Kurgäste in L. haben sich die 
Einkommensverhältnisse des Antragstellers vielmehr recht 
günstig entwickelt. Im Vergleichsjahr 1939 beträgt nach 
der Auskunft des FinA. der Umsatz des Antragstellers 
23 833 ¿RJl gegenüber einem Umsatz im Schadensjahr 1940 
von 28 919 M Ji und im Schadensjahr 1941 von 25 487 J},Jl 
und sein Arzteinkommen im Vergleichsjahr 1939 17639 M Jl 
gegenüber einem Einkommen von 27 499 JRM im Jahre 
1940 und von 26 346.9UI im Jahre 1941.

(RVG. [RKA.], I. SpruchSen., Beschl. v. 28. Okt. 1942, 
RKA/I. 103/42.) [We.]
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Auf alle kleinen Wunden gehört 
sofort ein Wundpflaster, dann 

heilen sie meist von selbst. Mit 
Bißwunden undVerletzungen,die 

durch Gartenerde oder Pferde­
dung verunreinigt sind, geht man 

nach Anlegung einesTraumaplast 

Notverbandes besser zum Arzt!

Carl Blank, Bonn a.Rfi.
Verbandpflasterfabrik

H E I L M I T T E L
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schätzung der Schering-Heilmittel in der 

ganzen Welt ist der stetige Anstieg des 

Exports. In allen Kulturländern verord­

nen und benutzen heute die Ärzte 

Schering-Heilmittel.

S C H E R I N G  A. G„  B E R L I N
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Dae gleidie tagt ein Wort, bas mir alle |a 
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Volheo nur bas befte 
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ein Sparkaffenbuch! 
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bes Wortes «reich».
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{Leicaformat, perforiert und unper­
foriert) geschaffen, der brillant 
arbeitet und Negative liefert, die 
sich in stärkstem Maße vergrößern 
lassen. H ierfür liefern w ir das k rä f­
tig arbeitende hochempfindliche 
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Ausführliche Spezialprospekte durch

W iim c n fa
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■ ■  E u ro p a  mm
Schöne länderweise Auswahlen gegenRe- 
ferenzen. Auch an Vereine, soweit Vorrat. 
Erich Boden, Postfach 45, Braunschweig

Der KonRursrichler und seine Abteilung
aus der Schriftenreihe „Deutsches Gerichtswesen“ 
bearbeitet von Amtsgerichtsrat Dr. Cur t  Werner

170 Seiten RM 4.— karb
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durch Beispiele veranschaulicht wird. Die durch Beispiele geschil­
derten regelmäßigen Verfahrensvorgänge sind möglichst erschöpfend 
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zu sein, soll diese Darstellung zu einer lebensnahen und volksver­

ständlichen Rechtsanwendung beitragen.
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^ ß e u le  te ile n , la t u m  tn a tta m  vettvenlen
IANSON - LANÖSDORFF & CO

„Die Detektei
Handelsregisterllch eingetragen.

Jnh. frm s Beide.
Berlin W130, Martin-Luther-Str. 11 j 

-  -  (Nähe Bayerischer Platz)
Seit 44 Jahren volkstümlich bekannt f. Spitzenleistungen in unauffäll. 
Beobachtungen überall - auch mit Kraftwagen, - gewissenhaften Er- 
mittelungen,Spezial-Privat-Auskünften im In-und Auslande. Gerichts- ¿ 
notorisches Beweismaterial tiir das gesamte Z iv il- und Strafrecht.j 
Vertrauliche Helferin von Persönlichkeiten der Industrie und W irt­
schaft, zahlreicher Anwälte und Privatpersonen aller Bevölkerungs- 

Schichten. Kostenlose Vorbesprechung.
Fernruf (Dauerdienst) 25 59 72 Gegründet 1898

------------

[<brm m tiétr¡
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DARMOL-WERK
DrAiLSCHMlDöALL

CH EM. PHARM. FABRIK W IE N

Deutsche Sondermarken
Günstiges Garantie-Angebot. Prospekt 
kostenfrei. Auch billige unverbindliche
Länderauswahlen gegen Berufsangabe.

Paul Lahn, 
Berlin-Stegütz lOO.

$53 B riefm arken
Sammler verlangt kostenlos die 

____ü „HANSA-POST“
Eine Werbeschrift, die Freude macht und 

Werte schafft.
Max Herbst, Markenhaus, Hamburg 36/207

A n k a u f von  S a m m lu n g e n  [

1

ß v C ^

G aran t gu ter  

A rznei-P  ra p a ra  t e 

-  seit 1893 ~

Clicrn. Fabrik
K reivel-Leuffen G. m. i». H.

' ' __i
»otm ais

O o u t f d i ß  U ß n n i t c i i -  
i F c u c r o o r f i c h o r u n g

auf © eg en fe itig fe it

Feuer B illig -gut-sicher Einbruch
Drucksachen kostenlos und Auskünfte bere itw illigst durch die Direktion

B E R L IN -C H A R L O T T E N B U R G  2

BERLINER STRASSE 153

Ü b e r  6 0 0 0 0 0  V e r s i c h e r u n g e n

Für je lOOO RM 
Versicherungssumme 

und jede Versicherungsart 
§0F~ 4 0  Rpf. Einheitsbeitrag ' » ß  

(Norm alpräm ie) einschließlich 
Versicherungssteuer und 

a lle r Nebenkosten
Unsere Vertrauensmänner werden 

Sie gern beraten



AttUauf,
Schakung, und Vecwectung. iton HacUtas^en

Edgar Mohrmann
Briefmarkenfachgeschäft und vereidigter und öffentlich bestellter 

Brief marken-Versteigerer

Hamburg 1, Speersort 6
Telegramm-Adresse Edmoro - Tel. 334083/84

Als StandacdwetUe des iiasienu-cUts

gelten die drei Werke des bekannten 
Kammergerichtsrat

Or. Paul Gaadeka, Berlin

Die ftofteneeAtfpeecfttmg
des Kammergerichts in Zivilsachen unter Berücksichtigung 
der übrigen höchstrichterlichen Kostenrechtsprechung. 
2. erweiterte Auflage nach dem Stande vom l.Märzl938. 
Umfang 334 Seiten. Preis kart. mit Leinenrücken RM 8.70.
„Daß die Sammlung der Praxis als ein unbedingt zuverlässiges Hilfs- 
mittel empfohlen werden kann . .

AGR. Hornig im RJM. in der „Deutschen Justiz“

Dos Slcmenompoltöfoilcnöcfcfc
Systematisch erläutert, erschienen 1937. Umfang 366 S. 
Oktav. Preis in Leinen gebunden RM 6.—.
„Es Ist das S ta n d a rd w e rk  über dieses Gebiet des Armenanwalts­
kostenrechts. . . .  für den Anwalt ure itbehrlich.“
RA. Dr. Erich Neumann, Berlin, in der „Juristischen Wochenschrift"

Der älerglcid) in tSfyefacfyen
1941, mit Nachtrag 1942. Umfang 132 Seiten.
Preis RM 4.10.
„M it Recht kann man sagen, daß dieses W erk in die Hand eines 
jeden Anwalts, aber auch jedes Gerichts- und Urkundsbeamten ge­
hört, die mit Ehesachen befaßt sind “

RA. Dr. H. Morell-Berlin in den „M itt. d. RRAK.“

W. M oeser Buchhandlung, Leipzig C I

Rechtswahrer 
in sieben Jahrhunderten 
deutschen Kulturschaffens

Ein Querschnitt durch das deutsche Schrifttum 
von PAUL M IC H L IG K

Umfang: 175 Seiten Preis: RM 5.40 (Wildleinen)

Die Schrift beansprucht mit Goethe, Scheffel und Dahn als Ausgangs­
punkt lediglich ein illustrierter Querschn tt zu sein, ein Leitfaden, der 
zeigt, wie mit dem Schwinden des alten bodenständigen deutschen 
Rechts die hervorragenden Gestalten von Rechtswahrern im lite­
rarischen Schaffen zahlenmäßig geringer werden, und wie fremdle» 
Recht zugleich auch einen eiheblichen Teil deutscher Männer, die 
ursprünglich Rechtswissenschaft studiert haben, dieses Wissensgebiet
verleidet.“ --------„Der Zusammenhang mit deutschem Ge stesleben
erweist sich allein schon durch die Einteilung in folgende sieben Ab­
schnitte: Geist der G otik; Rezeption des römischen Rechts; Barock 
und Rokokozeitalter; Sturm und Drang, Beginn der Aufklärung; Zeit 
der Romantiker; Judenemanzipat on und Liberalismus; Deutschlands 
Erwachen.“  Volksgerichtsrat Jenne in „Deutsches Recht

Zu b e z ie h e n  d u rc h  den B u c h h a n d e l o d e r d i r e k t  vo m  V e r la g

Deutscher Rechtsveriag G.m.b.H./Berlin/Leipiig/Wien
Berlin W  35, Hildehrandstraße 8

Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse I

S o f o r t  l i e f e r b a r :

Kosten in Anerbensachen
ABC-Ubersicht

von Justizamtmann W erner Schmücker
32 Seiten RM 1.80 kart.

Das Werk w ill eine schnelle und sichere Berechnung und Prüfung 
der Kosten in Anerbensachen ermöglichen. Es ist auf Grund prak­
tischer Erfahrungen des Verfassers aufgestellt worden. Das zeit­
raubende Zusammensuchen der verstreuten Bestimmungen wird durch 
den Gebrauch dieses Heftchens vermieden und die Berechnung der 
Kosten durch die alphabetische Anordnung des Stoffes wesentlich 
erleichtert. Außer den Anerbenbehörden, den Grund buchämtern 
und Nachlaßgerichten wird das Werk auch den Rechtsanwälten, 

Notaren und deren Büropersonal eine wertvolle Hilfe sein.

Z u  b e z ie h e n  d u rc h  d e n B u c h  H a n d e l o d e r  d i r e k t  vom  V e r la g

Deutscher Rechtsverlag G.m.b. H. • Berlin/leipzig/W ien
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8

Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1

ruo ölefem olcllcicht fchroerlten Kampfe un* 
vierer Gefchlchtc rolrö am Enöe öae heroor* 

gehen, roao uno Natlonalfozlallftcn, Öle 
rofr auo öem erften Weltkriege gehommen flnö/ 
Immer oorfchroebte: öae große Reich 
einer ln Lelö unö Freuö ocrbunöenen 
engen Volhegemelnfchaft.

7

O  weh, da hat's eine Panne gegeben mit 
dem Päckchen, das Hans zur Post bringen 
soll.

E r hat alles aufgehoben. D ie Adresse 
mar unleserlich geworden, aber er 
schreibt sie neu.

„Hast Du mich ganz gemi/f die U’i/bert- 
Schüdjtel wieder hineingelegt Y 
\vybert w il l  der Vater n id ti entbehren “ 
Man bekommt sie heute schwer; aber

IVi/bert dient heut in erster Linie dem 
Soldaten. Man muff sparsam damit sein, 
aber schon wenig Wijbert w irken viel.



Z u r  B e a c h t u n g !
Zuschriften auf Zifferanzeigen stets mit der Ziffernummer, auch auf dem 
Umschlag, kennzeichnen. Niemals Origmalzeugnisse beifügen. Auf Licht­
bildern Name und Adresse vermerken. Anzeigenpreise: die viergespaltene 
46 mm breite mm-Zeile 45 Rpf ; für Verleger- und Fremdenverkehrs- 
Anzeigen 36 Rpf.; für Stellen- und Gelegenheits-Anzeigen 23 Rpf.; für

Familien-Anzeigen und Nachrufe 15 Rpf. — Ziffergebühr für Stellenan­
gebote RM 1.50, für Stell« nge-uche und Gelegenheits Anzeigen RM 0.50. — 
Anzeigenschluß: jeweils an! Donnerstag der Voiwoche. — Begleichung der 
Anzeigenrechnungen nur unter Einzahlung auf Postscheckkonto Berlin 
Nr. 45176 Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H.. Berlin W 35.

::: Offene Stellen Hi
Für unsere s ü d d e u ts c h e n  K o n z e rn ­

w e rk e  suchen w ir A ss is t e n t e  n 
des kaufm . Leiters. W ir verlangen 
nach Möglichkeit juristische Vorbil-

Kriegsvertreter fü r größere An-
walts- u. Notariatspraxis nach Weimar 
L Th. gesucht. Unterlagen m it An­
gabe der Gehaltsansprüche erbeten an 
Rechtsanwälte Dr. U. S om m er und 
A .E ic h le r ,  Weimar, Straße d. SA 19a.

düng, Erfahrungen im Steuerrecht, Ge- 
wandlheit in Verhandlungen mit Behör­
den sowie Finanzierungs- und Bilanz­
kenntnisse. Angebote mit den üblichen 
Unterlagen unter Fr. 69159 an A la , 
Berlin W35.

Ausscheidender Bürovorsteher sucht als 
Nachfolger für Berliner Anwalts- u. 
Notariat'.kanzlei einen in beiden Fä­
chern firmen Bürovorsteher. Ange­
bote unter A . 3226 an die Anzeigen- 
Abteilung Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

Kriegsver.reter fü r Land- und 
Amtsgerichtspraxis in Könitz-Westpr. 
gesucht. Angebote an Rechtsanwalt 
A. S c h u l z ,  Konitz-Westpr., Denk­
malsplatz 2.

Kriegsvenreterfür mittlere Rechts-- 
anwalts- und Notariatspraxis alsbald 
gesucht. Bewährter Bürovorsteher 
vorhanden. Angebote unter A . 3223 an 
die Anzeigen-Abteil. Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, LUIzowufer 18.

Bürovorsteher(in) zu sofort oder 
später gesucht, auch Bürogehi fe(in) 
oder Sekretärin, die selbständig ar­
beiten können und über gute Zeug­
nisse verfügen. Keine Notariatspraxis. 
Rechtsanwalt E r i c h  M ü l l e r  IV , 
Hannover, Schiilerstraße 34.Ferien-Vertreter fü r Febrüar 1943

sucht Berliner Landgerichtsanwalt. 
Angebote unter A . 3217 an Anzeigen- 
Abteil. Deutscher Rechtsverlag, Berlin 
W 35, Lützowufer 18.

Bürovorsteher(in) für größeres 
Büro gesucht. Rechtsanwalt u. Notar 
F r i cke ,  Liegrritz, Niederschlesieh, 
Ring 38, Fernruf: 1418.Jurist, möglichst Volljurist, evtl, auch 

Volkswirt mit guten Rechtskenntnissen, 
auch im Steuer-, Arbeits- und W irt- 
scliaftsrecht als Sachbearbeiter in der 
Rechts- und Verwaltungsabt. größerer 
oberschles. Industrieverwaltg. z. bald. 
Dienstantritt oder 1. 4. 43 gesucht. 
Bewerb.init Lebenslauf, Licht bild,Zeug- 
nisabschr. u. m it Angabe v. Refere izen, 
Gehaltsanspr. und Wehrdienstverhä tn. 
erbeten unter A . 3214 an Anzeigen- 
Abteilung Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

Erste Kraft (Biirovorsteher(in),Sekre­
tärin) in Vertrauensstellung für Rechts­
anwalt- und Notarbiho gesucht. 
Zuschriften m it Gehaltsangabe erbeten 
unter A . 3216 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Bürovorsteher(in) fü r Rechtsab- 
teilung eines Großkonzerns in Berlin 
gesucht. Kenntnisse im Steuer- und 
Versicherungswesen (Umsatzsteuer, 
Sachversicherung) erwünscht. Ange­
bote unter Angabe des frühesten Ein­
trittszeitpunktes erbeten unter A . 3207 
an Anzeigen-Abteil. Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Stenotypistin 0d. B ü r o g e h i l f i n  
möglichst mit Kenntnissen im Notariat 
w ird zu sofortigem oder späterem Ein­
tr itt in der Nähe Berhus gesucht. 
Angebote unter A . 3203 an Anzeigen- 
Abteil. Deutscher Rechtsverlag, Berlin 
W35, Lützowufer 18.

Jurist(in) zur Mitarbeit in der Rechts­
und Steuerabteilung eines Konzerns in 
Berlin gesucht. Bewerbungen mit 
Lebenslauf, Zeugnisabschriften, Licht­
bild, E intrittsteim in und Wehrmachts­
verhältnis unter A . 3213 an An- 
zeigen-Abteilung Deutscher Rechts- 
veriag, Berlin W 35, I.ützowilfer 18.

Jurist O d e r  Juristin bzw. Volks- 
W irtschaftler baldmöglichst gesucht 
für die Leitung des Sozialbüros eines 
mittleren Industriebetriebes. Es wird 
eine ausbaufähige, interessante Dauer­
stellung geboten und hierfür eine cha­
rakterfeste Persönlichkeit, welche be­
sondere Befähigung oder erfolgreiche 
ähnliche Tätigkeit nachweisen kann, 
gesucht. Bewerbungen m it handge- 
sch iebenem Lebenslauf, lückenlosen 
Zeugnisabschriften, Lichtbild, Gehalts­
ansprüchen und frühestem E intritts- 
termin an E 634 durch Annoncenbüro 
Gerstmann, Berlin W 9, Linkstraße 13.

Perfekte Stenotypistin fu rA n- 
walts- und Notariatsbüro zu sofor­
tigem oder späterem E in tritt gesucht. 
Rechtsanwalt u. Notar K u r t  G a n z e r ,  
Eberswalde, Pfeilstr. 11.

Stenotypistin zu sofort od. später 
gesucht.Rechtsanwalte S c h r ä d e r  u. 
W i e s n e r ,  Berlin N 65, Müllerstr. 145.Mitarbeiter fü r literarische Tätig­

keit auf dun Gebiete des Kriegsscha­
denrechts sowie des Grundstück- und 
Mietrechts gesucht. Ang. u. A.3219 
an Anzeigen-Abt. Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

In angenehme Dauerstellung suchen
w ir: 1 perfekte Buchhalterin oder 
1 Buchhalter und I perfekte Steno­
typ is tin . Gefällige Angebote an 
l . b c h w e i t z e r S o r t i m e n t , B e r l i n  
W8, Französische Sfr. 16, Tel. 121167/68Selbständiger Bürovorsteher(io) für

größeres Reclitsanwaltsbüro (ohne No­
tariat) möglichst für sofort gesucht. 
Rechlsanwälte H u n g e r s h a u s e n  u. 
J u n g e ,  Litzmannstadt, Adolf-H itler- 
Straße 96.

Bürogehilfin, firm in beiden Fä- 
ehern für sofort oder später gesucht. 
Dr. Z i m m e r m a n n ,  Rechtsanwalt und 
Notar, Glogau.

lü ic  kaufen zucück: 
D eutsches Recht, Ausgabe A

1942: Hefte 1/2, 3, 4, 6/7, 8,9, 14/15 und 23 
1941: Hefte 4, 5, 7, 9, 44, 45/46 und 49 
1940: Hefte 3, 6, 7 und 8 
1939: Heft 42

Preis je M. —.75 zuzügl. Portokosten

Z u s e n d u n g  e r b e t e n  an:

Deutscher Rechtsverlag G . m. b. H.
Zweigniederlassung Leipzig C 1, Inselstraße 10

Gesuchte Stellen ji;

Älterer, erfahr., arbeitsfreud'ger Rechts­
anw alt und N otar sucht Wirkungs­
kreis im Osten (Generalgouvernement). 
Zuschriften unter A . 3198 an Anzeigen- 
Abteil. Deutscher Rechtsverlag, Berlin 
W35, Lützowufer 18, eibeten.

Anwaltsassessor (vor der Zu- 
lassung) mit besonderen Kenntnissen 
in Steuer- u. Verwaltungsrecht (Steuer­
berater) sucht Praxisübernahme oder 
Sozietät, evtl, zunächst Vertretung. 
Zuschriften erbeten unter A . 3211 an 
Anzeigen-Ableilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Junger Rechtsanwalt sucht in
Berlin Praxis zu übernehmen oder sich 
m it älterem Kollegen zu assoziieren. 
Angebo e unter A . 3206 an die An- 
zeigen-Abteiiung Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Volljurist, 28 Jahre alt, Pg., zwei 
Prädikatsexamina, 8 Monate Steuer- 
praxis, seit 3 Jahren selbständiger An­
waltsvertreter in Wirtschafts- u. Straf­
praxis einer norddeutschen Großstadt, 
beste Zeugnisse, möchte mit Rücksicht 
auf die Ge>undheit seiner Frau wieder 
zurück nach Süddeutschland u. sucht 
dort oder in derüstm arkentwicklungs- 
fähige Dauerstellung in Industrie oder 
W irtschaft oder Assoziation in An­
waltsbüro. Angebote m it genauen Ge- 
haltsangabm erbeten unter A . 3212 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Wirtschaftsjurist, Dr. jur. s .c .L , 
44 J , Pg-, langiähr. Praxis a's Richter, 
Rechtsanwalt, Industriesyndikus, Kom­
mentator, Spezia kenntn. a. d. Geb. d. 
gewerbl. Organisât., W irtscbafts- und 
Sozialpolitik, d. mehrjiihr. Aufenth. in 
Frankreich erworb. Erfahr, i. d. franz. 
Industrie, Verwaltung u. bei den Be- 
satzungsbehörd. sucht sof. leitende  
S te ile , wo Selbständ. u. Aufstieg ge­
währ!. Angebote unter A. 3222 an die 
Anzeigen-Ableilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Bürovorsteher, firm in Anw .- und 
Notariat, große Erfahrung in Grund­
stücks- u Vertragsangelegenh., m t gr. 
jur. Kenntnissen, sucht per I 4.43 oder 
spüter Stellung Ang. unfer A . 3227 an 
Anzeigen-Abt. Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

Langjähriger Bürovorsteher,
42 [ahre, erste Kraft, z. Zt. Industrie- 
kaufmann, bewandert in streitiger u. 
fre iw ill. Gerichtsbarkeit, guter Kenner 
des Arbeits-, Versicherungs- u. Sozial-

. rechts, möchte sich bald als Sachbe­
arbeiter in Gefolgschafts- od. R ech t­
abteilung verändern. Angebote unter 
A . 3221 a. d Anzeigen-Abt. Deutscher 
Rcchtsverl,, Berlin W 35, Lützowufer 18.

An w ar sstenotypislin, beide Fä­
cher, sucht Alleinstellung Berlin zum 
1.2.43. Angebote erb. unt. A . 3225 an 
Anzeigen-Abt Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

Anwal’sstenotypistin, perfekt,
mit 3 jähriger Tätigkeit in Anwalts­
und Notariatsbüro, sucht zum 1 April 
oder später Ste'lung in Berlin. Ange­
bote unt. A . 3224 an die Anzeigen-Abt. 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

II: Bekanntmachungen jjj 
::: verschiedener Art :::

Bürogemeinschaft zu sehr gün- 
stigen Bedingungen in Berlin-Doro- 
theenstadt bietet sich Anwaltskollegen. 
Erwünscht Kriegsvertretung, auch im 
Notariat. Angebote unter A . 3098 an 
Anzeigen-Abt. Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W35, Lützowufer 18.

Berliner Landgerichtsanwalt mit
guter Praxis sucht für sofort 2 oder 
mehrere Praxisräume, gegebenenfalls 
in Bürogemeinschaft oder in Unter­
miete und zur Vertretung bereit. An­
gebote unter A.3201 an Anzeigen-Abt. 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Suche dringend 3—4 Biiroräume mit 
Fernsprecher, möbliert oder leer, Ber­
liner Westen Rechtsanwalt H e i n z  
K u t z k i , Beilin-W ilmersdorf, Gieseler- 
straße 14, Tel. 86 62 12.

Zu verkaufen: Preußische Gesetze-
Sammlung, geb., 1924—1929. Reichs- 
gesctzblatt, geb., 1922 u. 1923 Teil I 
u II, 1924 Teil I, 1925 Teil I u II, 1927 
Te l II, 1928 u. 29 Te:l I u. II. Angv bote 
erbeten unter A . 3220 an die Anzeig.- 
Abtlg. Deufscher Rechtsverlag, Ber­
lin W 35, Lützowufer 18.

Zu verkaufen: jur.Wochenschrift, 
geb., 1933 1941. Gaupp-Stein, Komm, 
z. ZPO. Jäger, Komm. z. KO. Ols- 
hausen, Komm z.StGB. Könige, Hand­
ausgabe des HGB. Staub, Komm, zum 
HOB. Dr. Neumann, Die Rechtsprechg, 
d. Reichsgerichts. Preis: z/ t des An­
schaffungswertes. Angeboten. A.3218 
an Anzeiuen-Abteilung Deutscher 
Rechtsverlag, Berlin W 35, Lützow­
ufer 18.

Zu verkaufen in Leipzig: RGSt. ganz; 
RGZ. ab Bd. 106; RAG. ganz; JW. ab 
1926; RGbl. I u. II ab 1924 sowie andere 
Zeitschriften, Gesetzblätter, Kommen­
tare. Angeb erbeten unter A.3215 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W  35, Lützowufer 18.

3Inti<uiarifdicä Angebot:
C£ntf(f)ci»uuflcn i>. !K<s. in  3 itW (0(f)ct!, Sb. 51-140 ............. geb. 'JOT 270.—
!IBoi)cnfd)tift, 3u rijtifd )t, 1905/39 ..........................(geb. bis 1935) 9OT 250.—
9teid)sfinan3f)ofcMfci)cUmngen Sb. 1 -4 0 ......... .........................geh. 9{jgj 125 —
©cfcfifammlunß, Sreu|jif(f)e, 1900/38......................................... geb. JOT 160.—
S uftijm iu iftcria lb fo tt, «Ptcufi., 1900-1932/33, geb., unb gortfefcung

Sclttftbc 3u ftij, 1933/1939 ................................................................  JOT 250,—
'Jtccblfpreifmufl bet Dbcrtaii&csgcnd>tc. 46 Sbe. (1900/1928) . geb. JOT 180.—
3nf>rbud) bcs Scutfdien iltedits. 3g. 1-30 (1903/1932)......... * . geb. JOT 280 —
!Kcid)sgefe(|bIatt 1870-1939 ( I I .  I ) ........................................... geb g!9J! 326 _

®5ir fitufcit:
9ted)ts. unb ftaatsu>t|fenfd)aftl. Sibliotljefen unb CEinjelroerfe.

3. 8 rt)tuei(;cr S o r t i m e n t  / 58crlnt  *8 8
0roit3ö|tfd)C Sltafee 18 /  gentfpredjer 1 2 11 67/68 

mtnftfinttbtimg unb Sntigimvigt fiiv  Merfitä- unb Staats uiffenfrfmftcn

.Greif Auskunftei und Defektiv-Instifut / gegr. 1896 
Inh.: Polizei-Kommissar a. D. Fritz Jurisch

I  f  w  ■ ■ ehern. Kriminal Kommissar in Riga a. D.
Berl in W62, Lutherstraße 27 (gegenüber der Scala). Telefon: 243433
Auskünfte • Beobachtungen • Geheim-Ermittlungen

Seit 46 Jahren das Institut für Leistung und Zuverlässigkeit!



Ebenso wie sich das 

farbverdichtete Pelikan-Schreibband 

länger benutzen läßt, wenn man es 

alle acht Tage wendet, hält auch das

S b l i k a n
KOHLENPAPIER
noch länger, wenn man es nach 

einiger Zeit so umdreht, daß die bis­

herige Oberkante nach unten kommt. 
Die Typen treffen dann andere Stellen 

\  als vorher.

GÜNTHER WAGNER, HANNOVER

Wie W l t k t n

iu  d u  J ltäm w u sicku u M ty  

tun feden H e M s w a U c u !

40 MILLIONEN RM 
ANTRAGSSUMME
allein seit Kriegsausbruch

sind das Ergebnis unseres bewährten 
Werbesystems, das Hundertevon ehren­
amtlichen Vertrauensmännern in allen 
Berufsgruppen des NSRB wirkungsvoll 
unterstützen.

An d iesem  E rg e b n is  ist die von uns geschaffene 
Einheits-Versicherung für Kriegsteilnehmer mit verein­
fachter Aufnahme in hervorragendem Maße beteiligt.

Wenden Sie sicfTln allen Fragender Lebensversicherung an das Unter­
nehmen des Berufsstandes. — Bel Anfragen Geburtsdatum angeben!

DeutecUz
Anwatt- uncL Hotac- 
\Ju$LcUuutoty

Lebensversicherungsverein a. G. — Halle, Kalserstr. 6a. 
Die Vertrauensgesellschaft des NSRB.

f Dr. Atzler 1

Fernunterricht
zur Vorbereitung auf die Assessorprüfung 
(auch abgekürzte Prüfung)

B e r l i n  W 3 0 ,  L u i t p o l d s t r a ß e  4

- 0 "
c #  p

R H A S A N A
K O S M E T I S C H E  W E L T M A R K E N

is *ROB . KOBTHAUS FKANKFU«! * •  M


